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Vorrede, 



Bei keiner Nation ist der Staatsidee der Sieg so schwer 
geworden, wie bei der deutschen. Es dauerte lange Zeit, 
ehe der Deutsche auch nur das ABC des Staatslebens er- 
lernte. Nichts scheint sich mehr von selbst zu verstehen, als 
dafs mit dem Staate selbst auch dessen Einheit gegeben 
ist. Der Staat , als ein geistiger Organismus gedacht , er- 
scheint uns nothwendig als ein untheilbarer, einheit- 
licher Körper. Das allgemeine Staatsrecht abstrahirt das 
Princip der Einheit und Untheilbarkeit aus dem Staatsbegriffe 
selbst; aber sogar dieses einfache, naturgemafse Princip 
konnte sich in Deutschland erst nach langen Kämpfen Geltung 
verschaffen. Während bei andern Nationen von jeher oder 
wenigstens seit Jahrhunderten die Untheilbarkeit des 
Staates als unantastbares Axiom feststand, dauerte in Deutsch- 
land das Theilungssystem bis in die neuere Zeit fort. 
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grundsatze, welche in den regierenden deutschen Fürsten- 
häusern, sowohl zur Zeit des .privatrechtlichen Theilungs- 
systems , als unter der Herrschaft der staatsrechtlichen Indi- 
vidualsuccession gegolten haben , kann das vorliegende Werk 
zugleich zu einem brauchbaren Handbuche für die Successions- 
geschichte der einzelnen deutschen Fürstenhäuser machen. 

Das 17. und 18. Jahrhundert hat eine zahlreiche Disser- 
tationenliteratur über das Recht der Erstgeburt hervorge- 
bracht , welche ich jedoch nur theilweise in den mir zugäng- 
lichen Bibliotheken vorfand. Den meisten dieser Disserta- 
tionen geht jedoch alle historische Gründlichkeit, alle kri- 
tische Behandlung des Stoffes ab ; sie werfen ebenso die ver- 
schiedenen Zeitalter, wie die Institutionen der verschiedenen 
Völker bunt durch einander (S. 356); an eine scharfe Unter- 
scheidung der eigentlichen Primogenitur von ähnlichen Suc- 
cessionsarten wird gar nicht gedacht. Bei einer solchen Un- 
brauchbarkeit der altern Literatur , welche meistens aus Dis- 
sertationen besteht, habe ich es nicht für nöthig gehalten, 
die hierher gehörigen Schriften ausführlich aufzuzählen. Ich 
verweise hier auf Pütter, Literatur des deutschen Staats- 
rechts III. §. 1531 und 1532, auf die Fortsetzung dieses 
Werks von Klub er S. 621 und auf Salza und Lichtenau^ 
Lehre von Familienfideicommissen §. 65. S. 127. 

Aus der Menge der zahlreichen altern Werke mache ich 
hier nur folgende namhaft , welche sich ein wesentliches Ver- 
dienst um die Fortbildung dieser Lehre erworben haben: 



Vorrede. IX 

Lvdolf Hugo , Abhandlung von der Saccession nach dem Primo- 
geniturrechte. Hannover 1691. 

Fr. C. Voit a Salzburg, de emolumentis territoriorum gerra. ex 
jure primogenitnrae descendentibus. Lipsiae 1718. 

G. Melchior a Ludolf, de introduclione juris primogenilurae. 
Jenae 17 OS. nnd edit. tertia 1735. 

Eine gute Abhandlung in Hüber lin's Reperl orium des deutschen 
Staats- und Lehnrechts B. IV. S. 266 — 281. 

CaroL Ch. Ho facker, de originibus et fatis successionis ex jure 
primogeniturae. Göttingen 1771 , auch in dessen opusculis 
jnridicis. Stuttgart 1804. 

Die letztere Abhandlung ist zwar ziemlich kurz, aber 
von vorzüglichem Werthe; Hofacker hat zuerst die 
Successionsgeschichte der deutschen Fürstenhäuser für diesen 
Zweck gründlich studirt, hat zuerst die Perioden scharf unter- 
schieden und den richtigen Gedanken ausgesprochen , dafe die 
Einfuhrung der Primogenitur nur eine Wiederherstel- 
lung des ältesten durch das Theilungsunwesen vernichteten 
Rechtszustandes sei. Wir verdanken keinem andern Werke 

über das Recht der Erstgeburt soviel, als dem kleinen Schrift- 

« 

eben des gediegenen schwäbischen Juristen. 

Neuere Werke, welche „das Recht der Erstgeburt" 
ex professo behandelten, sind nicht erschienen. 

B. W. Pfeiffer in seiner Schrift „über die Ordnung der 
Regierungsnachfolge in den monarchischen Staaten des deut- 
sehen Bundes" geht natürlich auch auf die Geschichte der Pri- 
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mogenitur ein und behandelt dieses Rechtsinstitut mit gewohn- 
ter Gründlichkeit. Obgleich ich in so manchen Einzelheiten 
mit den Ansichten dieses ehrwürdigen Veteranen der hessi- 
schen Jurisprudenz bei tieferm Eindringen in das Quellen- 
material nicht übereinstimmen konnte, so gestehe ich doch 
gern, dafs ich aus seinem Werke „über die Ordnung der Re- 
gierungsnachfolge" für meinen speci eilen Gegenstand viel 
gelernt habe und ihm manche wichtige Notiz verdanke. Die 
zahlreichen andern juristischen und historischen Werke, welche 
ich für meine Abhandlung benutzt habe , sind überall an den 
betreffenden Stellen genannt* 

Die grofsen publicistischen Quellensammlungen aus dem 
vorigen Jahrhunderte machten ein umfassendes Quellenstu- 
dium möglich, da .der gröfste Theil der fürstlichen Haus- 
gesetze , besonders der Frimogeniturordnungen in denselben 
vollständig abgedruckt ist. Ich erfülle eine Pflicht der Pie- 
tät, wenn ich den tiefsten Kenner des deutschen Staats- 
rechts, den fleifsigsten Bergmann im Schachte deutscher 
Wissenschaft — den frommen J J Moser hier mit Dank 
und inniger Verehrung nenne. Sein grofses Staatsrecht in 
50 Quartbänden ist ein unvergängliches Monument deutschen 
Fleifses und treuer Beharrlichkeit, es ist die reichste Fund- 
grube für alle tiefern historisch - publicistischen Studien. 
Eine Monographie, wie die gegenwärtige, würde ohne die 
solide Grundlage Moser sehen Fleifses unausführbar blei- 
ben. Sehr viele hierher gehörige Hausgesetze der chur- 
fürstlichen, fürstlichen und reichsgräflichen Häuser finden 
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sich in seinem grofsen deutschen Staatsrechte (besonders 
B. Xu — XV) und in seinem Familienstaatsrechte zusam- 
mengestellt. Nächst Moser 's Werken habe ich Länigs deut- 
sches Reichsarchiv für das Studium der fürstlichen Baus» 
gesetze , in denen das wichtigste Material für den vorliegen- 
den Gegenstand enthalten ist, am meisten benutzt. Die 
Quellen , aus denen ich geschöpft habe , sind fiberall mit der 
möglichsten Genauigkeit angegeben. Freilich liefsen mich 
die Quellensammlungen nicht selten im Stiche und es blieb 
nichts übrig, als mir dann auf archivarischem Wege die not- 
wendigen Notizen zu verschaffen. Den geehrten Herren, 
welche meinen Wünschen mit anerkennungswerther Gefällig- 
keit entsprochen und mein Werk durch manche wichtige Mit- 
theilung bereichert haben, sage ich meinen verbindlichsten 
Dank. Ihre Humanität in der Mittheilung von sachdienlichen 
Notizen hat mir einen um so erfreulichem Eindruck gemacht, 
als man selbst heutzutage noch hie und da einem kleinlichen 
Vorurtheile begegnet, welches das Bekanntwerden selbst von 
altern fürstlichen Hausgesetzen für eine bedenkliche Sache 
hält. Die archivarischen Mittheilungen, welche ich bis heute 
noch nicht erhalten habe, denke ich spater in einem Nachtrage 
zusammenzustellen. 



Das zu bewältigende Quellenmaterial war ein so massen- 
haftes, die zu sammelnden Notizen lagen in so verschiedenen 
Folianten begraben, dafs der billig denkende Leser gewifs 
entschuldigen wird , wenn sich irgendwo eine unvollständige 
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Angabe eingeschlichen haben sollte« Ich werde jede Be- 
richtigung, welche mir zukommen sollte, mit Dank an- 
nehmen und wo möglich in einem Nachtrage meines Werks 
die Lücke vervollständigen. 

Jena, den 20. Juli 1851. 

Dr. Hermann Schulze. 
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§. i. 

Der Gegensatz zwischen Staatsrecht und Privatrecht in der historischen 

b 

Entwickcloiig. 

Die I4ee des Rechts ist ewig and unwandelbar, aber die Form, 
in welcher sie zur Erscheinung kommt, wechselt in dem grofeetf 
Gange der wellgeschichtlichen Entwicklung, Jedes Zeitalter and 
in demselben vorzugsweise jedes Volk* welohes zum geistigen TrfcV 
ger einer höheren menschlichen Bildung bestimmt ist ,. hat auch in 
rechtshistorischer Beziehung seine eigentümliche Aufgabe zu lösen. 

Von hohem Interesse ist besonders das Verhällnifs, in welchem 
bei verschiedenen Völkern und zu verschiedenen Zeiten Staats- 
recht arid Privatrecht zu einander gestanden haben. Das Rechts- 
prineip ist zwar ein einheitliches, aber es hat zwei verschie- 
dene Seiten oder Beziehungen. . Das Gemeinwesen, als solches, mit 
seinem höheren Gesammtintecesse hat Rechte, aber auch den im 
Staate enthaltenen Individuen , diesen freien , mit Selbstzweck ver- 
sehenen Wesen, kommt ihre eigene Rechtssphäre zu, welche auf 
ihrer Persönlichkeit beruht. So scheidet sich das Recbtslcben 
in zwei verschiedene Sphären : einerseits in das privalrechlliche. Ge- 
biet , wo man seinersei ffstwillen Rechtssubject ist , anderer- 
seits in das staatsrechtliche Gebiet, wo man um der Gesa m ml- 
heit willen. Rechte nnd Pflichten hat. 

Beide Richtungen,' iof denen sich das Rechtsprincip offenbart, 
haben ihre vollständige Berechtigung f aber vermöge einer einseitigen 
Entwickelang ist za verschiedenen Zeiten und bei verschiedenen 
Völkern bald diese, bald jene Richtung als die vorherrschende, über- 

Schulae Brrigeb.Rt. 4 
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Wiegende aufgetreten, während die andere in den Hintergrund ge- 
drängt wurde. Erst die moderne Staalsentwickelung bat es sich 
zur Aufgabe gestellt, die Harmonie zwischen diesen beiden Rich- 
tungen herzustellen. 

Der Grundzug der classischen Welt , als deren Repräsentant 
das geniale Volk der Griechen erscheint, istdieüebermacht der 
.staatsrechtlichen Entwicklung; die Freiheit des Indivi- 
duums ist im Staate untergegangen. Difc ersten griechischen Rechts- 
philosophen, in deren Schriften sich die Staatsanschauung ihres Volks 
idealisirt widerspiegelt, wissen nichts von einem selbstständi- 
g«n Privatrechte; Piatons Staatsideal negirt sogar die Existenz eines 
jeden Privatrechts. Die Wächter seiner Republik opfern nicht nur 
Eigenthum und Familie dem Staate , sondern ihre Neigungen und 
Triebe, ihre ganze menschliche Individualität. Diesem Ideale ent- 
spricht freilich, die Wirklichkeit nicht vollständig. Aber PUtons Re- 
publik ist ein Ideal, welches -aus der Realität des griechischen Lebens 
abstrabjrt ist, wo der Gedapke des Staates alle Sphären des Privat- 
leben« durchdrungen hat, wo der einzelne Staatsbürger, nur als Par- 
celle des Staates erscheint. 

Es giebt in der historischen Entwickelung der Menschheit kei- 
nen schroffern Gegensatz, als den griechischen Staat des classischen 
Alterthums und den mittelaltrigen Feudalstaat. 

Das Mittelalter, dessen geistigen Mittelpunkt das germanische 
Volk bildet, bewegt sich im entgegengesetzten Extreme/ Hier wal- 
tet die freie individuelle Entwickelung, die Berechtigung 
der Einzelwesen entschieden vor; das privatrechtliche Princip 
erscheint als die präponderirende Macht. Privatrecbtlicfae\Gruud- 
sätze geben den Mafsstab für staatsrechtliche Verhältnisse ab, der 
Staat erscheint als ein Aggregat vqii Einzelberechtigungen und Pri- 
vilegien, die Staatsgewalt als patrimoniales Eigenthum. - Der 
Begriff des Staates , welcher die alte Welt beherrschte , scheint aus 
dem Bewufstsein des Mittelalters völlig verschwunden zu sein. 

. Das Verh&knifs zwischen diesen beiden Seiten des Rechtsprin- 
cips , in seiner verschiedenen wechselnden Gestalt , ist der [wich- 
tigste Punkt in jeder reebtshistorisehen Entwickelung. Nicht nur 
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bei verschiedenen Völkern ist es verschieden ausgeprägt, auch in der 
Ent Wickelung desselben Volkes können wir verschiedene Stadien 
nachweisen, wo das eine oder andere Princip das vorherrschende 
gewesen ist, bis in der höchsten Entwicklungsstufe die harmonische 
Ausgleichung beider und ihre gegenseitige Anerkennung mit Be- 
wufstsein erstrebt wird. 

§.2. 
Die /Grmidforin des. germanischen Staats.' 

Die charakteristische Staalsfonn der antiken Weh war die Re- 
publik,, die Monarchie konnte im elassischeu Altertbume sich nie 
zur vollen Legitimität erheben; sie erschien fortwährend als usmv 
patoriscbe Tyrann». - • 

Allein nur im engern Kreise einer Stadiverfassung ist die wahre 
demokratische Form, möglich, sie ist eine elementare, welche 
nicht im Stande ist, Staaten höherer Ordnung hervorzubringen*- So-, 
bald sieh daher die römische Repnblik aus einem städtischen Munici« 
palwesen tu einem Weltreiche erweitert' hatte , war der innerste 
Kern dei* republikanischen Staatsform vernichtet. Der politische 
Genius des römischen Volks war zu altersschwach geworden', nur 
eine neue .Staatsform aus sich zu erzeugen. Der unproduktive, 
starre Absolutismus , erst in republikanische Formen gekleidet, spä- 
ter mit orientalischem Nimbus umhüllt , hielt den Riesenkörper des 
römischen Reichs fast noch ein halbes Jahrtausend zusammen. 

Dem jugendlich frischen "Geiste des germanischen Stammes, 
welcher auf den Trümmern der römischen Weltherrschaft neue 
Reiche gründete ,- war es vorbehalten , eine neue Staatsform in die 
Weltgeschichte einzufuhren. Die Monarchie, mit Volksfreiheit ge- 
paart , ist die Staatsform , welche aus dem innersten Wesen des 
germanischen Geistes hervorgewacbsen und von der Monarchie des 
Orients und der römischen Kaiserzeit durchaus verschieden ist 1 ). 

So unentwickelt auch diese Staatsform in ihrer ersten Erschei- 
nung auftritt, so finden wir doch ihre Grundlinien schon in den Wor- 

1) S. meine Bot Wickelung m der kleinen Schrift : da jariadicticse Ariodpum 
Germanicorum §. 2. S. 5. Jenae 1847. 

1 * 
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ten des Tacilns: „Nee regibus infinita ac libera potestas" angedeu- 
tet. Wie eigenthumlicb ist diese Stellung eines germanischen Königs 
zu seinen freien Volksgenossen! Mit welcher Institution antiker 
Staaten liefce sich das Verhaltuifs eines Chlodovech zu seinen freien 
Franken, eines Alarich zu seinen Westgothen vergleichen? 

Nur die monarchische Staalsform giebt die Möglichkeit zu Staa- 
tentrildutigen höherer Ordnung, während Staaten, wo das ganze 
Volk unmittelbar herrscht, immer nur von geringem Umfange 
sein können. Dem genialen hellenischen Volke war es nicht be- 
stimmt, zu dieser höhern Ordnung emporzusteigen; seine einzelnen 
Staaten gingen in den kleinen Formen des politischen Daseins un- 
ter/ Die wahre , mit Volksvertretung gepaarte Monarchie ist da- 
her in der genetischen Entwickelung der Staatsformen ein höhe- 
res Stadium, als der elementare Zustand der demokratischen Re- 
publik *).' 

Aber die Monarchie selbst hat die gröfsten Umgestaltungen 
in der Geschichte des deutschen Volks erfahren, wenn auch ihr we- 
sentlicher 'Gruodzug — .Theilnahme der Beherrschten an der Staats- 
gewalt und persönliche Berechtigung des Individuums — immer ge- 
blieben ist. Zwischen dem Heerkönigthum der wandernden germa- 
nischen Stämme und der moderneu coustitulionellen Monarchie liegen 
sehr verschiedene, aber historisch nolhwendige Mittelglieder einer 
organischen Staatsentwickelung. 

Jener relative Gegensatz zwischen Staats- und Privatrecht, 
welchen ich ag die Spitze meiner Darstellung gestellt habe, bezeich- 
net am schärfsten die verschiedenen Entwickelungsstufen des monar- 
chisohen Princips in Deutschland. Gerade in dem monarchischen 
Staate haben die verschiedenen Richtungen, von denen die eine vom 
privatreehtlfchen. Gesichtspunkte . des Patrimoniabtaats , die andere 
vom höhern staatsrechtlichen Standpunkte ausgeht, den. gröfsten 
Spielraujn zu einem fortwährenden Kampfe gehabt. , 

Nach der ersten Auffassungsweise erscheint der Staat ab ein 



1) F. ScMekrraacher über die Begriffe der verschiedenen Staatsformen in 
Vn Abhandl. der Akademie 1814 — 16. 
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Hauswesen , die Staatsgewalt als ero lehnbares Eigenthum , die poli- 
tischen Berechtigungen als Privilegien; nach der staatsrechtlichen 
Anschauung ist der Staat eine höhere Rechtsordnung, welche um 
ihrer selbstwiHen besteht ,• ein sittliches Bedürfnis der Menschheit, 
eine Verminftnothwendigkeit, die ihren Reebtfertignngsgrund m sieb 
seihst trägt. 

In dem grofsen Kampfe dieser beiden entgegengesetzten Grund- 
Anschauungen bewegt sich die gegcbilhtlicbe Entwickelung des staats- 
rechtlieben Stoffes,, ^welcher den Gegenstand meiner Darstellilng bil- 
den wird ; ich halte sogar dafür , dafs in keiner andern ftecbtsnartie 
die Bedeutung' dieses' Kampfes so lebhaft hervortritt, als da, wo es 
sich um die Frage beadelt, ob Einer aus dem föreise der Mitglieder 
der regierenden Familie im einheitlichen Staate sueoedicen, oder ob 
man den Staat unter alle gleichberechtigten Familienglieder t «.ei- 
len soll? Im ersten Falle gilt der Staat in seiner Einheit als die 
Hauptsache, im andern Falle betrachtet man ihn als nutzbares 
Eigen th um der regierenden Familie, deren Privatvortheil über 
die Staatseinheit gestellt wird.. 

§• 3* 

Der Umfang der vorliegenden Aufgabe, 

« • - * 

Ich habe" mir die geschichtliche Entwickelang des Primoge- 
nitur rechts in deutschen Fürstenhäusern zur Aufgabe gestellt. 
Diese Aufgabe ist jedoch etwas weiter zu. fassen, als es dem Wort* 
laute nacb scheinen möchte. Die Primogenitur ist zwar die wich- 
tigste und häufigste, dennoch aber nicht die einzig vorkommende Form 
der Individualsuccession. 

Unter Injdividuarsuccession verstehe ich diejenige Stfcces- 
sionsforra, wo immer nur Einer aus dem 'ganzen regierenden Hause 
den erledigten Thron einnimmt und Regent des.untheilbaren» 
Staatsganzen wird. |>ie Art und Weise-, eine solche Individualsuc- 
cession zu bewerkstelligen, kann aber verschieden 1 sein, .obgleich die 
Einführung der Primogenitur immer als das sicherste und zweckmä-" 
feigste Mitte) ersbbeint. Die gegenwärtige Darstellung mufs daher 
die Geschichte der ganzen Individualsuccession in ihr BererpA jäc- 
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he» , 4a die Sueeessioa rieh der Ordnung der. Erstgeburt nur eine 
bestimmte Species davon ist« 

Den Gegensatz der Individualsuceession bildet die gleiche Be- 
rechtigung aller gleich nahen Agnaten zur Thronfolge. Dieses Sy- 
stem offenbart sich entweder in dem Princip der Theilnng oder 
dem der gemeinschaftlichen Regierung. J)as Princip der Indi- 
vidualsuecession ist das staatsrechtliche» das System der Thei- 
Longen und Communionen das privatreohtllehe« Der Kampf 
dieser beiden Principien bildet den Kern der historischen Eotwicke- 
lung, deren endliches Resultat der Sieg des staatsrechtlichen Prin- 
zips über das unberechtigte privatrechtliche ist. Je mehr man 
von dem wahrhaft sta&tsrechtlioheh Gesichtspunkte ausging, um so 
fester hielt man an der Staatseinheit, Je- mehr man den Staat als 
pttrjraoniales Eigentbum der Herrscherfamilie betrachtete, je mehr 
der Gesichtspunkt des öffentlichen Wohls zurücktrat , um so mehr 
entfernte man #ieh von dem Grundsatze de/ Staatseinheii» 

Aufs erhalb meiner Aufgabe liegt die Darstellung der Grund- 
sätze, welche im Allgemeinen über die Regierungsnachfolge in deut- 
schen Fürstenhäusern gelten . Ich will kein Thron - oder Erbfolge- 
recht, sondern nur die Geschichte 4er Individualsuccession in ihrem 
.Kampfe mit dem privatrechtKchen Princip schreiben. Ich werde da- 
her auf die allgemeinen Principien der Regierungsnachfolge in deut- 
schen Staaten nur so weil eingehen, als es für meinen speciellen 
Zurede durchaus erforderlich ist, 

* « * * 

. . - , . " §-. 4-, 

individualsuccession uod Primogenitur. 

Die mit dem Begrife des Staate* gegebene Stjateeinjieit bedingt 
oothwendlg die Individualsuccession; nurfituer von den -Er- 
ben des verstorbenen Regenten kann sein, Nachfolger in der eiaheiu 
liehen, untbeUbare» Staatsgewalt werden. 

- ; Ich habe schon- gewerkt, dafs Individualsuccession und Primo- 

• 

gtnitgr begrifflich nicht zusammen fallen, dafs vielmehr jene unter 
gang anderen Formen auftreten kann , als unter der Fpra der Pri- 
mogenitur. Die altgermani^chen Staaten der 
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weisen uns dies deutlich, indem in ihnen zwar favidualsuotöftskm 
stattfindet, aber rechtlich der Altersvorzug nicht entscheidet, bou- 
dern indem die Stimme des Volks den. Nachfolger ans dem Kreise 
der erbberechtigten Agnaten zn wählen pflegte Auch andere Aas« 
kunftsuittei, um die Individualsitccession möglich za machen, sind 
denkbar, z. B. Bestimmung des Nachfolgers durch den Regenten* 
aber 4er siebente Weg bleibt immer die Berücksichtigung des Alters- 
vorzugs. Auch hiermit ist jedoch die wahre Primogenitur noch flicht 
gegeben, Mag erat und Seniorat berücksichtiget] den Vorzug des 
Alters ebenfalls, ohne sich an den Erstgebornen und dessen Linie 
ausschliefsiieb za halten. Aliein bei einer höheren Staatseht« 
wickehing zeigen sieb dtes€ Mittel alle als dnsicber nftd'geben keine 
hinreichende Garantie für die Stetigkeit der Staatssuccession $ eine 
solche wird erst: durch die Einführung 0er Primogenitur gewährt. 
Die Einführung <Ler Primogenitur ist der Äbscblufs 
aller dieser Bestrebungen, das reife Resultat jahrhun- 
dertelanger Erfahrungen. 

Dahlmann l ) fafst in seiner körnigen und geistvollen Weise atte 
Versuche, welche der Primogenitur vorauszugehen, pflegen, folgen- 
dermafsen zusammen: - 

„Wo aber ErbKcbkelt sUttfindet, mufs ste, um ihre woblthä- 
tige Wirkung nicht zu Verfehlen , in vollem Mafse wurzeln. Sie 
mute den schwankenden und unvollkommenen Charakter ganz ver- 
lassea, weichen sie im frühem Mittelalter in so vielen Staaten und 
in den deutschen Efirstenlanden bis zur Einführung der Primogeni- 
tur trug. 

Es darf -vor allen Dingen keine Tbeilung der Staatfsnceessio», 
welche den Staat allen Zufälligkeiten der Vererbung nach Häuptern 
preisgtebt, stattfinden, weder auf dem Wege der Landesthetlung oder 
Option, noch, so., 4*fe eine gemeinsame oder thettwets gemeinsame 
(in Bezug auf gewisse Landestheile oder Klassen von ÜftleitbaiiftB) 
oder eine im Tomns wechselnd« Regierung eintritt, aaeh kehl ge- 
wähltes Oberkon t gtbnm einte Bretwalda, oder ein ererbtes wie bei 
den Burgundern, auch keim Vorzugsrecht des im Königshaus^ gebor- 

1) Pcrfiük S. 88. $.104. 
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neu jitngeru Sohns wie in Sparta, dergleichen auch de» Xerxes Er* 
hebtang stützte und die des erstes deutschen Otto fast verhindert 
hätte, geschweige denn eine Auslosung des Stammhalters unter den 
Prinzen des Hauses, durchaus auch kein Gleichrecht des Frauen* 
Stammes. -Die allein staatagemäfse Form, die monarchische Erb- 
folge, stellt die Unteilbarkeit des Reiches und seiner Regierung ah 
Grundprincip fest und errichtet auf diesem durch em Erstgeburtsgesetz 
das ausschliefsliche Vorrecht des Mannsstammes an die Krone. Die 
Erbfolge der Erstgeburt mufs nach dem strengen Lehnsgruodsatze 
zu Gunsten des Mannsstammes eintreten. Nach diesem Grund- 
sätse der Unteilbarkeit und Primogenitur vererbt die Krone in der 
Ordnung der reinen Lioealerbfolge, folglich mit ReprSsentationsrecht 
der Enl^el im Mannsstamme des regierenden Hauses/' . . 

Hat sich sowohl das Prinoip der Gemeinschaft, als das der 
Theilaag als ein völlig unhaltbares. bewiesen, so führt eine histo- 
rische- Notwendigkeit endlich zur Einfuhrung der Primogenitur als 
einer in der Natur der Sache begründeten Institution 1 ). Gehen wir 
nämlich von dem Gedanken aus, dafs in der Erbmonftrehie allein 
die Geburt ein Recht auf die Regierangsnacbfolge giebt, so folgt 
der Vorzug des Erstgebornen aus der Staatseinheit von selbst. Der 
Erstgeborne erwirbt in dem Augenblick seiner Geburt ein Recht auf 
die Staatssuccession. Da dieses Recht aber so beschaffen ist , dafs 
es nur von Einem ausgeübt werden. kann, so finden die. Nachgebor- 
ncn bei ihrer Geburt schon, ein ausschliessliches jus quaesitum vor, 
welches sie nicht mehr aufheben können. Ihnen bleibt also weiter 
nichts übrig, als ein eventueller Succes$ionsanspruch für den 
Fall, dafs der Erstgeborne vor ihnen sterben sollte. 

Verbindet man hiermit den durch das römische Recht allgemein 
zur Anerkennung gebrachten Grundsatz, dafe die Descendenten ihre 
verstorbenen Ascendenten repräsentiren, also die Nachgebornen 
nur dann in den vakant gewordenen Platz des Erstgebornen eintreten 
können, wenn dieser ohne Hinterlassung männlicher Descendenten 
verstorben ist, so hat man die Regel der. $taatasucoessura nach Pri- 

• 1) Siehe hierüber besonders. Pfeiffer; „Die Ordnung dejr Regierungsnachfolge« 
und die top ihm citirfen altern Autoritäten £.34—45. 
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mogenhurordnung au« der Natur 4er Sache vollständig coustruirt. 
„Die Primogenitur ist im Grunde nichts Anderes, ab die gewöhn- 
liche deutschrechtliche Suecessionsordnung nach Parentelen in Ver- 
bindang out Altersvorzug *)." 

§. 5. 
Perioden der geschichtlichen Entwicklung.. 

Die Geschichte eines eigentlich deutschen Staatsrechts beginnt 
mit der Zeit, wa Deutschland sich von der fränkischen^ Monarchie 
als selbstständiges -Reich losgetrennt hat. Von da ari feeigt sieh eine 
zweifache Entwicklung in der deutschen Verfassungsgeschichte; 
Deutschland als Ganzes, als Reich hat seine Verfassung, sein 
Reiejbftsiaatsrecht, aber auch die einzelnen Glieder an diesem 
grofaen Körper gewinnen immer mehr ein selbstständiges Leben, sie 
erscheinen bald als Staaten niederer Ordnung unter einem höheren 
Oberstaate und haben somit ihr eigeues-Territoriai Staatsrecht* 
Da sich in dem Reiche seit dem Abgange der.Carolioger die Indivi-* 
dualaueeesaion vollständig consolidirt hat, so ist unsre Rechtsmaterie 
lediglich ein Gegenstand des TetritorialstaatsreeHts. 

Wenn auch längere Zeit das deutsche Reich ein erbliches Wabl- 
reich in altgermaniscber Weise bleibt, d. h. ein Reich, "wo man sich 
bei der Wahl vorzugsweise an die Familie des letzten Regenten hält, 
so wird doch hier sehr bald die Wahl als der vorherrschende 
Reehtsgrund für die Uebertragtmg der Königsgewalt angesehen und 
von Ansprüchen der Naebgebornen auf Tbeilung des Reichs ist somit 
niemals mehr öle- Rede. • Die. Geschichte der IndivJdualsnc- 
cession geht mit der Geschichte der Landeshoheit Hand 
in*H a n d. In der Geschichte der deutschen Staatsverfassung, beson- 
ders des vorliegenden Rechlsinstitats ,' können wir drei Hauptentwi- 
ckelnngsstufen- unterscheiden, deren tieferer' Grund auf »einem alt- 
gemeinen Gesetze des Völkerlebens beruht. 

Kindlich und naiv sehen wir die. Völker meist in ihrem Urzu- 
stände die wahren Grundsätze befolgen. Ein ihnen selbst unbewuß- 
tes Gefühl leitet sie in ihren einfachen Verhältnissen auf den richti- 

1) Pfeiffer -a. a. .0. S. 39. «bte 5. 
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gen Weg. Der Staat ist ehibeh, unentwickelt, aber akner de» ver- 
derblicben Zusatz fremdartiger Elemente; er erfüllt die einfachen 
Anspräche, die «an an ihn macht, vollständig. Darauf folgt die 
boote, bewegte Zeit des Hin* and Hersehwankens, die Völker tre- 
ten ans ihren eigenen angestammten Sitzen in nene Verhältnisse, 
in grofsartigere Weitbeziebangen ein, die einfaehen Grundsätze 
einer* naiven Lebensanschäonng weichen dem Reichthume neuer 
Ideen, welchen die Völker geistig noch nicht za beher r sc hen wissen. 
Das bunte, farbenreiche Leben des Mittelalters mit seinem Chaos 
unverarbeiteter Ideen bezeichnet im Staatsleben die Periode, wo der 
einfache, eckige, aber gediegene altgermanische Staat dem phanta- 
stischen Gebilde des Feudalstaats weichen mofs. 

Die dritte Periode ist die Zeit der verständigen mannlichen Ent- 
wiekelung, wo der Begriff, die klare Reflexion den Kampf mit 
dem Irrtbnme beginnt. Vielfach kehrt der Staat zu den Grundsätze» 
der ersten Periode zurück, aber kein unhewufster Instinkt, kein 
dunkles Gefühl, sondern die klare Einsieht feitet auf den richtigen 
Weg. Der Staat .der dritten Periode gleicht dem denkenden , ge- 
reiften Manne , der nach dem Irren und Schwanken eines bewegten 
Jünglingsalters, mit klarer Einsicht als Grundsatz aufstellt, was- 
er als Kind, mit unbewußtem Gefühle befolgt hat. 

Dieser .Entwiekelungsgang prägt sich überhaupt in der Staats- 
geschiente des deutschen Volkes mit eindruckliehen Zügen an); 
aber ich finde keine Rechtsmaterie, wo dieses in so ausgezeichneter, 
auffeilender Weise der Fall wäre, als in der vorliegenden. Nirgends 
tritt mit so schlagender Evidenz hervor, dafs in den ältesten Zeiten 
richtige Grundsatze befolgt wurden, dafs man diese Grundsätze spä- 
ter gegen falsche austauschte und endlieh durch die Erfahrung Be- 
lehrt, mit Bewufstsein und Ueberlegung zu den wahren zurück- 
kehrte 1 ). 

Die erste Periode ist die Zeit, wo die Amtsqoalitnt aller 
vom Kaiser verliehenen Rekh&würdeu noch vollständig anerkannt 
wird, Herzoge, Markgrafen, Grafen sind regebnäftig nur kaiser- 



1) Midiäsen zweite polemische ErÖrternng über die schleswig-holsteinische 
StaafcMucc^S. 93. 
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liebe Beamte, denen eie bestimmter District zur Verwaltung an- 
vertraut ist. Sie werdet* vom Kaiser -nach Gefallen ein- und abge- 
setzt .und habet daher nur eine rein persönliche Ifefugnife. 

Die- erste Periode zerfällt in zwei Unlerabtheilongen. Die. 
erste hat es mit der Zeit zu thun, wo die Amtsqualü&t nach so 
entschieden feststeht, dafs- ein Uebergang der Reichswürden vooü 
Vater auf Jen Sohn nor selten* und duroh besondere kaiserliche Gnade 
statt findet, dafs aber ein Successiensanspruch durchaus nicht er* 
hoben werden kann« , „ 

Die zweite Uaterabtheilung der ersten Periode entwickelt da- 
gegen den allmatigen Uäbergang der früher nur persönlichen Reich*» 
würden zur Erblichkeit, Hier werden besonders, alle die Einflüsse 
an erörtern. sein, wetehe bewirkt haben, dafs der rein thatsäch- 
liohe Umstand, dafe der Sohn gewöhnlich' das Amt des Vater* 
wieder verliehen, erhielt , nach nnd nach zu einem Rechtsgrand- 
satze Wurde. Die Amtaqualität ist hier noch vorherrschend, die 
Inhaber der Reichswürden üben ihr Amt im Namen des Kai-* 
sers, welcher ihnen den Bann verleiht; dabei gilt es wenigstens 
als Sache der Billigkeit, dafs dem taug Heben und reifen Sohne 
das erledigte väterliche Amt wieder verliehen wird* Dagegen ist von. 
einer privatrechtlichen Vererbung der Reichslande noch nicht die Rade« 

Die zweite Periode hat gerade den entgegengesetzten Cha- 
rakter — die Amis qua 14 tat beginnt in den Hintergrund zu tre- 
ten, die Reichswürden gehen allmäüg in patrimoaiale Berech- 
tigungen .überi : 

In der. ersten Unierabtheilung der, zweiten Periode ist die Er- 
innerung an das alle Aarisverhältttifs noch so stark, dafs, trotz 
der anerkannten Erblichkeit und der. patrimonialen Eigenschaft der 
Reichswürden, der Grundsatz ihrer Untheilbarkeit nicht ange- 
tastet wird. 

In* der zweiten Unterabtheilung dagegen zeigt sich die Amtsidee 
dermalsea erloschen , dafs sieb das öffentliche Reoht völlig dem Et- 

» 

genthnasbegriie unterordnen mufs. 

Allgemein reifst die übte Gewohnheit ein, das Territorium zu 
theiten, wie man Aecker und Heerden zu tbeüen pflegt; Diese Pe- 
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riode bringt unsägliches Unheil über unser Vaterland , die nftturlicbe 
Verbindung der allen Amtssprengel wird zerrissen, der Gedanke eines 
Gemeinwesens , die Berücksichtigung des Gesammtwohls treten im- 
mer mehr vor dem ausschliefslieh privatrechtlichen Gesichtspunkt 
in den Hintergrand. Der Fürst ist ein PatrimooialheiT, das 
torinm ist ein allodiales oder feudales Privateigenthujn geworden* 
Unterthanen gelten nur als nutzbare Pertinenz des Landes. Die Mög- 
lichkeit eines vernünftigen £taat3iebens ist durch die* fortwährende 
Zerstückelung des Staatsgebietes aufgehoben, die unaufhörlichen Thei- 
lungeu fuhren den Staat direct seiner Auflösung- entgegen , die frü- 
heren Amtsbezirke der Fürsten und Grafen verhandeln sich hie und 
da durch fortgesetzte Theilungen in grofse Ritterguts wirthschaften. 

Die dritte Periode beginnt mit einer Reaclion gegen das 
immer weiter um sich greifende Theilungsprincip. Die deutschen 
Landesherren h.aben ihren Zweck in der zweiten Periode vollständig 
erreicht, sie haben die früheren Amtsbezirke in Privat- 
eigeuthom verwandelt. Aber die consequeute Durchführung 
des privatrechtlichen Princips führt sie einem gefährlichen Abgrunde 
entgegen ; ihre Macht, ihr fürstlicher Familienglanz, ihi*e Bedeutung 
im Reiche schwindet mit der .grenzenlosen Zerstückelung ihrer Ter- 
ritorien. Die Einsicht m dieses Unheil wird immer kfarer, jedoch 
die Macht der Gewohnheit ist anfangs zu stark , der Anspruch der 
Nacbgebornen.auf gleiche Theilung ist» durch zu viele Beispiele 
unterstützt, um sie vonderStaatssuccession gänzlich ausgchliefsen 
zu können. Die Rückkehr zu dem alten Princip der Individualsuc- 
cession ist nur aUmälig zu bewerkstelligen. 

• Die dritte Periode zerfallt ebenfalls in* zwei Unterabtbeitungen. 
In -der 'ersten kämpft das wiedererwachte. Staatsprincip mit den An- 
sprüchen der Nacbgebornen ,* welche auf privat rechtlich er 
Grundlage beruhe ij^ Noch ist das Slaatsprincip nicht so. erstarkt, dafs 
es direct die Individual^uccession durchzufahren vermöchte» Man 
sucht mit gelinderen Mitteln der völligen Zerstückelung 
vorzubeugen; man schliefst die Nachgeborrien nicht vollständig 
von der Succession aus , -aber man räumt dem Erstgebornen bedeu- 
tende Vorzüge ein. Oft zeigt sich das Staatsprincip noch so schwach* 
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da/s es von dem mächtigen Patrimonialprincip wieder über den Hau» 
feil geworfen wird«: 

Allein in der zweiten Hälfte der dritten Periode Iriamphirt 
das immer mehr erstarkte, durch den Geist der Zeit getragene Staats- 
pfineip* vollständig. Nicht mehr auf indirectem Wege , durch ge- 
linde Mittel sucht man dem Uebel zu begegnen ; man. greift mit fester 

Hand nach «einer Wurzel und vernichtet sie. Aßt merkwürdiger 

• - 

Uebereiostimmnng folgen nun in .allen deutsehen Fürstenhäusern 
die Primogenitprordnungen , welche die Uniheilkarkeit des Lan- 
des und seiner Regierung .und die reine Lineale rb folge mit Reprä- 
sentation aller Descendenten im Mannesslamme des regierenden 
Hauses festsetzen. 

Anfangs sucht man, die Nachgebornen häufig noch durch Ueber- 
lassung von gewissen Landestheilen mit einzelnen Hoheitsrechten zu 
entschädigen*; aber bald findet man, dafs eine derartige -Entschädi- 
gung dem Zwecke der Primogenitur widerspricht und zu neuen Zer- 
gliederungen des Staatsgebietes führt. Es bleibt daher nichts übrig, 
als dem Erstgebornen a u »s c h Li e f s 1 i e b alle Hoheitsrechte zu über» 
weisen and die sämmtlieben Nachgebornen nur mit baarem Gelde 
abzufinden. Der .völlig ausgebildete Zustand def Alleinherr- 
schaft des Erstgebornen (wo er ausscMiefsKch als Regent dasteht, 
die Nachgebornen als seine Unterthanen betrachtet werden) bildet 
das praktische Resultat der historischen Entwicklung. ' . 

In Bezug auf diese drei Hanptperioden und ihre Unterabthei- 
lnngen bemerke ich, dafs an eine Abgrenzung derselben nach Jahres- 
zahlen nicht zu denken ist. Fiir keina Materie der iantfro Rechts-» 
geschieht« ist eine solche, möglich, weil der Strom der Entwicklung 
unaufhaltsam fiiefet. Die Perioden können nur als die Entwicke- 
lungsstadien gelten, welche das fragliche Rechtsinstitut zu durch- 
laufen gehabt bat. Besonders ist dieses hier der Fall , wo wir es 
mit einer Entwickelung zu thun haben, welche nicht in Einem Staate, 
sondern in den verschiedenen deutschen Territorien vor sich 'geht. 
In einem Territorium tritt ein Entwickelqugsstadium fr üb ex, in 
einem ändern später ein. Das Theilungssystem reifst hier früh, 
dort später ein , in manchen Ländern wird schon im 16. Jahrhun- 
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dert eine durchgreifende Primogeniturverordnung gegeben, ki andern 
erfolgt eine solche erst im 18. Jahrhundert. Aber der- Gang der 
geschichtlichen Entwickelung ist überall derselbe und erfolgt nach 
gleichen Gesetzen. - 

Ehe ich die- erste Periode der historischen Enlwickehing be- 
ginne, werde ich in einem vorbereitenden Abschnitte die älte- 
sten -denischen Verhältnisse, so weit sie die Gesobichte der Indivi- 

* 

dnalsnccession betroffen, kurz erörtern. Die Stämme, deren Ge- 

* 

schichte ich in diesem verbereitenden Abschnitte berühren werde, 
haben entweder in fremden Landen neue Reiche gegründet^ welche 
mit dem eigentlichen Deutschland in keiner Beziehung standen, oder 
sind,, wie die Vandalen und Ostgothen, völlig untergegangen. Ihre 
Geschichte bildet dafret in der Entwickelung der deutschen Verhält- 
nisse kein organisches Glied, sondern hat mehr nur ein antiqua- 
risches Interesse« Defsbalb verwebe ich die Geschichte, der Indivi- 
doalsuceession bei diesen Stämmen dem Organismus der histori- 
schen Darstellung nicht, sondern gebe sie- nur als eine* vorbereitende 
Einleitung. — Obgleich der Stamm der Franken der eigentliche Factor 
der deutschen Gesammtverfassung geworden ist, so stelle ich' dennoch 
die Schicksale der Individualsuccesäion im Hause der Merovinger 
und Carolinger mit in diesen vorbereitenden Abschnitt, und zwar 
defehalh , m weil die eigentliche historische Darstellung sich nur mit 
dem Territorialstaatsrecbte' beschädigen und die Reicbssnccesäion 
ganz atifser Atigen lassen wird. Das Verhältnifs der Reichsbe- 
amte.n unter den Merovingern und Carolingern findet daher in der 
era(en UntferahtheHung der ersten Periode seinen Platz, weil aus 
diesen Reicbsbeamten allmälig die deutschen Landesherren geworden 
sindf die Successionsartder fränkischen Könige dagegen gebort 
nur in die Einleitung , weil sie als die Vorläufer der deutschen Kö- 
nige anzusehen sind, unsere geschichtliche Enlwickehing es aber 
nicht mit dfcm Gipfelpunkt der ReicbsverTassung zu thun hat, son- 
dern mit der Geschichte der Individualsuccession'in den einzelnen 
deutschen Territorien. 
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Einleitung, 

§.6. 
Die Iltesten deutschen Könige. 

Bei dem ersten Bück in die^denteehe.Yerfassungsgescbicbte zeigt 
sieh die deutsche Nation' gespalten in viele kleine Völkerschaften, ohne 
höhere politische Einheit, in ihren angestammten Sitzen« Dte^Ger- 
maoen haben sieh m dieser Periode noch nicht zu grobem Reichen 
abgerundet. Abgesehen von periodisch geschlossenen Völkerbund- 
joissen ,~ ist der Gau die höchste politische Verbindung. In der Volks* 
versa&unlnng des Gau's. Uegt der Schwerpunkt der politischen Macht; 
die sog. Fürsten, principe«, werden in dieser Versammlung frei er* 
wählt, wenn auch mit besonderer Rücksicht auf alten Ruhm des 
Geschlechts („eliguntur in iisdem conciliis et pnncipes" l )}> Diese 
kleinen Gemeinwesen sind vorwiegend republikanischer Na- 
tur, die Fürsten üben nur ein ihnen übertragenes Recht im Namen- 
der Gemeinde aus — sie sind gewählte Gemeindebeamtet ln'die*- 
sem Zustande politischer Entwicklung kann von f ndividuqlsuccesston 
und vom Primogenitur nicht die Rede. sein, weil es hier; überhaupt 
noch keine ausschliesslich und erblieh zur Herrschaft berufene Fa- 
milie giebt. 

Aber schon zeigt sieh in der ältesten Zeit ein Keim zu kltnttigen 
Neugestaltungen. Pf eben den republikanisch organjsirlen Gemein- 
wesen giebt es auch Stämme , welche Könige haben *). Die Kö- 

f) Toctt. Genaan: c 12 n, 22:% de adsoscendia pridcipibas Consultant/ 
2) Waitp, YerfassaBgsgeachictrfe J. S. 155 — 177 u* Das alte Rfccht der sa- 
tischen Franken S. 203 — 214. Ich halte seine hetperkangen .für j£ds«Gedie- 
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nige sind im Gegensatz zu Ijen gewählten Fürsten erblich. Die 
Werte des Tacitus „reges ex nobilitate sutfurnt" lassen darauf 
schliefsen, dafs schon Jamals Verbindung der Erblichkeit 
mit d-em Wahlrecht Grundsatz der germanischen Succession 
war. Die KönigsgewalT wurde nicht nach einer strengen Erbfolge- 
ordnung von einem auf den andern übertragen , sondern das Königs- 
geschlecht, das edelste uqter den edeln, hatte den Anspruch, dafs 
.der fiöriig aus seiner Mitte genommen werden mufete. Das Wahl- 
recht ist nicht aufgehoben , solidem nur au Ein Geschlecht gebunden« 
So war es bei den Gothen das Geschlecht der Amaler, bei den 
Markomannen das'GeschlechtdesMärbod 1 ), aus welchem die Könige 
genommen, wurden ; die Könige der Angelsachsen gehörten Geschlech- 
tern an, welche ihren Ursprung von Wodan herleiteten. 

Einen starken Beweis , wie viel die Germanen darauf gaben, 
nur Könige aus altem Konigsgeschlevhie zu erheben, giebt uns das 
Verfahren der H eruier *). „Aus .ihren neuen Sitzen an der D<p» 
nau schickten sie Gesandle nach Skandinavien, zu ihren Stammesge- 
nossen, um von dort einen JSpröfsling ihres Königageschlechts zu 
holen und auf den Thron zu heben, wie einst die Cherusker in. Rom 
den Abkömmling ihres vornehmsten Geschlechts gesucht .hatten." 

Zur Zeil des Tacitus ist das Königthum der ausnahmsweise 
Zustand ; aber ein unbewufster Drang führt alle deutsche Stämme 
im 'Laufe der folgende« Jahrhunderte zur Königsherrschaft hin. 

Die riesenhafte Erschütterung der Völkerwanderung treibt die 
germanischen Völker aus ihren angestammten Sitzen;- sie gründen 
auf de* Trümmern der römischen Weltjnonarchie neue Reiche. Aus 
den kleineb Gemeindestaaten sind grofse Königreiche geworden» Das 

m 

monarchische Princip hat überall entschieden gesiegt, indem die Ger- 

genste", was bis jetzt über das Wesen des germanischen Königthums geschrieben 
i&t^ WaÜz sagt : „Der wesentliche- Unterschied zwischen Fürstenthum and Kö- 
nigthum ist der , dafs jenes vom Volke ausging und dem jedesmaligen Inhaber 
übertragen wurde, wahrend diefs erblich an einem bestimmten Geschlechte 
haftete.« 

1) Tacit. Geitn. 6. 42: ^Marcomannis Quadisque usqne ad nostram memo- 
riam reges manserant ex gente ipsornm, nofiile Marobochri et Tadri genas.'* 

2) Wait* , Yerfassangsgeschichte L 8. 167. 
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manenhei ihren grofsen Unternehmungen eines kräftigen Mittelpunktes 
bedurften und ein solcher mir in den Köntgthmne gefunden werden 
konnte. Haben wir unter den reges, welche Tacilus erwähnt, meist 
nur kleine Gaukönige zu verstehen , so stehen hei den Unternehmun- 
gen der Völkerwanderung und in den daraus entstandenen Reichen 
wahre Volkskönige als Herrscher ganzer Stämme an der Spitze. 
Unter den äufserlich grofsartigern Verhältnissen hat sich die Bedeu- 
tung der königliehen Macht zugleich intensiv entwickelt. 

4 

Die Fnnken 'unter der Dynastie der Merovinger und Karolinger. 

Der Entwickelnngsprocefs des Königthirtns bei den Franken geht 
allmälig vor sich *). Als sie noch am Niederrhein und an den. 
Mündungen der Scheide , 4n dem sog. Toxandrien safsen , war die 
monarchische Gewalt hei ihnen so wenig entwickelt, dafs die Schrift- 
steller - fortwährend schwanken , oh sie den Häuptlingen derselben 
den Königsnamen oder einen untergeordneten Titel beilegen sotten *). 
Die Franken am rechten Rbeintrfer sind länger In ihrep früheren Ver- 
fassungsverhaltnissen verblieben , die Salier treten gleich zuerst in 
der Geschichte unter Königen auf. Gregor von Tours sagt: „sie 
hätten ans der ersten Familie des Volks nach Hundertschaften und 
Gauen gelockte Könige über sich erwählt 8 ).' 4 Auch bei den sali- 
sehen Franken erscheinen zuerst mehrere solcher kleinen. Gau- 
köttige ; die erste Vereinigung dieser Gaukönigreiche fand wahrschein- 
lich unter Cbiojo statt 4 ). „In der Bildung eines solchen Königlhums 
lag die Möglichkeit zur Gründung eines grofsen Reichs. " 

' i ■ i ■ ■ ■ 

1) WaitZy Verfassimgsgeschichte II. S. 87 — 146. 

2) Gregorius Taton. II, 9. „De Francorum yero regibus J quls fuerit primus, 
a multis ignorater. Nam cum mult* de> eis Sulplcif Alexandri narret historia, 
non tarnen regem* prfmom eorom nSatenua npaimat, «ed «Lac es eos hafruiss* 
dicit." Sffater heilst es : „Maroomere et Stinaone Francoruna r e.g a 1 i b ü s if und. . 
„Sunnonem et .Majcomecem subregn-los Franeenim." WaU% IL S. 15« 

3) Gregor. IT» 9. „Ibi joxta psgos vel civitates .reges crimtos super, se.. 
creavisse de prima et ut ka dicajn nobiliori sooram familia." . 

4) Gregor. II, 9. „Fenint «dam ttrac Ghlogionem ntüem ac aobifissirnnm i» 
gente sna regem Fraacopra foisse." 

Schabe Brstg.Rt. 2 



t9 3t*«tttr TlieiU 

Cblotarcebs weiig^^W^lieb w Pep^IfctkciV wäi? e* vorbebal» 
ton* -die Fraeken w* 4*9* eege* Krim ihw bUberige* Ve rb ä Mni a** 
kwiHs^ußübfe« um4 das greife* BVenkenreicb zi£ gründe*, Die Kö- 
nige der Frauken wurden von m» *m die mäebtigftltt* .Füwle* i» 
we*ilichen Ewep*. Ghledweeh halte mn f\mk riebt wr fiur sieb 
erworben* «ondem flfc 1 sein ganze* Ben** „Da* mmvingische 
GeacMeehl ww somit 4a* bewachende i» dem.gwteifc B#ieh* dei 
Franken. 4 * Ras altgermanisohe Prinzip des*, erblichen 
WahJrcichs tritt in dem Frankenreic-he.'völlig in den 
Hintergrund. Die Persönlichkeit CModovechs ist eine so 
gewaltige , daß sie das monairbisebe Prinoip ixt eiüier yorher weht 
gekannte* Jttbe erhebt und das frühere WsbbwH dea-Y^k* Jieraly- 
9f^rtu Das. Erbrecht des roeFovtngischipn Hau*e& jM vao 
ulel tvtrefferer Natur, als das der atedecn alten Königefe- 
sebleebter* Es bedarf in den ersten Zeiten , we die llegovioger 
**eb kräftig sind» kaum, einer Anerkennung: durch dos Volk , die 
Kqutge simeedire» allein? na«b GehLiits-recbt *), 

»Für die Ee4 Wickelung . der ludiridiaUurCce&sian ist die 

♦ 

Geaehiehte 'det. fränkische« Monarchie höeitat interessant» E* be- 
wahrheitet sieb Wer der Set* lollfeeininea : 4er« ^berelk die, indivi- 
dualsneee&ioik geUen mufft, w* das. staatsrechtliche Prineip verwaltet, 
daXs da* Tb6iluugssy$tem.ab*r immer in notwendigen* Zusam- 
menhange mit de* pcivatjreebäiGben Auflassung de& Staate* steht« 

Nach jenem ajtgewnauj&chtn Grundsatz* de« erblichen WaW- 
web* ww a» eiwe Theilung de* Lande* nicht zu denken ; die Wahl 
des Volks hob atjft der ganzen Kötugsfornilii; fiip Gfced bereue, 
welches im Interesse der Gcsammtbeit herrseben sollte. 

# 

Hier erscheint das Volk als die Haufüsaihe % der Herrscher ist nur 
um des Yalka willen erhoben. . 



- 1) JnttreMMt» ▲euGm-ungo» firemdtr ScMftüeUtr litt Wqü* tt. S.^ä Wiefac 
«eaumnrageftfteUt, z. B. Tketpfairia «krönogr. ed. €ba*«iL p. %&: >J&4q y<*$ 4» 
onfcotf *d* *vp*«*> *vrd>r $«* «Jv £jjya mötcI yf *•* ä+xßm>* . Kbqmo Fuloo 
vw Ahorn* fctr FleeVoard hüt* Äem. IV, fr* »%ood m omöünw pom geWLibus 
notmn fuerit, gmw Frsncomn oeges ex sa«ceasione habere coasnOTiM*»" 
Aach GnfoniM. Hanfe iOc ^Wl^cvurejMFnuMorum^tt^ terra reglet *t|enere 
prodeont.* 4 . y 
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Ander» im Frankenmebe, Dieses war ven £Uedbtechnaiige> 
schaffn , also ein Prodnht köugUeber Macht. Das Volk der Frm»> 
ken krachte ihm keine fertige Krone «hur , sondern Chtodayeeh «v 
eber^ sin sich selbst.' Der pmatreebtfiehe Gesichtspunkt des Eigen* 
tbuma war den er obe r t ca Landen gegenüber sehr natürlich. Debet 
Sadei» wir keine Individualsuecessiou , der ältere Bruder schlieft! die 
jüngeren nicht aas. Der Begriff der staatsrechtlichen Einheit las 
sieh,, der privatrecbtlicben Hereebtignng den Königshauses, gegen** 
über , nicht kräftig genug entwickelt. Besonders gut das rnmans* 
sehe Land als vaUes Privateigentbujny weiches nach den Grandsätzen 
einer gewöhnliehen Privaterbsohaft verlegt wird. 

DieseTbeüosgeti beben aber die Einheit des Reiches nickt vekW 
&läae% amrVee entstehen nJeht vier Besehe, sondern es giebt fett* 
während nar ein einiges Reich der Franken« Das Land* 
welches ein Jeder empfingen bat, wird oftmals nur als Provin* (seif 
und pars) bezeichnet. Die yerschiedenen Königen unterworfenen 
Uaterthanen betrachten sich fortwährend als M itunterlhatien , jeder 
König wird als -Herr das gesammften Volks angesehen f Kriege anter 
ihnen gelten als Bürgerkriege, die Groben der verschiedenen 
Reiche halten gemeinsame Vcraammiangear, die Bischöfe kom- 
men ans den Gebieten der verschiedenen Könige su Synoden su*. 
sammen. 1 ). 

Diese trotz der Theilungen fortdauernde RntchseJnbeH ist 
eine höchst merkwürdige Erscheinung, indem in viel opakere* Zeit 
hct der Theikng der dänischen Territorien sehr ähnliche Gnmdäätnft 
beobachtet wurden. 

Die Besitzungen der verschiedenen König» waren nicht zuiKtnv 
menhängend , einzelne besonders wichtige Punkte blieben den ßrä* 
dern gemeinsam , ihre Residenzen lageu alle in dem Lande zwischen 
der Maas und . der Loire nahe beisamnuau Qi* Brüder tbeUten 
regelmäfsig das väterliche Reich, nach gleichen Theilcn (inter se 
aequa lance dividunt) 5 doch bezog sich diese Theilung vorzugsweise 

* *■ * * - - 

auf die ueueroberten romanischen Lände. Unter Chlodovechs vier. 
Söhnen bebauniete der Erstgeborne Theuderich einen gewissen 

• * 

l) WaitmU. %00. 

8 * 
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Vonzug, indem er das eigentliche Hauptland, ^ku'strasien ,. erhielt, 
auf welchem* die Kraft des- fränkischen Reiches ruhte. .Die romani- 
schen Lande toeüte man ohne Sehen, indem sie als erobertes Fa- 
miliengut des meroviiigiscnen Hauses galten; imeigentlicheaDeuJsch- 
land überwog der nationale und staatliche Gesichtspunkt^ und es 
wunde deshalb nicht getheüt. Hier war die Hauptsache Königsherr- 
sejiaft über eine kräftige Nation,- in den romanischen Landen 
die Bfasoe der Einkünfte und nutzbaren Regalien., üßer die ; der Kö- 
nig zu verfugen hatte. 

. Sine feste Erbfolgeordnung innerhalb der Familie läfet sich ni? bt 
nachweisen, nur so viel steht fest, dafs die Söhne dem Vater folg- 
ten , wenn auch bisweilen Brüder des letzten. Regenten die minder- 
jährigen- Söhne von, der Suceession auszusohliefsen sich bemühten. 
„In der Regel war der Neffe der rechte Erbe des' kinderlosen 
Oheims," in entfernterer Verwandtschaft entschied weniger ein 
Refchtsgrundsatz, als die thatsächlichq Macht des Prätendenten 1 ). 
Wenn mehrere, gleichberechtigte Erben vorhanden waren, so be- 
stimnjte. der 'Erblasser häufig durch lejztwitlig* Disposition die Ver- 
keilung der Portionen. 

Je mehr das Haus der Merovinger herabsank , je mehr hörte 
auch alle Ordnung in der Erbfolge auf? die Grofsen des Reichs, be- 
sonders der Major domus, erhoben nach Belieben einen aus dem Hause 
der Merovinger auf den Thron. 

Regelmäßig bestand bei den Merovingern kein Unterschied zwi- 
schen dem regierenden Herrn und seinen naehgebornen Brüdern, 
sondern alle Söhne gelangten zur Erbfolge. Gelang es ausnahms- 
weise einem König, seinen Bruder von der Herrschaft auszuschjiefsen, 
so wies, er dem Ausgeschlossenen eine Art von Paragium an, welches 
in einem kleinen. District von mehreren Ortschaften bestand und dem- 
selben standesmäfsigen Lebensunterhall verschaffen sollte *). 



1) Waüi JI. 100 — 103. 

2) Dagobert hatte seinen Bruder Charibert von der Mitherrschaft ausge- 
schlossen : „tandem misericordia motus, consiljo sapientium osas, pagos- et civi- 
täte», quod fratri sno Chariberto ad transigendom ad instar privato habito ad 
vivendum potuisset sufficere, noscitnr concessisse.*" Fredog. cap. 37. ..Bei 
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Auch unter der folgenden Dynastie dauerte das 
Theilongssystem fort.' Die RegtertingsgewaJt Wieb auch unter 
den Karolinger» (heilbar and: erblich. Pipin, der erste Karolinger, 
theilte sein Reich, zwischen Karl und Rarlmann , das Beispie) der 
Merovinger, Sitten und Gewohnheiten trieben zur Theilung bin. 

Pipin ging einen neuen Weg; bei den früheren Theilungeo 
hatte man mebr anfüge Eigenthfimlichkeit der Völker, die Nationa- 
lität gesehen , jetzt wurde nicht ein östliches und westliches , son- 
dern ein nördliches und südliches Frankreich beliebt *). Karl erhielt 
das nördliche, Kärltnann das .südliche. Pipin beabsichtigte eben so 
wenig eine vollständige Trennung der {jänder , wie die früheren Me- 
rovioger bei ihren Theilnngen , sondern er wollte , dafs ein ei n i - 
ges Reich der Franken fortbestehe» Einhard deutet darauf hiiy 
dafs diese Theilung nur eine administrative Trennung der bei- 
den Theile gewesen sei *). 

Karl der Grofse bestimmte seinen drei Söhnen, Karl, Pipiit 
und Ludwig, das Reich der Franken ; 806 publicirte er auf einem 
Reichstage ^u'Diedenhofen ein Theilungsmstrnment, wonach der 
jüngste Sohn Ludwig das südliche Gallien mit der spanischen Mark 
erhalten , "Italien .dagegen Pipids AntheU sein sollte. Alles An- 
dere sollte dem ältesten Sohne Karl zufallen. Karl theilte riach ' 
viel bestimmtem Grenzen, als es früher zu geschehen pflegte *) r 

Gregor IX, 20 wird einem von der Snccession Ausgeschlossenen eine ähnliche 
Abfindung zugesichert : ;,Dabo autem -Chlotario , ri eum oepotem meutn esse 
cogodvero , aat dnas aut tres in parte aliqua civitates t nt nee hie videatür ex- 
heredari de jregpo rneo." 

1) Luden, Geschichte des tentschen Volk« IV. S. 241 ; doch lassen sich 
die Grenzen der beiden Theile nicht so genau angeben , da Fredegar Conf. 
cap. 136, der allein etwas Näheres sagt} hier nicht genau ist» Phillips -D. R. u. RG. 
S. 168 behauptet , dafs Karl Austrasien , Karlmann Neustrien erhalten- habe. 

2) Einhätd ita der "Vka Card! Magni $. 3 sagt von dieser Theifung: „tft 
totum regni corpus -ex aequo partufentnr"' und fügt dann- sehr richtig hinzu, 
dafs die" beidea'Söhae «He 'p a r te s r e g ö i , die er so unbestimmt -angießt, r e - 
gendi -c a u s s a 'erhalten hatte». 

3) Non nt confuse alque inordinate vel sub totius -regni denominatione 
jnrgü vel «litis controvertiam" eis retinquamus , sed triaa portione totum regni 
corpus ' dividentes , quam qimque iltörum tueri- vel regere debeat ' portionenv 
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doch wollte änch er ein einiges Reich erhaben , dessen Theile za 
gegenseitiger Hfilfeleistnng fest verbunden wären. l)em Erstge- 
bornen ist ein bedeutender Vorzug eingeräumt, sein Reich ist m- 
verbtitnibmäfsig gröfscr, als das der andern beiden Bruder; aber 
von einer Oberherrlichkeit desselben fiber die Jüngern Bruder ist nir- 
gends die Hede, Vielleicht beabsichtigte Karl der Gr» ,• eine solche 
Obergewalt des ältesten über die jungern ansnordnei, da er sich 
anftdrücklkfr verbehielt, die organischen Einrichtungen, anf welchen 
dfe Vereinigung beruhen soDte, noch späterim fostztfteta$ii. 

Höchst interessant ist der Umstand, dafs K*i4 der Greise keine 
weitere Theilung dieser drei Sortionen gestattet, sondern 
wieder zu ~ dem altgermanischen Princap des erblichen Walihreichs 
zurückgreift. Er beistimmt nämlich, "dafs, wenn einer seiner Söhne 
wieder mehrere Söhne hinterlassen würde-, das Volk aus diesen 
den König sich wählen sollte 1 ). Er stellt somit für die einzelnen 
Theile seines Reichs das Princip der Individualsuccessien fest. 

Allein Karl und Pipin sterben vor ihrem Vater, und Ludwig der 
Fromme erhielt das Reich ungetheik. . Im J. 817 wurde er zu Aachen 
von den Großen des Reichs angegangen, eine Verfügung über die 
Snecession seiner Söhne zu treffen, Die hierauf erfolgte divisio 
Mmperii*) bietet für die Geschichte der Individnalsucc'ession viel 
merkwürdiges dar.' Sie bewahrt die Reichseinheit in* viel voll* 
ständigerer Weise, #\ß es früher geschah und «war mit voller Ab- 
s^ehtliefakeit'). Dabei räumt sie dem Erstgebornen so weseut» 



discrjbepe et designare fecimus. Eo videlicet modo , qt #ua qtritque portioa* 
oontentm ftc ferte lege» f.p^i^O* Luden, Geschichte de« teutscben Volks 
T-. S. 218. SiäUn , Würteinb, Geschichte I. S.. 248. 

. 1) -Quod si taÜB fiUus cuilibet istormn triura fratrmji »ata» ftmrit, qqeta po- 
palas eligexe veüt, itf pttri «up io regni bereditate emccedat , valuMt, «t hoc 
cefisentiant petrui, et. regqare permittaot fiiinm fratyis «ui jp j*e4*J0oe*egiii, 
qpsjp pattr' ejus, frater eorujn, babuit. fertu lege» L 140. 

2) $>irt* hg. 1. 19& KUMtrn deutsche Staats^ wud H#chU0e»cbichüs I, f. tffc 
Zfpfl RG. fr. I. f. 24. N. 3., B, IT. Abth. 2. §. 33, Gingte Ommdrib drr den**. 
ftG. $.96. 

3) Nee his 4111 wm» »ajriimt, visum faft, ot mku» Ajerofri aqt gftitt*, 
t*s impeiü, a J>e-p qo<bi& ctnaervati, türisiene airmsa« 
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liebe Vorrechte ci«, daife dereelbe «te *» Haeft de* Gänsen betrfteh* 
teft werden inefev litt beiden Nadsgebernen «irM* fast nur «I* abg*« 
theüte Herrn* embetoen* 0er ättaeie' erteil den Katsertitet, 
die 4*idAii Widern sotten , *b Ktinige , nntsr semer Oberfcerrtiehkeii 
regieren , nur. der Uteel* wird da Nachfolger iü Reiche (Mtteeaior 
ftnperäi) befefeifchnfet *). 

Die beiden Naebgebernea sind in «Am wichtigen A*getegenhei* 
teft vn* fem ältesten abhängig (inb. seuinre fratre regntt potest** 
pobantor). Einmal i* Jahre «eüeh die drei Brüder etat Zetomnttn* 
tanft bei de» Ältesten haben, diesem Getebenkt da r fr ri ttgea »ad 
sieh über die aHgeintJiHtn Rekbsaegetegenbeiten berathen*) (ad Se- 
nioren fcataeto cum denis suis venia ai). 1« Kriege» soften die 
ttrSder sieb itttfe tasten, die jtiftgeren. Brüder Rollen jtdoefe etase 
ZusiinMäiuig des ältesten keinen Krieg ea Ähren bere^hügt sein*). 
Ebenso sollet* die jüngeren Brüder Von fanden Stahlen kerne G*. 
sandtschtiften annehmen tmd keine an fremde Staaten schicken 4 )* 



s rinderet nr. Hierin ist mh korsen Worte* aagedeatetv daft dai tönet» 
staatsrechtliche Priacip der Einheit and das Gesamnitwehl keinem Fanu'Iienriiek- 
sichten geopfert werden solL 

1) Itaque taüter* divina dispeaaatioue mauifestatum , placuit . et nobis et 

omni populo nostro, more solemni imperial? diademate coroaatam nobis et coli« 

softem et seccessorem hnperii , s! bbnrfntis fta vblueHt, eömmturf Vbfco eoftstittii. 

Ceteros verto rVatres ejus ftppitram dt ffludoviontn aisqnWoctfin heetAnü edniaMati 

eomüio platcoft regiU fcasigmri nomtnibos et iooa arteriös dc n ft miml ta oonsti» 

tnere, in qnibos post dccestom aosjpram, sab seniore fratre, regali pote- 

State potiantar ,- juxta in&rios adnotata capitata , quibus quam inter eos consti- 

tahnae, conditio eontinetar. ~ Ber älteste -erhielt, ab* aas gnnefc Heidi, als 

Kaiser, mit aneiiigeseinänkter' Machtvollkommenheit, die beiden andern nor be** 

* • * 

stimmte zugewiesene Thefle, loca deaominata v mit bee ünnkle n Haheftarecbten. ' 

2) -flieat ei Xmkmx¥) major notestas* Den anhueate* foerit adtribitsL 

3) „Item TotoaiBB , iit nee pacem nee belram contra esters» et hsnc » t*eä 
ooBservato xmpeno Jnbnient natknies, «bsqm consüA et oonsensu senioris 
fiatria ntfateaas soselpere praesomant." 

^.De kgatis *m> si ab exten« aatiombds vef peanter paeerfi fawendam vel 
behnm ansciBieadaai fei cfvifeates adt edstanla tränend* val fn^opter alfa» qnatlibe^ 
majores (Masse« dsrtdti fttermt, neilatanns i»hK>^»«Hioris fraasis ceiiscfeniäy 
eis leapondeant .vel..e6s> rendttant. 
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auch besläodig über die Grenzverhältnisse ihrer Reiche an den 
testen Bericht erstatten 1 ). Spgar eine volle Familiengewalt 
wird dem ältesten eingeräumt/ Wenn einer der jüngeren Brüder 
sich nach de» Vaters Tode vermählen, will, so darf dies nieht.gesche- 
hen ohne des ältesten Rath und Zustimmung*)« 

Das altgernoanische Princip des. erblichen Wahlreichs, welches 
unter «den Merovingern zur Zeit Shrer tfraft ganz in den Hintergrand 
getreten, war, wird schon von Karl d. Gr. wieder bervorgesucbt; 
Ludwig der Fromme will es von Neuem. angewendet wissen r jedoch 
rat der Begrenzung,, d&Gs- die Wahl nicht, wie .nach ailgermani- 
scher Weise, rieh auf das ganze Geschlecht beziehen, sondern allein 
auf die Söhne des letzten Regenten beschränkt «ein soll« Für die 
etnzeioep JReiche der Söhne, welche durch diese Ttaüung entstan- 
den sind, soll die Individualsucoessien gellen« Das herrschende 
Subjeci soll aber nicht durch die Erstgeburt, .sondern 
durch'die Wahl der Grofsen bestimmt werden*). Stirbt 
einer ^der jüngeren Brüder ohne legitime Desceudenz , so wird des- 
sen Antheil nicht etwa gefhcilt, sondern fällt,an den ältesten Bruder 
oder dessen Linie znfüek. 

Die Versorgung der nichtregierenden Herren ist eine notwen- 
dige Consequenz jeder Art der Ihdividualsuccession. Wo alle 
zur Regierung gelangen, hat jeder sich selbst zu versorgen. Wo 
Biner die Uebrigen ausschliefst , mujs für den Unterhalt der Nicht- 
regierenden. Sorge getragen werden. Eine solche Bestimmung fin- 
det sich auch hier vor 4 ). " . 

1) IHnd tarnen monemos , ut quomodooumque se res in confinibus «onus 
haboeriöt, semper ad senioria -fratris notitiam perferre non • neglegant , ut ülc 
semper solfichns et päratns inreniator. 

2) -Volrimos etkm, ut s{ alicoi illorum poat decessom.nostrum terapus na- 
bendi venerit,- ut com coosiliö et consen-su- senioris fratrit norem.dobKU 

ftVSi yero aliqais illoram deoedens legitimo* filios leliquerit, non int er 
fcos potestas jpsa dividatar, sed potios populus ,pariter conreniens. unum 
ex eis, quem Dominus yoloerit , eligat et hone senior frater in loco fVatris et 
fiKi susoipiat, et patertfo honora snhmnato , haoe constitatioitem erga illam mc— 
jKs Omnibus- conservet. D&wigm das deutsche Staatsrecht .1. 3* 119. - 
-4) De ceteris yero liberis pio amore pertracTent, quaKter eoe, .raere 
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Diese von Ludwig dem Frommen beabsichtigte Tiivisie imperii 
blieb oboe praktiscbfB Erfolg ; ebenso mehrere andere Tbeilungspro- 
jekte, die Mi füglich übergehen kenn. Mach Ludwigs Tod -entschied 
das Schwert und der Vertrag von Verdün über die künftige Gestal- 
tung des Reichs. Austrasien, das eigentliche Deutschland, hatte 
schon läogst^den Trieb nach einer nationalen Existenz in sich getra- 
gen und eigene Könige begehrt. Der Vertrag von Verdün ttfug der 
deutschen Nationalität Rechnung, und Deutschland erscheint von nun 
an ais'selbf tständiges Reich. Aber das Princip der Iudividual- 
snceessien, welches Ludwig der Fromme und Karl d. Gr. wenig- 
stens -für die einzelnen Tbeile des Reichs durchgeführt wissen woU- 
ten, * verschwand völlig. Ludwig der Deutsche bestimmte seinem 
ältesten Sohne Karlmann Baiem und die Grenzmarken gegen §k- 
vea und Longobarden; d$m Jüngern Ludwig Ostfranken, Sachsen 
und Thüringen, dem jüngsten Sohne Karl Atemannien. .Dieser van 
teriichen Anordnung zufolge «heilten sich im J. 876 die Brüder in 

» 

das erledigte väterliche «Reich 1 ). 

Durch den kinderlosen Tod .seiner Brüder gelangtes Karl dem 
Dicken, das Gebiet seines Vaters; später das ganze Frqnkenreicb 
zusammenzubringen. - Mit seiner. Absetzung war der §tarorti 3er 
echten Karolinger in Deutschland erloschen. Arnulf war als unehe- 
licher Sohn mehr durch das Glück der Umstände, als durch legitimes 
Erbrecht auf, den Thron gekommen. Arnulfs reehtmäfsiger Sehn, 
Ludwig, das Kind , . wnrde gemäfs dem Erbrecht, das in der karo~ 
tingischen Familie galt, als König anerkannt; doch trat. bei ihm das. 
Wahlrecht der Grofsen wieder mehr in den Vordergrund, wie aus 
einem interessanten Bericht des Erzhischofe > von Mainz an den Papst 

* - 

Greger IX. hervorgeht*). 



tarn Boatrorom , salrent et .cum conaäto habeant. Hierin sind alle Principien 
einer wirkliehen Apanage enthalten, -der Ctanchtspnnkt der Yecaorgung und -de* 
s tan desnrafs igen Unterhalt« {more parentum). N 

t) Luden, Bd. VI. S. 119 u. 146. 

7) Luden, Bd»V1. S.-587 fahrt diesen Brief an, welcher sich in Hansitü 
Germania sacra I« 178. befindet: „Ditino, ut credimiia„ uuttnctn factnln est, ut 
nlins Seniori* nottri, qoannrfs parvjssiinQs, c^mraani eonaitio prhmpanTet tothn 



Auch der Kaiser Lothar {heilte sein Reich öfame BedenfaeA unter 
seine 4rei Söhne md schaltete somit gao* nach ^vatrotAütoheii 
Grundsatz*» *), wahrend in Frankreich die Rer^geirifcefl steh sehr 
bald befestigte. < ' r 

- Durch da« Erlöschen des karolingisehett Stamm*» m Dtutselh 
laftd wimie die Weht eines ueaei Herrschers notbwtfidigv •. Mit 4er 
WaM, Conrads I. hat das Prinrip des Wablreitibs gesiegt, Wefili auch 
n*eh lange eine vorzugsweise Bertickstchtigfttig des Jtttnigsgeselltefcli- 
tes »fall fand. 

Die ReichspuMicisten haben vielfecb gestritten $-<* Deutschland 
im lo M lt. tmdl** Jahrhundert ein Watt- oder eh» Erb reich 
gewesen sei*)? Die. einen berufen sieh auf Stelle* ,• -w<v aosdrudc- 
lich vom Erbrecht der Thronfolger die Rede ist, die andern auf 
Steilen, wo eine Ktinigswahl ebenso dentlUh erwühnt wird. Für 
beides lassen sieh zahlreiche Quellenzeagnrsse anführe»/ und bei 
einer einseitigen Betrachtungsweise mag man dabm' kommen, 
Deutschland in diesen Jahrhunderten" entweder für. em Erbreica 
oder für ein Wahlreieh zu erklärten.- 

Ein tiefere» Verstitadnih der deutschen Reiehsverfasseng in die- 
ser Zeit- wird hör dadurch möglich, dafs- man auf die breitere 
Basis. der allgemeinen -germanisehen Steatsentwickebuig eingeht 
and dadurch zu dem Resultat gelangt* dafs Deutschland -damals* wie 
alle aUgermanisehen Königreiche, ein erbjiches Wahlreich wer. 
Die. folgende Darstellung wird neigen * dafs wir diesen Grundebfftak- 
ter des germanischen Koalgthums überall wiederfinden bei den Di» 

populi consensu. in regem elevaretnr: et quia reges Francorum semper 
ex uno genere procedebant, malumius pristiniim morem servare , quam 
nova institotione insidere.« In Conc ed. Mansi *t. XVHI. col. 204: 

I) Regbio ad a. 855. besehreibt diese Theilung folgendermaXsen : „Lotharios 
eoavoeatis primoribus regni Imperium fifiis ans diriait.. Lodovioo ftaliam ftn» 
dtdrt; enmqne imperatorem tppeilari freit: «eqiri*ooö Vera kl «st Lotfcxfk> regmam 
qnod ex soo nomine vocator , concessit ; Carola antem , «pri jatfior Mtfc etat, 
Provinciae regnum largitus est." Die untheftfeare Kaftefwürtte erhielt nach altem 
Gebtaach ,der Erstgeborne. • • v • - 

II) SHmbm, Ncbeostundfo I V. S. 115 - 140. „ »röter an g der Frage, ob aad 
«sicher Gesteh Deutschmod im &~, *0.» IL a, 12. Marl», «in grbreioh gewesea? 44 
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nen tind Angelsachse» im fohen Norden, wie bei den VandaiM 
in Afrika *«). So erscheinen einsehe Spuren eines solchen Wahl« 
rechts, welche noclr in neuerer Zeit 2. B* m Holstein vorkamen* 
nicht als isolirle SingnlarHateu j sondern als Reliquien eine* vor 
Zetteii allgemein bestehende« Rechtsgrundsalz«. Die fiteren 
PnMirinttn, -deafcn die brei lere Grundlage- des germanischen Staate 
lefcens verstfMossen war, konnten den tiefer« historischen Zusant* 
men-bemg solcher ErseheimuigQii freilich nkJht- erlassen*). 

Das wissenschaftliche Verständnis, dieser merkwürdigen Com- 
binattnn ao verschiedener Elemente gehört daher erst der neuem Zeit 
an*). <§.*«. N. 3.) . .'■-.' 

Durch Herrin^ehntig analoger germanischer Staat^ildungen ist 
es allein mUgKchV den Znstand des deutschen Reichs «unter de» 
sächsischen und fränkischen Kaisern richtig; zu beortheil^n'. 
Wir finden aimlich Stellen, welche schon bei den ersten Kaiser- 
geseUechlera von der Wahl des Volks sprechen und diese als 



-t+*»^ 



1) Eine gründliche Geschichte der IndiriduAlsuccessibn muf» daher «geh auf 
die Verhältnisse derjenige» germanischen Stimme eingehen , welche zwar mit 
dem eigentlichen Deutschland in keinem staatlichen Verbände gestanden haben, 
aber deren Verhaltnisse auf gleicher nationaler Basis erwachsen sind. 

2) So sagt Christiani in tigger's deutschem Magazine von 1794 S. 591 : „Eine 
der seltensten (?) Erschjeitrangen in der ganzen deutschen Geschichte und im 
deutschen Staatsrechte »t ein deutsches Reichend, weiches die Btfugnifs hatte, 
sich fletoeo kaudesberlrn an wählen. - Dietes Xand war Helateio." 

3} PftUlip* über Erb - und Wahlrecht (ein Vortrag in der kö'nigt bäiriachen 
Akademie 1836) i,* Grimm in seinen Rechtsalterthümern S. 231. Sehr gründlich 
über Holstein ist Michel$en in der Zeitschrift für deutsches Recht Bd. 111, S. 85. 

* 

Richtig bemerkt PhÜlips: „Bedeutsam erscheint es hier, wie in der Geschichte 
der .Germanen von den ältesten Zeiten bis eora Ende des vorigen Jahrhunderts 
die beiden Prindpfen , Erbrecht and Wahlrecht, gemeinschaftlich wirkend zu 
gemeinschaftlichem Ziele fuhren. Allerdings zeigt sich gerade darin die Eigen- 
thüinlichkgjt des germanischen Völkerlebens, dafs dasselbe in «organischer Eni* 
wickelaug durch die ihm inwahnepde. produktive Kraut stets einen grofse» Reich» 
thnm von Mitteln geschaffen- hat , um Widerstrebendes zu vereinen , «naa. gleich- 
sam -Dissonanzen «nr wohlklingendsten Harmonie feu vecschmeben !" Von alte- 
ren Sehfigstetfe*» scheint mir Afonfttgutt* (de I'sspxk de« leis L«JCXXJU c. XVJI.) 
die Sache am besten erfaXst zu haben» - ' 
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Rechtstitet für die Succession bezeichnen. Nur einige cfcfcrakteri- 
stisehe Stellen mögen hier Erwähnung finden. Von Heinrieb L beifct 
es b'ei'Regitio*« Fortsetzer (Pei"tz I. S. 615): „'Heinricas dux con- 
sensu Francorum Alamanorum etc. — fex eljgitur." 

Als Otto der Grofse zum Reiche gelangte, redete- der Erzbischor 
zir Mainz das Volk also an: „En, adducß Vobis a Deodectom et a 
demino reruirt Heinrico olim designatum , nunc vertf a cunciis prin- 
cipibus regem factum Ottonero; si vobis ista electio placeat, 
dextris in eoelum levatis significate 1 )!" 

Die Wahl Köirtg Otto's IL geschah mit Zustimmung *dc* Volkes: 

„Erat imperatori filius caesar ipse futurus, electum suhi- 

mo conse^su ab omni pppulo regem esse constituit*)." .Tbiet- 

« 

mar von Merseburg 11 ) sagt von Heinrich II: „Hie ibidem communi 
devotiene in regem electus." 

Dagegen giebt es zahlreiche Stellen., welche klar von einem 
Erbrecht auf den deutschen Thron reden.. Derselbe Tbiet mar 
sagl von der Thronbesteigung Heinrichs IL : „A maxima multititdine 
vbx una rfespondit Henricum Christi adjutorio et j-ur.e bereditario 
regnakimtn 4 )." Ingleichen sagt Adalboldus 5 ): „De vexilto extol- 
leretur in solium heredita.rium;, hereditarinm dieimus, quia, ut ab 
bis, qui genealogias computare nQverant, audivimus, a Carolo M. 
ex parte palris deeimam septimam, ex parte matris deeimam sextam 
lineam propagationis tenebat. Insuper tertius Otto, post- cujus obi- 
tüm in -regem eligebatur, et ipse tertius ad invicem consangninitatis 
gradum tenebant" und „sciebat Theodoricus Henricum IT. in regno 
esse her.edem;" ferner das chronicon JVf agdeburgicum *) : „Heu- 
rieus, Bawaroruto dux , in regem eligitur, quia Ottoni fton fi- 

s 

liiw consanguinitatis linea proximior." 

Auch noch Runter den fränkischen Königen war» der Erbanspruch 

1) Analista Saxo ad a. 936. bef Pertz Script. VI. 599. Bei dem Gontin. Re~ 
ginonia heifst es .- Otto conseosu primorom regni snecessor eligitur. (Pertz I. 617.) 

2) Vid. Raotgeri Vita Brunonis J. 41 ad a. 961. 

. 3) Thietmär Merseburgensis Chron. Lib. V. §. 7. Pertz III. 791. 

4) Thietmär Merteb. Chroü. Lib. V. f 2. Pertz III. 791. " 

5) Adalboldus §. l,in Vita Sancti Hearici. Pertz jeript. IV. 'S. $84. 

6) -Chronicon Magdeburgicum bei Meibom pag. 281. 
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des nächsten 4gna€en nicht ganz erlöschen. Heinrich IV.. nannte in 
einem Briefe an 4en\ Papst sein Reich ein ,,regnum hereditariv- 
jure sibi coliatum l ). A > Erst bei der Wahl des Herzogs Rudolf 
von. Schwaben wurde mit Genehmhakung defc Papstes festgesetzt: 
„ot regia potestas nnlli perbereditatem (sicut ante fuit con- 
suetudo) cederet, sed filius regis; etiamsi valdc dignns esset, po* 
tius per emotionem spontane am, quam per successionis lineäm 
rex pjoverorel*). 44 Obgleich die Suecession in der deutschen Kö- 
nigswörde npmer durch die Wahl des Volkes bedingt war, so nahm 
man doch regelmäfsig auf den Verzug der Erstgeburt Rücksicht. 
So bezeichnete Heinrich I,. seinen erstgebornen Sohn Otto zu 
seinem Nachfolger: „Convocato omnipopulo designavit filium suum 
Oddoaem regem , ceiöris quoque filiis praedia cum thesanris iribuens, 
ipsum vero Oddonem, qui maximus et oplrmus erat, fratribos et 
omni Francorum imperto prae.fecit3). u Gegen Otto's Erbfolge er* 
hoben sich jedoch mancherlei Zweifel: Auf dem Reichstage« zu Er- 
furt bildete sich eine, Partei für den zweiten Sohn Heinrich , welche 
Heinrscb's Vorzug darauf stützte, dafs ihn sein Vater, als König, 
gezeugt habe-, während Otto geboreri sei , wo sein Vater nnr noch 
Herzog gewesen sei, Heinrich müsse daher als efstgeborner könig- 
licher Prinz angesehen werden. -Obgleich dieser Einwand nicht 
berücksichtigt wurde, so spricht er doch dafür, dafs regelmäfsig 
der Erstgeborne -als der nächstberechtigte gelt. Die Ottonische Par- 
tei siegte oh, "als abermals ein Wahltag sich versammelte ; der Erst- 
geborne,' nicht der Porpjfyrogenneta , ward gewählt und' alle deul- 
sehen Völker begrüfsten ihn ohne Widerstand als König 4 ). 

Otio I. selbst hatte bereits schon im J. 946 seinem erstge- 
bornen Soboe, Liutoif, die Nachfolge im Reiche .bei den (ieofsen 
ausgewirkt*), und erst, als Liutoif vor dem Vater verstorben war, 
wurde Otto II. zum Nachfolger auserkoren». 



1) Urstmi reram Gemaotcaram tomi doo p. 395. (Ausgabe v. 1676.)' 

2) Bruno de bello saxonico ad a. 1077. fy. 91. 

3) mtukind Üb. 1. J. 41 ad a. 936. 

4) Historisch - politische Blatter 1 W •$. 366. 

5) Flodtanl .ad ä. 953 ber Petiz M9B: V. 401 : „regnam suum quod olim 
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Obgleich unter den HobensUttfcu Itantaehland last acboae« rei- 
ir* s Wahlräch geworden war, so bahnten der Kaiser «od die Acichs- 
stände bei der Designafon des Reichsnach folgers doch auf den Erst- 
gebornen Rüekstobt. Beider Thäiung der Besitzungen Friedriche J. 
ualer seine Söhne heifst es t „Heiurjcum, qni prior äa tu erat, 
regem post ae desigoavit 1 )." Ia der Wirklichkeit machte sich die 
Sache gewöhnlich so; dafs der König seinen ältesten Sohn zma 
Nachfolger designirte, dafs die Grofsen des Reiches ihre Z$stua- 
eiung gaben und dann huldigten, das übrige Volk, gleichsam als 
cetona oder Umstand, dem neuen Herrscher zujauohzte 2 ). 

Immer mehr verwandelte sieh die deutsche Verfassung aus einem 
erblichen Wahlreiche in ein reines WarhLreich* Heinrich 1 » VI. 

■ 

Versuch, die Krone in seinem Hause schlich, zu machen., acheiterte 
an dem Widerspruche der Reichs stände. F actis eh hielt man sieh 
zwar immer möglichst aa dieselbe Familie — die habsburg'sch* Dyna- 
stie besafs in ununterbrochener Reihenfolge 303 Jahre den deutschen 
Kjtis^rthron — rechtlich aber war die -Wahl eine völlig freie. 
Unter den hohenstauf sehen Kaisern erkannten die JReichsstände kein 
Erbrecht mehr an a >, wie es unter dea fränkischen hie und da noch 
geschehen wah Doch legte Herzog Friedrich selbst nmeh grofsen 
Werth auf seine Abstammung von Heinrich V. 4 ) , allein vergeblich, 
indem nicht er, sondern der % Sachse Lothar zum Kaiser gewählt 



Otto Ltfitolfo deiegayeiat et-maguates anoe eklem promptere fidefitafcem juie r 
jurando fecerat." Gcrhardi vita S. Udalriä ibidem VI. 398 : „Liutolfas . » . csd 
paler ejus antea geotes omnes regionam suae djtipni anb jectanua * aacrameoto 
post finem vitae suae subjagaverat." 
- 1) OQo d. S. Blasio cap. 21. 

* 2\ Dfcmtycs, Staatsrecht f. 499. Sehr klar tritt dieses Verfahren- bei Wicht- 
MNI L» II. e. 1. tterror: „Oimis popains Fraocomm atqae Saxoamn jam oüm 
deejgnatam regem a patre-, fiÜam ejus Oddonen, elegit säriia priaeipem.** 

3) Otto JFVumgeasts de rebus gestis Frideriei I. LA. U. c. I. : „Ubi cum de 
eKgeado principe primates constütareot (nam id juris Romaiii imperü apex vide- 
licet not per saagaiais propagiaem deateadere, *ed pe* prindpum 
electioaem reges creare sibi taamuan ex •fiaj^iaWi veadicat psaerogafcwa) taadem 
ab omaibas Fridericas Saevorem dox petitar c n m Uamm qae favere ia le gem aabli- 
matefr." 

4) Com dax fiUmammc Fiedericaa, eo mod deftmet» haneimmai Hearid 

m ■» ^a* 
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wwto. De* ?ein«- Wafcjreisli führte nefth wendig Iadividtial&tt.c-i 
cessi^n mte#i«li t abe* ohne da* Recht der Ergtgebort *o*m bahnen. 
Unsere gcftchiebüioh* Gtitwiekelnug w^rd e$ daher nichi modern 
Gipfelpunkte der R/eiebiverfasäung > dem Kaiser, z» tbu» hatten» 
sondern wild auaachlie&liob die Verhältnisse der einzelnen Terri- 
Urion in'n Anga fassen. Hier kämpft das staatsrechtliche Princip 
nit dem. privatreajHlichen einen langen harten Kampf mit verschiede* 
nem Erfolge in.Yereebiedeaeu Perioden* Eb# vir zu dieser Ent- 
wiakahmg, ai* unserer Hauptaufgabe üheigehen, fasaein wir rorher 
kur? awpammen, wakbe Grundsätze ifter Individualsuecessiwi bei 
den viobtigstim germanischen Stämmen, auf&erh-aJh des Franken* 
retchs , gegolten habej», 

§. a 

Die Vaodalen. 

Am interesaanlesAen für die fiatwickeluag der IndividuatsuctiasT 

■ 

sinn iat die Geschichte der Vandaleu durch fos alt e«le Hauage^ 
sei«., welchen da* Mittelalter aufzuweisen bat 1 ). 

Jh$ Kdpigthum bat sich bei den VaadaUn auf gleiebe Weis* 
wie bei allen germanischen Stämmen entwickelt. Ein Verhärten 
bei tfeei» bestimmten Geschlechter dem der ^sdinger, finden 
wir auch, bei den Vendakn*). Auch bei ihnen stehe» Aitfaiigs 

oepos esst*,- regnus* «bfemen niteretqr.. litis*. rft£> 1*o0qv* VII* im Reontil df* 
bist. <U» Gaule*. 12, 12*. SCöiiit, W. Gesch. II. S. 51. Awa. 3. , 

1) Da> Hausgesetz des Geiserich i&t so unbekannt, da/s selbst ein ^rimuV 
licher Kenner unserer 'Staatsgeschichte, ZÖpfl a. a. O. IL $.33., dasselbe ganz 
ignorirt und die Theilungsurkunde Ludwigs des Frommen . von 81? fiir das äl- 
teste fürstliche Hausgeset* in Europa erklärt, * 

2} Jornanie* de retas Gfrtieis 24: „Visumar (Vandalwm) regam Asd*ugö» 
mm « atärp«, *|«*e hrter cqa ewuet, genuaqoe i*<ticat beLHoosUsiraunv« 
Aach stellt der ostgothische König AthaJUricb das eigene, Geschlecht, der Amt* 
ler dem asdingischen der Vaodalen gegenüber bei Cassiodor var. epist, IX. 1. 
Ferner DrcteorUius in satisiactione ad Guntharim, regem Vandalorum, v. '21. ed. 

Are^alo: 

„Ut qui facta doemn possem parra*e myeqriim 

Nominis Asdtugui bella triumphigera." 
Papencofdt , Geschichte der vandal. Herrschaft S. 214. Anus» -I- 
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mehrere sog.; Könige a^ der Spitze 1 ). Als sicIk aber durch- die 
grofsen kriegerischen Unternehmungen -dieses Volks eine einheitli- 
chere Regierung nothweodig machte, dräng auch hier die "Einheit 
des Königthums .durch. Wir finden daher* von dem Zuge der Van- 
dalen nach Gallien aH gerechnet, immer nur Einen König. ' Bei 
den Vandalen mufs das Uebergewicht des staatsrechtlichen Principe 
so mächtig gewesen sein, dafs an Theilung des Reichs aus 
Familienrücksichten gar nicht gedacht wurde. 

Die Successionsordnung war auch bei den Vandalen die altger- 

manische d4s erblichen Wühlreichs; - Bei dem Tode des Kö- 

» 

nigfr war bei ihnen der nächste wehrhafte Veryandt£ der Nach- 
folger, der dann vom Volke regelmäfsig durch die Wahl bestä- 
tigt wurde. .. .,, Hierbei fand nicht immer Erblichkeit von dem Va- 
ter auf den Sohn statt 2 ). Sobald dieser seiner Jugend oder sonsti- 
ger körperlichen Schwächen -halb er nicht fähig war, den Befehl im 
Kriege zu führen, folgte gewöhnlich der Bruder des Verstorbenen 
auf -dem Throne. " Es folgte z. B. auf Gödigiskl sein Sohn Gun- 
derich r aber diesem folgte nicht einer von seinen Söhnen, sondern 
Weil dieser wahrscheinlich noch minderjährig war, sein Bruder Gei- 

sprich." 

Geiserich, welcher das* Königthum zu seiner höchsten 'Macht 
erhoben hatte/ änderte das alte Herkommen durch dn eigenes Häus- 
gesetz, welches als-solcjies einzig in dieser Zeit- dasteht. Die 
Kenntnifs desselben schöpfen wir aus Procop 8 ), welcher sich dar- 
über folgendermafsen, ausdrückt: 

„Xqovov dh oktyov ri£iQL%Qg Imßiovg iveXevta jcoqqco nov rfin 
rtUnlctq tfxcov, diad'rjxccg dia&ipevog, iv ctlg aXkcc %i noXkcc Bcevdikb ig 

Irtidicritye »dl njv ßaäikelav du Bavdikmv ig vovtov Uvmi Sf.ay ix yo- 

* 

vov ecQpsyog ayttp JPt££(»<ga> xora y&vog* itqoaipMov nHMSwg äv iman»v 
Tt&v avTov $uyysvG>v rt}v rjXwiav nJ^ot." 

Durch dieses Hausgesetz ist also die Individnalsuöcession, 
welche auch nach dem frühem Princip statt fand, vollständig ge- 

1) Dio Cassius LXXI. t2. • i ■ ■ 

2) Papencordt 8. 215. ;* ' . 

3) Procop. de belto Vandal. I. 7. v 
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wahrt. Von Theilungen des Reichs, wie bei den Pranken, ist 
nirgends die Rede. Das frühere Wahlrecht des Volkes ist völlig 
aufgehoben , * und den Vandalen bleibt kaum eine Anerkennung des 
jedesmaligen Königs übrig. Das Hansgesetz verordnet aber. keine 
Primogenitur, sondern ein Senior at. Es besteht somit kein Vor»-' 
zag der Linie des erstgebornen Sohnes, vielmehr sind die Nachkom- 
men oller Söhne Geisericb's Zur Succession gleich berechtigt« 

„Die Grandtage des Geiserieh'schen Hausgesetzes bildete die 
bei allen Germanen gebräuchliche Sitte,, an die Stelle des verstorbe- 
nen Königs sieht immer dessen Sohn, sondern in bestimmten Fällen 
einen • andern altern Blutsverwandten auf dem Throne folgen zu 

lassen 1 )." Geiserich fixirte diese Sitte doreh ein geschriebenes 

» 

Gesetz* 

Ein Hauptgrund gegen die Primogenitur und die strengere 
Erbfolge von dem Vater auf den Sohn war, dafs man Waffen - 
fäbigkeit als Hauptbedingung zur Königsherrschaft ansah« und in 
unruhigen Zeiten unmündige Könige für gefährlich hielt» Die 
Reihenfolge der vandaliscben Könige fand streng nach diesem Ge- 
setze statt« Auf Geiserich folgte sein ältester Sohn Hone rieb, 
dieser hatte aber nicht seinen Sohn, sondern nach einander iwei 
geiner alteren Neffen, den Gunthamund und Thrasamuod, ztr 
Nachfolgern« Erst nach dem Tode des letztern kam die Reibe an 
Hilderic-h, den Sohn fiunerich's , > und diesem wäre wieder nach 
seinem Tode nicht einer seiner Söhne , sondern sein Verwandter 
Gelimer gefolgt, dessen recbUnäfsige Erbfolge in diesem Falle 
selbst Justinian anerkannte*). Hunerich's Versuch, seinem Sohne 

1) Papencordt 217. 

2) Pnxop. h 9." Gelimer hatte Hilde rieh vota' llirone' verdrängt , Jhatt= 
nktn ermahnte ihn, Htfderich zu Yestittfiretf t erkannte aber sogleich sein näch- 
stes Soccessioiisrecht an: *Oi% oflta xojtfg o4dh rmv ftgeflgov 6V*lty*»* 
*!*«> yfyoPtd TB xcti $vyyev7j nal ßuotXfa BccvSOmv, $f t$ tmv I\tßQt%<p 
ßtßovXsvpivmp ttpelot iau* x ti <pvXa%jj tyrnv, %ml ßia %r\v dp%i t v dqwi- 
QOVfievoe, ££ov aM\v dXiycp ftrrcfo? %(fov<p %axa *«po* Xaßtlv. prj- 
dhf *£? iqydag «ffatWf« x<nco> t*f[Ql vov. ßaetlimg Mpatos drcaXXd£y 
trjv tov rVQdvwm x$Q9tfyo<}ian y ß$a%fl xq9vbqsvovo«v Z?o'*a). dXXa töv- 

tov fikvy fiftdfor Stov.ofoüfr *&V}&<fp*m* , fet <p£fi4&cu reo Xoyto rrjv *r t $ 
Schabe fimtget.Rt. 3 
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n da* Hhwgwefs 4M Nacfcfblpe za rersdiaffen, Micfc 



Erfolg. 

c So «nvoükwnwe« dieses Hausgesetz aueh war , so sab Jarm&m- 
des dock in demselben einen wesentlichen Grund für die ruhige and 
friedliche Herrschaft der \vandaiischen Könige 1 )- DaajHausgesetz 
des Geiseriet ist uns aar. in jener hnxea Notiz des Procapius auf- 
bewahrt, wir wisse« daher nicht, ob yi denselben die rechtlich« 
Stellung der nichtregiereudea Glieder be&tiuHat und wcMie Art 
von Versorgung ihnen ausgeworfen worden ist. 4h» wichtigste pt 9 
dafs der älteste in ganzen Agnatenkretse «tte iibrigan vojbttadtsj 
▼i>n der Regierung ausscUafs und die. Prinzen des Hauses au derael* 
heu keiueo Antheir hatten. 

§. ». 

Die Westgothen. 

Anders bat sich die-Saebe hei den Westgothen geaiaUet. 
Seit die Westgothen von den Qstgothen getrennt waren , hatten 
sie keine eigenen Könige. Richter standen dem Volke oder seinen 
einzelnen Abiheilnngen vor,. Atbanarich, Fridigern n. a. *)• Als 
aber die Westgothen sich zu neuen Heereszngen rüsteten uad einer 
einheitlicheren Regierang bedurften , wählten, sie Alarich aus dem 
Gesehiechte der Batahep zum Könige ?). Von dieser Zeit an blieb 
das Königthum unter ihnen bestehen. Während hei den Vaadakn 
das Hansgesetz des Geiserich da? Wahlrecht «des Volks annsdlirte* 
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ßcusikilat t/xdva, aü 8h Snapva nqoi%%s ooet ßttailfa nqdmtv tfnog • kqoö- 
ös%ov tb <xnb vov xqovov xol xov ri&$l%ov vdfiov fiovow XctßtZv TO TOV 
n(fdyfiaros foojta." 

1) jemandes de rebus GetSds $3 : „Qaod observwtes ' per an&OHim ianftoram 
•petia', ragaw fidicftw possedexe, oec qsöd m reUquis geatibot adsalet, inte- 
ttioo betto foedati sunt, suoque ordne antis pect amen «o*<ipieD4 regnum ia 
pace popcdb imperanmt.'f - " 

2} Jemandes, c. 26: „primates eonan et dooea qai regtun vi<* Ulis, prae- 
crant." 

3) 16. o. 39. „Mo* Gottes fattiditwn eojrom inecevk, rerentesqney ne longa 
pace eorum se solyeret fotUtodo, ordinant super -se regem AlsVfcnm , cni etat 
pott Amalos seconda. nobilttas ndthoramqäe ex geete origo nrfrificfu** 
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ükcrwand bei 4m G«ttai das Wahlred* 4« V«Ut§ 4u Mm» 
der Erblichkeit völlig. Das unruhige, altheimiscber Siitc entfremdete 
Volk kalte die Anbängfiehkeit an ein bestimmtes Gesehlnobt bald ab- 
gestreift u*d ein reines Wablreieh oonstiträrt. 

Dem Balten Alarich folgte nein Schwager Ataatph« Es Jälst 
sieb nicht nachweisen, dafs Wailia, den die Westgothen nach 
Atanlpb's Tode wählten , ein Verwandter des letaleren oder gar 
dessen Bradcr gewesen sei. An längsten behauptete sich das Ge» 
schleebt Tifeoderieh's t ThorisQuind, Tbeodemktf«, Eurich, Ala* 
rieb II. , Geaafieb gehörten sn diesem Hause. Seit dem Könige Theu- 
des und der Verlegnag des ReiohftmHtelpftnktes nach Spanien wurde. 
dasRejeb der Westgotbeir ein vollständiges Wablr.eieb, ab- 
hängig von den Groben nnd der Geistlichkeit, Jeder Freie, dir 
sieb durch Tapferkeit Im Kriege oder durch Verstand, 
und fteichlhu» im Frieden Ansehen und Würden err 
worben hatte, konnte auf die Wahl Einflufs haken 
and selbst gewählt werden '). Doeh trat die Hinneigung zur 
Erbmnnarchie, welche «inmal im deutschen Charakter liegt , fftens 
in diesem Waldreiche wieder hervor. Auf LeuwigUd folgte sein 

* 

Sohn Beeeared, aaf Ghindaawiatb sein Sohn Rcceswinth. 

Bei den Westgothen bat also derselbe Entwickeluagsproccö 
statt gefunden, wie im deutschen Reiche. Ans dem erhüehn». Wabk* 
reiche hat sieh ein reines Wahlreich entwickelt, indem das Recht 
des. Gebtötea immer mehr von dem freien Wafahrertrte in den HS»» 
Urgrund gedrängt wurde. 

%. 10. 
Die Ostgolbeo. 

Unter den Ostgotben wen die Herkunft wut das Recht der 
Amalef heilig. „Gröfsere Macht des Volksstammes, vorzügliche 
Tapferkeit und eine Reihe ausgezeichneter Helden, Äinäter genannt, 



•V- 



1) Aschbach, Geschichte der Westgothen S. 258, Pie einzige Bedingung für 

- ♦ • 

die BedteigHBg des KÖugsthronee war: „rege deföneto nnfla» regnum asswnat 

extranreae geotis hömo, nisi'genere «ogaitos et moijbna digaus promoveatur ad 

apicem regtai." Conc. Toled. VII. can/17. 

3* 
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die daher aüeh ab Halbgötter geehrt wurden , erhoben den Stamm 
der Gruthunger tiber alle andern Slammesgenossen l )." 

So lange die Ostgolhen noch unter der Herrschaft der Hunnen 
standen , scheint die Individualsucoession nicht durchgedrungen zu 
sein ; denn Jomandes erzahlt von drei Brüdern , welche zugleich 
als Könige über das Volk der Ostgdtben herrsehten 8 ): 

„Ostrogolhae in Pannonia süb rege Walemif ejusque germanis 
Theodemir et Widemir morabanlur; quamvis divisa loca, con- 
silia tarnen habuere unita. Ns*in Watemir inter Scarniuugam 
etaquam nigram fluvios, Theodemir juxta loeum Pelsodis, Wide- 
mir, inter utrosque maaebat s ). u 

Diese Stelle ist höchst interessant, weil sie uns zeigte wie 
solche g et heilte Regierungen geführt zu werden pflegten. Jedem 
der Tbeilkönige pflegte ein bestimmter Bezirk zugesprochen «n wer- 
den, ohne dafs dadurch die Keicbseinheit und die Einheit der Regie- 
rung völlig aufgehoben wurde. In allen wichtigen Angelegenheiten 
handelten die Tbeilkönige gemeinsam (consilia habuere unita). 

Ebenso wie, die Vandalen Anfangs mehrere Könige, spater 
aber nur Einen hatten, so -war es. auch bei den.Ostgothen. 
Seit ihr grobes Reich in Italien gegründet war ,* finden wir bei 
ihnen immer nur Einen König. Theoderich der Grofse, der Sohn 
des Theodemir, herrschte allein über das ganze Gothenreich. Ihm 
folgte in dem ostgoihischen Reiche sein Enkel Athanaricb 4 ), für 

welchen seine Mutter Ämalasuatha die Vormundschaft fahrte. 

* 

Athanarich erklärte ausdrücklich seine Abstammung vom Königsge- 
schlechte als rechtlichen Successionsgrund 5 ) : „Athalaricus res. sena- 
tüi» Quomodo quaevis claritas generis Amalis cedit, et sicut qni 
ex vobis nascitur origo senatoria nuncupatur, itaquiexhacfa- 
jftilia progreditur, regno dignissimus approbatnr. 4 * 

i) Aschbach S. 22. ' ' 

2) Jornandet 62. ' 

3) Jomandes sagt an 'anderer Stelle: „Valamire et Theodemir« et ,Widemire 
germanis dnctantibus -r- — quia .^m&loram generis eos potentia iHrotrabat." 

4) Jemandes de regnor. stiocess. : „Theoderico rege deftrocto Athafaricns 
pos ejus ordinante ipso sfeccessit." 

5) Cattiod. Var. Vltf! 2. 
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Nach dem Tode de* Athariarich woftte Amatamntha gern di* 
Herrschaft selbst -behalten , sie wühlte daher ihren Verwandten 
Theodat, am ihm ihre Hand- zu geben and mit ihm den Thron zu 
tbeilen 1 ). Denn auch ans. der Vermählung mit der nächsten 
Verwandten des verstorbenen Königs wurde bisweilen ein Recht** 
titel fSr die eigene Thronfolge hergeleitet. 

Nach dem Tode der Amalasuntha herrschte Theodat allein, 
welcher sich zugleich auf seine eigene Verwandtschaft mit Theo* 
derieh berufen konnte, indem er ein Sohn von Amalafrida, der 
Schwester Theoderich's, war. Defsbalb kann auch Jor+ 
nandes (de rebus Geticis cap, 59.) von ihm sagen, dafs er seiner 
Verwandtschaft willen herbeigerufen worden sei („genüaui- 
tatis gratia aceeratos"). 

- In den letzten gturmvollen Jahren des Getbeureichs wurde frei* 
Hefa weniger auf die Verwandtschaft mit dem Königsgeschlechte 
gesehen^ So wurde der feige und unthäüge Theodat abgesetzt and 
Viliges vom Beere und Volke zum Könige' erhoben *). „ At illo reg ao 
levatus, qtiod ipse eptaverat, mox popuü voto conseatit." Allein er 
fühlte den Mangel seiner Abstammung sehr wöM und berief sich daher 
auf eine* Art geistiger Verwandtschaft mit Theoderich : „iccirco 
parens ipsius (magm Theoderici) is debet credi, qüi ejus facta potuerit 
imitari 3 )*" Um sieh noch sicherer zu stellen, zwang er die Enke- 
lin Tbeodetacb's, Bfetasuuttba, sich mit ihm zu vermählen 4 ), indem 
er sich dadurch einen bessern Rechtstitel jiuf die Herrschaft zu erweis 
ben gedachte. 

« » 

Die folgenden sog. Könige Ildebald, Totilas, Tejas erscheinen 
mehr erwählte Heerführer als wahre Könige »gewesen zu sein. Es 
ist leicht erklärlich v dafs in den drangvollen Zeiten eines Varaweif* 



t) Jemand* de regnor. snco. : „Möitao Adiaäarico mater eju* Theodatum, 
coasobripum säum , regoi *ni partidpexn faciena" ...... 

2)' de cegner. soct. p. 241. ' 

3) Ca». Var. Üb. X. ep.XXXl. . . 

4) Jortiandti de regö. suocets. : „regnamque «nun ooirfhrmans privat», 

conjage repodiat«, regiam puettam Matheaaentham , Theoderici regia neptem, 
abi plas vi coptdat, qdam amore,*' 
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ipngifajttpfe* iMjbr suf Feldherratüchtigkeil als a öf Abstammung vom 
Rtfnigsgesctilechte gesehen -wurde. In einer Zeit, wo alles auf der 
Spitze des. Schwerte* stand *) , trat das Erbreoht einer bestimmten 
Familie, weldhes früher sogar ein \Veib auf den Thron- erhoben 
bette, völlig in Hintergrund. . Wie 'fest auch bei den -Ostgothen 
der Begriff der Staatseinheit stand and wie unwürdig ihnen alle 
Reicbstheikiagen erschienen, zeigt folgende höchst charakteristische 
Anekdote 2 ), 

Tfaeoderiefa hatte seine. Nichte Amalafaerga, die Tochter seiner 
Schwester Amalafried, dem thüringische» Könige Hermatifried zur 
Gemahlin gegeben. Henuanfried War aber nicht allein Ronrjj r son- 
dern lüeiltd die Herrschaft mit seinen Brüdern Balderich and fierthar. 
Amalaberga, welche* in ihrem Vaterlande eine soMre ZerrQifsnnrg 
des Reiches nicht kannte nnd nur einen' allektherf sehenden- Kenig 
^fifif einen wahren König hielt, reizte ihren Gemahl fortwährend 
bor Ergreifung der Alleinherrschaft Als sie unter andern eines 
Tages die königliche Tafel nur zur Hälfte hatte decken lassen, antr 
wertete sie deas darübe* befremdeten Gemabie: „Einem halben 
fidnig kommt -nur ein halber Tisch zql" 

. • ■ §, 11. . 

Die Longobarden. 

Bei den Longobarden hielt sich ein Geschlecht nieht-labge, doch 
werde aech hier die Verwandtschaft mit der königlichen Familie nicht 
•aufser Aqgen gelassen und nur innere Kriege und Unruhen sebeiae* 
den schnellen Wechsel veranlaßt zu haben »), . . 

Autharis war der Sohn des Clcph« Med dein Tode des 
% Afttbaris Wurde ^merkwürdiger Weise seiner Witwe Theodeüdde die 



1) GSIsfodor »« a. O. „Quamdin enitti forte* viri, intcr bell* fanrefctl* nu- 
triti, prineipem ferre potecant mm probatam?" » 

2) Thüringische und obersächsische Geschichte von tt Wathter h *, 23. 

3) WaUx I. 'S. 167. Davood-Oghloa lästoüte dt U Ugisbrtfen des andeos 
Genbains II. p. 7i» sagt sei» richtig : „La royaatf •emble «vc* dtf dtectiv* dam 
Im familles dfetingatt» ffer tan; ttabeanCe et pur softe de pteTeittK» oans I» £m- 
mille regnante m&ne," ~ , - * ' ' * 
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W*hl des nenen Königs überlassen 1 ). Sie «rfcer einen ihrer Gr$- 
fsen, den Agihrteb/ znm Gemahl and König 1 , weicher jedoch smgleien. 
eht Verwondfer des verstorbenen König* war (snscepit Agilulfus, 
qui erat cognatas regte Agtbstris, regiarn digesten?). Auf Agitulph 
folgte fein Sehn AdeHndd? auf Rotbaris -seht Sohn Reö>aM; auf 
Assbrand sein §ohn lintnraud. 

Trotz aller innen Unrnhen konnte also* auch hier das germa* 
atsene Princip des erblichen Wahlreichs nicht ganz über den Haufen 
geW«. werden, es kam ««er vo» .«*» wieder *■, Dar*- 
brach. Die hdividuafeaceeaatoi» war bei den Langobarden sie Re- 
gel, von welcher freitteh Artbert I. abwich, indem er 061 sein Reich 
anter seine Söhne * Bertnrit and Godebert, th eilte». 

Angelsächsische Reiche. 

Die Stiftung der einzelnen Königreiche war von anabbängi~ 
gen^feigsbemn ausgegangen $ weder ein Oberitönigthuni, neck 
eine FöderafivverfesMmg bestand , die sieben Königreiche waren -sie-' 
ben unabhängige Statten. 

Das Princip der Succession war Bei den Angelsachsen ebenfalls 
das allgermanische des erblichen Wahlreichs; aus. den Ge- 
schlechtern der Gründer der einzelnen Staaten wurden die Könige, 
gewählt. Dessen ungeachtet sind die Fälle, in denen man von der 
gewöhnlichen Suncessioasordnung abwich, immer nur ak Aufnah- 
men anzusehen. JStn solches Abweichen trat besonders dann ein, 
wenn der Sonn des verstorbenen Königs minderjährig war f wo dann 
der Vatersbruder vorzugehen pflegte. Hinterhofs dieser bei seinem 
Tode keine oder minderjährige Kinder, so gelangte der fHiher ausge- 
schlossene Neie regelroäfsig zur Regierung *), So Sttoeedirte dem 
Könige Waifer in Meresa-, sein Bruder Aethelred, dann Wulfar?* 
Cenrad , dann erst AetKeired'a Sohü Gelred: 

Äegehnäfsig folgt den verstorbenen Könige sein ersigobor- 
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1) Paul Diao. Hb. III. * 34. 

2> JftJUfef» Vejtadi eiattSante&mg der GJHcmchfte de» AngeWchs. Rechts, 
5.69. Annw29fc 



»er Sehn« Es wird als eine Ausnahme betrachtet, mn 4er jän- 
gere den altera rorgezogeu wird, wie dieses nach dem Tode König 
EdbaM's tob Kent geschah , welche» nicht der ältere Sohn Ermen- 
red, sondern der jäogere Erconbert (64fr-—664)< nachfolgte, . 

Mit dem Principe des erbliehen Wahlreichs ist auch die Indivi» 
dnalsnccession verbunden* Tbeilongen des Reichs unter meh- 
rere Söhne, wie. sie im frankischen Reiche unter Karolingern und 
Merwingern Torgenomnieu wurden, kommen nicht vor* Vor Ver« 
einigung der Heptarcbie läTst sich kein einziges Beispiel einer Theiluug 
nachweisen; nach Vereinigung derselben hat nur ein einziger Thei- 
Inngsfall statt gefunden , nämlich nach Aethelwolfs Tode im J. 857, 
m/elcher indessen das Princip der Staatseinheit nicht gefährdete, da 
jeder Sohn ein ganzes Königreich zngetheilt erhielt. 

Regelmässig snecedirte aber unter mehreren Söhnen nur Gin er, 
die, andern Brüder galten blofs als Prinzen von Geblüt, ,,Ae- 
thelinge Clitones." Sie wurden häufig damit abgefunden, dals 
man ihnen eine, höhere Slaatsstelle, besonders die eines Aide r- 
ma ans, verlieh. Nicht selten wurden. dann die naebgebornen Brü- 
der, wenn sie eine solche Präfectur bekleideten, „subreguli" 
genannt. . 

• s 

Nordische Reiche. 

Auf der gleichen 'Grundlage des germanischeu Volksthums ist 
das Köttigtbum der nordischen Reiche erwachsei). 

In Dänemark vereinigte Gorm der Alle (f $itf die vielen 
kleinen Pürstenthümer, welche auph' bisweilen Königreiche genannt 
wurden, und gründete das Dänenreich. Die Sage erzählt, dafs 
Thyra, eine englische Königstochter , Gorm glicht anders habe hei-» 
rathen wollen, als wenn er ihr ganz. Dänemark als Mitgabe 
brächte l ). Seit Gönn ist für Dänemark die Reichseinhert entr 
schieden; „es bestand kein blofses Oberkönigthum des ältesten, 



# 

1) Also auch hier ein ähnlicher Biotin!« .weiblichen Ehrgeizes auf die Her- 
stellung der Individualsuccession , wie in Thüringen dnrcl} Amalaberga! 



§. IS. fforüMl« Bricht 41 

die Nachgebonien ab Unterkönige regierten wie in Schwe* 
den , es gab keine erblichen Jarle wie in Norwegen, * der Wille fle» 
Einkönigs duldete neben sich nnr Statthalter 1 )." 

Die königlichen Häuser haben mehrere Male gewechselt, jcd- 
wedes Haus aber, einmal aur Herrschaft gelangt, ge~ 
noTs ein bestimmte? Erbrecht. Dje Individuahuecession ist 
entschieden, der nächste Erbe empfängt allein die Krone, der älteste 
Sohn des Königs ist der nächste Erbe, stirbt dieser vor seines Va- 
ters Tode, so snceedirt der zweite Sohn des Königs , selbst wenn 
der älteste Sohne hinterlassen hätte; denn zu dieser Zeit scheint 
überhaupt das Reprisentationsrecht nicht bekannt gewesen zu sein« 
Sind keine Söhne vorhanden, so treten die Bruder des verstorbenen 
Königs nach Altersvorzug ein* 

Seit Gorm dem. Alten steht die Reichseinheit so fest, dafs 
keiner Theikmg mehr Raum gegeben wird, obwohl bei Svend Estrith*- 
soa's nachgebornen Söhnen solche Wünsche aufstiegen. Im (ranzen 
fand eine Vererbung der Krone im Mannesstamme nicht nach Li- 
nien, sondern nadi Graden statt, bei gleichem. Grade gab das Alter 
den Vorzug*). Aber das Wahlrecht des Volks war nicht völlig 
untergegangen; das Erbrecht trat nur durch die anerkeji- 

nende Huldigung in Kraft und Wirksamkeit. Ja, in be~ 

« -» 

stimmten Fällen hielt sich das Volk berechtigt, von der gewöhnti« 

r - ■ * 

eben Successionsonlnung , sogar vom Königsstamme selbst abzu- 
weichen und einen andern als~den nächsten Erbberechtigten »um Kö- 
nige zn wählen« - . 

So bat sich auch • hier Wahlrecht und Erbrecht völlig durch* 
drangen, und nnr hei völliger Unkenntnifs altgermanischer. Staats- 
einriebtungen kann man einen Widerspruch darin fitfden, wenn Saxo 
bald von dem Erbrechte -der Könige (z. B. der hereditaria. domina- 
üo des Harald Blauzahn) , bald von einer Wahl der Könige durch 
das Volk spricht. 

Norwegen war durch die Geschichte undjdie Natur in 20 bis 



1) Ddhhnam, GenihMsht» von Dänemark., |. S. 6& 

2) Dahhnam I. S. 167. - 
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38 Gebiete, sog* Fyfken, gelheUt, deren jedes leinen eigenen K$nig 
fair sich hatte *). 

Die alten Könige in Norwegen .und Schweden nannte* sich 
Ynglinger, weil sie ihre Abkunft von Yugwe- Frey, 4eiq Enkel 
Odin's^ berlekete«. Harald Scbönb&ar begann zuerst eine Reich»» 
bfldong , indem er die übrigen kleinen Könige unterwarf. . AHeta er 
zerstörte die selbstgeschaffene Einheit des Reichs dadurcb, dafs er 
nicht die Individualsncoession. einführte, sondern sein mühsam zu- 
summengebraobtes Reich wieder unter seihe Sehne v er th eilte. 
Er gab jeden seiner Söhne den Königsnamen und ein erbliches 
, Königreich. AehnBch wie Lvdwig der Front« 817 beabsichtigt 
balle, wollte auch Harald trotz dieser Theilung die Reicbsein- 
beit dorchr ein Oberkönigthum gewahrt wissen« Erich saute 
seis eigenes« Königreich erhalten, aber aufserdem das OberkÖnig- 
tbum über alle andern haben, welches ihm die Hälfte der Einkaufte 
der übrigen Reiche einbrachte. Ihm allein söttte der Hochsitz gebüh- 
ren, eine Steife niedriger sollten die Cnterktfnige stasen*). 

' Aber der Erfolg erwies bald die valiige Unhaltbarkeit einer sol- 
chen Einrichtung. Erich, der Oberkönig, vertilgte seine Bruder, 
um sieb zum alleinigen Herrn des ganzen Reichs zu machen — 
ef führt« d$.r Geschichte den farohtbaren Namen: Erich Blut* 
a&t. . Dennoch wurde die Reichseinbeit nicht bewahrt, Erieb's 

« 

Sohne theilten das Land und jeder Bruder hatte sem Reich. 

So 'oft das Reich auch wieder zusammenkam* in die Hand Eine» 
Königs, so zeigte sich das Gefallen der Norweger an dir Mehrherr«» 
sthaft darin, dafs sie mehrere Söhne des verstorbenen Königs zu 
(Königen erhöben« So wurde nach dem Tode Olafs desr.Friedls* 
eben, welcher AUeinherr gewesen war, .das Reich 1093 wieder 
gißt heilt, indem Hie in Wigen zwar Seinen Sohn Magnus Hj., Bar- 
fefs, die Uptande aber Qäkon , den So hu- Magnus II. , zum König 
erhoben 8 ). 

Nach dem Tode Magnus III. nahm man seine drei Sohne zu 

1) DdMmam II. S. 81. 

2) DaMmann II. S. 89. 
S) DaNmmm II. 1&. 
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Königen an , Eyetein safs im Norden , Sigurd mtälden, eilten 
drillen Antheir bewahrten die Brüder deiki unurilQdigeu Olaf auf. 
Allein es scheint, dafe man hier sehr Hho|icb wie spater in Deutsch- 
land bei den TheHurrgen verfahr, indem man nicht sowohl dfts 
Land, als die Einkünfte aus demselben tbeille (Mutscbiruftg). 
Einzelne Theile , wie die Orkaden , . Mieten gemeinsam , gewisse 
Einkünfte wurden von den Königen gemeinsam erhoben. Die Brfr 
der vergtiehen sich über die königlieben Residenzen, hielten gemein- 
sam Hof und trafen gemeinsame Regierangsmafsregeln *). 

Dieses Tbetlungssyitem , welches den wahren Segen der Erb- 
monircltie vemichtele und das Princip derStaatseihhcit verkannte* 
brachte unendliches Unheil über Norwegen. Zerrissenheit und Bür- 
gerkrffg- waren die traurigen Folgen eines falsch angewendeten privat* 
rechtlichen Grundsatzes auf die StaaUstuceessioiN Tiefbegrtindet ist 
DaUmam^M strenges Unheil über die Ursache dieser Uebeistlnde*)* 
„Mit Slgord's Tade eröffnete sich ein grauenvoller Ahsehnitt norwe« 
giscber Geschichte y die jetzt geläufigsten politischen Begriffen Un- 
tbeüLarkeit des Reichs, Recht der Erstgeburt, die uneti&fsticbe 
Forderung 'der ehelichen Abkunft drangen in den' starren Volkssinn 
nicht ein; Man hielt am^ Manne fest,* dafs dieser. allein herrsehen 
darf«, ingleichen an dem hergebrachten Erbrechte des Königshauses 9 
allein alte HeHsamkeit der Vererbung der Krone ging unter, weil 
raao den gemeinen Brbgang auf sie anwendete , mehr«e reErben 
siel itt Äeich und fiegietungs?e.cbte, al» ob esBaaer- 
giiUr gälte, tkeiten lieJs." 

Die Individualsifccessmn und eine Art von Primogenitur wnrde 
eoölich durch Magnus ' eingeführt* Das Königserhrecht kt in den 
Christenthnmabatten des Gulatbinggesetzes enthalten. Da dieses 
Gtsetneekr.eigeitthüntliohe Bestimmungen enthält, so theile ich, die 
Merke? gehörige. Stelle desselben mk 9 )t „Im Namen, des Vater», 
Sohnes und heiligen Geistes soll Einer der Diener Gottes König 

1) Dahlmawi II. 137. 

2) Dänische Geschichte II. S. 140. 

.3) Dahlmarm II. S. 366 und Gant, das Erbrecht to weltgesehichflicher' Eot- 
wickcUmg IV. 8. 584 f. 
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ober Norwegen Reich und die Nebenländer sein (oc veM baedi 
innan lands , oc sua scaUlanddom) '). Nach dem Tode des König» 
von Norwegen ist sein ältester ehelicher Sohn Erbe und Nachfol- 
ger. • Wäre kein solcher vorhanden, so würde der älteste eheliche 
Enkel vom ehelichen Sohne in der zweiten Erbordnnag herankonv 
mten*). In Ermangelung eines solchen würde drittens der älteste 
frater consangaineus des König» Nachfolger werden. Wären keine 
Brjider vorhanden , so würde der älteste eheliche Vaterbrnder des 
Königs, der ein conSanguineus des Vaters des Königs ist, tiuece- 
diren*) und -zwar in der vierten Ordnung. Fünftens folgt der 
älteste. Brudersohn, -sechstens das älteste (Sescbwisterkind , wenn 
die beiden Väter Brüder waren. In beiden Fällen wird natürlich, 
wie' in -den vorhergegangenen , die eheliche Abstammung verlangt. 
Siebentens soll der uneheliche Sohn König werden, dfcr nur nicht 
in Ehebruch oder Incest gezeugt ist und für dessen Vater sich der 
König selbst ausgegeben hat, ,wenn die Geburt mit der Zeit des 
Concubinats zusammenstimmt und die Mütter nicht unbeständig in 
ihren Aussagen über die Vaterschaft gewesen ist 4 ). . Männer, die 
diesen Umstand wissen, sollen ihn nicht über einen Monat "Verschwei- 
gen, es sei denn,, sie fürchteten Gewalt, nnd sie sollen ihn glaub«* 
haften Männern mittheilen, damit diese darüber ein Zeugnifs abgeben 
können °). A c ht e n s erst kommt des Königs ehelicher Tochtersohn 
heran , wenn er. der älteste ist und seine Mutter selbst ehelich* war» 
Neuntens der älteste eheliche Schwestersohn , wenn dessen Mut- 
ter und der König von einem gleichen Väter waren. Zehntens 
derjenige > weloher der nächste * nach, des Königs Brudersöhnen ist. 
JEilf tens der älteste Sehn der Vaterschwester des Königs. Zwölf- 
tens die Geschwisterkinder des Königs y wenn die beiden Matter 
Schwestern waren, endlich dreizehntens der, welcher nach gu- 
lensi schein Rechte der nächste Erbe ist, ein Mann und niemals 



1) Leges Gula Thlugenses p. 48. 

2) L. G. Th. p. 49. 
8) L. G. Th. p. §0. 
4) L. G. Th, p. 51. 
6) L. G» Th. p. 62. 
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eine Frau, and immer wird verlangt, dafs dieser -aus dem rechte» 
Könjgsgeschlechte abstamme 1 ). Die Töchter oder Sohnestöchter, 
oder Schwestern, oder Mutier, überhaupt die Frauen, welche nach 
dem Galathingsgesetze erben, ebenso wie die Männer, die gar 
nicht aus dero'Köriigsgeschlechte stammen, aber sonst wobt Erben 
sind, mögen die anderen Sachen, die nicht das Reich sind, nehmen.** c 

Das wichtigste an dieser Thronfolgeordnong ist, dafs sie die 
Untbetlbarkeit des Reichs für immer feststellt. Der Vorteug des 
Mannesstammes vor der weiblichen Linie ist so stark, - dafs selbst 
der Vorzug der ehelichen Gebnrt aufgeopfert wird , * wenn es darauf 
ankommt, ob der Marin vom Mannesstamme oder der Manu vom 
Weibes&tamme König werden soll. 

Merkwürdig ist, dafs die Primogenitur nach Graden und nicht 
nach Lipien statt findet , indem bei der Suecession der Enkel nicht 
auf die Descendenz des ältesten Sohnes gesehen wird, sondern 
ohne Unterschied aus dem ganzen Cyklus der Enkel der älteste 
den Jahren nach suecedirt. . 

Durch diese Thronfolgeerdnung ist natürlich das Wahlrecht des 
Volkes sehr in den Hintergrund getreten. Ein Wahlrecht findet 
erst dann statt* wenn auch in der dreizehnten Erbklasse Niemand 
vorhanden ist. Dana erst Stellen sich Herzog und Jarl, Bischöfe und 
Aebte ,' Lehnsmänner und Hofleutei versammeln: und mit dem Erz- 
bischof rathscblagen. Jeder Qisebof und jeder Sysseimann soll zwölf 
der verständigsten Männer mit sich bringen und diese sollen sich* an 
der Königswahl beteiligen. Insofern keine Einstimmigkeit zu errei- 
chen ist, gilt die Mehrheit. 

S<r bat auch' in Norwegen das Erbrecht den Sieg davon getra- 
gen und nur für einen einzelnen , höchst seltenen Fall ist der Wahl- 
berechtigung einiger Raum gelassen worden« 

4 \ 

, §. «4. 

Resultat. 

Die vergleichende Zusammenstellung der Grundsätze , welche 
bei den verschiedenen germanischen Stämmen in den ältesten Zeiten 

-1) Lege* Gala Hiiogense» p% 53. 64* 55. 
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€rfte Periode. 
Die reine Amtsqualität der Fürstentümer und 

Grafschaften. 



Erste Unt erabtheil nng. 

Reine Amtsqualität ohne alle Erblichkeit. . 

Die Gauverfassung und die Grafen. 

Die Gauverfassung bildet die Grundlage für das Regierungssystem 
der fränkischen Monarchie ; die Eintheilung in Gaue ist eine durch- 
greifende im ganzen Reiche , aber durchaus keine willkürliche, 
sondern beruht auf alter Stammes Verschiedenheit. An die Stelle der 
erwählten Gauobrigkeiten, welche Tacitus „prineipes" nennt, sind 
die Grafen getreten. Der Graf ist der regelmäfsige Stellvertreter 
des Königs im Gau , das wichtigste Organ der Herrscbergewalt 1 ). 
Öaher haben die Gaugenossen nicht mehr wie früher den Grafen zu 
wählen, sondern derselbe, wird unmittelbar von dem Könige er- 
nannt. . Das Wahlrecht hat sich nur in d^n niedern Kreisen des 
staatlichen Lebens — in den Hundertschaften — erhalten : die Cente- 
nare , Sculteti , Hunnen , werden von den Genossen der Hundert- 
schaft erwählt. Der Graf erscheint als ein königlicher Beamter mit 
ausgebreiteter Machtbefugnis. Sein Amt hat einen civilen und mi- 
litärischen Charakter , er fuhrt seine Gaugenossen im Heere und ist 
höchster richterlicher Beamter im Gau; er sorgt für Ruhe und Ord- 

1) S. Eichhern I. $. 26. 83 o. die meisterhafte Darstellung des fränkischen 

% 

Beamtenorgan»raus in Watt* , deutsche Verfasanngsgeschichte II. 8.320. 
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nung'in seinem Bezirk und erhebt die königlichen Einkünfte« Ein 
selbständiges Recht aas eigener Machtvollkommenheit haben 
die* Grafen nicht , sondern sie handeln fortwährepd im Auftrage and 
Namen des Königs. Meistens fällt .'der Begriff des Gans mit dem 
der Grafschaft zusammen *) , jeder Graf bat 9einen bestimmten Amts- 
bezirk , an welchen seine Wirksamkeit gebunden ist. Mit dem Na- 
men Grafschaft wird in dieser Zeit noch kein Familienbeditz , son- 
dern die Gesammtheit der einem Grafen zur Administration anver 
trauten Gemeinden bezeichnet. Die Grafschaft haftet in dieser Pe- 
riode noch nicht auf Grund und Boden; sie ist ein Amt, keine 
Pertinenz einer bestimmten Immobilie« 

Während der ganzen merovingischen Zeit hatte der König 
das unbedingte Recht, nach eigenem Gutdünken die Grafen 
einzusetzen ; er ernannte sie mit derselben Freiheit, wie gegenwärtig 
ein Monarch seine Gouverneure und Oberpräsidenten nach Gefallen 
anstellt?). Die Grafen erhielten ihre vollständigen Dienstinstructio- 

1) Bisweilen kommen in grofsen Gauen anch mehrere Grafendiatricte 
vor, wie z. B. der Neckargatt nie anter Einem Grafen vereinigt erscheint. Der 
Gau bezeichnet ebensowohl einen geographischen Bezirk,, als 'eine politisch- 
administrative Eintheilong. Nor ausnahmsweise stimmt jedoch in der ältesten 
Zeit der geographische Gan mit dem politischen nicht überein. Zu weit geht 
daher Wohlbrück in Ledebur's neuem Archiv für die preufs. Geschichtsk. 1, 3, wenn 
er behauptet : „In der That hatten die Gatten mit den Grafschaften -nichts ge- 
mein. Jene waren durch willkürliche Anordnungen hervorgebracht, diese von 
der Natu* gebildet* Die Grenzen eines Gaues -bestimmten sich durch Gebirge, 
Ströme and Flüsse, % die einer Grafschaft durch politische Rücksichten." Diese 
Behauptung bezeichnet den Zustand in der folgenden Periode , wo die Territo- 
nalbildung die Ganverfassung. schon gesprengt hatte. In Sachsen scheint ein 
Gau ein kleinerer politischer Bezirk gewesen zu sein , von denen mehrere einen 
Comitat, G r an im fränkischen Sinne , bildeten. Die sachsischen Gografen ste- 
hen daher mit den 'fränkischen Gentenaren auf einer Stufe. Ueberhaupt ist der 
Begriff &au, p a g u s , sehr anbestimmt , bisweilen wird sogar ein Ducat pagus 
genannt, z. B. ducatus Ripuarius. Eichhorn I. {. 83 vermuthet, dafs 
Gaue, welche mehrere Grafschaften enthalten, aus früheren Ducaten ent- 
standen seien. 

2) WaUz II. 333. Greg. IV. 40: comitatum in nrbe Gaballitana, Sigiberto 
r e g e i nvp e.r t i e n t e , promeruit. VIII. 19. •Guntramnus rex, volens regnutf» 
nepotis Chlötarii regere , Theodulfnm Andegari» comitenv esse d e c r ev i t. 

Schulze Erstgeb.Rt 4 
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neu 1 ) r aaoh welchen eie ihr A**t zu fuhren faalien, aa4 würden 

in Folge schlechter Aattsföhrung abgesetzt 9 ). Von einer Besoldung 

der Graten in haare ni Gelde 44t nirgends. die Rede; bisweilen 

c 

erhielten sie eine Quote der königlichen Einnahmen, z. B. der Frie- 
densgelder und Brachten«, Hauptsächlich bestand .ihr Diensteiokom- 
men in einem zur Nutzung angewiesenen -Güte., bedefichun. An* 
firags war dieses Gut' kein bestimmtes, sondern der König wies 
bald dieses bald jenes Gut zum beneficium an. Erst durch wieder- 
hol te Uebertragung entstand eine bleibende Ziisataneogehörigkeit 
des Amtes und des Dienslguts *). 

§. 16. 
Die Herzogswürde. 

Das Amt des Herzogs ist seiner Entstehung, nach militärischer 
Natur. In den ältesten Zeiten wählten, die einzelnen Gaue für den 
Krieg , wo es der Einheit des Führers bedurfte, , einen Herzog, des- 
sen Gewalt nur für die Zeit des Kriegs dauerte 4 ). 

räges Staatsrecht &. "28 sagt sehr richtig von der Grafengewalt : • „Diese stallte 
Gewalt -war unter Karl d. Gr. ganz und gar dadurch an die Krone gebunden, 
dafs der König durchaus die Grafen, wie Ofnciere, selbst wühlte, absetzte, 
versetzte n. s. w.** 

1) Ans einer interessanten Bestallungsfonnel bei Marevlf 1. 6 geht tagtesch 
auf das klarste hervor, dafs die Grafen durchaus kein person liches- Recht 
auf die Grafschaft hergebracht hatten, sondern nor der königlichen Gnade ihr 
Amt verdankten. „Praespicue regalis in hoc perfecta conlaudatnr dementia, at 
inter coneto populo bonitas et figilantia reqniratur pereonarnm , . nee facale 
übet jndickriam convenit committere digakatem, nisi prins fides sen 
yideatnr esse probata. (Also durchaus keine Spur von Erblichkeit, indem der 
König nur nach seiner Ueberzengung von der Tüchtigkeit eines Mannes die 
Grafenstelle besetzt.) Ergo dum et fidem et utiHtatem tum videmur habere 

'ctmipertam , ideo .tibi actionem comitatns, dneatns ac patriciatus inpagö Slo, 
quem bntecessor tirosr iHe usqae nnnc visns est. egisse , tibi * ad agendnm regen- 
dumque commisimus" etc. 

2) Absetzungen ron Grafen werden bei Gregor von Tours häufig erwähnt. 
Gregor. IV. 40: sembtus a comitatu. VIII. 18. Nicetius a comkatn Arverao 
submotus. VIII. 30 : Terentiolus comes quondam urbis Lemoviciniae. 

3) Waiti Ii: 382. . 

4) Caesar Vf. 23 : „Com bellum civitas «et illatam defendit aet fafart, 
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- Mü der wtiterai DttfchhiUoag der voiHrolijacfcen Gewalt ging 
da» Jfacht, einen Herzog für mehrere Gaue zu ernennen * natro> 
lieh vom Volke auf den König über. In Kriegszeiten worden meh- 
rere Grafen mit ihrer Mannschaft unter Einen Herzog - gestellt, 
welcher das Ohercommando übernahm« Diese anfangs nur für die 
Kriegsafeit berechnete Würde ging alhnälig in ein bleibendes Amt 
aber ; wir finden , dafo mehrere Gaue häufig einen Herzogssprengel 
bildeten. Dabei war die Grafengewalt nicht aasgeschlossen, sondern 
aar der Herzogswärde sabordinirt. 

Die Emtheilnng nach Herzogtümern war nicht so durch- 
greifend, wie die nach Grafschaften. Viele Grafschaften standen 
unter keinem Hierzog, sondern unmittelbar unter dem Könige. 
Ja, es seheint sogar das fortwährende Bestreben der Grafen gewe» 
sen zu sein, die herzogliche Gewalt, als eine drückende Last, ab- 
zuschütteln *). 

Die Herzogswärde ist ebenso gut wie die Grafschaft ein Mofses 
Amt, welches der Herzog nicht aus eigenem Rechte,, sondern im 
Aufträge des Königs, verwaltet ; er bat blofs eine potestas goberna- 
toria atque vicaria, eine dignitas officii persooatis, pro 
lubitu revocabilis*). Der Herzog wird daher ebenso gut wie 
der Graf vom Könige ernannt s ) und kann von diesem seiner Stelle 
wieder entsetzt werden 4 ). 

gktrata*, ^n ei bell» praeskt, ut ritae necisque habeant petestatem , deK- 
guatur. la paee nulle* eam m uA est magistmtus, sed prinripes regionunt «taue 
pagotum fater mos jaefeaat coatiwenSasque minuunt." 

1) Watte II. 344. . Oregon VIII. 26. Turonicw rero atque Pictav» finaödtos 
dm datnt est. DL 7 t Enoodtiitf cam ducatum nrbiom Turonicae atque PicU- 
nc aättmistraret,. adhoc et Vici laüenau atque Benarnae urbium printipatom 
aeripift. Sed euntibus comkibns Turonicae atque Piccavae orbn ad regem Gkil- 
debertam, obtinaeront, e«m a se removert 

2) Ludoff , de inttftxl. jurv primog. aph. 10. p. 17> 

3) Gregor. VIII. 30: Leudegisüun in tocum Galomaiosi, eogdomento Aegila- 
ms, ddoem deligens, onmem ei provinciam Arelatensem commisjt. VIII. 4Jr 
AustroY&ldus comes in ejus locum dux statuitur. IX. 43: Herpooem dutiem, 
loco Eudelani, in pago Ultrajarano i n s t i t u i t. Predig* chronic, cap. 77 : Radal- 
fas das , fiüus Ghamari, quem Dagobertus inXhoringfa ducem iastitoit. 

4) Gteger. IX. 12 : Nonnulli etiam a primatu duoatas * emoti sunt, in quo- 

4* 
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Von diesen Herzögen, welche nur ein königliches Aul beklei- 
deten, 'sind die erbt iehen National herzöge zu unterschei- 
den, welche bei einzelnen Stämmen innerhalb des fränkischen Reichs 
vorkommen 1 ). • Einzelne 'Stämme im dgenüiehen Deutschland sind 
ewar durch Eroberung der fränkischen Krone unterworfen, haben 
•aber ihre' nationale Selbstständigkeit dabei nicht verloren. ' Baiern 
und Alemannieh sind gewissermafsen nur mittelbare Kronlande 
des fränkischen Reichs. Der erbliehe Nationalherzog bildet zwischen 
König und Volk ein Mittelglied 2 ).. Dem Herzoge kommt hier 
eine gesetzgebende Gewalt zu , er ernennt die Grafen und steht an 
der Spitze des Heeres. Die Grenzen zwischen der königlichen und 
herzoglichen Gewalt sind ziemlich unbestimmt. Treue und Dienst- 
pfiichi sind das Band , welches den Herzog an den Köqig bindet. 
Felonie wird mit dem Tode bestraft. Diese Herzöge sind keine blofse 
Beamten, sondern erbliche Regenten, welche aus eigenem 
Hechte ihr Rerzogthum regieren und nur durch die Oberherrlichkeil 

9 

eines andern Menarchen beschränkt sind. Was die Einsetzung eines 
solchen erblichen Nationalherzogs betrifft, so scheint die Üesignaüon 
des Nachfolgers von zwei Momenten abhängig gewesen zu sein, näm- 
lich von der Bestätigung des Königs und 4er anerkennenden Wahl 



rum ordinem alii successerunt. IX. 7 : Ille- vero ubi se remotum de his sensit, 
mandatum aeeepit' dux Ennodliis , ut se ab eisdem (den isam Dacat erhaltenen 
Städten) removeret, et sie aeeepto otie ad domum aoant reversus , privati 
operis curam egit. Annales Fuldenses ad. a. 892 : „Poppe dux Thariagoram ho- 
noribus privatus est. u 

1) Die Erblichkeit dieser NationalherÄOgthümer geht aas der lex Alero. 
Tit. XXXY. 3 de filio ducis, qui contra patrem suum sarrexerit deutlich her- 
vor : „et si amplias non fuerit , nisi ille unus^ qui reböllavit , tunc illa heredi- 
tas, quam -ille dux habuit, post mortem ejus, in- potestate regis sitj cui vult do- 
net aut illi filip ducis-, qui rebellavit , si potuerit per «ervitium hoc ad pedes 
regis conqoirere, aut si alii vult dare , iu sua sit potestate/' Es ist demnach 
nur die Folge der Treulosigkeit des Sohnes, dafs. ihm das sonst zustehende Erb- 
recht abgesprochen und nur von der königlichen Gnade abhängig gemacht wird. 
Noch' deutlicher spricht sich die L. Bajuv. Tit. II. c.X. J. 1 u. besonders Tiu IJ. 
cap. 20 aus. , 

2) Eichhorn I. §, 27. .8. 199. 
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» 
des Volks * ). Wir' haben also hier in* Ideioereb Kreise abermals das 

altgermanisehe Prinzip des erblicfjenWahireick*, welohe^wks 
bei den grofsen germanischen Königreichen als das herrschende ge- 
funden haben. Ob jedoch immer Individnalsncbession stattgefunden 
hat , kann wenigstens für Alemannien zweifelhaft erseheinen ; denn 
bei i^tien werden bisweilen twei Brüder zugleich als Herzoge ge- 
nannt , z. B. Leutbaris and Butiliu. Auffallend ist es, dafs bei den 
Alemannen in ihrem Volksrechte keine bestimmte Herzogsfamiüe vor- 
kommt , wie es im Gesetze der Baiern der Fall ist a ) , bei welchen 
überhaupt das Erbrecht Einer Familie fester ausgebildet gewesen zu 
sein scheint. Die Politik der fränkischen Könige sucht diese be- 
schränkenden Mittelgewalten zu sprengen, und. erreicht unter Karl 
d. Gr. ihren- Zweck vollständig. Die Natronalherzogthümer unter- 
liegen der consolidirten Königsgewalt 8 ). 

Abgesehen von diesen halbsouveränen Nalionalherzegthü'mew, 
gab es also im fränkischen Reiche keine erblichen Fürsten. 
Herzöge und Grafen waren nichts weiter, als königliche Beamte, 
welche vom Könige eingesetzt und wieder abgesetzt werden kolin- 
ten 4 ). Unter den Merovingern hat sich dieser Zustand in seiner 

9 

w ■ 

1) Lex. Baj. tit. 2. cap. 1: „quem rex ordinavit in provincia illa -aut po- 
pulus sibi elegerit ducem." 

2)' Lex Baj. tit. 2. cap. 20: „Dax vero qui praeest in pppulo, ille semper 
de genere Agilolfingorom fuit et debet esse, quia sie reges antecessores nostri 
concesserunt eis, ot qoi de genere illorunt» fidelis erat et prüden«, ipsum con- 
stituerent docem ad. regen dtfm populum illum." 

3) Ewh. Vita Gar. M . $.11 in fine : „Tassilo tarnen postmodam ad regem 
evocatus , neqne redire .pennisaus , neque provincia , quam tenebat , alterius 
duci, seil comitibus ad regen dam commissa est." Einhard. Ann. 
ad annom 788 in fin. : „rex in Bajoariam profectus, eandem provinciam cum suis 
terminis ordinavit atque-disposuit." In Alemannien wurde das alte Herzogthnm 
schon unter Pipin 748 aufgehoben, indem Lantfrid IT. als Rebell abgesetzt wurde. 
Seitdem wurde Alemannien von kaiserlichen Statthaltern , sog. Katnmerboten, 
regiert. Staun I. S. 186. 

4) Lehmann, Chronica der freien Reichsstadt Speyer B. IV. Cap. 1. S. 269: 
„Bei Zeiten Ludovici III., welcher regiert 903 , und Vor derselben Zeit sind Her- 
zöge , Markgrafen und Pfalzgrafen und Ritter nur Namen der Aerater gewesen 
und nicht erbliche Herrlichkeiten. 'Die Herzogtümer und Grafschaf- 
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alten ^Reinheit erhalten. Herzöge and Grafen sind nichts weiter als 
HBtn blofsfes Beamten personal,- vermittelst dessen der König sein 
weitläufiges Reich regiert« Es können- blols einzelne Fälle nachge~ 
wiesen werden, wo der Sohn dem Vater folgt 1 ), und auch dieses 
beruht nur auf einer reinen Vergünstigung des Königs. 

' Allmälig werden jedoch Factoren thätig , selbst schon unter der 
Herrschaft der" späteren Merovinger, deren Einflufs es zuzuschreiben 
ist, dafs sich leichter ein bestimmtes Geschlecht in den Be- 
sitz der gräflichen Gewalt in den einzelnen Provinzen setzen konnte. 
Seren Erörterung bildet den Inhalt des folgenden Paragraphen. 



teil waren nicht den Herzogen und Grafen , sondern de» Reiche» König und 
Kaiser." Hofadttr, opnso. jnridiea P. I. p. 7 : „Quibos oflicierum aliqoed deman— 
darent reges, liberum fllimitatum penes eos arbitriom, pront qtnsque merhis 
natalinmve »plendore pollejcet j nolla qnae necessitatis jore oompeteret , here- 
ditaria successio." 

1) Greger, IT. 42 erzählt, wie Mummolns 'noch bei Lebzeiten seines Vaters 
Peonitts ,,coflnitatani patris axnbrrit." 



> Zweite tTnterabtheilurig. 

Amtsqualität mit Hinneigung zur Erblichkeit 

§. 17. 
Momente, welche die Erblichkeit der Reichsämter begünstige». 

Das Recht des Königs, seine Reichsbeamten zu ernennen, war 
anfangs ein unbeschränktes. Selbst Männer von niederer und 
unfreier Geburt, Emporkömmlinge, wie Leudasles, figuriren als 
Grafen. Aber facti seh scheint das Grafenamt allmätig sich in be- 
stimmten Familien fixirt zu haben, ehe daran zu denken war, dafs 
dieses thatsächliche Herkommen ein Recht begründete.' Mannig- 
fache Einflüsse arbeiteten daraufhin, dafs sich leicht bestimmte Ge- 
schlechter m den Besitz der gräflichen Gewalt setzen konnten. 

CHotachar II. stellte in seinem berühmten Edicte den Grund- 
satz auf* dafs der Graf aus der Provinz, welcher er vorgesetzt 
werde, herstammen und mit Gütern in derselben angeses- 
sen sein müsse, damit er eigenen Grundbesitz habe,- womit er 
für etwaige Verschuldung haften könne *). 

Ein solcher Grundsatz arbeitete entern allmäfigen Uebergange 
zur Erblichkeit fuchtig in die Hände. Der König konnte nun nicht 
mehr nach Willkür seine Günstlinge in beliebige Grafschaften ein- 
setzen, sondern war an die grofsen Grundbesitzer der Provinz 
gebunden. Die Grafschaft kam natürlich nun vielmehr an Männer 
aas eingebornen mächtigen Familien y welche unter ihren Volksge- 
nossen sich eines grofsen Ansehens erfreuten und in den Boden des 
Volkslebens tiefere Wurzeln schlagen konnten , als aus der Ferne 
her versetzte Ausländer. 



t) Perto legea I. p. 15. §. 12 : „ut nallus Judex de aüis prorineiis ant re- 
gfonibus in alia loca ordinetur, ut si -aliquid mal! de quibuslibet conditio- 
nibus perpetraverit , de suis propriis rebus exinde, quad niale aBstulerit, juxta 
legis ordinear debeat restituere." 
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Bei den Stämmen , welche auf fremdem Boden ihren allen Ver- 
hältnissen mehr entwachsen waren , scheint der alte Uradei verges- 
sen oder untergegangen zusein, 1 ). Im eigentlichen Deutschland aber 
mögen die alten Geschlechter, weiche früher bei der Wahl der 
Gaufürsten besonders berücksichtigt zu werden pflegten, jetzt *m 
so leichter sich in . dem Besitze der Grafschaft festgesetzt haben« 

* 

Die Politik der fränkischen Könige mufste diese Entwickelung sogar 
begünstigen. Der grofse Grundbesitzer, welcher seinen frühem 
Einflufs auf die Regierung seines Gaus verloren hätte , wäre not- 
wendig , mißvergnügt mit der neuen Ordnung der Dinge, ein betu- 
licher oder offener Gegner der königlichen Gewalt geworden. Ein 
fremder, im Gau unbegülerter Graf hätte,, in Opposition mit der 
grofsen Grundaristokratie des Gaus , nichts durchsetzen kennen und 
das königliche Ansehen geschwächt. Der König mufste die groben 
Geschlechter selbst in sein Interesse ziehen und ihnen die wichtigsten 
Reichsämter anvertrauen. Es steht urkundlich fest, dafs Karl d. Gr. 
in Sachsen diese Politik mit glänzendem Erfolge angewendet hat*). 
Ebenso finden wir in Schwaben mächtige HerrengesehlecHter, Welche 
schon unter den Karolingern jhjr Grafenamt regelmässig vererbten. 
Als Beispiel eines solchen alten uradeligej) Geschlechts, welches in 
Ausübung, und Vererbung- seiner Grafen rechte wenig Einschräpkung 
litt, kann das Haus der Weifen angefühlt werden. Belege, für Ver- 
erbung des Amtes geben die. Glieder der mit Karl d. Gr. verschwä- 
gerten Familie der gestürzten schwäbischen Vplksherzöge, von, wel- 
chen mehrere Generationen hinter einander im v Aargen-, Linz- nnd 
Thurgau zugleich Grafschaften verwalteten, 8 ).. 

1) Waitz , das alte Recht der safischen Franken S. 103. 

2) Eichhorn I. S. 511 : „Zar Politik KarPs d. Gr. scheint, es gehört zm haben, 
die grofsen sächsischen Geschlechter, welche dur,ch obrigkeitliche Aerater, die 
ihnen zu Theil wurden , fürstliche Gewalt besafsen , sobald sie sich ihm onter- 
warfen , zu schonen and sie dadurch zur Stütze seiner Herrschaft zu machen. 
Wenn er ihnen die Grafengewalt anvertraute, gewannen sie wahrscheinlich grö- 
fsere Macht über das Volk , als ihnen» die sachsische Verfassung gegeben hatte. 
Hieraus erklärt sich, dafs die mächtigsten sächsischen Familien seit dem 9. Jahr-, 
hunderte überall im Besitze der .Reichsämter gefunden werden." 

3) Stalin I. S 338, siehe atich Wenck, hess. Gesch. I. S. 32., 
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Unter den Merovingern und den kräftigera Karolingern sind frei- 
lieh im Ganzen die Fälle noch vereinzelt , wo der- Vater dem Sohne 
folget \) r aber die Keime zu einem allmälig sich entwickelnden Erb- 
rechte sind gelegt« Je schwächer die letzten Könige der karolin- 
gischen Dynastie spd , je mehr das Reich durch innere Partei ungen 
und äöfsere Kriege zerrissen wird., um so häufiger sind die Fällig 
wo das Amt des Vaters dem Sohne wieder verliehen werden muh. 

Karl's d. Gr. mächtige Hand wufste die Herzoglhümer zu zer- 
trümmern und die Grafen in voller Abhängigkeit zu erhalten«: Er 
schärfte ihnen ein , dafs sie ihre Gauinsassen nicht unterdrücken« 
ihr Beneficium nicht in Etgenthum verwandeln sollten. Er contro-' 
lirte sie durch das von ihm ausgebildete staatskluge Institut der kö- 
niglichen Sendboten, und gestattete nicht, dafs ein Graf mehrere 
Grafschaften inne habe. Aber seine schwachen Nachfolger vermoch- 
ten diese weisen Bestimmungen nicht aufrecht zu erhalten und die 
Reichsbeamten in ihre gehörigen Grenzen zurückzuweisen. * 

Die Aeiehsstände. betrachteten es bald als ihr Hecht, hei den 
Verleihungen von Äeichsämtern zu Rathe gezogen zu wer- 
den, und sahen es als einen Grund zur Beschwerde, an, wenn 
der König ohne ihre Zustimmung Reichswürden yertheilte *): 
In ihrem Interesse lag es natürlich, das Prtncip der. Erblichkeit so. 
viel wie möglich bei der Amtsverleihüng zur Anwendung zu bringen. 

Ein merkwürdiges Doeument für die aümälige Entwicklung der 

's 

Erblichkeit der Reichstf ürden ist das Capitulare CaroliCalvi im- 
peratoris apuchCarisipcum a. 877 cap, IX 3 ) : 

,,Si comes de isto regno obierit, cuius filius nobiscum sit, ßlius 

_^ — ^ 

1) Cod. Lauresh. I. p. 16: „hanc villam com sylva habnenrat in beneficio 
Wegetenzo pater Warini et post cum Warinas comes, fi litis ejus, in mini- 
sterium hafeuit ad opus regis." S/ Waüz II. 332. 

2) Die Grofsen des Reichs beschwerten sich nach' Karl's des Kahlen Tode 
gegen seinen Sohn Ludwig den Stammler über willkürliche Aemterbesetzung. 
Hincm. a. 877 beiPeWz I. p. 504: „regtii primores tarn abbdtes, quam comites 
indignatos , quia quibusdam honores dederat »ine illorum coüsensu." 

3) Walter III. p. 210 u. 215 Nr, 3. Fälschlich wird dieses Capitulare von 
Päiz and Böhmer Karl dem Dicken zugeschrieben; 'es -gehört vielmehr Karl 
dem Kahlen an. Schaffner, Geschichte der Rechtsvferfassiuig Frankreichs-!. S. 181. 
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nöster cum ceteris fidelibus nostris ordinet de bis , qui eidem co- 
miti plus familiäres et pröpinquiores fuerint, qut cum ministerialibus 
ipsius comitatus et cum episcopo , in cujus parochia fuerit ipse co- 
mitatua,ip$um. comitatum praevideant, usque dum nobia renuntietur, 
ut filium illius,' qui i nobiscum erit, de hanqribus illius 
honor^mu^ Si autem. filium parvulum babuerit, isdem filius ejus 
cum ministerialibus ipsius comitatus et cum episcopo, in cujus paro- 
chia consistit , eundem comitatum praevideant, donec obitus praefaü 
comitis ad notitiam nostram perveniat ,- et ipse filius ejus per nostram 
concessionem de illius honoribus hoöorelur. Si vero fi- 
lium non babuerit, filius noster cum ceteris fideSbus noslris 
ordinet, qui cum ministerialibus ipsius comitatus et cum episcopo pro- 
prio ipsum copnitatHm praevideat, donec jussio nostra inde Bat. Et 
pro boc ille non irascatur , si eundem comitatum alteri , cui nobis 
plaeuerit ,, dederimus , quam illi qui eum hactenus praevidit." 

Die Bedeutung dieses Capitulare wird sehr. verschieden äu&re- 
fafst l ). K. W.Pätz (in seinem Lehnrecht §.8) sieht in demselben 
eine gesetzliche Einführung der Erblichkeit der Reichslehen und 
steht somit im schärfsten Widerspruche zu Bökniev (observ. jnr. 
feudalis II. §. 7) , welcher diese Vorschrift des Königs nur als efnc 
für den »peciellen Fall ausgesprochene Vergünstigung betrachtet. 

Die Ansicht von Pütz geht entschieden zu weih Das Capitu- 
lare ist eine Instruction für den Sohn des Königs, nach deren Grund- 
sätzen er während der Abwesenheit seines Vaters die Reichsregie- 
rung führen soll. Diese Tendenz giebt Hincmar ausdrucklich 
an : ,,Ubi per capitata , qualiler regnnm Franciae filius suus Hludo- 
vicus cum fidelibus ejus et regni primoribus regeret, usque dum ipse 
Roma rediret, ordinavit*)." Sie gebt ebenso aus dem Inhalte des 
ganzen Capitulare hervor. Böhmer hat also vorkommen Recht, 
wenn er darin kein allgemeines, durchgreifendes Gesetz, sondern 
nur eine vorübergehende Mafsregel^ieht. 

Aber demungeachtet folgt aus diesem Capitulare die Tbatsache, 
dafs das Grafenarot des Vaters dem Sohne gelassen, zu werden 

1) 8. hierüber Eichhorn 1^. 554. 
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pflegte* Gesetzlich ist dieser Zustand noch triebt sanetiouirt, aber 
er bildet fac tisch die- Regel. Darf man mit Pätz die Anerken- 
nung eines wahren Erbrechts in diesem Capitata™ auch «och 
nicht finden*, so ist er doch ein wichtiges Zeügnifs für den Umstand, 
dafs dlfe Reichsbeamten anter den schwachen Nachfolgern Karl 9 « d*Gn 
bald mit Erfolg durchzusetzen verstanden, dafs das Amt des Vaters dem 
Sohne regeln» äfs ig wieder verliehen-wurde. Es wurde somit als 
ein allgemein anerkannter Grundsatz der Billigkeit, nicht des 
strengen Rechts, angesehen , dafs der König das erledigte Ami 
des Vaters einem dazu t nebt igen Sohne nicht verweigern dürfe. 

Freilich ist hierbei zn bemerken , dafs dieses Cafpitttlare von 
Karl dem Kahlen herrührt und sich zunächst nicht auf das eigentliche 
Deutschland bezieht. Allein die Verhältnisse der Reichsbeamten 
hatten sich in Austrasien wie in Neuster unter gleichen Ein- 
flössen entwickelt , und es läfst sich daher in dieser Zeit von den In- 
stitutionen des einen Reichs auf die des andern mit gewisser Vor- 
sicht ein Schlafe ziehen , wobei jedoch nicht aufser Acht gelassen 
werden darf, dafs in Neuster die Umwandlung der alten Gauverfas- 
sung und die veränderte Bedeutung der Grafschaften viel rascher sich 
vollendet hat , als auf deutschem Boden , dafs das Lehnswesen dort 
alle Sphären des Stolslebens viel früher durchdrungen hat , als in 
Austrasien 1 ). 

Ebenso wichtig als diese Stelle ist ein Zeugftifs des Hincmar 
von Rbeims ib seinen Briefen*), worin er ebenfalls die Thatsache 
bestätigt, dafs ein tüchtiger Sohn das erledigte Reichsamt seines 
Vaters regelmäfsig wieder erhalten habe: 

„De bis , quos tempore Domini Ludovici Imperätorts vidi Pa- 
latSi procuratores et regni praefectos, neminem scio esse superstitem. 
Scio tarnen de illorum nobilitate natos pro patribus filios, qua- 
tenns merito patrum loca et officia suppleant, et se 
in ipsa suppletioire caute cüstodiant." 



1) Schon im zehnten Jahrhunderte kommt in Frankreich die Erscheinung 
vor, dafs Herzöge und Grafen ihren 'Amtstitel mit ihren Familienbesitzungen verbin- 
den und ihre Frauen sich Gräfinnen nennen. Dönmges Reichsverfassung I. S. 220. 

2) Epiat. III. in operib. ejnsd. ed. Sirmond* T. iL 
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Diese Steile isf djefsbalb besonders bedeutsam , well sie die Erb- 
folge des Sohnes zwar als etwas gewöhnlich stattfindendes darstellt, 
jeher durchaus den Söhnen kein bestimmtesRecht der Succession 
zuschreibt , sondern ausdrücklich sagt , dafs der König auch von die- 
ser Regel abzuweichen, berechtigt sei , wenn der Sohn.. nicht 
fähig wäre, die Stelle des Vaters würdig auszufüllen.« 

> 

§. 18. 
Bestandteile der Grafengewalt. 

Ein wichtiges Moment zur Beförderung der Erblichkeit ist 
endlich die allmalige Vermischung der Allodiatbesitzungen mit 
dem Beneficium oder, dem Dienstgute. 

.. Wir haben bei jedem Reichsbeamten drei Arten der Besitzun- 
gen zu unterscheiden J ). Der Reichsbeamte hat 

1) seinen Sprengel oder den Amtsbezirk , welchen er im JVamen 
des Königs zu verwalten hat; 

2) das Beneficium, welches dem Reichsbeamten als Belohnimg für 
seine Amtsführung gegeben zu werden pflegt ; 

3) eigene Güter, theils freies Allodium, theils dem Lehnsnexns 
unterworfen. 

Das Beneficiuol ist natürlich auf das innigste mit dem Amte 
verbunden. So .lange die Reichsämler rein persönliche Verleihungen 
an den jedesmaligen- Inhaber sind * können auch die Beneficien laicht 
ohne weiteres vom Vater auf den Sohn übergehen. Der Uebei*gang 
ist nur durch eine neue kaiserliche Verleihung zu bewerkstelligen* 
Das Bestreben der Grafen mufste darauf hinausgehen , die Beneficien 
so mit ihrem Eigenthume zu vermischen, dafs auch sie dem Erb- 
gange unterworfeu werden konnten, wie die Allodien. Unter Karl 
d, Gr. versuchten die Reichsbeamtea vergeblich, Beneficien in 



1) Schilter. cod. jur. fend. p. 227 : „Honos est officiuirf aliquod princi- 
pale, beneficium vero est feudum sive res feudales certo territorio adhaerentes, 
et jure dominii utilis duci competentes, ad statum principalem tuendum et offi- 
cium ducis per Universum ducatum commode «exerceiidum ; districtus enim exer- 
eeadi oföcii latiqs patuit, quam feudum ducis. " Sehr gut unterscheidet Pfeiffer 
diese. tjrei verschiedenep feestandtheite I. S. 134. 
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Eigratlnmi zu verwandeln. „Audi tum habemus, qualiter et teo» 
wies et a|ji homiaes , qai nostra bene6eia habere videntnr , compa? 
rast sibi proprietates de ipso nostro beneficio, et quod atibi 
reddant bene6ciom nostrum ad alios homiues in proprietatem *).** 

Solange die Könige die strenge Trennung zwischen dem 
nur persönlich verliehenen Dienstgute und den eigenthumliehen 
Besitzungen des Grafen aufrecht zu erhalten vermochten , war eine 
Verwandlung der Beamtenstellung in eine erbliche Berechtigung 
nicht nögiich. 

* 

Aber KaiTs d. Gr. Nachfolger waren zu schwach , den andrin- 
genden Strom der gesteigerten Vasallenmacht zu dämmen. Ludwig 
der Fromme verlieb eine Masse königlicher Domänen seinen Grofseu 
zu erblichem Besitze 9 ). 

Noch lange erhielt sich jedoch das BewufsUein von dem spe* 
duschen Unterschiede, welcher zwischen dem Eigenthume und dem 
Dienstgute der Grafen stattfand. Die Urkunden enthalten häuBg Ver- 
leihungen, denen zufolge früheres königliches Dienstgut einem 
Grafen zu vollen Eigenthume übertragen wird s ). Es dauert 



1) Capitulare qaintum anai 806 $. 7 u. 8 bei Walter II. 225. 

2) Tkeyanu* cap. 19, bei Pertz Tl. S. 594: „In Uotom largus, ut antea 
nee m aotiqais nee in modernis temporibns anditnm est , ut villas regia» , qnae 
eraot patris sui et avi et tritari, f id el i b ns suis tradidit eis in s « m- 
pittrnajn pojse8sionem. u • „ 

3) Stätmist, Urkundenbueh aar Landesgescbicfrte von Westphalen S. 3. Lud- 
wig der Fromme schenkte dem Grafen Rihdag Güter an ▼ollem Eigenthume. „Ira- 
periaKs eelsitadinis moris est, fideles suos doais multipKcibus et honoribas in- 
geablns hoaorare atqae sublimere, proinde more parentum regam videlicet prae- 
decessorum nostrornm , fidelem nostram 'nomine Rhidac de quibnsdatn . rebus 
proprietatis nostrae honorare atque in ejos Joris potestatem Kberalitatas 

Wtttrae gratiam conferre. Memoratos itaqae mansos sub omni inte- 

gntate eoram, sient snperius continetpr, prescripto Rhidag fideli nostro 

*l proprium ad haben dorn ooncedimas. Et de nostro jore in jus ac 
pote.statem illius solemoi donatione transferimns , ita VideKcet nt qnidqnid 
idem ipse a hodierno die et tempore jiwe proprietario ex- eisdem mansis 
^d ex bis oranibus, qnae ad eos jtiste et legalher pertinere aoscontqr , faoere 
aecreverit, liberam et firmissimam in omnibns habeat potestatem faciendi;" 
Srtxrtz S. 8. Otto der Grofse schenkte 945 dem Grafen. Haokl verschiedene 
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lange, ehe es den Aetebsbeamten gelingt, die väUstfndige Ver- 
misch ang dar früher getrennten Elemente zu bewerkstelligen 1 ). 
Der Abschlafs dieser Bestrebungen zeigt sich darin , dafs endlich 
Benefieinm und Erbe ab Eine Familienwirthscbaft bebandelt werden. 

.1. *». 

Schwankender Zustand zwischen rein persönlicher Uebertragong und 
Erblichkeit der Reichsämter im neunten und zehnten Jahrhunderte. 



Wir haben gesehen, dafs schon unter den letzten 
gern eine grefse Hinneigung znr Erblichkeit der Aeicbsämter stap- 
fend. Es dauerte jedoch lange, bis sieb diese Erblichkeit 4er Reichs» 
ämter zu einem wirklich feststehenden Grundsalze des Reicbsataata- 
rechts consolidirte. Eichhorn sagt mit Recht: ,,Nocb fast zwei 
Jahrhunderte (nach dem angeführten Capitnlare von Karl dem Kahlen) 
blieb der schwankende Zustand zwischeq wahrer Erblichkeit ab 
Folge einer ersten constitutiven Belehnung und Eintritt in daa 
väterliche Lehen kraft neuer Verleihung *).•• Die Wiederverlei- 
hung des väterlichen Reichsamtes an den tüchtigen Sohn blieb Jmmer 
noch mehr Sache der Billi gkeit, ab des strengen Rechts« „Spem 



Güter zu Eigenthum, welche dieser früher als Benefirium iane hatte. „Nos 
ouidam fideli nostro yasallo HaokL nominato mansum, quem liafgeld habet in 
pago Nihtersi et ipse in benefieinm habuit, cum praecücto liafgeido in 
proprium donarimus . .. . jassimus hoc quoqne presens preeeptum eoa- 
scribi, nt idem praenominatus Haoldus. de bis ommbns , sibi nostro dono con- 
«essis Hberam habeat potestatem vendendi, commntandi , donandi, habendi, 
possidendi, hereditandi sen qaiequid illi libtierit, inde faciendi." 

1) In einer Urkunde von 1141 stellt Conrad III. das Beneficiom des Gra- 
fen Gottfried I. von Arensberg dem ' Eigeathum desselben gegenüber : „quod 
«os düecto et fideli nostro Godfrido, Comiti de Arnsberg et de Guide, haue li- 
centiam eoneesshnus r-^ — — ubieunque voluerit in regno nostro castrum edifi- 
care in patrimonio soo au-t in beneficio sno, quod vel in preseati 
in regno habere vel adhuc a regno acquirere potent." KfacUburtr't Münster. Bei- 
trage II. Urk. 26. Die Unterscheidung des Grafebsprengels vom Dienstgut v fin- 
det sich bei Thtetomr von Merseburg L. VI noch ganz' scharf ausgedrückt: 
„Rex comitatum super Merseburg et beneficium adhuc perünens Bur- 
chardo coneessit."' 
• 2) Eichhorn a. a. O. I. S. 554. $. 141. 
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afiqum, nun yero frmum ratumque sacctdendi jus liberos hebeissfe, 
appwet 1 )." 

Wenih ein Sobn daher durch sein Verbellen Anlafs zum Mjfo- 
tranen gab , '©der unmündig oder sonst unvermögend war , seines 
Vaters Ami gebührend zu verwalten , so ertheille der Kaiser solches 
mit vollem Rechte einem andern 2 )* 

Mit der Erblichkeit der groben Leben hatte es in dieser Zeit 
ungefähr dieselbe Bewandtnis wie mit der Reichssueeession. Wie 
sich die-Grolsen des Reichs bei der Wahl des Kaisers, zunächst an 
lue Familie des verstorbenen Kaisers hielten , so berücksichtigte der 
Kaiser seinerseits bei Besetzung der Reichsämter regelmäfsig die 
Sans des verstorbenen Herzogs oder Grafen. 

Wir dürfen uns daher weht wundern, wenn gleichzeitige tichrift- 
steUerimD. und tO. Jahrhunderte von einem Erbrechte der Reieha- 
kanten entweder ausdrücklich reden oder ein solches wenigstens 
stillschweigend voraussetzen. JBs verhält sich damit ebenso , wie 
mit den Stell eil, welche den deutschen Königsgeschlechtern ein Erb- 
recht zhschreiben , sie bezeichnen eben jenen regelmäfsig statt- 
findenden (lebeigang des erledigten Reichsamtes anf den tüchtigen 
Sohn als ein wirkliches Erbrecht , obgleich im streng juristischen 
Sinne ein solches noch nicht Platz gegriffen hat. Beispielsweise 
werde ich einige besondere charakteristische Steilen dieser Art an- 
führen.. 

1) Regino ad a. 867 {Pertz I, 578); 

„Siqnidem Odo-ct Ruotbertus , filü Ruolberti , adfauc par- 
vuli erant, quando pater extinetus est, ideircö non est illis duca- 
lus commissus." 

Nach diesen Worten zu urtheilen, betrachtet es der Chronist als 
etwas aufs erordentliches, dlfs den Söhnen das erledigte Her- 
zogtbom des Vaters nicht wieder ertheilt Wurde, und erklärt, dafs 
nur Minderjährigkeit die Ursache ihrer Ausschließung war. 

2) Ahnales Fuldenses ad a. 884 (Perlzl, 59Ö): 

„Duo fratres Wilfibalmus et Engilscalcus teeminum regni Bajo- 

\) Äfor f de feudi» finperii , tap. I. $. 15. p. 34. ~ 

2) Strafen, Nebenttaadea , IV. 8.68. 
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vfcriorum a rege concessum contra Moravahos tenuerunt. Com vero 
non esset bonos Jllorum filiis redditus, Erbo in coirtitatqm , domno 
rege concedente, * successit. Quod praedictorum viforum pueruli illo- 
rumque propinqüi in -contrarium accipientes et verteiltes, collatis 
-propinquis ac undiqpe copiis, comitem a rege constitutum inhouori- 
Ice expellebant *, cömitatumque Ulis in usihh usurpayerunt." - 

Aus dieser Stelle der Fulda'schen Annalen geht auf das klarste 
hervor , dafs man schon am Ende des 9. Jahrhunderts es für eine 
Unbilligkeit hielt , wenn der Kaiser deir Söhnen das erledigte Amt 
des Vaters nicht wieder verlieh. Wie hatten sonst die Verwandten 
der beiden verstorbenen baierischen Grenzgrafen sich durch die Ueber- 
gehung der* Söhne verletzt fahlen können? Aber dem strengen Rechte 
nach Krauchte der König eine solche Billigkeitsnicksicht nicht zu 
nehmen ; ein volles Successionsrecht stand, den Söhnen der Reichs* 
beamien nicht zu. Daher war es eine Gewaltthat, „eine Usur- 
pation", als sich die Verwandten des verstorbenen baierischen 
Grenzgrafen gegen den vom Könige eingesetzten Erbo erhoben. 

3) Cont. Regin. ad a. 907 (bei Per fz I. S.G14): 

„In. qua congressione Liutbaldus dux oceisus est, «ui filius 
suus Arnulfus in ducatum successit." " 

Dieser Liutbald war ein Neffe Kaiser Arnulf s und war zum Her- 
zog der baierischen Mark gemacht worden. 

4) Chronicon Mönasterii S.Michaelis (bei Eichhorn 
II, 57): 

„Alio dncatu manente circa Wetfram fluvium, quod Widikindus 
dux Saxonum , qui diu contra Carotam imperatorem multa proelia 
gessit,. successoribus suis teliquit." 

5) Widukihdi Lib. I. Cap. 30 ad a. 923: 

„Erat autem Jsilberthus nobili genere ac familia natus, cui prin- 
cipatus (Lotharingiae) regionis paterna successione xessit." 

6) Widukindi lrb. II. Cap. 9 ad a. 938: 

„Illo quoque tempore defunctus est Sigjfridus comes, cujus le- 
gationem (Greuzgrafschafl) cum sibi vendicasset Thancmarus, eo 
quod propinquus ei esset et regali dono cessisset. Gcroni 
comiti, afflictus est Thancmarus tristiäa magna." 
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Hier spricht sich der unausgeglichene Gegensatz- fischen den 
Ansprachen der Verwandten (welche die erledigten Retohsämjter nach 
Gebläisrecht einzunehmen begehrten) and dem Rechte des Kaisers anf 
völlig freie Wiedtrbesetznng sehr klar aus. Thancmar , obgleich 
kein Sohn , sondern nur ein cognatiscber Verwandter* des Grafen 
Siegfried , hält es für billig, dafs er bei Besetzung des Amtes vor- 
zugsweise berücksichtigt wird , und fühlt sich zurückgesetzt , als der 
Kaiser die erledigte Stelle nicht ihm, sondern einem Fremden ver- 



7) Albertus Stadensis ad a. 049: 

„Hennaanus du Alemaniae obiit, cujus dncatnm Lqdolpbus, 
copalaU sibi unica fiüa ejus, jure hereditario possidet." 

Je näher wir an das Ende des 10. Jahrhunderts rücken , um so 
prägnanter sprechen Chronisten und Urkunden von einem wirklichen 
Erbrechte. 

8) Mo nach us BrunwilL (in vita Ezonis et Mathildac apud 
Leümitz* Script; Rerum Bransvic.I. p. 316) sagt von Ezo, 
welcher §59 seinem Vater iu der Pfalzgrafschaft gefolgt war : 

„Regalis palatii apicem jure paterni sanguinis strenuis- 
siroe gubernando." 

Doch hing im 9. u. 10. Jahrhunderte die Wiederverleihung des 
Amtes noeb immer, wesentlich von der Gnade des Kaisers 
ab , und mannigfache Zeugnisse gleichzeitiger Schriftsteller sprechen 
dies ebenso entschieden ans, z. B. Gerardus (in vita S. Udalrici 
bei Pertz IV. p. 402) erzählt : 

„Otto episcopo magnam consolaiionis relevationem faciens, de 
Dietpaldo fratre ejus, qui in hello occisus, et de aliis propinquis ibi- 
dem interfecüs , Ricbwinum filium Dietpaldi comitatibus patris ho- 
noravit." .. 

Wäre um die Mitte des 10. Jahrhunderts die Erblichkeit der 
Reichsämter vollständig anerkannt gewesen , so würde es sich von 



selbst verstanden haben, dafs Rieh win ohne weiteres in die Grafschaf- 
ten seines Vaters einzutreten habe. Hier wird es aber als ein b e,- 
sonderer Gnade nact des Kaisers hervorgehoben , dafs er dem 
Sohne die Grafschaften seines Vaters: wieder verleibt. : 

Schalle Entgeb.Rt. 5 
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. * Die Geschichte, der deutschen Fürstehthümer beweist klar und 
deutlich ^ dafs die Kaiser picht immer auf die Verwandtschaft des 
letzten Inhabers Rücksicht nahmen , sondern häufig, die Retobsämter 
nach Gutdünken besetzten« So ernannte Kaiser Heinrich I» nach 
Burchhard's I. Tode nicht den -Sohn desselben, sondern den Franken 
Hermann zum Herzoge von Schwaben ; so wurde nach Liutolf Burch- 
hardJI. Herzog und erst nach dessen Tode* bekam Otto, Liutolf s 
Sohn, das Herzogthum^ so ward Lothringen nach des jungen Hein- 
riche Tode an Conrad von Franken gegeben , und also Friedrich, 
der mit Heinrich Geschwisterkind war,' Übergänge«' 1 ). Besonders 
deutlich spricht sieh der Grundsatz, dafs damals die .kaiserliche 
Gnade noch als der eigentliche Rechtsgrund für den Besitz eines Ter- 
ritoriums, galt, in der Geschichte des Herzogtums Baiern ans. Die 
Söhne Arnulfs versehmäfceteo es , Baiem durch kaiserliche Verlei- 
huug zu empfangen, und behaupteten Nachfolge kraft Geblütsrechts 3 ). 
Otto I. schickte sie aber in die Verbannung und verlieh Baiern Ar- 
nulfs Bruder, Berthold, mit Uebergehung der Söhne. Nach Ber- 
thold's Tode übergab der Kaiser das Herzogthum seinem Bruder 
Heinrich (,,praefecit eum regno Bajoariorum"), im Jahre 955 dessen 
Sohne, Heiurich IL, diesem ward es 976 wieder genommen und au 
Otto von Schwaben verliehen 3 ). 

Fortwährend werden in dieser Zeit von den Chronisten Aus- 
drücke gebraucht, welche darauf hinweisen, dafs der Kaiser noch aas 
, freier Machtvollkommenheit die Herzogtümer und Grafschaften ver- 
leihen darf (es beifst z. B. praefecH, ducatum dedit, commisit,.do- 
navit, commendavit, constituifc, iraposuit 4 )). 

1) Htktor von Günderode - Kellner in seinen sämmtlichen Werken I. S. 280. 

2) Widuhindi Annales If. c 8 : „Ea tempestate defanetns est Arnnlfas Bajoa- 
riorum dux et filii ejus in superbia elati regis jussu contempserunt ire in corai- 
tatnm." S. Zöpfl, deutsche Staategeschichte I. S. 133. und Pfeiffer^, a. Q. S. 140. 

3) Pfeiffer a. a. O..S. 114. 

4) Contiwator Keginonis ad a. 950 : „Rex filio Liutolfo ducatom Alaman- 
niae commisit." • Hermannus Contractu* ad" a. 948: „Lintolfus, filias regis 

. Ottonis, clux pro eo a patre sno constitutus -est." Conl* Regin. ad a. 955: 
„Heinricns frater regis — reeepto Bavariae dacatn qbiit, öttjos filio Heinrich 
rex pius dacatanVet marcam dedit." 
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Hocfest bezeichnend für den ganzen Hergang der Sache ist eine 
Steile des Wuhücind. (Annales Corbej. ad a. 912, L. I. 2i.)-i 

„Igitur palrt patriae magno dnee Oddone defonoto, ttlastri et' 
magnifieo filio Heinrico lotius Saxoniae reliquit dneatam. <*— •'— 
Rex aotem Gonradus com saepe experlus esset virtutem novi duois, 
veritns est, ei tradere otnnem potestalem patris. Quo factum est, 
ut indignationem inenrreret totius exereifus Saxonici. Saxones vero 

suadebant duci suo , ut si honore paterno eum iroJlet sponte 

honorare, rege invito, quae vellct, obtiuere possei." 

Nirgends ist der Entwicklungsgang des Erblichwerdens der 
Fürstengewalt so deutlich ausgesprochen als hier! * Widtikind, 
welcher als Sachse natürlich auf der Seite Ifefprich's steht, kann 
doch nicht m Abrede stellen , daß die königliche Verleihung ein 
rechtliches Requisit für den Besitz des erledigten Herzogthums' 
ist; er wagt nicht ei o mal zu behaupten, dafs Conrad gegen das 
Recht die Wiederverleihung des ganzen Herzogthums verweigert 
habe« Aber die laotische Macht Heinrich's, welche sich auf die 
Stammeseigenthümlicbkeit eines kräftigen Volkes stützt, ist so grofs, 
dafs Conrad sein königliches Recht nicht durchsetzen kann. 
Auf dfese Weise ist überall der veränderte Rechtszustand herbei- 
geführt worden 1 ). Die Prätensionen der Reichsbeamten ruhen an- 
fangs auf keinem andern Rechtstitel, als auf Macht und Besitz 
(possidebant quia possidebant). Es bedarf einer Jahrhunderte langen 
Usurpation , um dieser tha (sächlichen Umgestaltung den rechtlichen 
Stempel der Legitimität aufzudrücken, die Kaiser werden bei ihren 
fortwährenden auswärtigen Kriegen , bei der innern Zerrüttung des 
Reichs immer mehr von dem guten Willen ihrer Magnaten abhängig. 
Wenn auf der Seite der Kaiser auch das strenge Rec1>t steht, so 

1) Hofacker in seiner Abhandlung de successione ex jure priinogenitnrae.p. 14. 
fafst in kurzen Worten den Gang der Sache sehr bezeichnend zusammen: „Ä.r- ' 
mato itaqae saepe jure persecuti sunt potentiores, quod perfecto ipsis non 
debebatur , nisi falso illos circa jus hereditarium perpetuo * usu servatum ratio- 
cinio seduetos fuisse dixeris, unde factum quoque fuisse arbitror, quod senpto- 
res coaevi per quamvis fere paginam de vindicata successione hereditaria asser- 
toqne jure hereditario loquantur , quod tarnen a regis potissimum arbitrio peh- 
deret.« 

5* 
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ist die Macht meist auf Seiten der Reichsfäitstea. Die Kaiser dar- 

* r 

/ 

fen es- immer weniger wagen, Reichsämter nach' eigenem Gutdün- 
ken zu verleihen, sondern sehen sich genöthigt, fortwährend die 
mächtig gewordenen Familien der bisherigen Inhaber zu tarucksioh- 
tigen'. Was anfangs mir Nachgiebigkeit gegen 'die Macht der That- 
Sachen war , verwandelt sich *llmälig in feinen wirklichen Rechts- 
zustand. *•• - - 
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3wette flertoär. 
Die anerkannte Erblichkeit der Fürstenthümer 

und Grafschaften. 



' Erste Unterabtheilung. 

Die Erblichkeil mit beibehaltener Unteilbarkeit. 

§. 20. 

Der Zeitpunkt der eingetretenen Erblichkeit. 

Der Zustand der Reichsäniter , wie er uns am Ende der ersten 
Periode entgegentrat, war ein unfertiger, schwankender; 
die flüssigen Elemente hatten sich noch zu keinen festen Formen 
krystallisirt,. die thatsächtichen Verhältnisse sich noch nicht zum 
Rechtszustande erhoben. Wohl scheint daher die Frage 
nicht fern zu liegen, wann die Erblichkeit der Reichsämter end- 
lich als feststehender, unbestrittener Rechtstgruudsajz anerkannt wor- 
den sei ? Wäre dietbatsächlicb' stattfindende Erblichkeit durch 
eiu Reichsgesetz sanctionirt worden, so liefse sich diese Frage Leicht 
beantworten. Wir können für ein Gesetz, als den reflectir- 
ten willkürlichen Act einer bewufsten Staatsgewalt, Jahreszahl und 
Datum angeben; aber die unbewufste, naive Rechtshitdung der 
Gewohnheit, welche in dem Jugendalter der Völker fast allein 
tbätig ist, entzieht sich jeder genaueren chronologischen Bestimmung. 
Wie im Leben der. Natur keine jähen Uebergänge stattfinden, wie 
sich in ihrem Bereiche alle Erscheinungen allmälig entwickeln 
und dann vollendet da stehen , wie aber ihr Werden und Wachsen 
sich dem Auge des schärfsten Beobachters entzieht : so unmerklich 
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gelrt-auch< 3er organische finlwickeluogsprocefs.des Gewohnbeits- 

'rechtes vor sich. 

i 

. Da alle grofsen Umgestaltungen im Rechtsleben des Mittelalters 
auf g e w o h n he i l s m ä 1 f s ig e m Wege durchgeführt worden sind, so 
können wir wohl' die Momente betrachten , N welche auf die Umge- 
staltung der Retchsämter eingewirkt haben» wir kommen die Erblich- 
keit derselben als vollendete Thatsache wahrnehmen $ aber wir ver- 
mögen nicht in das geheime Laboratorium des Gewohnheitsrechts 
einzudringen und den Zeitpunkt zu bestimmen, wo der neue Rechts- 
grundsatz zuerst als fertige, unbestrittene Norm anerkannt wor- 
den ist. . • 

Abgesehen von diesen innern, im Wesen des Gewohnheits- 
rechts liegenden Gründen wird die Angabe ' eiues bestimmten Zeit- 
punktes schon dadurch unmöglich gemacht, dafs wir es »hier nicht 
mit einem eiuzeluen bestimmten Fürstenthume zu thun haben, 
sondern mit einer grofsen Anzahl von Reichsämtern , bei denen die 
Erblichkeit sich hier früher, dort später als Recbtsgruudsatz coiiso- 
lidict hati). 

Jede gewohnheitsmäfsige Rechtsbildung läfst sich -als ein Kampf 
zwischen zwei widerstrebenden Factoren auffassen , vom denen der 
eine das alternde , untergehende, der andere das progressive Prin- 
cip der Neuerung vertritt. Der Kampf zwischen dem alten Princip 
der reinen Bea.mtensteilung und dem neuen Princip der fürstli- 
chen Selbstberechtigung spiegelt sich .deutlich in'fleo Quellen- 
zengnissen des. vorigen Paragraphen ab. Aber das Bestreben der 

1) Sehr richtig bemerkt Hier de feudis imperii I. 14 : „Quo autem tempore 
regales hae dueum comkumve dignitates una cum ipsis ditionibus hereditariae 
m imperlo es»e coeperint , de£mfe satfe arduum est. Efrimfero qni hac mente 
vei Conradum • rel Ottooem Tel qaemcnnque alium Caesarem piMnfcum hajos 
iustituti auetorem teadaat, quasi universali quadam sanetiooe io omaibus imperii 
feudis successio ab e ödem iudueta et stabilita fuerit, eos maximopere falli, vel 
ex eo manifestum est, quod non omnes v. e. comitatus uno eodemque tempore 
momento, sed alius post alium idque longo saepe temporis intervallo interjeeto 
hereditarii effecti sunt, quin et inter ipsas illustrium feudorum species discrimen 
ifr harre pridetn ab tttutftfc'observfttum est, onde e«ertum'hac \n r« tem- 
pus determiqare fere fmpossihil e est" * 
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Förster wird getragen von der ganzen Macht der Thaisachen , sie 
schwimmen mit dem vollen, kräftigen Ströme! Der Widerstand 
des Kaisers, gestützt auf das alte- Recht* kann dem Strome keinen 
Damm entgegensetzen. 

Müssen wir es auch aufgeben , für die entschiedene Anerken- 
nung der Erblichkeit einen bestimmten Zeitpunkt fcu ftxiren, so kön- 
nen wir, doch die Thatsacheri iu's Auge fassen , welohe auf die neue 
Recbubitdtmg vontijglieh eingewirkt -haben. Aus einer wissenschaft- 
lichen Znsammeostelking dieser Thatsachen wird zwar nicht Jahres- 
zahl and Datum , wohl aber das Jahrhundert sieh ergeben, worin 
die Erblichkeit der Fttrstenthtiiner und Grafisohaften als feststehen- 
der Grundsatz des deutschen Staatsrechts allgemein anerkannt wor- 
den ist. " 

♦ . * 

§.21. 
Auflösung der Gauvef i-tssuog ' ). 

Das Regterungssystem der fränkischen Monarchie hatte atif der 
Gaaeintheitung des ganzen Reichs beruht (§. Id.). Die Zertrümme- 
rung der Gauverfassung bezeichnet daher einen grofseu Wendepunkt 
in der deutschen Verfassungsgeschiohte. Da der Verfall der TJau- 
eiotheiluDg mnt der erlangten Erblichkeit 2 ) und der veränderten 
Stellung der Rei<$sämter in enger Verbindung steht, so habe ich 
diesen Vorgang etwas näher zu beleuchten. • 

Den ersten grofsen Rifs in die Ganverfassung machten die zahl- 
reichen Exemtionen, welche den geistlichen Besitzungen ver- 
liehen wurden. Die Bisthümer , Stifte und Abteien bildeten sehr 
bald nicht blofs Immunitäten, worin der Immunitätsherr nichts als 
ein Vertretungsrecht der Hinlersassen hatte, sondern die Kirche 



1) Eichhorn If. $. 222. 8. 58. Günderode -Kellner, r<m den vorzüglichen Ur+ 
Sachen, welche den Verfall der Emtheiltmg Deutschlands in Gane veranlafst ha- 
kn- 1.8.362 — 384. 

2) Heinr. Meibom bemerkt in seiner Abhandlang dfc pagis, Tom.' III. rer. 
germ. p. 97. sehr richtig: „Appellatio*- pagorom desiit circa annum MC, com 
P a gi in duoatoV, landgravlatus et burggraviatos migrarent äc hereditär» 9. 
)«re possMeri radperent.« • 



72 * -Zweite Periode. 

wufste sich für ihre Güter die Grafeugerichisbarkeit^efcst zu 
versebaffen 1 ). 'Der.bi&böfliebe Bezirk und der Bezirk des Grafen 
Jagen. daher in dem Gau, als zeralreules BesfUthum , dureh ein- 
ander. Bald rechneten d« gerstlichen Stände ihre Güter gar nicht 
mehr zu einem Gau , sondern zu" ihren Bislhifmern und Abteien, 
die aus einzelnen Stucken verschiedener Gaue zusammengesetzt wa- 
ren 2 ). Der Ausdruck Biffthüm erhielt daher sehr bald deo Begriff 
eines mit Grafenrechten besessenen Distrikts ; schon irn ,eiiften Jahr- 
hunderte wirkten* sich Bischöfe ganze .Grafschaften als kaiserliches 
Geschenk aus. -\ So erhielt das Bisthum Worms von Heinrich II. 
zwei Grafschaften, den Lobdeirgau und Weirtgartejbagau, das. Bis* 
fchum Strafsburg im Jahre 1077 von Heinrich IV. zu Eigen eine 
Grafschaft im Brei&gau (quendam comitatum situm in pago Brisgowe 
in proprium tradendo firmavimus). Wenn auch anfangs seltener 
den Bf&chöfen ganze Grafschaften geschenkt wurden, so wufslen 
sie sich doch bald für alle. ihre Immunitäten die Grafengewalt zu er- 
werben, wodurch das System -der Gaueintheilung noch schneller zer- 
rissen würfe. 

Ein anderer Grund für die Auflösung der Gauverfassung lag 
ferner darin, dafs, gegen frühere Capitularien , es den .Grafen häu- 
fig .gelang, mehr als Eine Grafschaft zusammenzubringen 8 ), und 

1) Die Geistlichkeit machte den Grundsatz geltend : „Quod iricongroum ni- 
mis sit, ut hi, quos. Christus sui memores hujus terrae principe« constituit, sab 
aüquo sint dominio, absque eorum, qiü exemplo domini benechetionis et coro- 
nae gloriae, nrortales eunetos praecelluat. Audivi tarnen nonnullos sab ductuli, 
et quod plus doleo, sub comitum potestate magnam sustinere calumniam." Thkt- 
mar. Merseb. üb. I. bei Leümüz T. L p. 2 r 2& 

?) Es wird in einer Urkunde vom Jahre 1144 gesagt: „ftaque jeandem eo- 
clesiam Sfl&cti Saturnini in pago Wbrmaciensi tunc, in episcopatu Mogantino 
nunc sitam commisimus regendam." Gorament. Acad. Pakt. T. I. p.$7* ^rir 
her 'waren auch die Besitzungen der Bischöfe unter dem Grafenamte gewesen; so 
heifst es 9. B. in einer Emmerao. Urkunde aus dem 9. oder 10. Jajirh. : »pr**" 
dium in locp Messilinga dicto, in pago Isanahcovice , in comttatu Eparharoi 
comitis , quod .situm est m loco episcopali MnUdorf.'* Bei Wtoderode a. ». y - 
8.378.. * '.. 

3) Kqnrad-der altere, Vater König Konrad's !.<; vereinigte 4ie Grafschaf- 
ten im fränkischen und sachsischen Hessen, so wie im Oberlahngau. W&&> hcl " 
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dafo Grafschaften Hiebt mehr mit blofaer Amtsgewalt verliehen, aon? 
deru, öfter geradezu ab Eigenthum .verschenkt würden" 1 ). Die 
Grafen selbst verkauften , vertauschten , verschenkten einzelne Orte 
ihres Gans und zerstückelten dadurch denselben vollständig. Diese, 
immer mehr durchgesetzte pat rim oniale Eigenschaft der Grafocbafr 
ten nrafste nolhwendig eine Heaction der vornehmeren Freien, 
besoeders des Dynastenstandes hervorrufen, welcher früher unter der 
gräflichen Jurisdiction zu stehen kein Bedenken getragen hatte. Als 
aber <b'e Grafen ihre Beamtem}ualität immer mehr aufgaben und ihre 
Grafenrechte nicht mehr im königlichen, sondern im eigenen Namen- 
ausübten : so mufsten die Dynasten eine solche Unterordnung ge- 
fährlich finden und sich bemühen, dieselbe abzustreifen,, um in un- 
mittelbarer Verbindung mit dem Könige uua dem Refehe-zn bleiben. 
Wo ihnen das Bestreben gelang , blieben sie als reichsünmrttelhare 
Herren exim-irt von der Grafengewalt und traten ebenfalls aiis*. 
dem Gauyprbande* Die uiedern Freien dagegen begabeir sich mas- 
senweise in. die Scbu^zhörigkeit der Kirche und der Großen ; diese 
Schutzhörigen wurden dem Heerbanne , die Lehnsleute dem Gange- 
richte entrückt, so dafs es oft schwierig war, Schoppen für das Land-; 
geriebt in hinreichender Zahl zu erhalten. Die Kaiser selbst trugen r 
zur Zerstückelung der Gaue dadurch bei, dafs sie die Äeichs- 
vogteien zu erhalten und zu vermebreu suchten, welche sie durch 
ihre Reicbsvbgte unmittelbar regierten. . Auf diese Weise wurden 
die wichtigsten Tbeile der gaugräflichen Verwaltung, .Heerbann und 
Landgericht, vollständig paralysirt. 

Die meisten Grafen besaßen keinen- zusammenhängende!! Gau 
in der- früheren Ausdehnung, sondern nur einzelne Herrschaften mit 
Grafengewalt (§. 28). Es lag sogar im Interesse der Grafen, die, 
Ganeintheilung, welche sie fortwährend an ihre frühere, weniger 



sische Landesgeschichte B. II, S. 624. Eichhorn I. S. 563. Unter Ott» III. hatte 
ein mederlothriDgischef Graf 15 Grafschaften zusammengebracht. Thietmar Mer- 
seburg. bei'Perfo Uf. 777. 

1) Eine grofse Anzahl von Beispielen, wo Grafschaften geradezu ver- 
schenkt worden, findet sich bei Dönrngesy Reichs ver fassang I. S»4$Q. and bei 
Günderode a. a. O. I. S/379.. • > 
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günstige Stellung erinnerte , allmälig in Vergessenheit zu bringen. 
Diese Tendeuz derselben zeigt sieh darin deutlich genug, dafc sie 
sicK nicht mehr wie früher nach dem Gau, sondern nach dem Haupt- 
gute nannten, Als dessen Pertinenz man die Grafschaft betrach- 
tete 1 ). Einzelne Grafen gingen sogar so weit, dafs sie den Gra- 
fentitel , : welcher aufanglich noch immer an die Beamtenstelhmg er- 
innerte, ganz ablegten und sich blofs „liberi doroini" zu nennen 
beliebten. Hanselmawk hat diesen' Hergang bei dem Gejcblechte 
der Hohenlofae mit voller Evidenz nachgewiesen a ). Als das Resul- 
tat dieser zusammenwirkenden Momente ist zu betrachten , dafs die 
Gaueintheilung um die Mitte des 12. Jahrhunderts fast in Vergessen- 
heil gerathen ist. Am deutlichsten manifestirt sich, diese -grofse Um- 
gestaltung m der Art und Weise, wie gleichzeitige Urkunden geo- 
graphische Bestimmungen zu. treffen pflegen. In der ältesten Zeit, 
wo die Grafen noch blofse Beamte waren und die Gauverfassung 
nofcb in voller Kraft bestand, wird ein Ort immer nach dem Gau 
and der Grafschaft bezeichnet , jn welcher er gelegen ist Letztere 
wird durch den Taufnamen .des regierenden Grafen unterschieden 
(£• B. in pago Para et in comitatn HHtibaldi ; in comitaürPafa, quem 
HHübaldüs comes teuere videtur; in pago I>nria et in conriftatu Ma- 
negoldi . comitis 5 in pago Suerzza in comitatu Godefridi; in pago 
Nibligowe in comitatu Adelberti). Sfeit dem eilfiten Jahrhunderte, 
welches in Bezug auf die Gauverfassung eine merkwürdige Ueber- 
gangsperiode bildet, reifst allmäiig die Sitte ekt, die Orte blofs flach 
Co mi taten, ohne Erwähnung der bedeutungslos werdenden Gau- 

9 ■ 

1) So kommt unter Heinrich] f. ein Comes Daodiche de monte, qai Wart- 
berge appellatur, yor, Vita Mein wer ci bei Leibnitz I. p. 523. ; itu J. 1075. 
Adalbertus eomes de Castro Gholawa, Btsold docam. rediviva monast. Würtemb. 
p. ?18i ; im J. 1085 Graf Heinrich von Lache , Hist. «t comm. acad. Paht 
T. III. p. 158; im J. 1068 Hugo comes de Egensheim, Bertoldus Consta**, apod 
Urat. p. 360. - 

2) Hanselmonn** diplomatischer Beweis, dafs dem Hanse floheolehe die Lan- 
deshoheit angekommen. Ebenso verfuhr auch die heinsbergische Linie der Gra- 
fen von Sponheim, welche sich nicht Grafen, sondern nur Herren v. Heinsberg 
nannten. Ktenter diplom. Beitrage I. S. 102. Utac* I. 6. 242. Behauptet , daß 
sich Beispiele für diesen Gebrauch 'fast in allen Grafenhaoscrn vorfanden. 
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bezeiehmiag, zu -bestimmen. Da man ein bleibendes Unterscheid 
duflgsmerkmal lur die Grafschaft bedurfte , wozu natürlich derTauf- 
name des regierenden Grafen nicht ausreichte : so nannte man an- 
fangs die Comhate bisweilen nach ihrem .Centralpunkte, .der Ge- 
rieb tsstätte« Erst später wurde die Bezeichdung nach der Haupt* 
borg des Grafen allgemein üblich, worin sich die ganz verändert* 
Auffassung der Grafenstellung zeigt. 

Die Burgen waren überhaupt der eigentliche Herd der sich 
entwickelnden Landeshoheit; sie trugen viel dazu bei, den -Begriff 
des Amtes, welcher anfangs mit der Grafschaft verbunden war, all- 
mälig in <Jen Hintergrund zu drängen. Freilich dauerte es abermals 
wieder tätiger , ehe sich bestimmte Familiennamen in den Grafenge- 
schlecbterikffXTrteu ,. indem sich ein Graf bald nach dieser, bald 
aach jener Bürg benannte. Obgleich die tirafen sieb. immer mehr 
bestrebten, zu ihrer Bürg so viel wie möglich von Herrschaften 
zu schlagen, so gelang ihnen im 11. und 121 Jahrhunderte die Abrun- 
dong ihrer Territorien doch noch selten, der. Name der Stamm- 
burg, nach welcher sich die Familie nannte, .wurde noch nicht auf 
das Land übertragen, es gab Grafen von Würtemberg, von Calw, 
aber leine -Grafschaft Würtemberg, Calw. 

In Urkunden , welche Elsafs und die anliegenden Provinzen be- 
treffen, kommen die Gauen im 8., 9. udd f 0. Jahrhunderte sehr bäti- 
fig vor. Zu Ende des 41. Jahrhunderts werden zwar dieselben noch 
in verschiedenen elsässisehen Urkunden erwähnt, aber der Gebrauch 
dieser Bezeichnung wird immer seltener, und die neueste unter allen 
Urkunden, worin die pagi genannt werden, ist eine päpstliche Bolle 
von 1183 *). Nach Stalin 9 s sachkundiger Angabe Fällt die letzte 
schwäbische Urkunde, worin die Bezeichnung nach dem Gau in offi- 
cieiler Redeweise angewendet wird, in das Jabr 1137*). 

'§.88. 
Herzogthömer und Grafschaften. 

Karl der (Jrofee hatte mit mächtiger Hand die alten Nationalher- 



1) Günderode * Keliner a. a. O. 369. 

2) Statin I. S. 542. n' 3. 
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zogthömer zertrümmert, aber schon war der Keim zur BiMuog 
n^uer Henfogth jimer gelegt , welche bald ebenso mächtig .dastanden 
als die früheren . Diese merkwürdige W i c d e r b e U b u ntg des Her- 
zogtum? erfolgte in den verschiedenen Landern Deutschlands aus 
verschiedenen Ursachen. Eichhorn 9 s Ansicht, dafs das Her- 
zogtum aus der karolingiscben Bfarkgrafschaft hervorgegangen sei, 
ist für einige Herzogtümer wohl richtig, aber jedenfalls zu ein- 
s e i t i g. Dänniffes \ ) behandelt die Urgeschichte der einzelnen Her- 
zogthümer sehr gründlich und kommt ^u. dem Resultate, <}af$ sieh 
überhaupt für die Neubelebung der Herzogtümer keine allgemeine 
Regel aufstellen Kfst. Wenn die Auffassung Eichhorn'* auch fiir 
Baiern und Sachsen vollkommen berechtigt erscheint , so' läfst sieb 
z. B. in Alemannien und .Lotharingen durchaus keine Verbindung 
des Herzogtbums mit der Markgrafschaft nachweisen. 

* Luitpold's Sohn, Arnulf, folgte seinem Vater in der baltischen 
Markgrafschaft und benutzte die Verwirrung im Reiche nach 
dem Tode Ludwig's des. Kindes im J. 911 zur Restauration der 
alten bäurischen Herzogswürde. In den sächsischen Marken war 
das Geschlecht des sächsischen Grafen Ekbert mit der Grenzgraf- 
schaft betraut. Der Enkel Ekbert's , Otto der Erlauohte , besaß 
diestf Gewalt, welche auch Vater und Brüder* iitpe gehabt. hatten, 
bis zu seinem Tode. Sein Sohn Heinrich vereinigte damit auch die 
thüringische Markgrafschaft und bildete sieh daraus ein, Herzogtum, 
so, dafs er allgemein als *,du$ Saxonum et, Tfaurijigoriun" be- 
zeichnet wurde. In Alemannien, welches als unmittelbares Reichs- 
lahd seit Sprengung der herzoglichep Gewalt von 's. g. Jtaminer- 
boten verwaltet worden war, Vurde im J. 917 die Herzogswürde 
restauiirt. .Lothringen wurde im J. 924 wieder mit Deutschland 
vereinigt und Heinrich I. verlieh das neu organisirle Herzogtum 
seinem »Schwiegersohne Giselbert 2 ). Auf verschiedene Weise ebt- 



• 1) DÖnniges I. 8*292. • Stenzel, de marcHionum in Germania potiasimum, 9 U1 
sateculo nemo oxtitere, origine et officio pnblico, Vratisl. 1824« 

2) Eichhorn II. §. 211. S. 49; Luden, Gesell, des tentech. Volk* ( Th. VI. 
S. 351 — 359. 
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wickelte stch^ durch die* Umstände begünstigt, in den deutschen 
Landen eine neue, herzogliche Gewalu 

Abgesehen von einzelnen mehr äufserticiren Ursachen erklärt 
sich diese Neubetebmig der zertrümmerten Herzogtbttmer besonders 
ans ihrer wichtigen nationalen Bedeutung. Das ber den Beatschen 
damals so -scharf ausgeprägte , mächtige Stamme sieben fand -in 
dem Herzogtkume seinen entsprechenden Ausdruck und wir sehen, 
dafs dasselbe fast immer von den Sympathien des Stammes getragen 
wird. • Die Stämme sehen in dem Herzoge den Repräsentanten i Irrer 
selbstständigen Eigentümlichkeit und schliefsen sich eng an ihn an. 
Die herzoglichen Gesohlechter gehören dem uralten Volksadel - an 
und sind zugleich durch zahlreiche Gefolge-und grofaen Allodialbesitz 
nächtig ; sie haben meist neben ihrem Hanptamte noch Gaografsohaf- 
ten inne und «ind so mit den stärksten Wurzeln int Boden des 
Volksthoms festgewachsen« 

„Eine planmäfsige Einlheilung des ganzen Reichs in Herzoge 
thimer bat jedoch nie stattgefunden;" die Wiederherstellung der 
berzogbcben Würde ist ans der Macht' der Thatsadien , nicht aas 
dem freien Entschlüsse der Könige hervorgegangen. ' 

Ab Kernpunkt' der herzoglichen Gewalt ist der Heerbann zu 
betrachten , welcher dem- Herzoge einen grofsen Einflufs auf alle in 
seinem Forstenamte gesessenen Reichsbeamte» anfalle zum Reichs- 
dienste verpflichtete Herren und Freie gab. Der Herzog hatte das 
Recht, alle die zn seinem Sprenget gehörigen:Reichsdienstleute auf- 
zubieten. 

Die Grafschaften standen regelmäßig unter solchen Herzogihii» 
mern nnd muteten der Hauptfahne des Herzogs mit ihren Dienst- 
mannen folgen. 

Trotz dieser Unterordnung unter ein Fürstenamt erhielten die 
Graten den Bann unmittelbar vom Reiche, weil der Kaiser -als 
die einzige Quelle aller Gerichtsbarkeit galt. ' Da die Gerichtsbarkeit, 
jurisdictio im Sinne des Mittelalters , als das wesentlichste Hoheits- 
recht angesehen wurde, so erschienen die Grafen als die eigentlichen 
Landesherren-, domini terrae« Die Herzoge hatten immer in 
einzelnen Theilen ihres Herzogthmns Grafschaften., wo sie selbst 
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4ie Landesherrliehkeit ausübten *)$ in den übrigen Grafschaften stand 
diese, jedoch den. unter ihrem Heerbann gesessenen Grafep zo und 
das He'rzwgüium erschien in Bezug auf letztere vorzugsweise als eia 
Militärbezirk. Im Sinne des Trübere« Mittelalters hieben so- 
woM Grafen als Herzöge Fürsten, weil beide den Bann in <ler 
zweiten Hand, ä. h. unmittelbar vom Kaiser erhielten*). 

Die Herzogtümer umfafsten nicht ganz Deutschland und es gab 
daher. Grafen, ^welche unter keinem Für^tonamte gesessen, sondern 
dem Reiche unmittelbar untergeben waren. Die Zahl der letzte- 
ren nahm besonders mehr überhand,' als sich die Politik der Kaiser 
von neuem gegen die Herzogtümer wandte und sie entweder auf- 
lö&te oder wenigstens beschränkte. Die dem Herzogthume unterwor- 
fenen Grafen arbeiteten dem Bestreben der Kaiser dabei« rüstig in 
die Hände und die Herzogtümer verschwinden in ihrer früheren 
Bedeutung mehr' und mehr. Die Geschichte Heinriche dea Löweu 
und seines Untergangs gieht uns ein deutliches Bild von dem Her- 
gange der Sache. Nach seinem Sturze erscheinen sämmfliche säch- 
sische Bischöfe und ein grofser Theil der weltliehen Herren auf ein- 
mal als Fürsten, welche unmittelbar unter dem Reiche stehen 8 ). 
Das Herzogthum, welches nach Heinrich's Sturze in, Sachsen Bern- 
hard von Anhalt, in Baiern Otto von Witteisbach 'erhielt, steht dem 
früheren ,Herzogthume. weder an Umfang, noch an Macht gleich 4 ). 

* 1) So begleitete Hermann- 1. von Schwaben aufser seiner Herzogswnrde 
noch besondere Gaügrafenämter, der Gau Churwalchen erscheint als- seine be- 
sondere Grafschaft (in comitatu Herimauni ducis Rheüa.nnncupato. Urk. vom 
7. April 948. Hormayr Werke 2. S. XXX.. nr, 6.), ebenso hatte Otto J., der 
Sohn Liutolfs, neben seinem Herzogthume noch Gaugrafschaften. Stalin I. S. 461. 
2} Sachsenspiegel IIL 5$. §,2. Zöpf{ IL S. 151. Schwabenspiegel: „So man 
spricht prinöeps, das spricht jn teotsch der vorderst empfaher."» 
- 3) Eicfikom II. $. 239. Si 133. 

,4) Otto v. Freisingen bezeichne? den .Unterschied zwischen dem alten' und 
neuen Herzogthume folgendermafsen, L. I. c. 9: „Omnes. usque ad j>raesentem 
diem duces dicti sxmt 2 -null um dncatum haben tes, soloque -nomine, sine re 
participantes." Arnold von Lübeck in seiner Chronik der Slaven L. HL p. 653. 
beschreibt die Veränderung mit folgenden merkwürdigen Worten : „Post exilium 
ducis Hewrici, tyrannico more unusquisqne regnabat in loco suo'et alterHtrnffl 
▼im' faciebant et vim patiefymthr. Deniqoe Bernhard n* dux; qm priri«pat ,un 
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In Alemannieu wurde, nach dem Untergange der Hohenstauien das 
Herzogthum vollständig zersplittert. Schon früher waren, die* Mark- 
grafen und Pfalzgrafen vom berzpglichen Heerhanne exjmirt gewe- 
sen , die übrigen Grafen , welchen es gelang, dieselbe bevorzugte 
Stellung zu erreichen und sich den Heerbann über ihre Besitzungen 
selbst .zu verschaffen, erhielten den Namen „Landgrafen.'* 

Durch diese Beschränkung des Herzogtums veränderte sieh der 
Begriff des Fürsten th ums sehr bald.. Während früher sowohl- 
Grafen als Herzöge Fürsten hieben „als vorderste Empfaher des 
Bannes," betrachtete man seit dieser Zeit als wesentliches Merk* 
mal de^Förstenthunis ,,die Gleichstellung mit dem Herzogthutne in* 
Bezug auf den Heerbann 1 ). 4 ' ' Die Bischöfe, und Grafen, welchen 
es gelang v sich bei Zersplitterung der Herzogtümer von dem her- 
zoglichen Heerhanne zu emancipiren , wurden nun aasschliefsheb 
Fürsten genannt, • während früher die rein militärische Unterordnung 
unter lleii Heerbann dem Begriffe der Fürstlichkeit keinen Eintrag, 
getoaa hatte. In diesem neuern Sinne sind daher nicht alte Grafen, 
wenn -sie. anch den Bann unmittelbar vom Kaiser haben, Fürsten, 
da viele von ihnen noch unter einem herzoglichen Heerbanne verblie- 
ben sind. * leb werde in der folgenden Darstellung mit dem Aus- 
drucke ,*Fürst und Fürsten tbum u iriuner diesen neuern Begriff ver- 
binden und numdie Herzogthümcr, Mark-, Pfelz-, Landgrafschallen 
als FörsJtenämter bezeichnen, die in ihrer frühern Unterordnung, ver-, 
bliebenen Grafschaften aber getrennt besprechen. 

' ■ §.23. 
Veränderter Charakter \der Reichswürden. 

Das. frühere* Regierungssystem war so beschaffen, dafs der: Kö- 
nig seine Regeiitenreehte im ganzen Reiche durch Beamte^ausübeti 



obtinere videbatur, segniter agebat — noa at verus prineeps, nnde nee ab 

... *.. \ . * •" 

imperio jnxta statujn priori* est hoqorafus , nee a pribeipibus vel terrae öo»- 

biUoribos est reputatns." Auf die Beschränk an g des Herzogthama beziehen sich 
auch die Worte des* Schwabenspiegels t „Seder bat ine (den Herzogen) der' Kai- 
ser beide Vorsten and Yanlen abgebrochen. tl 

1) Am klarsten stellt ZÖpfl II. S. 151. d\e*e .Begriffs Veränderung dar. 
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liefe; welche in s feinem Namen und seinem Auftrage ihre Amts- 
. bezirke verwalteten (§. 16.). Die wesentliche Veränderung besteht 
darin, daf&.der König *4ine Macht nicht mehr durch das Organ 
einer abhängigen Beamtenhierarchie ausübt, sondern durch 
Reichsstände, „welchen die ursprüngliche Amtsgewalt der Her- 
"zöge uiad trafen zu eigenem Rechte,, jedoch lehenweise über- 
tragen ist 1 )." Das neue rechtliche Fundament, • auf- welchem das 
•Verh&ltnifs des Königs zu Herzögen und .Grafen beruht, ist der 
Lehnsnexus. Aus den frphera Rerehsbeamten sind lehnbare 
Eigenthümer der Herzogtümer * und Grafschaften geworden, 
welche nicht mehr al» M an d a t a r e des König$, sondern als Landes- 
herren, „domini terrae," mit eigenen, wenn auch untergeordneten 
Regterungsrechteii .betrachtet werden müssen. . Das frühere Ver- 
hältnifs hat sich völlig 'umgekehrt. Während früher das Amt als 
Hauptsache, das Land als Nebensache betrachtet wurde', sieht man 
jetzt das Amt als Pertinenz des Grund und Bodens an. Dem- 
jenigen, welcher ein allodiales und 'feudales Recht an einem bestimm- 
ten Bezirke ipne hat, gebührt aus diesem Grundfe guch die Landes- 
herrlichkeit. Nach der Rechtsanschauung des Öacksensphegels 
darf der Kaiser keinem den Bann verweigern, welcher ein sol- 
ches patrimoniales Reeht an Grund und Boden' hergebracht hat'). 
Da also die Verleihung des Bannes nicht mehr als JVeiwilKger Act 
der kaiserlichen Gnade gilt , so kann man in ihr nichts Anderes se- 
hen, als eine oberhoheitliche Anerkennung schon bestehender 
Äechte 8 ). 

So sehr sich auch die Kaiser bemüheten , die Ausübung des 
Bannes nur als ein Amt, wie früher, erscheinen zu lassen,, so war 
doch der dingliche Charakter der. Landesherrlichkeit von der Zeit 
j»n entschieden, wo man es als eine Pflicht des Kaisers aosah, 
"dem Besitzer des Territoriums auch den Bann zu leihen. Die Lan- 
desherrlichkeit, jurisdictio genannt, erscheint somit als ein auf einer 
■ •■ - • 

1) Eichhorn §. 290. S. 354. . , . 

2) Sachsenspiegel III. 64. $. 5 : „Die kQniog ne- nach mit rechte nit wei- 
geren den ban to liene, deme it gerichte gelegen h." ■ 

3) Ztpfl II. §. 61. . , • . 
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Immobilie haftendes „politische» Realrecht/* Diese Ansicht 
wird später in der goldenen BuUe ansdräeklkh ausgesprochen , die 
Cbnrwürde ist auf ein gewisses Land „gegrund festigt 1 )." Da- 
her «ehreibt sich auch der Gebrauch, den- Namen de? Amtes auf 
das mit demselben-, verbundene Land zu übertragen und solcher- 
gestalt von Herzogtümern, Grafschaften im territorialen Sinne 
zu reden. 

Es läfst sich überall als regelmässiger Eqtwicielungsprocefs an- 
nehmen, dafs das Herzogtbum länger als die Grafschaft, auch 
nachdem es erblich geworden war, den Amtscharakter bewahrt hat. 
Dieses zeigt sich besonders darin, dafs die Kaiser mit Besetzung der 
Herzogthumer viel willkürlicher schalteten als mit der Besetzung der > 
Grafschaften und dafs noch unter Konrad III. durch ein feierliches 
Weisthmn der Fürsten der RechUsatz alisgesprochen wurde, „dafs 
niemand mehr als Ein. Herzogtbum besitzen, dürfe*)." 

Unter Karl dem Groben hatte derselbe Grundsatz auch für die 
Grafschaften gegolten ; -aber diese hatten den AnHscharakter so völlig 
abgestreift, dafe niemand daran dachte, auch bei ihnen noch an die- 
sen Grandsatz zu erinnern. Die langete Beibehaltung des 
AmtgebarajUers bei dem Herzogthume erklärt sich daraus, dab.das 
Herzogtbum nicht -in so enger Verbindung mit gewissen fieneficiai- 
gutern stand wie. die Grafschaft und dafs dasselbe von gröfserar 
Wichtigkeit für die gesamtste Reicbsregieroog war* als. die kleinern 
Reiehswürden. Ab Folge, von diesem länger beibehaltenen Amts- 
charakter darf auch angesehen werden, dafs die Unttieilbar* 

l) Gnadenbrief Karl'? IV. , so er 1356 Pfalzgraf Ruprecht gegeben bat. 
(kknscfdäger , Urkandeoboch zur Q. B. IV.: „dafs er dieselbig Ansprach nicht 
gethnen möge oder soll, er Sprech danhe ane das Farstenthomb ftnd die Land 
der ehgenannten Pfalz, das Trachsassenamt and die Mannschaft and was dtoju 
gehört, und gewinne Ihm die an, als recht 'Ist , wann wir zu Recht und Ur— 
theü fanden .haben f dafs die Kar an<jl Stimme auf das fürstenthoinb und auf 
das Land dcfeJPftiÜeins also gegrandrestigt sind, dafs ihr eins ohne das andere 
nicht geseyn mag, sondern sie müssen bei einander in aller Ansprach zu Ver- 
lost und Gewinn unterachiedentlich bleiben." 

2) HeJmoW, Chronicon Sla verum I. 54. (beibntiz 9 tcr.reram Bnmsvic. II. p* 68$t), 
Ghronicon Weingartense C. 13. (Ldbnitz a. a. O. I.' p. 789») ' 

Scholae Erstg e»JU. $ 
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keil sieh fcei den Her^ogthünuern länger gegen das 

* 

fein p'rivatrecbtliche Theilungssyslem behauptet bat, 

als bei den Grafschaften (§. 27 und §. 28.). 

§. *4. 
Entschiedener. Grundsatz der Erblichkeit. 

/ • 

Wir sahen in §. 18., 10. and 20., wie selbst schon unter 
.den spälera -Karolingern die Reichsämter zur Erblichkeit hinneigten, 
wie im 10. Jahrhundert unter den sächsischen Kaisern noch be- 
sti m rotere Spuren von Erbansprü'chen der Reichsbeamten hervor- 
traten; Dennoch bKeb bis zum 11. Jahrhundert der Zustand, wenig- 
stens was dfe eigentlichen Fürstenämter betrifft, s-cii wankend 
(§.20.). Die durchgedrungene Anschauung von der Lehnbarkeit 
der Reichfcämter ist deshalb von solchem Einflüsse, weil durch 
den Feudalismus die Erblichkeit vermittelt ward. 

Das Erblichwerden der großen ReichsanHer geht mit dem Erb- 
lichwerden der kleinem Lehen so ziemlich. Hand in Hand. Das 
Fnrsten&rot und die Grafschaft ist nämlich mit -einem' benefteium ver- 
bunden, welches dieselben Stadien durchmacht wie die^ gewöhn- 
lichen Lehen,, deren allmäliges Erblichwerden hier kurz erörtert 
werden mag. Zuerst war das beneficium ein rein militärischer Be- 
sitz 1 ), welcher. nur vou der Gnade des Beueicialherrn abhing und 
dem VasaHen zu jeder Zeit entzogen werden konnte. Dann wurde 
Wenigstens. ein lebenslängliches Recht des Vasallen anerkannt, 
das ihm nur im Falle der Felonie verloren ging. Die Erblichkeit 
wurde bisweilen bei der Verleihung eiqes Lehens durch ausdruck- 
lichen Vertrag festgesetzt 2 ); sie war eine besonders günstige Be* 
dingung , welche dem Vasallen gegen die allgemeine Regel eilige- 



1) Afef *Ke Entstehung des deutschen Bepeficiälwesens hat das römische Sy- 
stem der Laadrettheüang unter Soldaten gewifs bedeutenden-Einfiafs gehabt. Den 
So)daten»waräen ka eroberten Lande Grundstücke unter tief Bedingung verliehen, 
dafr ihre Söhne auch Kriegsdienste leisteten. Lamprid. in Sey. Ateximdro 58 
„Soja 'de hostibus capta limitaneis mifitibus donavit, ita nt eorum tat essent, si 
•hpre-dei eorum miKtaretit, nee «nquam ad priratos pertinerent." 

2) Marculf f. , 13. au 14. . ' 
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r&mr wunde. AaM aber wurde die. Verleihung so vieler flenefieien 
mit auf tie Nachkommen gestellt , dvfa man den Uebergang auf die 
Erben als' Regel zn betrachten anfing l ) und denselben nur durch be- 
sondere Reverse verhindern konnte. 

Die Umgestaltung der Kriegsverfassung war von grofs$m Ein- 
flösse auf das allroaüge Erbli chwerden der Beneficien. Seitdem 
der Reiterdienat überwiegend wurde, fing der alte Heerbann an, 
unbrauchbar -zu werden. Die kleineren Freien verloren ihr- altes 
Waflwrecbt und mufsten statt dessen meist nur noch Kriegsfrohnde» 
leisten. Die neue Einrichtung des Reichsheerdienstetf bewirkte, daf» 
derselbe hauptsächlich von den Dienstgefolgen geleistet wurde* Der 
Einflnfs der Dienstgefolge wurde daher von immer größerer Bedett- 
long und sie gewannen leicht Gelegenheit, sich günstigere Bedingun- 
gen von ihren Dienstherren zu erwirken. Ihre Anspräche gingen 
natürlich/zunächst auf das Recht der Erblichkeit, welches sie 
ihren Dienstherren abzupöthigom suchten. 

Dazu kam , daf» jetzt viele freie Männer , welche- durch die 
neue Heerorganisatieii vom Kriegsdienste ausgeschlossen wurden und 
somit in Gefahr kamen, als gemeine bäuerliche Hintersassen be- 

* 

trachtet zu werden , keinen andern Ausweg vor sich sabeu,, als sieh 
freiwillig in ein Lehnsverhältnifs zu begeben. Es ist sehr natürlich, 
dafs solchen freien Männern , die ihre eigenen Besitzungen zu 
Lehn auftrugen (feuda oblata), günstigere Bedingungen gemacht 
wurden , als den Lehnsleuten, welche vom Herrn ein Gut verlieben 
erhalten hatten (feuda data). ' Solche aufgetragene Lehen waren in 
dieser Zeit sehr häufig .und ihre günstigere Gestaltung für den 
Vasallen 'wirkte notbwendig auf die anderen Lehen zurück., welche 
ursprünglich vom Herrn verliehen worden waren. 

1) Der Entwickelaiigsprocefs 4er Erblichkeit wird in folgender Stelle be- 
schrieben > I. F. 1. §.1. „Antiquissimo enim tempore sie erat in dominorein po- 
testate .connexom , u t qaando vellent possent au&rre rem . in feodom a 
se datanx. Postea vero eo yentom est, ut per annum tantum- finnitatem habe- 
rent , deinde statutam est, ut usqae ad vitam fidelis producefetnr. Sed 
cum hoc jure socoessipo?» «d filiös non pertineret * . sie ptogressam est , ut ad 
filios deveniret." lieber das Erblichwerden der* Beneficien in Frankreich 
siehe Schaffner, Geschichte der Rechtsverfassuog Frankreichs I. S. 180. 

6* 
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Der Hergang der Sache ist ans. besonders von Italien Bekannt, 
wo die kleinen Vasallen und DiensÜeüCe von ihren Dienstherren durch 
einen allgemeinen Aufstand sich eine günstigere; Stellung und beson- 
ders die Erblichkeit zu ertrotzen versuchten. 

Da die Interessen der kleinen Dienstleute mit denen des Kaisers 
zusammenfielen , indem beide die Macht dergrofsen VasaUen zu 
brechen beabsichtigten , so bildete sich leicht zwischen dem Kaiser 
und den kleinen Dienstmannen eine natürliche Coalilion« Die Folge 
dieser Verbindung war die berühmte Constitution Kaiser Konrad'sII. 
vom Jahre 4037 , welche <$e Erblichkeit der kleinen liehen förmlich 
anerkannte. Vollständig findet sich der Hergang der Sache bei 

Wippo mitgßtbeiltJ): 

» 

„Item eodem tempere magna et modernis lempofibus Jnaqdita 
confusio facta est Italiae propter conjurationes^, qaas fecerat popa- 
lus contra principe^. Conjuraverant enim omnes vaivasor^s Italiae 
et gregarii mittles adversus dominos suos , et omnes minores contra 
majores , ut non* paterentnr aliquid inultum sibi aecidere a dominis 
suis, supra voluntatem ipsorum, dicentes: Si impcrator eorum ool- 
tet venire, ipsi per -se legem sibimet facerent. Hoc cum nanciatara 
esset imperatori , fertur dixisse^: Si Italia modo est)rjt legem, con- 
cedente deo bene legibus hanc. satiabo.' 

Et präeparans se anno sequenti-, Itriiam cum copiis iatravii. 
Interea principes Italici, male conceptam conjuratioueßr pericahrat 
generare posse seientes , convenernnt simul cum jninorrbus, etprius 
exhortationibus et consiliis hoc receha mahn» Jeslruere cooaban- 
lur: cum faocnon procederet, tentabant belle superare; jserf ini- 
tio praelii mihorum ineredihilis multitudo sola impressione eaterva- 
tiiinrvicit, 

In ipsa die (nescimus cujus eqnsiüo) pene gravis tumultus factas 
est papuli Mediolanensis , qaaerentis an imperatore, si veHet favere 
conjnrationi eorum? Unde cemmotus imperator, praecepit, nt omnes 



1) Vita Caroli Salici (Struv. t ort. III. v p. 480.). luden, Gescü. des-teatschen 
Volks Bd. X. S. 120 — 1?3. Die Constitution selbst findet sich voflstandig b* 
Pertz legom tom. II.* S..3& 
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io urbem Päpiensem ad generale cdloquium venfrent. Qood dum 
factum esset, eunetis reclamantibus, legem feck Imperator 1 )." 
Die hierher gehörigen Stelleu der kaiserlichen Constitution lauten r 
„Noturo esse volomus qood nos ad retfpnciliandos animos senio* 
rum ei militum , ut ad ravicem semper inveniantur concordes , et ut 
Bdeliter et perseveranter nobis et suis senioribus serviant devote, 
praeoipimus , et firmiter statuimus , ut nullus miles episcopo* 

rum marchionum vcl comitum vel omnium, qui beneficiunr 

de nostris publicis bonis aut de ecclesiarum praediis nunc'tenet aut 
tenuerit vel hactenus inj äste perdidit, tarn de nostris majoribus val- 
vasoribns quam eorum miütibus sine certa et convieta cul- 
pa su um beneficium perdat nisi seeundum Constitutionen! 

antecessorum nostforum et Judicium parium suorum. Praeci- 

pimus, ut cum aliquis miles sive de majoribus sive de minoribus de 
hoc seculo migraverit, 61ius ejus beneficium habeat. Si vero filtum 
non habuerit et abbiattcum ex masculo filio reltquerit', pari modo 
beneficium habeat/* 

Allerdings bezog sieh dieses Gesetz nur auf Italien 5 aber in 
Deutschland war das Verfiällnifs zwischen grofsen Vasallen und klei- 
nen Dienstleuten ganz dasselbe. Die Grofsen suchten den Dienst- 
mannen immer mehr Lasten aufzulegen 9 ), die Kleinen sich eine 
immer günstigere Stellung zu erringen. Der Bund zwischen 
Kaiser und Dienstmannen wurde hier natürlich ebenso schnell ge- 
schlössen als in Italien. Bezeichnend ist, dafs die schwäbischen 
Edelleute ihrem Herzoge Ernst, als er sie gegen den Kaiser ffilw 
ren wollte, antworteten, dafs sie den Kaiser als den höchsten* 
Schirmherrn ihrer Freiheit betrachteten und, mit ihm die Frei« 
heit selbst verlassen würden 9 ).. 

1) Auf gleiche Webe beschreibt Hermamws ConiractuS ad a. 1035. n. 10371 
die Entstehung dieser CoiwtÄatioo. Heptdanus ad ä. 1041. ArrwüpK Mcdid. hist IH 
c. 9.. Dötwiges I. S. 542. 

2) S. Efflhorh II. $. 259. 8, 196. Anm. a. 

3) Wtppv a. sl. O. 3.474: „Nolimos mficiari, qain voMs fiäfem pcomittere- 
mos contra omnes praeter eirtn f <jui nos vobis dedit : . si servi essemns regia et 
imperatom nostii et ab eojuri vestro mancipatio non nobis liceret, a vobis se- 
parari. Nunc vero ctfin liberi simas et libertatfs DO&trae summum de- 
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Wir wissen zwar nichts von eineui ausdrücklichen. G< 
setze, wodurch Konrad II. die Erblichkeit der Lehen auch «Deutsch- 
land sanetionirt hätte; aber- nach Wippo's ausdrücklichem Zeug- 
nisse hielt auch hier der Kaiser .darauf, dafs; den Kindern die Alt- 
lehen- ihrer Väter von den Lehnsherren belassen wurden: „mili- 
tuw vero animos in hocmultum attraxiC, qnod anti- 
qua beueficia parentura Ureiniui poeterorum auferri su- 
slinuit." 

Der charakteristische Ausdruck- „sustinnit'* preist deutlich dar- 
auf hin , dafa Konrad in Deutschland kein wirkliches Gesetz gab, 
wohl aber darauf hielt, dafs die Erblichkeit de,r Lehen, den Vasallen 
gewährleistet wurde. Der Kaiser halte zur Verfolgung dieser ,,po- 
Htischen Maxime " natürlich genug Mittel in den Bänden, .auch 
ohne ein eigentliches Gesetz zu erlassen l ). JSs ist in dieser Be- 
ziehung höchst bemerkeiiswerth , dafs gerade viele deutsche llrkun- 
den aus der ersten Hälfte des 11. Jahrhundert* bei der ßelehnung 
die Erblichkeit der Leheq ausdrücklich zusichern, Gewifs ein 
sprechendes Zeugeifs für die gleichartige Entwiokehrag des Gewohn- 
hehsr'echts in Deutschland ! Folgende Urkunden mögen hier Platz 
finden : 

.1) Concedimus ereditarium beneGcium a. 1013. Zeitschrift 
für Archivkunde I. 163 , Homeyr Sachsensp. II. S. 447. 

.2) Arohiepi^copus Moguntinus ei beneficia plqra jure heredita- 

rjo contulit et dedi|. Hist Landgr. Tburing. ad a. 1015. 
-. 3} Imperator quondam Bernardi comitia praediujn Meiawerpd con- 



fensorem interea regem et imperatorem nostrum habeamas , ubi illam 
deserimds, Hbertatem amittimus, quam nemo bopos, nisi com vita simul amittit. 
Qnod cqm ita sit , quidqaid honesti et justi nobis* etquipkis , In boc parere vo- 
kjma* vob js i . si aatem contra hoc vultis , üloc revertemnr liberaliter , upde ad 
vp8 venimns qQBfJitionalker." Piese freiinüthig» Erklärung des schwäbische* 
Adels giebt einen deutlichen Beweis, dafs die kleinen Diftnatleut* sichvsehr wohl 
bewuXst waren, wieviel sie von der kaiserlichen Gewalt für <Ue Erhaltimg ihrer 
Freiheit zu erwarten» Ratten,. In diesen Worten ist. der Gedanke War ansge- 
sproqhen , /wjsfcjier 4er Yerbndung iswischan dem Kaiser «od dan kleineren Va~ 
satten zum Gründe lag* . . 
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twlit,. qnod ideö beredilario jure ta imperiale^' potedtotem 
stwcessit, quia idem •comes Bernardus sperins fuit Vit* 
Meinwerc. c, 105. p*. 669. . 

4) Siquis beneficiatus sine berede fuertt defanclua, benefieiuni 
sab dominium abhatis redeat. Hontheim L 560* ad a. 1023. 

5) Ut si miles moreretur, filius ejus beneticium rasciperet (jm. 
J. 104g). jSchannat Corp. trad. fnldens. 253. 

Der Erblicbkeitsproeeb der kleinen Lehen, welcher in Italien (furch 
die bertibrate Constitution K. Konrad's seinen Abscbküs fand, wurde 
in DeutecbJaad auf rein gewobnb6itsmähigenri Wege vollendet. Die 
angeführten Urkunden, welche gerade in die erste Hälfte des ll.Jahr- 
hnnderts fallen, zeigen, wie sieh auch in Deutschland um dieselbe 
Zeit die Erblichkeit der kleinen Privatleben vollständig fixirte« 

Jedenfalls gebt wohl Eichhorn zu weit, wenn er den „strin- 
gentesten Beweis" l ) für die vollendete Erblichkeit der groben 
Reicbslehen in dieser JSeit darin erblickt, dafe Konrad II. die Erb- 
lichkeit der kleinen Dienstlehen begünstigt habe« „Ohue eine recht- 
lich anerkannte Erblichkeit der grofsen Leben," meint Eichkorn, 
„wäre es nicht im Interesse des Kaisers gewesen, die Erblichkeit der 
kleinen Dienstlehen zu begünstigen. Nur in diesem -Falle wäee eine 
Coaütion zwischen dem Kaiser und. den Dienstleuten denkbar gewe- 
sen; man mußte also mit der grpfsten Wahrscheinlichkeit annehmen, 
dafs die Erblichkeit der groben Reicbslehen gehon unter Konrad IL 
allgemein anerkannt worden se{ und ihre Entstehung somit schon in'* 
10. Jahrhundert gehöre." Es ist sehr richtig, dafe der Kaiser ia 
den kleinen Dienstleuten ein Gegengewicht gegen die erfolg- 
reichen Unabhängigkeiisbestrebungen der groben Reichsfürsten zu 
gewinnen suchte \ aber zur Ergreifung einer solchen Politik konnte 
ihn schon der Umstand fuhren, dafs die mächtigen Reichsfürsten g.e- 
wohnlich .sieh die Erblichkeit anmafsten und zu grobe. Unab- 
hängigkeit vom* Reichsoberbaupte usurpirten. Es folgt keineswegs 
daraus, dafs schon zu Endendes 10. Jahrhunderts die Erblichkeit der 
groben Reichslehen als allgemein gültiger Rechtssatz voll- 
kommen anerkannt war. Viel^naturgemäber scheint mir die An- 

1) Eichhorn II. $. 364, Amn. e. S. 667. 
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siebt von Dönniges zu «eilt (I. S. 540. Amtierk. 1.)* .„dafs die Bie- 
dern Lehn- 'und Dienstleute zuerst zur Erblichkeit gekommen 
seien , da sie von oben unterstützt wurden und auf ihren Gütern 
keine Staatsämter ruhten." Dagegen standen. der Erblichkeit der 
mit groben Reichsämtern verbundenen Liehen viel gröfsere Schwie- 
rigkeiten entgegen , und ^s ist daher unwahrscheinlich , dafs letalere 
zuerst die volle Anerkennung ihrer Erblichkeit erwirkten. Die facti- 
sche .Hinneigung zur Erblichkeit ^ar, wie wir mehrfach bemerkt 
haben , schon am Ende des 9. Jahrhundert» vorhanden und am Ende 
des 10. bereits sehr stark ausgebildet; *ber ich halte es dennoch 
für zu gewagt, mit EtcMorro anzunehmen, dafs am Ende des 10. Jahr- 
hunderts schon die Erblichkeit anerkannter Grundsatz des 
Retch$staatsrechts gewesen sei. Das Verfahren kräftiger Kaiser in 
Bezug auf die Herzogtümer steht mit der Annahme Eichhorn? s m 
zu entschiedenem Widerspruche. Jener K. Konrad,, welcher die 
Erblichkeit der kleinen Lehen so begünstigte , trug. kein Bedenken, 
eine« Reichsfürsten seiher Würde zu entsetzen, blofs weil er 
bei ihm in Ungnade gefallen war. Der Geschichtscbreiber 
Hörmonnus Contractu* ad a. 1035 erzählt : „ Adalbero du* Caren- 
tani et Istriae, amissa imperatoris gratia, ducatu priva- 
tua est'*; er giebt für diese Entsetzung keinen andern Grand an, 
als die kaiserliche Ungnade. Wie wäre bei vollständig aner- 
kannter Erblichkeit ein solches Verfahren möglich gewesen ? Ich 
will nicht in Abrede stellen* dafs die Politik hier oft eine gröfsere 
Rolle spielte f als das Hecht ; aber wäre der Rechtsgrundsatz der 
Erblichkeit so vollständig anerkannt gewesen , so hätte selbst ein 
Heinrich III. * welcher die „linea jüstitiae" genannt wird, 
nicht wagen dürfen , so beliebig mit der Besetzung der Herzogtü- 
mer umzugehen. Er hätte nicht daran denken können , den Herzog 
Konrad von Baiern (qtiorundam prineipum judicio) seines Herzog* 
thuifts zu entsetzen *) , noch weniger ein so wichtiges Reicbsland 



1) tfemoxints Combodus ad 
joariae docefei, an jam prins 
jttdkso, dacAta prforät." 



1053: „Imperator — * Conradam 
erat, incasatHm qaonukUm priadpum 
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seiner Gemahlin (privaio jnre) zu übertragen *). Wäre das Erik- 
recht der Söhne verstorbener Reichsbeamten schon am Ende des 10t 
Jahrhunderts vollkommen feststehende Gewohnheit des Reiehsiehn- 
hofs gewesen, so würden sich nicht im 11. Jahrhunderte noch so 
häufig Beispiele finden , dafs sich Reicbsfursten ausdrücklich die 
Ssccessien eines ihrer Söhne von der kaiserlichen Gnade 
auswirkten *). 

Ebenso sind die Beispiele nicht selten , wo noch am Ende des 
10. Jahrhunderts und dem Anlange des 11. die Söhne von Reichsffir- 
slen die Würden ihrer Väter nicht wieder verheben erhielten. 
So binterliels Rjgwag, Markgraf von Meifsen, bei seinem Tode 005 

4 

einen Sohn, welcher ihm nicht im Markgrafenthume folgte, dieses 
erhielt vielmehr Eckart , Markgraf von Thüringen *). Dieser Eckart 
starb im J. 1002 , aber auch ihm folgten seine Söhne nicht unmittel- 
bar , vielmehr wurde sein Bruder Gunzelin mit der markgrafliebed 
Wurde belieben. Besonders scheint im 10. Jahrhunderte nur dann 
eine Soccession des Sohnes statthaft gewesen zu sein , wenn er beim 
Tode des Vaters schon regierungstiichtig war. So folgte auf Burk- 
hard I., Herzog von'Alemannien, nicht sein unmündiger Sohn 
Burkhard, sondern ein Fremder , Namens Hermann. Ueberhaupt 
nahm man noch sehr -auf die Würdigkeit des Sohnes Rücksicht ; so 
heilst es von Otto, dem Sohne des Pfalzgrafen Ezzo : „patrifs rebus 
et honore dignus faaeres Substitutes ~est 4 )." Erst in der zwei- 
ten Hälfte des 11. und am Anfange des 12. Jahrhunderts erscheint 
der Bildungsprocefs der Erblichkeit- als abgeschlossen. 



1) Lambert, ad a. 1056. 

2) Eckbert f., Markgraf von Meifsen, wirkte 1068 bei dem Kaiser sich 
ausdrücklich die Zusicherung der Nachfolge für seinen. Sehn, Eckbert II., ans. 
Lambert, ad a. 1068 : „marcham adhac virens adqaisierat* filio suo teuer- 
rimae aetatis»" Weif, welcher 1071 Baiern verliehen erhielt, erreichte es eben- 
falls von der kaiserlichen Gnade : „oni e dnobns filiis soisntpost sq commit- 
teretnr dncatns , impetravit. ( Andrea HaHtbonensis chronicon de princip. 
terrae Bavaronrai apnd Boeder , rerum getm. Vol. nov. p. 22.) 

3) Hepwick , sachs. Geschichte , Th. I. 3, 265. 

4) Monach. Branwül. de comtt. palatinis bei LcibniU Scriptores rerum 
BrnnsTtc I. 320. / 
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, Jepe oft -wiederkehrenden Tbronvaeanzen waren die geeignet- 
Step Zeiten für dre Grofsen des. Reichs, so viel wie möglich au sich 
za reiften, Ein sol6hes Interregnum trat nach dem Tode Heiöricb's II. 
in Deutschland ein , mit dem das Geschlecht der sächsischen Kaiser 
ausstarb x )* Ebenso schlimm für die Erhaltung der Kaisermacht wa- 
ren die langen Regierungen schwacher Kaiser , besonders die Hein- 
rich's IV. Heinrich III., der erleuchteiste Monarch seiner Zeit, der 
gewaltige Bezwinger übermütbigen Vasallejitrotses, hatte die Kaiser- 
macht zu nie geahneter Höhe erhoben, . Aber sein früher Tod- machte 
seinen staatsmännischen Riesenplänen ein Ende. Sein sehwacher, 
charakterloser Sohn trug ein halbes Jahrhundert lang, den' deutsehen 
Königstitel ohne Macht und Ansehen. Die Regierungszeit 
Heinrioh's IV. scheint am meisten beigetragen zu ha- 
ben , den Rechtsgrundsatz der Erblichkeit der-Reichs- 
tpheh vollepds zu befestigen, 

Die Herzogtümer, welche Heinrich III. gröfstentbeils unbe- 
setzt gelassen hatte a ) , wurden sämmtMch wieder hergestellt. 
Die ßrofaen des Reichs verbanden sieh mit dem Papste gegen den 
Kaiser) und es ist kein. Wunder, dafs sie auf diese Weise sich 
zu einer immer- unabhängigeren Stellung erhobetr 3 ). Die Regie- 
rungszeit Heinrich'» IV. .hatte für die Schwächung der Reichsgewalt 
dieselbe Bedeutung wie in späterer Zeit .das gpofse Interregnum 



1) Wippo S. 462 sagt von dem Zustande nach dem Tode Heinrich's II.,: „Res- 
publiea amissa patre , tanquam desolata , in brevi oscillare coepit ; qailibet po- 
tentissimas secularium principnm vi magis quam ingenio nitebatur aut fieri pri- 
mns abt quacunque. pactione aprimo secundtis : ex qua. re discordia pene totam 
regnum invasjt." 

2) Gleichzeitige Chronisten sage« von- Heinrich'* III. Yerwaltongsart dex 
Hexsso^thümerc >,fisco regio pecuHariter parebat Alemania." Ekkeharjl. de Gas. 
Bfoaasterii &. Galli. 

- 3) Es war als "wenn die Grofsen geradezu auf den Tod des energischen 
Kaisers gewartet hätten, um unter seinen» schwachen Sohne alles -an sich zu 
reffsen. Lambert. Scfca/fn, ad . aanum 4057 ; „princjpes Saxonwe crebris con- 
venticuüs agitabant de injuriis, quibu» sub imperatore atfecii f ueitbrt, arbitraban- 
twrque puicbre sibi de h» satisfacCum fore, si filio ejus, dum adhuc äetaa op- 
pertuna injuriae esset, regnum eriperent." 
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und der dreifsigjährige Krieg. Die. Fürsten errangen unter Hein« 
rieb W» eine Stellung, welche den alten Amischarakter der Reich*- 
äiiiter kaum noch bindurchblicken Keife. 

« 

Viele sehr entschiedene Quellenzeugnisse sprechen in dieser Zeit 
von »nein Erbrechte der Fürsten. Ja, dieser König hat ein solches 
mehrfach selbst anerkannt. Besonders wichtig sind in dieser Beziev 
bong mehrere Steifen des Lambert von Aschaffeaburg. Im J. 1071 
befand sieb der König zu Köln , als die Wittwe des Grafen Balduin 
von Flandern erschien , um gegen ihren Schwager Ruotbert .zu kla- 
gen, \Aßh er die Grafschaft seinem Neffen, dem sie von Rechtswegen 
gebühre, nicht einräume, vielmehr sie kraft Erbrechts selbst in An- 
spruch nehme („eauHjiie sibitaaiquam ex jure, debitae succes- 
sionis totam matieipavit"). Der König erklärte sieb für den Neffen 
und ordnete die gewaltsame Exmission des Ruolbert an („ut si in- 
juste jnvssis sedibus nitro exoedere nollet 1 ), vi et armis expelle* 
rent"), welche freiKch nioht durchgeführt wurde. 

Dadurch, daf$ de.r Kaiser überhaupt in einem SuccessiousstreRe 
eines Grafen ein Urthejl spraoh , liud aus Rechtsgründen den Soba 
des verstorbenen äjtern Bruders dem Oheime vorzog , erkannte er 
unzweifelhaft ein bestehendes Erbrecht an. 

Nooh deutlicher fand eine solche Anerkennung des Erbanspruchs 
durch, deu Kaiser statt , als er Magnus ,• den Sohn Herzog Otto's. 
von Sachsen , gefangen hielt und ihn unter keiner andern Bedingung 
frei lassen wollte, als wenn er den ererbten Ansprüchen auf 
das Herzogthum entsagte. (,,Nisi ducatn.et aliis, qnae sibi ex de- 
funetis parentibus haereditario jure competebant, in perpetuum se 
abdicaret; <juod ille nulla ratione se facturum protesfcabatur 2 ).") 
Wäre der Kaiser nach der Rechtsanschauung der Zeitgenossen nicht 
verbunden gewesen,, das Erbrecht des Magnus anzuerkennen, so 

> 

hätte er nach älterem Rechte das Herrtagthnm ohne weitere^ einem 
andern verleihen können. 

Lambert sagt an anderer Stelle ausdrücklich, Magnus sei zwar 

» • * 

noch nicht Herzog, aber legitimer Erbe des Herzogtums gewe- 

■ f 

1) Lambert* Annale» ad a. 1071. < 

2) Lamberti Annales ad a. 1073. 
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Den 1 ). Es wurde daher als etw$s widerrechtliches apge* 
«eben, dafs der Kaiser ihm -die Besitzungen des Vaters nicht wieder 
verleihen wollte. . 

. Mit entschiedener Mifsbilligung spricht derselbe ^Schriftsteller 
sieh über einen andern Fall aus ,- welcher sich* unter Heinrieb IV. 
ereignete. Der Marfcgraf Dedi von der Lausitz war im J. 1076 ge- 
storben und hatte eineWittwe mit einem Sohne hinterlassen,' welcher 
dem Kaiser als Geifsel für die. Treue seines Vaters gegeben worden 
war. Obgleich, der Vater sich seitdem keiner Untreue schuldig ge- 
nMteht hatte , verlieh dennoch Heinrieh IV. die Markgrafschaft einem 
Fremden*). 

Unter Heinrich IV. erhielten mehrere Reichsfürsten bei derBe- 
lennung mit ihren Herzogthümern die ausdrückliche Zusicherung, 
dafs sie ihre Würden erblich besitzen sollten ; so Berthold von 
Zähringen bei der Belejmung mit Kärnlhen , so Rudolf bei der Be- 
lehnung mit- Schwaben *). 

Am Ende des 11. Jahrhunderts sagte Heinrich Graf von Löwen 
und Brabant in einer Urkunde - vom Jahre 1086 : „Quoniam vero 
locus ipse ad comkatum .nostrum jure hereditario videbalnr 
pertinere 4 )." 

m 

Ein Hauptpunkt des Streites zwischeu dem sächsischen Adel 
und dem Könige bestand darin , dafs ersterer für eigenlhümliche Al- 



1) Lotnoertf Ann. ad a. 1073 : „Dax Saxoniae needum aliqiris conrätatoB 
fuerat , quia , sicot snpra memorjatum est , dax Otto paalo ante rebus human» 
excesserat, et filius ejus Magnus, cui ducatus legitima. soccessiöne 
debebatar, adhuc in - castello Hartesburg deditus servabatur." In gleicher 
•Weise sagt Bruno, de belk> Saxonico ad-a. 1070 $.21: „fllud autem casteDam 
Magni dacis parentam semper fuerat et ad ipsum tunc hereditario jure 
pervenerat." 

2)' Ad a. 107&4 '„Cumqne snb idem -lere tempus Dedi mardno decessisset, 
marcham ejus Boemico duci in praemium exaetae militiae dedit, tarnet?! nxor 
marchionis Adala filium suum, cai hereditaria soccessiöne marcha 
debebatar, ei paalo ante pro se obsidem misisset et ipse marchiö — . — — 
semper erga regem et rem pablicam fidem senrasset." 

3) Statin I. S. 494. 

4)' Miraü opera diptom. I. p. 73. - ' 
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lodien erklärte, was der König ab geliehene« Reichsgot an* 
sah und als solches nach Belieben verschenken wollte l ). . 

Die$e Streitigkeiten scheinen ihren Abschlags erst unter Hein- 
rich V. erhallen za haben, indem dieser im J. 1121 mit den Ständen 
einen Frieden zn Würzbarg schlofs , kraft dessen dem königlichen 
Fiscos zurückgegeben werden sollte , was demselben widerrechtlich 
entzogen war. In diesem Frieden wurde sogleich ausgemacht, dafs 
die Stände bei ihren Erbgütern erhalten werden sollten. Ob-* 
gleich sieh dieses nnr auf die Allodialbesilznngen bezog , so nahmen 
doch die Stände , deren Familien eine Würde lange besessen hatten, 
bei dem kumer gröfseren Verfalle der königlichen Gewall , wahr- 
scheinlich die Gelegenheit wahr , darin die gesetzliche Anerken- 
nung der Erblichkeit der Reichswürden zu finden , besonders da man 
letztere mehr und mehr als Pertinenz des Grand und Bodens za 
behandeln sich gewöhnte *) (§. 23). 

Mit ziemlicher Sicherheit läfst sieb* das Ende des 11. nnd der 
Anfang des 12. Jahrhunderts als die Zeit betrachten, wo die Erblich- 
keit der Fürstenämter als Rechtsgrundsatz vollkommen aner- 
kannt war nnd, wo man es ebenso gut als eine Pflicht des Kaisers 
ansah , dem Sohne das Reichslehen des Vaters wieder zu verleihen, 
wie diefs bei den kleinen Lehen* des Ritterstandes der Fall war. 
Unter den bqhenstaafischen Kaisern finden sich schon Lehnbriefe, 



1) Bruno, de bell, sason. : „Hermannos Cornea narravit — ~ qnod orbem svam 
Lamburg her edi täte relictam caßiderez oecuparit, et« eam retinere po- 
tjns&et, totam illanj,-pegioneiir, quam sibi patentes jure dhniserant, non regia po- 
testate," aed injnsta poftsidere volait, Pridericas de Monte et Wilhehnu* Rex tfgno?- 
mine, qaomm priori Hbertatem, alten rex eripere voluit hereditatem. <( An anderer 
Stelle {. 26 sagt Bruno: „Oddo dnx querimoniam fecit, qoia dneatnm Bawariae, 
quem diu juste -possederat , rex sibi in ncdlo crimine conricto , # frande quadara 
exeoghata injuste rapuerk." 

2) Contüdi ÜnpergeneU äbbatis cfaronicbn S. 265 (in einer Ausgabe von 

1540) : „ffade qma *mnha , qoae tnrie- ibi tnagnanimiter 4i«po*tta sunt 9 enarrare 

longissimnm est , tantam ea , qoae etiam canssa maxinta ejus conrentos nierat, 

hoc annotare sofificiat, atqne pacem firtnissimam et ab onraibos universalem sub 

vitae pericolo instkutani regalia vel nscalia regna — — hereditates he- 

» • 

redibos omniqne pjersonae vel conditioni propriam adjudi- 

catam emse justitiam." Günderode - Kellner a. a. O. S. 367. 
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welche ausdrücklich rriit auf die Erben gerichtet sirfd, wife das 
berühmte Privilegium. FHedricV^ I. UM för esterreich 1 ). 

Dagegen läfst sich nicht in Abrede stellen, dafs die Erblichkeit 
noch mannigfach beschränkt ist. Die Beschränkung zeigt sieh 
besonders in vierfacher Weise : 

- 1) Das Erbrecht ist zwar von dem Reichslehnhofe als Hechts« 
grundsatz anerkannt, dennochbedarf.es immerJeiner kaiserlichen 
Verleihung. Sogar wenn das Territorium, allodialer Besitz 
der Familie ist, mufs der Bann vom Kaiser, als dem Ausflösse aller 
Gerechtigkeit, geliehen werden. 

2) Das Erbrecht ist noch nicht so stark , dafs es nicht durch 
rechtswidrige Händlungen verwirkt werden könnte. -Durch Fe- 
lonie kann der Reichsvasall seines Lehens verlustig gehen. Der Kö- 
nig ist in allen FäHen, wo es sich um Leih, Ehre und. Lehen der 
Fürsten handelt, Richter in eigener Person *); Reicbsfärsten sind 
-seine Schöffen (curia oder Judicium prinripnm). Während nach spä- 
terem Reichsrechte die Acht nur. den. Geächteten traf nad ,,den un- 
schuldigen Agnaten an ihrem jure succedendi m feudum nicht präjn- 
dicirte", so konnte damals noch durch wirkliche Felonie das Erbrecht 
für die ganze Descendenz des Geächteten verloren gehen und das 
Leben dem Kaiser heimfallen 3 ); So verlor Heinrich der Löwe nach 
dem Urtheile der Fürsten zu Goslar 1179, au Wörzhiirg und Geln- 
hausen 1180 alle Reichslehen für sich und seine Descendenz. 

3) Das Erbrecht erstreckt sieh nur auf die Descendenz des 
letzten Inhabers, Seitenverwandte haben auf Rfcichslehen keine 
Erbansprüche. Der Grundsatz des Iongobärdischen Lehnrechts, kraft 
dessen .alle Abkömmlinge Aes ersten Erwerbers succediren kön- 
nen, ist in Deutschland noch nicht „recipirt (§. 30). 



1) Derselbe Kaiser erkennt in .einer Urkunde Von 1163 bei-ScMpfJm» 
tfa diplom. P. I. p. 238 beiläufig die Erblichkeit der Grafschaften ad ,' indem er 
sagt : „In comitatn praedicti quondam Everhafdi, nunc antem heredis sut 
Hogonis.", 

2} Sachstngpiegel III 56. §. 1. 

3) Das Nähere über Heimfall* des Lehens wegen Vergehen* des Lehensnun- 
nes siehe in Homeyr'* meisterhaftem System des D, LehnrechU. Sacjue ni piegel II. 
S. 505 — 512. 
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4) Aber selbst «las Erbrecht .der Detfcenifenten unterliegt we- 
seolücbea Beschränkungen; Obgleich das- Recht 4er Söhne auf Suc- 
cession vom Reicbdehnhof anerkannt ist, so ist doch die frühere 
staatsrechtliche AmlsqoaHtät der Reichswürden noch nicht dermafsen 
in Vergessenheit gerathen , - dafs die privätrechtKche Saccessionsart 
gestattet wäre. 'Noch lange ist die Untbetlbarkeit" der gröTseren 
Fwstenämter anerkannt, und von mehreren Söhnen eines Fürsten, 
welcher nnr Ein ReichsanU hat, kann doch nur Einer sein Nach- 
Hger werden *) (§, 25). ... 

Untheilharkeit der erblich gewordenen Reichsämter. 

Mit der Erblichkeit der Furstenämier war die Thoilharkett 
derselben noch nicht gegeben, im Gegentheile war im Anfange die- 
ser Periode der 'anerkannten Erblichkeit die Amtsidee noch so wirk* 
sam, dafs vdn einer privatrechtlichen Snccession nicht die Rede seiri 
konnte *)1 „Man erinnerte sich noch zu gut der Zeiten," sagt Häber- 
Im, ,,wo die «toch nicht erbliche Bedienung nebst den dazu gehöri- 
gen Gütern einzig und allein dem znTheil geworden, der sich durch 
seine Erfahrung , Geschicklichkeit* und Tapferkeit am tüchtigsten ge- 
zeigt hatte , dem Könige in diesen ehrenvollen Posten zu dienfen. 
Obgleich sich die Umstände beträchtlich geändert hatten, so fuhr 



1) Zöpp, II. §. 52, Anm. 18 bemerkt : „Aus diesem Verbote der TWeHnng er* 
giebt sich, dafs die Spiegel ein Erbrecht an ein Furstenamt irgend einer Art 
nicht anerkennen;." Es Hegt hier eine Verwechselung von Erblichkeit und 
TheilJ>arkeit vor. Zur Zeit der Sptegel war die Erblichkeit längst aner- 
kannt, aber nicht die Theilbarkeit. ITntheilbarteit und Erblichkeit 
sisd Begriffe , welche sich sehr wohl mit" einander vertragen, wie z. B. dfe- erb- 
Heben Fibstentkttmer der .Gegenwart beweisen. 

2) OelenscUäger , Neue Erlaut, der G*Jj. 6. J57: „Alle Herzogthümcr. wären 
übrigens nach dem alten Staatsrechte , sowie alle anderen Reichslehen , welchen 
die Reichsamtschaften anklebten , untheilbar und uneer trennl ich un$ 
konnten von mehr als Einem Fürsten nie versehen werden. Daher mochte man 
auch bei dejr Nachfolge der Herzöge nur .Einem ihrer Söhne solchen Vörang zu- 
gestehend - '••.<■ 
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man doch fort, die* erblich gewordenen- Bedienungen ungetberlt 
zu erhalten *)." • .... 

Nehmen, wir das .Ende des. M. und den. Anfang des 12. Jahrhan- 
derts als den Zeilpunkt an, wo die Erblichkeit der Reichsämter voll- 
ständig anerkannt wird , so dürfen wir wenigstens bei dert eigent- 
lichen Fürstenämtern die Gewohnheit ,- zu theiled , nicht vor der 
Mitte dfes 13. Jahrhunderts als herrschend betrachten. Fast zwei 
Jahrhunderte nach erlangter Erblichkeit hielt man noch an der Indi«- 
vidualsuccessioir und dem Grundsätze fest, dafs nur Einer von meh- 
reren Söhnjen in das Reichsland succediren könne. ' Diefs ist bei den 
Fürstenämtern bis gfegen die Mitte des 13. Jahrhunderts als Regel zu 
betrachten, wo dann freilich auf einmal eine tiefgehende Veränderung 
in der Recblsansicht der Zeii vor sich gegangen zu sein scheint. 

Der Grundsatz der Untheilbarkeit; welcher sich bis an das 
Ende des 13. Jahrhunderts als der voTherrs-ohendtf behauptete, 
wird ausdrücklich durch eine Constitution Friedfich's L sanotionirt, 
durch die Autorität der Rechtsbücher, durch richterliche Uftbeile ans 
dieser Zeit und Aussprüche der Zeitgenossen bestätigt, durch zaWV 
reiche geschichtliche Beispiele thatsäcblich bewiesen, 

„ I. Die Constitution Fxied rieh's f. von 1158* 

Nach der Demüthigung Mailands berief Friedrich I. einen gro- 
fsen Reichstag nach den roncalischen Feldern, damjt durch eine 
umfassende Gesetzgebung Ruhe und Frieden dauernd hergestellt 
würde*).- Die wichtigste Institution der damaligen Zeit war das 
Lehenwesen, auf welchem das Verhältnifs derReicbsfürsten zum 
Kaiser und das der Vasallen zu den Reichsfürsten beruhte. 

Konrad II. hatte 1037 durch sein berühmtes Edict die Erblich- 
keit der kleinern Lehen sanetionirt. Die Erblichkeit derFürstenämtnr 
und (Grafschaften war durch kein Reichsgesetz eingeführt, sondern 
war das Resultat allmätiger Gewöhnung. 



1)- Häberlin, Repertoriura des deutschen .Staats - u. Lehnrechts.. W. IV. S. 268. 

Z} Rautner\ Gesch. der Hohenstaiifen-II. S. 99; Gute Bemerkungen änden 
sich auch bei Pfeiffer S. 47 — 51 , mit dessen -Ansichten über diese -Constitution 
ich im wesentlfohen übereinstimme. 
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Zwei Bleuen dter Leimrecfttssafiimrang geben clfae treffliche 
Schilderung vou'dem Hergange der Sache: 

I. F. 15. §. 5. in'Jin. t -,,hi feudo comitatns vel marchiae v6l 
alianim dignitatum non est "«accessio secundum rationabiiem usum, . 
sed hedie hoc nsurpatum est." - 

I. F. 14' pr. : „De marchia vel ducalu vel comitatn vel jiliqtta 

« 

regali dignitate , si quis investitus fuerit per beneficium ab jmpera- 
tore , . ille tantum habere debet ; hercs enim non-suecedit ulto~im>do r 
nisi ab imperatore per- iövestituram adquisterit." 

Der Sinn dieser zwei Stellen ist leicht zu verstehen. Sie spre- 
chen von den grofsen* Reichslehen im Gegensätze zu den kleinen 
Privatleben. Die Erblichkeit der letztern steht nach' der Constitu- 
tion KwiFadVIL aufser Zweifel. Die groben 'Reichsfehen sollten 
nach der Ansicht der Lebnrechtsbücher eigentlich wegen ihrer 
Amtsqualität ,,n ach allgemein vernünftigen Grundsätzen** 
nicht erblich sein; dennoch ist die Erbfolge, auch in diesen Lehen 
thatsachlicb usurpi/t. Diesen -durch jahrhundertlaqge Usurpa- 
tion legitim, gewordenen Zustand wollten und konnten die Kai- 
ser nicht mehr andern * sie wiesen daher den Anspruch apf Succes- 
sion auch bei diesen Lehen nicht mehr zurück > sondern verlangten 
nur , dafs der anmafsliche Erbe die Belehhung bei ihnen nachsuche. 
Diese Stellen der Ubri feudorum smd besonder? geeignet-, den Recbts- 
zustand der grofsen Reichslehen zu der Zeitr darzustellen, wo Fried- 
rich I.- seine Leheifcgesetze auf den roncali^chen Feldern erliefs ! ). 
Die Erblichkeit der grofsen Leben ist eine feststehende Thatsacbe 
und die Constitution Friedrich's I. beabsichtigt nicht, diesen Zustand 
abzuändern.' Ihre Tendenz ist vielmehr -nur gegen den Mifsbraueh 
bei der Vererbung gerichtet, welcher besonders mit der Theibing der 
Lehen «retrieben wurde. Der Kaiser macht, einen Unterschied zwi- - 
sehen den Privatleh en und den Reichslehen. Bei den ferste^ 
ren gestattet er die Theilung , wenn sie mit Einverständnils aller 
Betheiligten geschieht: ,, aliud feudum (ein Privatlehen) si'consorles 
voluerint, dividatm% ita ut omnes qui partem feudi habent, jatn di- 



t) Pfeiffer a. a. O. S. 49. 
Schulze Entgeb.Rt. 
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visi vel dividendi fidelitatert domintf feeiaitt*)*" bei deftRajehalehen 
dagegen verbietet er die Theilang : „Praetere* dnäatus, inar- 
chia-, ^oittitatiia de o,etero no» dividatiir*).' 4 
• Der legislatorische Gesichtspunkt , Welcher den Kaiser bei die- 
ser Verordnung leitete, -ist ein höherer staatsrechtlicher, . Er 
verbietet die Tbeiluog der Reichsieheu , weil sie mit dem WoMe 
der 'Gesawimtheit unverträglich ist. Er. bezeichnet seil}« Aufgabe 
kn Eingange der Constitution iolgendermafsen : 

. „Imperialem decet solertiam »ita reipublicae etiraw »garere et 
subjeotpruin «ommoda investigarc, ut r«gni ulilitas jncorrupta 
permanent et singulonun Status jugiter servetur illaesus. Qiia- 
proptef cum 1 , ex praedeceasorum more, universalis euriae Roncaliae 
pro tribqnaü sederewu* .....«' . . - 

Das Gesetz selbst pennt sich eine „Je*, ediotalis, in perpe- 
tuum valitara.*' . ~ . \ 

«Nur- völlige Unkennlnifs des damaligen Jlcchtszustowtes kann 
den. Zusatz „de cetera" so auslegen, als ob bisher die Theüung er- 
laubt* gewesen /wäre und Friedrich einen neuen Recbtsgrundsalz 
habe -einfuhren -wollen *). Dieser Zusatz bezieht sich vielmehr nur 
auf eihep damals, bestehenden t>h a U cte b 1 i c h e n Miftbraucli, dessen 
UnStatthaftigkeit der Kaiser von neuem einschärfen M'AU Die Worte 
des Radevieits 4 ): „quod paene omnea- benefioiorum justitiam in in* 



• t ■» 



1) fj. F. 55* $.5. Der beste A^drucjt dieser befühnUen Conatftutiop fin- 
det 'sich bei Ptrt% legum t. II, p. 113. 

2) Der Dichter Günther (in Ligurino lib. 8. circa finera apad Reuberum 411.) 
erwähnt ebenfalls diese Verordnung Friedriche I. und zwar mit folgenden Worten : 

„Marchia, seo comitis possessio, sive ducatus 
. fn-t.egra pepmaneaat; feudalia cetera multis 
ItartSrfpanda patent, Domino dum-quwque.fidele . 
> öponfeat pbseqaium etc/* 
. 3) Schilter,, commentar. ad jus feudale alemaqn. cap.42. $.7.' in ejus X. J. F. 
p. 242: „Iodiyidua sunt feuda principuin et comitatus non dem am per con- 
atitutionem ^rjderici I., quippe qua jus hostrum maxima süi parte an ti qui us 
videtur, sed et natura fendornm primae va, quae null am in hia fen- 
dis successionem admieit." 

4) Xu appendiea ad OttaMjn Frisingeyisem Lib. II. e. 7. 



§. 25* üdtheilbarkeit 4er ertlich gewordenen {leichpSiiiteK 99 

Justitien eenvertereut". bezeichnen diese Absicht des Kaisers, jdüm 
blofsen Mifsbraucbe tu steufejli* deutlich genagt 

Bedenklich k^tnn bei diesem Gesetze nur die* Galligkeit für 
Deutschland sein und wirklich wird diese Von einigen Schrift- 
stellern geradezu in Abrede gestellt, besonder* wo Uäberlm und 
Ludewig}}. 

Die Art .und Weise dieser Gesetzgebung hat freilich manches 
befremdende; der Kaiser, umgeben von seinem Heere, giebt auf 
den roncaUsoheii Feldern Gesetze von durchgreifender Bedeutung, 
Man glaubt hier keine» deutschen König, welcher nur mit den Pri- 
maten seines Reichs die gesetzgebende Gewalt üben kann, vor sich 
zu haben, .sondern Friedrieb I. nipmt in seinem ganzen Auftreten 
die Miene eines. aliröprischen Imperators an, welcher aus eigp$r 
Machtvollkommenheit und aus der Tiefe Seiner Allweisheit den Völ- 
kern Besetze giebt.- Des .Kaisers merkwürdiger Eröffnungsrede, die 
Antwort des Erzbischpfs .von.Dfa^land: „Scias itaqu'e omne jus po- 
puli in condendis legibus tibi concessum, Tüa JVjotuntas jus 
est*)," .die Umgebung des Kaisers "mit römischen Juristen, — alles 
deutet darauf hin, dafs der Kaiser sfeh hier, als den directen 
Nachfolger der alten Cäsaren 'betrachtet' wissen will. - Allein wif 
dürfen hier die Form. nicht mit dem rechtlichen jGMhake verwech- 
sele. Selbst in denjenigen. Constitutionen deutscher Kaiser , bei 

1) Repertorium diea deutffoheji Staats- jmd Lehnrechte Tl. W. *S. 26&- und 

Ludewig, Erläuterung, der güldenen Bulle Th. I. Tit. 7. Ersterer .fpricht sich 

fojgendermafsen aas : , „Diejenigen , die den einzigen 4 Grund der fortdauernden 

Untheilbarfceit der Beneficien selbst nach der Zeit , da sie erblich und folglich 

Lehen geworden waren, in dem Lehensbette H. feud. 55. suchen, wo Friedrich I. 

befiehlt, dafs alle fenda regalia untheilbar sein sollen, (quod fenda regalia et 

dignitatis omnia sint individua), seheinen ans zu weit in ihrer Behauptung zu 

gehen, indem, das löngöhardische .Lehnrecht so den Seiten noch wenig mit 

Deutschland zu thon hatte % und. sieh noch einzig und allein auf ItaliimJbaschräakte. 

• ■ • ^^ • • j- 

Wir traten daher' mit Vergnügen dem Kanzler v. Ludewig bei, der in seinen 

Anmerkungen zur goldenen Bulle versichert", die feuda duefctus,. marchionatus, 
comitatos gingen nur diejenigen an , welche unter solchem Namen in des Kai- 
sers" und des Reichs Diensten standen-, die deutschen.' Landesherren« habe man 
auf sblche^Weise nicht beurtheilen dürfen. ** - • 

2) Radevicus. de .gestis ^Friderici I, Lih. JI. 4. 

7* 
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denen -der überwiegendste Hiriflnfs de* Groben geschichtlich fest- 
steht , wird in dieser Zeit immer 4fo Sprache des Absolutismus ge- 
redet. . • • ' 

l Eine Berethung mit den Reichsständen hat -auch bei Erfassung 
diese/ Constitution- stattgefunden, penn es heißt ausdrücklich : „ha- 
bito igitur consilitf episcoporum , dueum, marchionum, comituro, si- 
mul etiam palatinoiHiro." Es läfst sich nicht annehmen, -dafs diese 
Magnaten Mols Italiener* waren , da der Kaiser in seiner Umgebung 
zahlreiche deutsche Fürsten hatte und das ganze deutsche Heer 
mit seine» Führern 1 ) auf den roncalischen Feldern lagerte. Her- 
mtmn:Conring'*) bezeugt anstfrücfclroh die. Gegenwart deutscher 
Fürsten bei diesem Reichstage: ,;Pfures constitutione^ promulgavit 
Fridericus I. in roncalüs Italiae campis, prae^entib-usetiam 
tJermaniae primoribus^ qui in comitatu erant." - 

Wurde diese Constitution in eine spätere Zeit fallen, Wo sieh 
im deutsehen Staatsrechte eine- bestimmte Form, für die Theilnahme 
der Retctesläfcde an der gesetzgebenden Gewalt ausgeprägt hatte, 
so müfste man freilich dieser Constitution ihre Gültigkeit für Deutsch- 
land absprechen. Aber in dieser Zeit war es weder durch Gesetz, 
noch durch Herkommen genau Bestimmt, bei welchen Angelegen- 
heilen des Reichs Rejchsstände mitzuwirken hatten , noch gab es 
•ulfer die Berechtigung zur Reichsstandsohaft allgemein anerkannte 
Grundsätze. * Da eine bestimmte Entstehungsform, der besetze da- 
mals im deutschen Staatsrechte noch gar nicht feststand; so kann die 
Ungültigkeit dieses Gesetzes für Deutschland aus dem Mangel einer 
solchen' Form, nicht dargethan werden. 

Auch der. andere Einwand gegen die Gültigkeit der Constitution, 
dessen sich besonders Laidewig bedient; ist unerheblich, fer meint 
nämlich, dafs die in den folgenden Jahrhunderten zahlreich ^orkom- 
mendeit Beispiele von Theilungen nicht hätten stattfinden könqen, 
wenn 'sich dieses Gesetz wirklich auf Deutschland bezogen hätte. 
Er verkennt mit dieser Beweisführung durchaus den Zustand mittel- 
alterlicher Legislation. Wollte man die Gültigkeit eines Gesetzes 

' 1) Raumer \h S. 99. ' • . 

* '. «^ 

2) de origine juris Germanici cajfc 25, .--.*. . „ 
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durch Contra v^ntiöns Fälle widerlegen, so würde in dieser Zeil 
kein Gesetz für gültig- erklärt werde» können/ -Die'Reichsgewah 
ist in. fortwährendem Kampfe nut den -Anmaßungen der Groben und 
hat häufig nicht* die Macht, Recht -und -Gesetz aufrecht tu erhalten; 
Die Galligkeit der Constitution- für Deutschland wird aufeer^em 
durch die klaren Worte des Gesetzes selbst ausgesprochen ; Der vor« 
hergehende Paragraph des Titels fl. F. 65. begingt mit denWor- 
ten: „Pirmiter etiam statuimus tarn in Italic quam in Aleman- 
oia 1 )," und knüpft an eine Verordnung über die Reitfhsdiengtpflicht 
die erwähnte Bestimnftirig („praeter^ a ducatas, marebia, cdmi~ 
talus deceterö non divjdätur") unmittelbar an, so dafs sieh die Be- 
zagoahme denselben auf Deutschland durchaus nicht in Abrede stelUjp 
läfst. Auch andere Stellen der roncalischen Constitution deuten dar- 
auf hin,' dafs eine allgemein gültige Gesetzgebung fur/dä& «ganze. 
Reich -beabsichtigt wurde: „Fridericus dei gratia, Romaoorum impe- 
rator semper.augustus-, universis suo im^erio subjectishac 
edictaü lege iu perpetuam valitura jirbemus, ut omnes nost&o 

■ 

imperio subjecti etc." Mag der Kaiser auf Veranlassung der 
italiebiscben Grofsen •) und zun ach s t wenigstens mit Rücksicht auf 
die zerrütteten italienischen Verhältnisse seine Constitution verkün- 
digt haben, so hat er doch das grofse Ganze seines Reichs dabäi 
oicht aufser Augen gelassen 3 )'. * 

Weniger Gewicht , als Pfeiffer 4 ), lege ich ilarauf, dafs eine 



. s 

1) 4n Urkunden, welche auf deutschem Boden entstunden sind, .findet man. 

in diese/ Zeit höchst selten die Bezeichnung Alemannia für Deutschland (außer 
etwa in rheinischen), jedoch in italienischen und -französischen Urkunden ist sie 
sogac die ge w o'h n H c-h e. 

2) „Ä ' prinoipibus italicis , tarn rectoribu* ecclesiae , quam aliis fidelibüs 
regai aecepimns non modica* querelas.* 4 * * ». * 

3) Italien wird nar als- regnum' bezeichnet j Imperium umfafst Deutschland 
und alle Nebenländer. 

4). Pfeiffer a. a. O. 3. 56: „Von ganz besonderer Erheblichkeit 
sind aber mehrere Jieispiele, wo in Primogeniturordmingen" deutscher Fürsten 
ao* dem 16. und 17. Jahrhundert auf jene' kaiserliche Constitution* Bezug ge- 
nommen wird." Ich begnüge » mich , aus der grofsen Anzahl von Beispielen, 
welche sich anfuhren Heften, einige' besonders prägnante lienrorzuheben. So 



102 ~ -•- * Zweite Periode. v 

• • • - - 

grofce "Anzahl .von spätem deutschen* PrimogenUtirordnungert anf 

diese kaiserliche 'Constitution specieit Bezog genommen hat. Alle 
diese Zeugnisse" feilen in das 1-6. 'und 17. Jahrhundert, also iu eine 
Zeit , - wo die historische ftedntnifs der mittelalterlichen Staatszn- 
ständesehr mangelhaft und demnach ein competentes. Urtbeil über 
die Gültigkeit dieser Constitution für Deutschland nicht möglieb war. 
Ein höchst gewichtiges Zeugbifs' dagegen för die Absicht dieses Kai* 
sörs; die üntßeilbafkeit der Reichslehen auch in Deutschland zu be- 
festigen , ist. das berühmte Privilegium für Oesterreich .von 1 1-56, 
welches för dieses Reichsland sperciell verordnete, was die erwähnte 
Constitution zwei Jahre spater allgemein ^anctiony*le (ne dneatns 
Anstriae ulfo umquam tempore divftionis alieujus reciniat «ecüönepi)* 
Bfemerkenswerth ist es auch , dafs Levold Nartkaoius bei seiner 
Anempfehlung der Unteilbarkeit auf diese Constitution Rücksicht 
nimmt (siebe N;TV. 4.). 

4 
r • • 

II. Dätr S.achseu- und Schwabenspieg^el. 

.Wiebtiger noch,,- ab diese Constitution Friedliches I. , welche 
wenigstens ihre nächste- Beziehung auf Italien nimmt, ist das 
Zeiignifa der Rechtsbncher, in denen das damalige Re'chtsbewufstsein 

des deutschen Volks mit lebendigen Farben sich spiegelt. Aas den 

» 

klaren Worten der Rechtsbücber gebt -hervor, dafe man nooh im 

heifrt es in dem Erbvertrage der Herzoge zu Braunsehweig und- Lüneburg rom 

15. Apr. 1611: ,*,Dafs die Theihrag der Fürstenthümer , Mark- and Grafschai- 

teil voji weiland Kaiser Friderira dem ersten des Namens, hochlöblicher Ge- 

difchtnib, aas vielen vernünftigen' Ursachen verboten sek" Ferner bezieht sich 

der Kaiser Rudolf lk • in seiner Gonfirmationsclausel zn der .Primogeniturver- 

fiignng des Herzogs Johann Adolf zu Schleswig- Holstein- vom 'iSt-Febr. . 1608 

auf: „unserer hochgeehrten Vorfähren am Reiche römischer Kaiser und &onige 

promnlgirte Constitution und Satzung de prohibitis feudorum ahetiationibus et 

drasiombüs , #elehe zu .den bei vielen- fürstlichen und' gräflichen Häusern im 

h.' Reiche eine- Zeit hero eingeführten Primogeniturordnnngen oder ErftgeBorta- 

. gerechtigkeiten -gleichsam Anlafs gegeben/ 4 • Im J. 1636 erklärten« die würtem- 

herg'schen Gesandten' an die kaiserlichen Käthe, dafs sie eine Theiloog des 

Herzogthums nicht zugeben kennten > well dieses „wider die Bejchsgesetse , ' in- 

Sonderheit die Verhöte der beiden Kaiser Friedrich, die Ffrstenthämer zu 

titeilen , anstofsen< würde." T * * 
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i$. Jahrhundert in Deutschland dicUnlhellbarktiit der gröfeem 
Reichsteheil - ah feststehenden Rechtsgrundsatz betrachtete'». . 

Am- finde der hobenstaufen'schen Regierung war zwar das lehn- 
bare Eigenthum gefeiqser Familien an Farsieathünem und Graf- 
schaften Verständig ausgebildet, wie die berühmte Constitution Fried- 
rieh's II. von 1*32 deutlich beweist; aber die Idee des Fürsten* 
amtes war noch nicht 80 völlig untergegangen, dafs-man auf grö- 
fsere fteiphslehen. die privatrechlliche Successiori anzuwenden und 
dieselben , wie das Allodialvermögen oder wie die kleineren Lehen, 
zu i heilen gewagt hätte. • Trotz der anerkannten Erblichkeit wurde 
bei den Fürstentbümern, im Interesse des allgemeinen Wohls und 
nach höheren staatsrechtlichen Grundsätzen, nur Individualsucces*» 
sion zugelassen. . - 

Die wichtigste Stelle für uns findet sich im schwäbischen Lanl- 
rechte f ) s , , wen jnag dehein försteuampt m 4 1 s e b t e zwein jnanfien 

4 

niut geliben. .geschiht aber ez. ir de weitere mag mit rehte njüt 
davon ein forste geheizzen. also* mag man» marograveschaft. nobh 
phallentzgray eschaft. noch graveschaft s Swerdiuteijent. sohaut 
si ir namen verloren." 

» 

Diese vielfach mifsverstandene Stelle kann erst jetftfr, wo in 
der WackemageVsthm und Lafsberg'athen Ausgabe ein kritisch 
gereinigter Text vorliegt, richtig beurlbeilt werden* Zum Ver? 
staadarfs .derselben müssen wir zunächst uns den- Recbtszustand der 
damaligen Zeit lebendig* vergegenwärtigen. *■ . * * 

Die beiden mächtigsten Factoren- (welche im Innern des deaU 
sehen Reichs mit einander' kämpften) waren einerseits der Haider, 
andererseits die Reichsstände. Während gerade in. der* bobenstau- 
fen-scheo Zeit theoretisch dem Kaiser die höchste Machtvollkonv 
menbeit der alten - Cäsaren zugeschrieben wurde, gewannen .die 
Reichsstänie ioanper mehr an practischer Bedeutung, ßeson- 
ders unter den faobenstaufen'schen Kaisern, welche da* beste deutsche 
Blut auf italienischen Feldern verspritzten, machten die Fürsten sieh 
immer mehr zu Eigenthümern ihrer Territorien und suchten die letz-. 
ten Spuren des alten Amtsverhältnisses" völlig zu verwischen. Letz- 

^ * • 

1) Ausgabe rott Lafsberp S. 60. 
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ieees war ihnen noch nicht vollständig gelungen«, so lange Rechts- 
£rund$at£e feststanden, welche jede privatrechtliche.Suecession in 
Reichsleben aufschlössen. Nach den damals geltenden Staatsrecht 
liehen Priucipieü war keine Tbeihing (jer. Fürstentbümer und Graf- 
schaften gestattet. - Dieses in der Nation lebende Rechtsbewnfctsein 
von der Unteilbarkeit jLer Fürstentbümer spricht sich in Jen Wor- 
tön: „wen mag deheih fürstenampt mil rehte zwein mannen niut 
gelihen," klar und deutlich aus. Der Verfasser des Schwabenspie- 
gels verhehlt sich jedoch nicht t . dafs trotzdem bisweilen eine Tbei- 
Inng eintritt („geschürt aber ez"). - Aber in einer solchen erblickt 
«r nur ein rein f actisches VerhäUuifs, welches nicht zu Recht 
bestehen kann und. den Begriff des Füislenamtes geradezu negiri. 
Wenn daher der Grundsatz der Individualsuccession aufser Augen 
gesetzt und das Fürstgnthum getfieilt wird, sj> sind die Theilhaber 
daran rechtlich gar nicht mehr als Fürsten zu betrachten -un,d verlie- 
ren Fürstenehre und Fürstennamen : „ir dewedere mag mit rehte 
niut dävoja ein forste geheizten*" 

Apdjers versteht Eichhorn diese Stelle des Schwabenspiegels, 
indem er- behauptet l ) : „Es dauerte sehr lange, bis auch bei den 
Eürsteutbümern*. welche getheilt wurden, die mehreren Erben 
sich nicht mehr mit dem .Titel edler. Herren begnügten, sondern .eben- 
falls sämmtlich den' Fürstenlitel annahmen, und sich dadurch zugleich 
von dem Fürstenamte unabhängig machten, dem sie als edle Herren 
ursprünglich unterworfen blieben. .Dies scheint wenigstens die, an- 
geführte Stelle sagen zu wollen , wo sie von den Folgen „einer Thei- 
lang .spricht. Jedweder darf, man nicht, wie in dem Senken- 
berg'sehen lateinischen Texte, durch: keiner von beiden erklä- 
ren; es bezeichnet nach dem Zusammenhange, dafs nur einer von 
beiden, nicht jedweder, Fürst heifsen und. sein könne." 

Diese durchaus falsche Auffassung des grofsen Rechtshistörikers 
ist ^eineHFolger des schlechten Textes^ ^welchen er benutzt bat. 
Kernender von La/sberg und Wackernagel benutzten' Handschrif- 
ten enthält hier eine -abweichende Lesart. Nirgends findet sich 
„jedweder" für „de weder" und darf daher nicht ohne weiteres will- 

1) Eichhorn II. J. 301. Anm. d. S. 428, . . 
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kurfei» sabstitmrt werden. Nach dem conseqnenten Sprachgebrauch* 
des Mittelhochdeutschen bedeutet „ir deweder" stets „keiner von 
beiden." Soltfe dagegen der Sinn ausgedrückt werden, welchen 
EkJüiwn willkürlich hineinträgt, so dürfte ea nicht einmal „jed- 
weder** heifsen, sondern der Sprachgebrauch des Schwabenspiegels 
würde „ir einer" oder n ir eintweder"- verlangen und wabr> 
scheinfich noch ein ,,nj wann'* fortusgehän lassen.' Obgleich'dem 
allen Senkenberg es nicht möglich war, aas sprachlichen Grün- 
den seine .Interpretation zu rechtfertigen , so hat ihn doch sein guter 
lostinct den rethten Weg getührt und- ihn vor einer willkürlichen Br- 
klärnog geschätzt. Kurz .und bündig wird die Vorschrift des Schwä- 
bischen Landrechts im schwäbischen Lehnrechte *) wiederholt: ,,Bi- 
shove gutunde Vanlehen sol de kunig gantzes Uten." . 

Fast gleichlautend ist der Text des sächsischen 'Lehnrechts 
Ait20;§*5: „Jlishope gut und vanlen sal die kpningganz 
lien and nicht tveien." Durch lue letzten Worte wird die Noth- 
wendigkeit der ganzen Verleihung nur weiter ausgeführt* Das jus 
feadale saxonicum latinum drückt sich ebenso deutlich aus : ,,bona poa- 
üficalia et feuda vexitti debet rex integra conferre et nön divisa.*' 

Die gewöhnlich für die Unteilbarkeit der Fürstentümer nnd 
Grafschaften angeführte Stelle des Sachsenspiegels B. JIL Art. 53. 
§.3. ist so schwierig, dafs selbst Eichhorn*) an' ihrer Verstähd- 
Itehkeit verzweifelt« Von andern , wie von Pfeiffer?) , ist sie 
ganz irrig aufgefofst worden. Ich halte es daher der Mühe werth, 
näher auf dieselbe einzugehen und einen Erklärungsversuch anzu- 
bieten, welcher «mir die Schwierigkeiten völlig zu löset! scheint. 
Die Stelle lautet : „Man ne mvt ok non gerichte delen , noch ganz 
lien noch jdel, de dem it dar gelegen is, so dat. dar volge an si 
vnde it die lantlüde liden solen ; it ne si en svnderlik grafscap', * die 
in en v^nlen bore;- die ne mvt man san nicht ledich hebben."- 

Während das uralte Wahlrecht der Volksgemeinde , welches 
sich einst selbst, auf Fürsten nnd Grafen Bezogen hatte , in den hö- 
hern Kreisen, des staatlichen Lebens längst untergegangen War, hatte 

_ # 

1) Lßfsbetg 6. 182. 2) Eichhorn II. $. 290. Xnm.<f. 

3) Pfeiffer' a. a. O^ S.j6I. 
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sich dasselbe iu (Jen nie dem Regionen, nach vollständig Erhalten. 
Die Grafschaft war znr Zeit der ßechtsbächer vollständiger buch 
und der Kaisef war verpflichtet; den Bann demjenigen zu leihen, 
welcher ein allodiale$ oder feudales Recht an einem Landesbezirke 
hatte 1 ). Hier konnte also von einem Wahlrechte der Goueidgeses* 
seifen nicht mehr die R,ede seh« * Neben dem Gnafengericbte (judi- 
cinm provificiale) kommt aber uocli ein niedereres Gerieht des Go- 
grafen vor. Dessen gebotene Dingte sind die scho'Eenfcar freiten 
Leute ?u besuchen regelmäßig nicht pflichtig, sondern blofsdieder 
landesherrlichen. Vogtei unterworfenen Grundeigenthiimer, die sog. 
Landlude, Landsassen. Es wird von dem Sachsenspiegel als ein 
entschiedenes Recht dieser Landleute angesehen', sieh den Gografeo 
zu wählen*); sie brauchen krallt ihres freien Wahlrechts es nicht 
Zu dulden, dafs das Gografenamt zu Liehen verliehen bdef als erblich 
behandelt werde, mit ebenso vollem Rechte können sie sich jeder 
Theiliing des Gerichts widersetzen 8 ). 

Die besprochene Stelle* des Sachsenspiegels III. 63. §» 5. be- 
zieht sich zunächst auf das Gografenamt und sagt, dafe dieses 

* j - 

weder überhaupt verliehen, noch §pet heilt "werden dürfe, ja es 

verbietet sogar jede Erbfolge in dasselbe , weil diese mit dem freien 
Wahlrechte der Landleute! in Widerspruch treten würde (so dal dar 
volge au.»si, unde it die 'lantlüde liden solen). - 

Dieseln niedern Gerichte des Gografen wird 'die sog. sonder- 
Hebe Grafschaft („svnderlik grafscap"), die In ein Fanlehn gehört, 



. 1) Sachsenspiegel III. 64. §. 5. ♦ 

. 2) SacJisenspiegel I. 55. §. 2 : „Beiegeriet aver en hänthaftich' dat von düve 
rfder Von roue , dar en man mede l)egrepen wirt, dar mvt man wol vmme ke- 
sen 4nen gogreneri, to mynnest von dren dorpen, die gaen dat tf> richtene, of 
löan* des belenden-richteres njeht bebben ne mach."* Besonder«. wichtig ist I. ÖO: 
„Ab goacap nis mit rechte nen len noch nen volge, wendit i; der fentlüde rri 
wilkore^ dat se gogrenen k e s e n to iewelker gaen dat oder to .bescedeaer. tiet 
Jjet se »en herre aver, he sal dar lenrechtes sinen manne vnde sinen kindereo 
a# plegen, it ne breken yn beiden die lantlüde mit irme rechten köre." 

3) Illr 64. §.6: „Verliet en greue stoer grafscapen deü, oder en voget 
sjner vogedie, dat'is weder recht. Die beiende man ne mnt dar orer Denen 
koninges ban hebben, als man yde von yme» dulden .dorne." * . 
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gegenübergestellt. Darunter ist die eigentliche Grafschaft, welche 

den Barni- unmittelbar voto Kaiser erhält und nur in milkäriscber'De» 

* » 

4 * 

ziebang einem Herzögthume' untergeordnet ist (,,die in en vanleft 
bore"), zu verstehen . Diese kann nach der Ansicht des Sachsenr 

spiegds-sebon anders behandelt werden, als das Gqgrafenamt, weH 

« 

bei ihr kein Wahlrecht mehr vorkommt; sie brauest also nicht Sa wjle 
das Gografonamt ledig gehalten („die ne mxl man sdn flieht ledich 
bebben"), sondern kann ecblich verliehen werden. Es gelten dcm- 
nach für die Verleihung des Gografenamtes andere- Grundsätze , als 
Tor die Verleihung einer sog. sonderlichen Grafschaft. Das Ver- 
bot der 'erblichen Verleihung und der Theilung' ist hfer nur ffin das 
Gografeaamt ausgesprochen, und ausdrücklich gesagt, dafs es sich 
mit der eigentlichen Grafschaft' anders verhalte, dafs sie nämlich 
erblich verliehen werden könne. Ob sie theilhar sei oder nicht, 
ist gar nicht gesagt. Es ist daher ein völliges Mifsversütndnifs, 
weon man in dieser Stelle ein Verbot der Theilung der Fttrstentbü» 
mer and Grafschaften erblickt. , Sprächen nicht andere Steilen der 
Rechubücher sich so ganz .entschieden für die * Unteilbarkeit der 
Förstentbümer und Grafschaften aus,' so würde sioh aus dieser Stelle 
nichts für die Unteilbarkeit der eigentlichen Grafschaft folgern 4aa- 
sen. Die Stelle III. 53. §. 5. darf daher neben den- drei andern- &tel*- 
len der Rechtsbucher^ welche die Untheilbarkeit ier Rerehsämter 
Uar aussprechen, ferner nicht mehr mit aufgezählt werden. 

Das Mifsverständnifä dieser Stelle mag «mit aus der falschen 
Auffassung der Glosse hervorgegangen* sein, welche in derselben 
eine Erneuerung der Constitution FriedjrichYL erblickt: ,,man sal 
oc tu rechte neue grafscap delen noch bertogedum , noch marcgra- 
vescap, dal vornem,, dat it vanlen is eiler des rikes ambacht.* 4 » 

1U. Bestätigung die*se*s Idecutsgrjindsatzes durcji rieh- 

. terliche Urteilssprüche. 

Die Reehtsbiieber des Mittelalters sind von Privatleuten äusgfc- 
gangene Aufzeichnungen des Gewohnheitsrechts. In ihnen ist die 
Kechtsanscbauung der damaligen Zeit niedergelegt > ihve Grundsätze 
sind aus .der Erfahrung des Lebens geschöpft , sie sind praktische 
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* « * 

Resultate des volfcstbüralichen Rechtsbewufstseins. . Daraus folgt, 
daß der in ihheii deutlich ausgesprochene Grundsatz der Untheilbar- 

. • * 

keit der Reichsam ter inr 13. Jahrhundert' noch im BeWnfttsehi der 
Ration wurzelte Und 'die willkürliche Theiluog ab eine re«ch'ls- 
wj d ri'ge Handlung betrachtet wurde. Die pTactische , Gültigkeit die- 
ses Recbtsgrundsatzes wird dadurch nicht wenig bestätigt, dafs 
ans dem 13 /und 14. Jahrhunderte richterliche Entscheidungen und 
Schiedsrichter Sprüche vorliegen , in denen' die Un th eil b a rfee i t der 
Reichslehen ausdrücklich anerkannt und gegen die Ansprüche meb- 
rerer Erhpräteudenten behauptet wird. 

, 1) Mit Recht wird eine Urkunde Rudolfs I. vom Jahre^l2Q3 
an die Spitze gestellt,, in welcher derselbe die. Unteilbarkeit 
der Grafschaften als Rechlsregel hinstellt. Diese Urkunde lautet *)": 
„IJniversis sacri imperii romani üdelrbus, praesejites {itforas 
ütspecturis, gratfam suain et omne bonum. Presidentibus nobis ju- 
dicio apud Einheim, fbria sexla proxima^post festum beati Andreae 
apostoli, nune preteritum, presente veoerabili Argenüneusi eptscopo, 
principe nostro dilecto etmultis aliis> cemitibus, nobiltbus, ministeria- 
libus et vaäallis ibidem existentibus, etjam coram nöbis per sententiam 
quesitam extitit , et obtentum legitime "per eandem , omnium aslan- 
tium- applaudente consensu, quod nullus comitatus sub ro- 
mano imperio sine nostro consensu possit'vel debeat 
div.idi vel vendi aut distrahi pars aliqua, per quam esset oomitatus 
hujusmodi diminutus." 

Fälschlich behandelt Hofaoker*) in seiner öfters angeführten 

.Abhandlung diesen Ausspruch Rudolfs 1. als eine Constitution 

Rudolfs, während derselbe ein unter seinem Vorsitze. gesprochenes 

Weisthnmist, wie .aus den Worten des Diploms klar hervorgeht. 

Eine Constitution hätte bej der rechtlich feststehenden Untheübarkeit 

vder Reicbslehen nur eine Einschärfqiig gegen Mifsbrauch enl- 

. halten können. Dasselbe wurde- durch einen feierlichen Urtheils- 

Spruch, erreicht. Diese Tendenz liegt auch 'der kaiserlichen Ent- 

stibeidung'zu Grunde, welche defshalbln einer so. allgemeinen 

, r 

1) Schöpflin., Alsatia diplomatica II, 8. 381. PofeLeg. T.1T. p. 442. 
2).HofacKcr $.22. not. m. f ** 
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Form abgefafct ist. Der Kaiser erscheint hier rieht als Gesetzgeber, 
sondern als höchster Richter; er übt seine Gerichtsbarkeit in eine« 
Ftirstengericbte ans, wo Fürsten and Herren seine Schöffen sind. 
Der specielle. Sachverhalt des vorliegenden Falles ist uns nicht be- 
kannt; so viel aber ans dem angefahrten Diplome hervorgeht, han- 
delt es sich hhärum ein Reichstehen, welches von mehreren Prä- 
teodenten jn Ansprach genommen, aber feiner Untheilbarkeit' 
halber nur Einem zugesprochen wird. 

Die Bemerkung, dafsmit kaiserlicher Bewilligung von der Un- 
theilbarkeit abgewichen" werden kötfne, beweist. weiter nichts, als 
dafs der Kaiser vermöge seiner. Machtvollkommenheit 4 das Recht 
beanspruchte, von aUeii bestehenden Gesetzen und Rechtsnorm 
men zu dispensireft. 

%) Eine richterliche Entscheidung zu Gunsten* des Princips der 
Untheilbarkeit findet sich auch in dem chronicoti comitum de Maren l ) 
vor. Jahreszahl und Datum dieses Weisthums können nicht ge- 
nao angegeben werden , aber aller Wahrscheinlichkeit nach fallt es 
in die letzten Jahre des* 13. Jahrhunderts. -Der Chronist giebt sieh 
selbst als Augenzeuge 'dieses richterlichen Actes an und fährt dann' 
fort: „Defuncto bonae memoriae dontino Adölfo conttte, domtni 
nostri Etfgelberti cömitis p&tre, dhui domicellus Everhardus de Marca 
coram multitudine copiösa -castrensium , müitum , miKlarftim nee noit 
oppidanorum «emitatus de Marca, a damino eomite Cleyetisi et-a* 
dömino comite Engelberte praedicto ibi praesentttms peteret, sibi 
portiouem cöndividi comitatus. Ad hol praedictorum ca- 
slreosium et* aliorum militum et müilarium , qui ibi aderant , anxtlio 
et consilio reqrosito y dieß castrenses et alii snpradicti de votantate. 
partium praedictarum-se'trahentes ad partem, unanimo consilio intet 
se habrtö <redieront et ejsdero, domina Clevensi et domicello Eyer- 
bardo, per vivae vocis Organum domini Johannis de Limborg respeir- 
derunt^--^- — qtiod comitatus de Marca in castris, ran- 
nitioaibrus et in reditibug scinderetur veTpartire tur, 
in hoc non cansentiebant^ $ed volebant, ut comitatus 

ipse indUisus maueret et ejus-Tegimen. apud untim tan- 

— " '. ** ' • • 

1) Meibom, wrum germaaicarum. I. p. ä80. * '„ 
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tammoda comitent maneret, cui-Jdelitatem teneräntur prae- 

* ■ 

stare. Haec vel simitia skuf pössum reediere ibi andivi." 

Während in der Ersten Stelle vom kaiserlichen Fürstengerichfce 
die Untheilbarketi.aU Reehtsgrnndsatz anerkannt wird; geschiebt 
dasselbe. hier durch, einen schiedsrichterlichen Sprach der Dienstman- 
nen und zwar so bestimmt, dafs nicht nur eine völlige Theilung 
'der Grafcehaft, sondern auch eine Theilung der-Rnkünfte untersagt 
wird, Interessant^ es, dafs wir hier die Dienstmannen 4for Graf- 
schaft 'den Grundsatz der Untheilbarkeit aufrecht erhalten sehen. 
Wie im Saclis&tspiegel die Gaugenossen oder Landleute alp dieje- 
nigen bezeichnet werden,, welche die Theilung des niedfern Gogra- 
fengerjehts nicht zuzugeben brauchen, ist es hier die ldndsässige 
Ritterschaft, welche sich gegen die Theilung der Grafschaft er- 
klärt. Später übernahmen die Landstände häufig diepe Rolle, indem 
sie. die Untheilbaokeit des Landes als ein ihnen zustehendes Recht 

• * * * 

vertheidigen (§.'27. I.). 

. 3) Eine merkwürdig© Entscheidung bietet auch die. Geschichte 
der Wild-* und Rheingrafen dar, welche eine Landgr&fschaft von 
Churpfalz zu Leben, trugen. Als im Jahre 1277 unter den Brüdern 
Emich und Gothofredüs ein Streit über die väterliche .Verlassenschaft 
entstand, entschied' der Lehnsherr, einem eingeholten Weistinjin zu- 
folge, die Sache dahin, -dafs die Landgrafschaft uagetbeilt 
dem, ältesten zufallen, die übrigen Besitzungen unter die Brüder 
gleich gqtheilt werden sollte« 1 ). Der Pfalzgraf beim Rhein «in- 



1} Hpfaeher $ 30. not. w. . Kremer in der wild - und rheingräflichen Ge- 
schichte J. Ifi. p. 10. Pfeiffer al a. O. S. 67. "Aufser dieser Fassung der ange- 
fuhrten Urkunde, welche im Namen des Pfalzgrafen die Entscheidung abgiebt, 
habe ich eine* etwas anders gefafste , jedoch in der Hauptsache gleichlautende 
Urkunde (bei Werte* I. Anhang zum Urkundenbuch 8.292.) gefunden. Ich halte 
dieaelbe für das* der pfalzgräflichen^EitfscheiduBg zu Grande liegende Weisthmn. 
Bei der-groTsen Wichtigkeit diesen Entscheidung ist es angemessen, dieses Weu- 
thum vollständig anzuführen : . 

„Ego Otto de Bickenbach cupio esse notum publice protestando, qaod su- 
per universis auaestionum materiis inter nobiles viros dominum Emechonem et 
Gorfonem {ratree comites sylvestres^ avonclos meos ,. tuque^ nunc rentilatis. coo- 
stitu<us superior siv« moderator et- uhanimfter appVröbantibaS ntrisqae "electis ita 
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qoisitione diligeute bei« super jure utriusqiffe partis iH dtversis mundi 
partibify atyue lods, a nofoüibus terrae, eoraitibus, Jiberts, baroni- 
bos, QinislrrnUbiis fiH-nnilUibiia instra6lus 9 4r erklärt sich folgende** 

nafseu: ,,ra hpc nestrum cousilium est ärmaturn,- qnpd eadem, laut- 

• 

gravi» tua scmper rejuaneat in<}ivisa: (fuare praecjpimus, at 
ipsam lantgraviam iudivisam teueas, ita quod senior ßtius eandem 
posadeat, i|t sie dominium integrum omni tempore conservetur." 
4) Friedrich II. von Leiningen l )^ Landgraf in.Elsafs, hinter* 
lief» zwei Söhne, Friedrieh und Jofried, weiche- sich heftig ober 
die väterliche Erbschaft, stritten • Dieser Streit wurde 1307 durch 
schiedsrichterlichen Spruch endlich dahin entschiede», dafs die Land- 
grafcchalt mit alten Perlinejizen uugjet heilt bleiben und den* älte- 
sten a-usschliefsiich zufallen müsse, während das .übrige Ver- 
mögen unter die Bruder gleichmäßig *?u vertheüen sei. Der Schieds- 
richterspruch lautet folgendermaßen; ,,Wir.(4ie rathleute) sprechen 
umb Sachen — wegen Graf Friedriche von Leiningen zwischen 
ihm und seinem. Bruder, Herrn Jofried umb die Laudgravscbaft und. 
Landgericht. So sprechen wir, dafs man zu recht niem&nt. denn 
Einen Landgrayen Jiaben soll, der soll «in Landrichter seyn und« 
also auch herkommen* ist yon recht, dafs ihr ein vor sein Brüder 
besah und halt die Landgraveschaft und die Landgericht davon, dafs 

quod dfecordantibtis arbftris eoruin in dieta caussa sicot in privilegiis* snp^r hac 
coofectu et datuT ab otraque parte continetnr pronundare debecr, quod secem- 
dun juris vel amoris modum unieuique «orum fuorit conEwenduIn. jjjcce* inquj~ 
sitiooe diligente per me facta super jure utriusque partis in diversis mupdi par-* 
tibus atqae locis a nobiübus terrae , comitibus , Kberis baronibus , mfnisterialibas 
et militibus instruetus pronuncio sub debita juramenti mei et fidei religione, 
qnod predietas Dos Emecho corries Sylvester fratri suo 6. comiciain sive.larit- 
graviatam com jure attinente pärtiri npn debet et in ea partem -dar© ei aliquant 
noa tenetur." ' -. . 

Jedenfalls^ ist dies, der Aussprach *des Obmanns der Schiedsrichter (superior 
sive moderator) 1% welcher durch seine Entscheidung den Ausschlag, za geben. 
hatte. Aus den Worten „discordantibus arbitris eorum in dieta caussa" 
geht hervor, dafs in damaliger -Zeit «auch die Untheilbarkeit der Landgrafschaf- 
ten im Rechtsbewnfetsein nicht mtfhr vollständig feststand' nnd es schon ver- 
schiedene Ansichten* darüber gab.. 

\) Hofatker f. 281 not.«. ß*4ö. .. ^ .• . v . 
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er der älteste rär bifs auf seit» Tod; ■— Dananb^prechen wir, 

* 

dafs Graf Fridrich die Landgravescbafft und Landgericht und das dar* 
zu .gehört, d. i. Qgersheim und das Gut, .das da beibet das Grave»» 
gut and Erpotabeim , das Gleit und Zoll anf der Strafsen ond die 
Manne und Vogteven über die Klöster, die in der Landgraveschaft 
gelegen seint, v^a recht haben soll. . Ob nahe jemans spreche, dafj 
ander Gra.vesc-haften geteilt seyn^ so sprechen wir das 
dagegen, dafs der Graveschaft keine kein Landgericht 
hat, nbd kein Landgericht nit in ist» Utfd aacb je päd je 
dm. dies Landgraveschaft nnd difs Landgericht alts herkommen ist, 

4 » 

dafe sie nie getheilt worden , _ond je und je hei dem Eltisten pBebes 
seint ond wa$ aacb, der ein Landrichter nnd Landgrave nach des 
Landsreebt und Gewohnheit davon nuze der'Gr, Friedrich der Ellist 
und also terkeminen ist von recht, dafs er die Landgraveschaft asd 
Gericht mit recht soll haben vor seinem- bruder Jofried-." 

*' Der Gegensatz zwischen der Landgrafscbaft und der gewöka- 
liehen lehnbaren Patrimotiialgrafschaft tritt in dieser Stelle deut- 
lich hervor. Wir haben den völlig veränderten Charakter der ge- 
-wöhnlichen' Grafschaft darin gesehen, dafs sie ni^lft'mebr, wie du 
frühere Grafenamt, einen ganzen Gau , sondern nur einzelne leks- 
bare und. atfodiale Herrschaften umfafste. Während die Ganverfu- 
sung im allgemeinen zersprengt würde,' hatte sich hier und da aoek 

* 4f 

die wirkliche Gaggrafschaft als ursprüngliches Reichsaät er- 
halten. Hier blieb der Charakter des Reichsamtes natürlich vid 
langer .vorwiegend, als bei der blofsen Patrimonialgrafscbaft. Wib- 
rend man letzlere zu theilen schon kein Bedenken mehr trug, bt- 
hauptele sich die Individualsuccession poch in den s. g. Land- 
grafeehaften (§. 28.). 

IV. Ansichten. der Zeitgenossen« 

' Aufser diesen eigentlichen Rechtsquellen legen* noch manche 
andere Dokumente die Rechtsanscbaaung der Zeilgenossen über die 
Individualsuccession klar an den Tag* Das lebendige Bechlslebea 
des Mittelalters hatte mit der Poesie einen engen Bund geschlosses 
und Manner, welche in Staatsgeschäflen erfahren waren, legt«" 
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■ick sehen de* Schals ihrer staatsmäoniscben Erlebnisse in Verse» 

«der. Dies gilt, besonders von Ottokar rem Hbrneck, den Ver*- 

lasser der österreichischen Reimchropik, welcher, ab Augenzeuge 

tar wichtigsten Staatsaktionen, mit lebendiger Anschaulichkeit die 

Geschichte seiner 'Zeit darstellt 

1) Ottokar von Horneck erzählt im Cap. MO den Versuch 

Rvdoirs von Habsburg den österreichischen Ständen seine zwei 

• • • 

Sohne als regierende Herzoge aufzudringen: - 

Bönig Rudolf redete die österreichischen Stande fdl^enderma- 

feor an? 

„Ir Herren, jr schult wisfsen 

Waz Ich de£ Leibs han .verslis&en 

Ze dinst Römischer Cbron, 

Dez han Ich den Lon 

Von den Fürsten genom* 

Die Land, die* Ich han vberchom . 

Vnd dem Reich han Ich* praebt 

Mit Ewr helfleiohen Machte 

Daz daz ist jr wille 
. Ofen und stille, 

-Wem leb sew will leihen, 

Daz sy den nicht verezeiben 

Ir Gunst daiezu." 
Die Reiehsfursten bestätigten laut, - dafs Kaiser Rudolf Macht 
bke, die Lande zu leihen, wem er. wolle. Darauf 1uhr er fort, 
fieh zu den österreiebischeo Ständen wendend: 

„Ir Herren, nuoiempt war, 

Waz Ich dem Reich gedinl han, 

Daz ist durch Got aUermaist getan, 

Darnach durch die Zwen, 

Die Ir hie-secht sten." 

Indem er dabei' auf seine "Söhne' hinwies, mnthete er den Oester» 

reichern zu,' beide als ihre Herzöge anzuerkennen. Aber die 

österreichischen Groben hielten fest an der Individuais ucces- 

sion, welche seit uralten Zeiten in ihrem Erzherzogthunfe beobach- 

8 
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Der tf ir her walten v * 

Von virserm Herrn dem«Hen, 
Pey den wir wesen und pefetben, 
Vnd gerücht vns dy verschreiben; •• 
Anders ger wir von Ew nicht.** 
Auf wettere Befragung -des Königs erklärte» die, Stände als 
den Kernpunkt ihrer aKen Rechte: 

„Es wer also gewant, 
* - Da£~Osterreich nnd Steyrlant 
Splten ain Herrn han." 

# — • 

Darauf kam man auf folgenden Ausweg; König Albrecht lieh 
seinen beiden Söhnen (Österreich und. Steiermark zur gesammten 
Hand, aber nur der Erstgeborne sollte als wirklich regierender 
Herr betrachtet werden: 

„Der Chunig v sprach : Ich will tan v 
" .. Steyr und Österreich- • , 

Meinen Chinden all geleich, 
Doch sol Ewr Herr seyn 
fluedolf der erst Sun meyn." 
Ein wirklicher Theilungsversüch wurde fur's erste in Oester- 
reich energisch zurückgewiesen, aber diese Gesammtbeleihung, mit 
dem ausscbliefslichen Regierungsreohte des ältesten Sohnes \ bildete 
die Brücke zur privatrechtlicben Succession. 

3) Einige Schwierigkeit bietet eine Stelle Wölfram* $ txffl 
Eschenbach im Parzival (herausgegeben von Ladmann S. 15.)' 
Der Dichter schildert die Stellung des oachgebornen Sohnes Gahm'u* 
r$t nach dem Tode seines Vaters, des Königs von Aojou: 
* ,,Si pflegents noch als inans do pflac, , 

swä lit und welhscb • gerihte lac' 

» 

des pfliget ouch tiuscher erde ein ort: 
daz habt ir äue mich gehört, 
swer ie da pflac der lande, » 
der gebot wol äne schände . 

« 

(daz ist ein wärheit sunder w4n) . 

daz d^r altest bruoder solde hfcii . 
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« 

* s|jis vatcr ganzen erbetcH.. 
daz. was der jungem unheil, 
ddz ni der t6t .die ptiüfte brach 
als in ir vater leben vepjaetu 
d& vor was ez gemeine:, 
sus h&ftz der akep. eine. " ■ » 

daz scboof iedoch ein wise man, 
daz aller guot solde hau, - 

* 

jttgent.hÄt vil werdekeit, * ' 

daz alter siuftea nnde leil. " / 

-ez enwart nie niht als unfruot, 

säajter uude armuet. 
. künge, gräven, herzogen, 
' (daz sag ich iu für ungelogen) 

daz die d& buobe enterbet sint 

« 

unz an daz elteste kint. 

daz ist ein^fremdiu zechet" ... 

Bei einer oberflächlichen Betrachtungsweise kannte man diese 
Stelle gerade^ für die entgegengesetzte Ansicht benutzen woHen. 
Wolfram erklärt den Gebrauch , „dafs der älteste Bruder sollte 
haben seines Vaters ganzen Erbtbeil," * zwar für die Einrichtung 
eines weisen Mannes, aber. zugleich für eine ausländische' Sitte x 
„ein fremifiui zeche. ' l 

Daraus konnte jemand Folgern , dafs in Deutschland dos Röchf 
der Erstgeburt „unter Königen, Grafenrund Herzögen" riicjit be- 
standen, sondern gl ei che Theilung' unter allen Söhnen stattgeftuW 
«en habe, eine Ansicht, welche allen übrigen Quellenzeugnissen 
und (lerganzen .Geschichte dieses JZeitalters vollständig widersprechen 
wurde. Denn der Parzival fällt vof die ersten Jahre des* 15. Jahr- 
hunderts, wd das verderbliche Theilujigssysteni in Deutschland durch- 
aus die Individualsuecession und das Recht der Erstgeburt noch nicht 
wdräflgt hatte/ 

Allein in Deutschland ging, der Vorzug des JEcstgebornen nicht 

■ .4 r 

soweit, dafs et die Nacbgebornen von des Vaters ganzem Ecbtheile 
ausschlofsf nur das Fürstenamt de« Vaters, als irntheilbares 
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Reictislehen , vererbte der Vater ansschtiefiÜcb airf den ältesten 
Sohn, nie Familiengüter dagegen und die MobiKen- worden 'gleich 
gejheilt. Nur wo höhere staatsrechtliche Gründe Unteilbarkeit ver- 
langten, trai der Vorzng des Erstgebornen in Deutschland ein, 'sonst 
galten alle Söhne, nacb UndrecblKchem Principe, ata gleichberech- 
tigte Erben* Gahjnuret , der jüngere Prinz von Anjou , war nicht 
nur von der Staatssncpesston ausgeschlossen , sondern von des Va- 
tei*s ganzem j£rbtheile, so dafs selbst die Ritterschaft des Landes 
mit ihm- Mitleid hafte und sogar der* Erstgeborne erklärte: 

• x ' ,,er hÄt wÄnc und ich genuoe," 

und ihn aufforderte, an seinem Hofe zu ieben (,,er sol min inge- 

sinde sin 4 *). 

Ein solcher eminenter Vereng des Erstgebornen war freilich 
damals in Deutschland nirgends Sitte, und der erfahrene Dichter 
kann ihn mit Recht als eine* „fremdiu zeche" bezeichnen. Keines- 
wegs. darf aber aus diesem Ausspruche gefolgert werden , dafs in 
Deutschland auch die Fürstentümer jtodiöser Zeit regelmäßig 
getfceiW tu werden pflegten, 

4) Gewife mit Rücksicht anf dieiiandestheilungen der Grossen 
gsebt Fripedank die Warnung: 

„breitin eigen werdent smal, 
^o man si teilet mit der zal." 

5) Zsvoldw NorthoMus 1 ), der greise Erzieher und bewährte 
Jtathgeber der Grafen von der Mark y welcher in der zweiten Hälfte 
des 1$. und i* dar ersten ~des 14. Jahrhunderts, tehte , schrieb cm 
Cbrooioa* oomiüim de Marca tot Altena, in weichem erden Grafen 
seine ataatsmfiuniscfeen Erfahrungen mtltheüte, ihnen dringe*! mm 
das Hetz legte > die IwBvidmaJsucoe^sinn , *ls aber gute Sitte, trea 
»htwafcreii, und; zigieieh alte Uebetstände der Theihingpnjnit leben- 
dige* Parbep schilderte. 

Da in der damaligen Zeil eine sft klare Einsieht über die Nofth- 

- * - . / - * ■ • 

V\ Levoid von Northof war aus einer ritterlichen Familie in Westphalen im 
Jahre 1278 geboren' and stand bis zu seinem Tode als vertrauter Rathgeber in 
den" Diensten der Grafen von der Mark. Sein chronicon findet sieh' abgedruckt 
tot Murin* IfrÄosn, Äerura Germausc. Tos», «f. 9. 377-— 4t* 



§* 25. Unlheilharkeit der erMick gewordepen Reichsämter. 1 19 

wendigkeit einer einheitlichen Staatssofteession einzig dasteht,, 
so mögen die Worte des erfahrenen Staatsmannes hier vollständig 
Platz finden : 

• • • • 

„Ad ea ißitur,, qiiae snperios sunt praedicta , alia, quae sc- 
quoaldr,. ad debita* ei ad pacifioam terrae gnbernationem et deffeu- 
sionem inter. caetera expedieas esse puto, ut ipsius comitatas de 
Marka Quitos indiv.isibiliter conservetur, videtket, ut eastra, 
juredictiones et di&trietus per nnum tantummodo, et non per pfures 
comites gubernentur* Sie enim pax in terra poterit oonservari : sie 
contra victnos «{ominös et alios extraneos invasorer tanto fortius de- 
feosari: auod ieri non posset; » in se ipsa esset divjsa. Nam sj 
dividatur, tune noa pars subditorum uni domino, altera pars altert 
domino adhaierebit. et' tanto terra ad $e defendendum erit debitier 
contra adveraaiios extraneos, qaaudo sie esset divisa, quae huc as~ 
que saita forfiter et viriliter se defendit. Scriptum est enim in evan- 
gelio: 0mn£ regnnnrin se divisum desolabitur, qood satis patet in 
uoonollis dominus, ducatuum, com'Ratuum et aliorum dominiorum, 
qui olim magni faerunt hominis' et potentiae, jjuae nunc per partitio- 
nes diversas in haeredes factas, ad statura modicunt sunt redaeta: 
loaxiaie cum irapenalf anloritate sit sancitum , ducatus , marebiona- 
tus et oomitatur dividt noir debere. Et sicut videtar .in dominus, 
qtae .divisa sunt, quod semper deerescunt , sie videtur % e contra, 
qood in dominus , quae dfvisionem hon patiantur, quod xontimte ma- 
gis •£ magts fortiieeutur et crescant : virtus enim tmita viget ; divif- 
sa frangitur ; et seeundum pftUosophum pmuis virtas aggregata fear- 
im est se ipsa separata. Ad vos igitar oastrorom castrense*> et» 
alios comi latus de Marka milites et armigeros universos, nee iio& 
oppfderam eppidapos dirige nunc sernMmemy vos hortando, ut si v«k 
loeritts in terra habere IraaquiUttatem .et j>acem perpetnam , vobis et 
vestos £lüs üc suecessaribus neeesgariain , et quam maxime profiitu- 
ram , huc etiaas peragite , ut per unnm tantummodo comtem , ent 
fidditateaa praestetia ,"• eemitatus regatar : atioqui si regimen comita- 
tus in phtres partiri contigerit , ex hoc verisimiliter formidandum es- 
set, oe mn&a iattOftvfeftientia et perieda sequerentar, videjicel, gnerra 
discerdiae iatestiBae inter dominia;sic4ivisjr, et ioter mitites et ariöi- 
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gerop, ei oppida., . quefum.una pars uni domino, et alia pars alteri 

adbaerefet, ut praedictnm est. Et si iüi domini, in qutissic terra 

partiretur, ptyres filios generanent, ' ita quodjam divisa sfthdmdi ite- 

rom contingeret, -sie comitätus de, Marka omnino redigeretiä* in ni- 

^* > . ■ • 
hilum, et perderet noinen. afafue lamam ,' honorem et fortiUutteem : 

qui per comites de Mafka, qui, fuerunt pro tempore, usquQ in prae- 
sens tempus, cum maxima solicitudihe et labore dilatatusest, et 
cum ^djutorio suorum militum et armigerorum et aliorum sübdftoritm, 
sibj forttter et fideliter assistentitini viriliter et strenue propugnatos 
est. Et, sicut fainosa numerositas et Slrenuitas hominumtnilitarium, 
quibus iplse Qoifrilatus abundare djnoseitur, ipsum coinitatam fortifi- 
cavit et decoravit huc- u&que , sie earaadem miiUarium nmaerosjtas, 
cum essent inter se.dftisi,^ terrae tanto periculosius caderent in.rui~ 
nam, quando interse. altera pars contra alteram in tii$sensione* et 
in guerras fofsitan consurgerent, et sie omnes subditi depauperaren- 
tur, cum. nulla in eis esset söcuritas." . 

. ' . §.-.26, 

« .. 

pie Successionsatf. nach Altersvorzug» 

. Nach dem übereinstimmenden Zeugnisse <}er'AqgeTü«rten .Quel- 
len lafst sich als sichere Thatsache annehmen-, dafs die Untfeeil- 
^arkeit der grofsen Reichslehen, besonders der eigentlichen, Für- 
stenäroter , bis in die Mitte des i 3. Jahrhunderts rechtlich feststand. 
Aus der (Intbeilbärkeit folgt als notwendige Conseqüenz die^Iudi- 
v i d u a J s u c p e s $.1 o n fär alle Furstenthümer. Damit ist aber durch« 
aus noch nicht 'die Art und Weise bestimmt, in welcher die 
Iudividualsuccession bewerkstelligt zu werden pflegte (§. 5). Die 
Individualsuccession als allgemeiner Gattungsbegriff lafst verschie- 
dene Successicnsarien zu , welche sich mit ihrem Wesen vertragen. 
Es kommt darauf an, nachzuweisen, welche specielle Sugces* 
sionsart'iri den deutschen Reicfisleheu regelmässig stattgefunden hat, 
seit ihre Erblichkeit zwar anerkannt, Theilung derselben aber noch 
nicht gestattet war. 

So lange man an der Untheilbarkeit des fürstlichen Territoriums 
festhielt, konnte- von den mehreren Söhnen des verstorbenen 
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Regenten nur Einer in der* unthetlbafcn Staatsgewali succedireo. 
Es kam daher darauf an 9 Mittel "und Wege zu finden ^wodurch die- 
ser Eine-aus der Mehrzahl, der gleichberechtigte!! Anwärter hervor- 
gehoben wurde. Die verschiedenen Mittel , welche man zur Realn 
siniog dieses Zweckes iqr deutschen Territorien anwendete', sind etwa 
folgende«: . 

1) In der ältesten Zeit , wo die Erblichkeit noch weniger -her 
festigt war, scheint bisweilen -der Kaiser aus mehreren Söhnen einen 
nach Belieben a u s er wäh 1 1 zu haben *). 

2) In der Grafschaft- Flandern suchte man die Indtvidualsucees-- 
sion dadurch mögljch zu machen, tlafs man es dem Vater überiiefs, 
aus mehreren seiner Sühne sich den Nachfolger zn erkiesen 2 ): 

„In cemkatu Baldnwini ejusqne'familia id mnltis jam seeulis ser- « 
vabätnr, quasi sancitum lege perpctua , ut auus ftlforum, qui -pa- 
tri poüssnnum pläcuisset , nomen patrk acciperet et totius Raitdriae 
principatnm? solus hereditaria succcTssjone obttneret, xeterj 
vero fratres aal -huic sabdttt dicloque obtemperantesK — — — . hoc. 
scilicet fiebat, ne in plures divisa provincia claritas illius famiUae 
per inopiam rei familiaris obsoleret." 

Es läfst sich nicht leugnen, d*fs Lambert dieses Vefhältnifs als 
etwas ajaTsergewöhnlicbes bebaridelt; aber es ist. falsch (wie 
einige ältere PuWicisten thon) , hieraus zu folgern , dafs die TlreJlr • 
barktit der Territorien schon damals Regel, die Unteilbarkeit 
Ausnahme gewesen sei. Nicht die Individftalsuccessien überhaupt 

■ 

betrachtet Lambert als etwas adfserof deutliches, sondern die ei - 



1) Bei Hermannus Contractu* ad a. 1044 findet man folgendes Beispiel : %,Goz- 
zÜo dux Lotharingorura moriens Gozziloni filfo qa&mvis ignavo ducatum suam 
a rege Henrico proraissnm relin quere" disposüit. Sed alter fiKns Gotho- 
fredos — com ducatum Fratri debitum a rege sibi obtinere nequivisset , 'jusjn- 
raadom fidemqtte postponens, rebellare pio regi praesumsit.," Der Vater erkannte 
es also an, da/s" es v von dem Willen des Königs abhinge, weleher seiner 
Söhne ihm im Regiment« folgen* sollte. Der Chronist bemerkt zwar , dafs die 
Wahl des, Königs. nicht auf den würdigsten gefallen sei, er tadelt es aber 
streng,, dafs der Zurückgesetzte Bruder sich der vollkommen berechtigten An- 
Ordnung des Königs zu widersetze» gewagt habe. 

2) Lambert SchQffnaburgensis ad a: 1071» • - 
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gentbümiicbe.Art derselben in Flandern, welche durch WaW des 

* 

Vateitf bewerkstelligt wurde *). ■** 

3) In mehreren deutschen Territorien erhielt sich das attgerma- 
nische Wahlrecht des Volkes' in einer gewissen Bedeutung 
aufrecht und damit war ebenfalls ein Mittel »gegeben,* die Individuai- 
successton zu ermöglichen. Dieses Wahlrecht des Volkes waf jedoch 
durch «wei Momente beschränkt, indem einerseits die Wahl, nach 
allgemein germanischen Grundsätzen, keine ganz freie war,, son- 
dem sich an ein bestimmtes Furstengcschlecbt halten mufste , und 
andrerseits der Gewählte der oberlebnsherriichen Bestätigung durcb 
denr Kaiser bedurfte. 

Dieses alte Wahlrecht des Volkes scheint besonders in Baiera 
•eine grosse Rolle gespielt zu haben, tvo es in der alte« Lex Bujuv. 

• * 

Tit. IL .cap.l. §. 1 schon ausdrücklich anerkannt worden ist: 
,',dux quem <vet ordinärst in prorineia itla aut populus sibi ele- 
geritducent." 
Diese Stelle 'der Lex Baj. bezog sieb natürlich auf das alte baieri- 
sebe Htr&ogthum, welches durch Karl $en Grofsen gesprengt wurde ; 
arber mit der Wiederbelebung des baierisehen Herzogtbums scheint 
auch -das alte Recht des Volkes wieder aufgelebt zu .sein. Gerade 
für Baiern giebt es zahlreiche Quellenzeugniss,e ,'. welche die Bedeu- 
•taug* dieses Rechtes in's Licht setzen. 

Ganz im allgemeinen sagt Thiettnar Mwscbwrg. (Pertz III. 
p/7*4): 
-,,Banuarios üh iuitio habfere liberam polestatem eil- 
igen di sibi ducem." 
Diese Erklärung ist um so wichtiger, da sie dem Herzoge vou Baiern 
und naebherigen Kaiser Heinrich II. selbst in den Mund gelegt wird. 



1 ) Diese Art der Individd&buccessipn findet sich .in 'einigen gräflichen 

♦ * 

sein später wieder, z. B. im Hause Königsegg-Rothenfels, wo der Vater befugt 
wt'j. einen jüngeren, selbst einen aus zweiter übe gebornen Sohn zur 8ucces- 
sion zu rufen ; eine gleiche Bestimmung findet sich auch im Hause Wind in 
einem, Ftfmäieapacte vom J. 1613, sodann in dem Fürstendiplome der. Grafen 
von Fürstenberg vom J. 1664. Mom beseichnet diese Form der Indhidani- 
sttecession als „irreguläre Primogenitur." 
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Dasselbe bezeugt MaUwld §. 9. (Perfc; IV* p. 686} : 

„Legem habent et dooemr etigen$ poteslatem ex lege teoent , *banc * 

netftim ego franganf.* 4 . 

Von der Erhebung Heinrichs des Heiligen sagt Tkietmur 
(ftrfe JH. p % 773)* 
„Qjtod- cum filius ejusdem comperiret , - electione^Bavariorum - 
patris bona* aptid regem obtrnoit." 

Lambert von Asckaffenbnrg ad a. 1071 erklärt es fHr eine Ver- 

« 

letorag dieses* alten baierischen VoUtsreehts, dafs Heinrich IV. die 
Einsetzung eines Herzogs ohne Bewilligung der baierischen Grofsen 
bewerkstelligen wollte : 

„Noverat rex, quod hoc (Einsetzung eines Herzogs) contra mörem 

et jus,. tum ipsis priaeipibus Bajoariae inoonsakis, factum faisset." 
Ei» ähnliches altes Gewohnheitsrecht seheint aneh in Thüringen 
geherrscht am haken. • - 

TkieUAar Merseburg* (bei Fertz IH. p.792) sagt von Eck* 
hard: \ • " 

„Saper ornnem Thuringiam communi totias po^oli eie- 

ettone ducatum prainernit." 

4 

Sebrdeatlicfa wird besonders das Zusammenwirken der drei Faeto- 
reu. des Erbrechts, des Wahlrechts und der kaiserlichen 
Bestätrgang im lanogräflieh thüringischen llaüse in einer Stelle 
der angedruckten Annalen von Retobardsbrannen dargestellt r 

„Ludovicas, qui patri defuneto in priueipatu succedens,. snb regis 

» ■ • 

, Serenissimi Frideriei folgente potenlia , favorabiiipopulorain 
as sensu in paterni dominatus sueeessionem et m prinetpalis 
fignitatis sedem elevatus est. 4 * ( Abschrift, des bannöv. Codex 
F. 349 B.) . 

Die Lebeast esebreiban^ Lndwif 's des Heiligen vo» Ködn von 
Salfeld 1 ), welche -zwar erst im Anfange des 14. Jahrhunderts ent- 
standen, aber nach sehr alten Quellen bearbeitet ist,' charaklerisirt 
das enrä&nte Zusammenwirke« fotgendermafsen : 

1) Zöija ersten Male herausgegeben Von Heinrich RücKerl, „das Leben des 
*•%» fcu<M*7< S. 16. . * / 
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-4 • * • 

» ' » I * 

** ' 

,*Von gemeiner guftsL und^kore a'Uis.volkis wart her 

* - ■•.."' , • • • 

erhoet von leisere Frederiche in fursttifce werdfkeit* unde besaz 

* - ' 

den furstliken stülder herschaft äities vaters. u .• 

Auch bei andern Stämmen finden pich 'Spuren eines solchen 

Wahlrechte; wenigstens nahm der König bei der -Bestallung eines 

- Herzogs auf einen entschieden auftretenden Willen des betreffenden 

Stammes , besonders der Grofsen , Rücksicht. 

... . So heffst es .von Rudolfs von Schwaben' Sohne, tfertbold: 

„Filuita illius, cui jam parvulo adhuc duoatus Alemanriiae -a rege 

delegatus est — — " -t-, — communi suffragio et htuda- 

4 

. mento dominifm Sibi et ducem nunc deuuo confirmavertmt." 

' ♦ * • . 

(Berneid ad a. 1079.) .. ■.-..«*. 

Auch . in Kärnthen kommen Spuren eines W a h Ire e h t s des 
Volkes vpr ; besonders merkwürdig* ist die dabei vorkommende 
Wahlfeierlichkeit, welcher der Gedanke zu Grande lie£t, dafs 
der neue Herzog Land und Recht, von .dem Volke und de&en Stell- 
vertreter , einem freien Bauersmanne., empfangen müsse 1 ): 

„In sor auch jiieman ze. herzogen noch ze heren ftan noch nemen 
den die üyen lanttsaeten in dem land; diesond ouch in ze berren 
neben und. anders nieroan, das sind die fiyeu ^eburen desselben 
-land es. — — Ob sü der selb hertzzaug dem land und 'den lant- 
- lütten nütz und gut dunke und ouch dem land komenCchen syeund 
v wol füge und fügt er inen nir so nrtiss jn das Rieh einen, andern 
heren tfnd herfctäugen gen."/ •• .; , 

Allein fast alle Spuren dieses uealten germanischen Rechts ver- 
schwanden in der Zeit, wo das Leheqssystem die Grundlage der 
gesammlen Reichs Verfassung wurde ; die. Wahl hatte keine andere 
Bedeutung mehr, als die Anerkennung des. neuen, durch Erbrecht 
berufenen Herrschers , die WablfeieTlrchkeit sank zu einem blofsen 
Hüldigungsacte herab. : • - • ■• 

- Nur ausnahmsweise erhielt sich .aus besondern (Gründen ein 

wirkliches Wahlrecht der Stände, natürlich. an eine bestimmte Fa- 

*• 

miKe- gebunden, bis in das spatere Mittelalter. Der berühmteste Fall 

1) Grimm, Rechtsaltcrttiümer S. 263, Cod. S, Gall. No. 725 , ^abgedruckt 
in Lßfsbtrg , Schwkbeosp. bei Cap. 308. 
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ist das von den s^bleffwig - hol^teiniscbäi Ständen ausgeübte Wahl- 
recht 1 ). 

4) Bin höchst» sonderbarer Weg , die Individualsucoession zu 
realisiren,* wurde von den Grafen von Waideck eingesehlagen. Im 
J. 1271 schlössen drei Bruder von Waldeck ein feierliches Compro- 
mifs, dafe der, von ihnen allein .regierender Graf von Waldeck 
sein sollte, 'welcher die Tochter des Landgrafen Heinrich vpn Hessen 

* 

zur Gemahlin erhalten würde*). Sie machten die Bestimmung des. 
Regenten von dferGuust einer Dame anhängig 1 Der jüngste Sohn 
Otto waf so glücklich., die Prinzessin Sophie heimzuführen , nnd 
wnrde dadurch .allein Regent und einziger Erbe des watdeckischen 
Landes ; seine älteren Brüder wurden geistliche Herren. % 

« 

Auf solche Steatsletterien mutete man verfallen , wen» man die 
Vortheüe .der Individuälsuccession geniefsen woHle, '.ohne sich zur 

■ * * 

Bevorzugung der Erstgeburt zu entschließen* 

5) Diesen seltenern Formen der Individuälsuccession gegenüber 
erscheint sehr früh .die Saccession nach Alters vorzug'ais die 
Kegel. So lange die Erblichkeit der Reichswürq^en "noch nicht voll- 
ständig durchgesetzt war, .sondern nur als billig- galt, dafs dem 
tüchtigen Sonne das Amt des Vaters wieder verheben würde , stand 
es natörlieh- Hern Kaiser frei, weichem Sohne er sein Vertrauen 
scbeaken wollte. Für einen freien Act der Gnade liefscusico 
dem Kaiser* keine Vorschriften mächen. Dennoch begründete der 
natürlich e Vorzug des Alters bald die Regel, dafs der 
älteste Sohn gewöhnlich das Apal des Vaters wieder 
erhielt. Die Analogie einzelner privatrechtlicber Verhältnisse (£. 31)* 
der in der Natur der Sache begründeter Vorzug des ältesten Bruders 
bildete sehr bald die gewöhnlich beobachtete Regel zu einem Rechts- 
gnmdsatze aus. Schon a priori würde man es als wahrscheinlich . 
betrachten Gönnen, dafs- einerseits die Erblichkeit der Territorien, 
andererseits ihre Untheilbarkeit dieses Aüskunftsmittel nöthig ge- 
macht habe': allein die Geschichte* der deutschen Fürstenthümer mächt 

1) Mitfielstn, das Wahlrecht der Schleswig - holsteinischen Stande, in der Zeit- 
schrift. för-D. R. Ifl. 8.84. . " 

2) Gnmdlagerder WaHeckjachen Lußdesgeschtchter von Variihagen $» 330- 
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jede Vermuthaag überflüssig , iudety aus «hrdie, Verbindung der 
Altersbevorzügung mit der Erblichkeit sioh als .geltende Regel 
raduetorisch beweisen, läftt 1 ). , - .. . . ■ '••• 

Im J. 1140 erklärte die Königin Christi«* van Polen , Tochter 
des Kaisers Heinrich V. , v die Bevorzugung des Allers. in der Suo- 
eession als eine 'allgemeine deutsche Sitte t '• 

„Sic iusua Germania, sie apud alias gentes ,* qttae culla 
. vitaf, »ingeniis et sapientia praecellerent , moribus alque. legi- 
bus reeeptum esse, ut maximns. natu in bona p-aterna 
aucceda-t? teteris Fratribus panlulam aliquid prae manibu& dari, 
uade vivant 2 )." 

Ein Gesetz, Wie Ghri&ina meint/ lafst-sioh frei&ch für den 
-Verzug der Erstgeburt nicht nachweisen , sondern derselbe" beruhte, 
wie. der gröfcte Theil der staatsrechtliche* Ifistitutioaeu des Mittel- 
.alters', auf Sitte und'CTe wo-hnheit. Ein. Zeugnifs Kr die ge- 
wo'biibehsmäfsige Beobachtung des Erstgeburtsrechts in deutschen 
Fürsteutehen legt der Jioljändiscke Sachsenspidgel, fc6 ab : 

,jkaiserlic'he,Lehen erbt der Vater auf den ältesten/' 

Ich verweise ferner auf einzelne schon, angeführte Quellenzeug- 
nisse, aus denen nicht blofs die Untbeilbapkeit'der Territo- 

_ 

neu, sondern auch der Vorzug der Erstge'burfbei der Suc- 

eessioit hervorgeht, besonders auf den Sebiedsrithtersprneh in Sachen 

der Grafen von der Mark , der. Wild- und Rheingrafen •, der Land* 

. gcafen von JSlsafs (§.- 25. Iil.) 5 ich beabsichtige endlich, zur grö- 



. 1) Aucji bei -den stavischen Völkern erkannte man regelmässig den Vor- 
zng des Alters an , wie aas einer Stelle' (in Einhard's Annalen ad a. 823) her- 
vergeht :' , Jn qno (conventu) inter 'peteras barbarorum legationes , quae vel 
juBsae vel sua sponte renernnt , dno fratres reges videiieet Wiltzorum contro- 
▼ersiam inter se de regno hahentes, ad praete&tiam imperatoris Yenerant, qao- 

m 

nun ttomioa strat Müegastus et Cejdadragus. ISrant idem filii Liubit repaWikso- 
rum, qtii licet cum fratribus suis regnum cUvisum. ieneret ,, tarnen ^propterea, 
quqd major natu erat, ad eum totiu^s regni summa pertine- 
bat. *Qui cum cömmisso cum prientalibus Abodritis proelio intensset, popu- 
lue Wiltzorum Wim ejusJVIilegastum, quid major natu erat, regem tibi con- 
stitnk" etc, - 

2) Jfartm Cremend; de origine et geftu Polonoram L. VI» p. 137. 
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fsern Evidenz, die Regel der Iudtvidnalsuoeession mit.AIterpvojt* 
zug beispielsweise an der Ge$chjch;te nach mehrerer. deutscher Dy& 
rtasüea nachzuweisen. Ich* will 'die Succession in die gröfsorn 
Reictaämter , .Herzogthömer , Mark - ,* Pfalz- und Landgrafschaf- 
ten im folgenden Paragraphen zunächst behandeln und darthun, 
dafs bei. ihnen die ludividoalsuccesaion bis zur Mitte des 15. Jahr- 
hnaäerts unverbrüchlich feststand; getrennt davon im v §. 38 
werde ich die Successiou m die Grafschaften besprechen, wo 
.das Tbeilungsprineip viel früher um sich gegriffen und die Indivi^ 
duahvecession verdrängt hat. . < • - - 

* . 

• " i it. ■ 

Sueeessionsbeispiere 

aus dem $0. , 11., 12., 13. and 14. Jahrhunderte. ' 

A. Die eigentlichen Fürstenämter, Herzogthtimer, Pfalz-, Mark-, und 

. Landgrafschaften. 

« » 

I. \Oesterreich. 

* 

Für das neugeschaffene Herzogthuüi Oesteireicb wurde die- Un- 
teilbarkeit und die Succession nach Altersvorzug durch das berühmte 
Privilegium Friedrich's I. von 1156 ausdrücklich sanetidnirt; * 

hinter dnees Austriae, qui senior fuerit, dämmt um habest 
dietae terrae, ad cujus eliamsehiorem filium dominium jare.be- 
reditario deducatur ita tarnen, quod ab ejnsdem sanguinis stipite non 
reeedat, nee ducalus Austriae ullö umquam tempore divi$ionis a}i- 
cujus reeipiat sectionem *)." 

Diese -Bestimmung ist um so bedeutsamer, je wahrscheinlicher 
sich annehmen täfst, dafs sie- nichts neues, einzeln dastehendes est« 
hält, -sondern dafs derJKaiser einen Grundsatz ausdrücklich hier 
MBCtiojrirt, welcher bei allen übrigen älteren grofsen Reichswürden 
längst gewohnheitsrech(|ich feststand. Die Festsetzung der Unthcii- 

* 

barkeit und der Succession nach« Altersvorzug, welche hier nur für 
das neugeschaffene Herzogthum Oesterreicb stattfindet, kann daher 



1) Per«» leg. Tom. II. p.99. 
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als lebendig«« Zeugnifs der. damals allgemein geltenden Reähtssitte 
-betrachtet werden.» * ; v » . 

Die Geschichte des Bjtbenberg'scheaHauses liefert, den tmum- 
stöfslichen Beweis, dafs diese Worte keine nriprakliscte Bestimmung, 
sondern Vielmehr die- Teste S>ucc£ssiensnorm der österreichischen Her- 
zöge enthalten. .Nach dem Tode .von Hejnrich Jäsomirgott 1172 
folgte. sein ältester Sahn Leopold in der Herzegswürde,.<ler jün- 
gere Broder Heinrich würde mit einer- kleinen Besitzung, Pfameos 
Medling, abgefunden, nach welcher er benannt «wurde. „Heinri- 
cns duxAusfriae ohiit, cui Luitpoldus filius ejus, major spcces- 
sit, tfeinricus.<~frater etc. *)," •• 

» Auf Leopold Folgte sein ältester -Sohn Friedrich kratf seiner 
^Erstgeburt. „Liupqtdus du* Austriae et Styriae moritur, prix. quo 
ßlios ejas primogenitus Austriae praepenitur^)." 

- % Nach Erloschen des Babenberg'schen Stammes tu der österrei- 

• • • «. 

chischen Linie zog Rudolf I.' das erledigte Herzogthum ein und beab- 
sichtigte^ es seinen beiden Söhnen Albert und Rudolf gemein- 
sam (1282) zu verleihen. Allem die österreichischen Stände *) 
(quibus perieulosiim esset et grave doplicis domhiijugo colla submit- 
fere juxta tesömönium veritatis: nemo.potest'dominis digne servire 
düobus) machten dem Kaiser so ernstliche Vorstellungen, dafs er 
seinen Plan aujgah und Albert allein zum regierenden Herrn er- 
hob , Rudolf aber nur eventuelle Successionsreöhte und eine Summe 

*. " « m ■ 

bahren Geldes zugesichert erhielt: 

„Quod eaedem terrae cum suis juribus , honoribus et pertioen- 
tfis in sblidum. saepedictum Albertum respiciant et eidem soli, 
ta it qua m- «ve.ro s u o d o mi n o,* obediant . . • quod prediclus Alber- 
tus et ejus neredes raasculr sepedietarum terrarüm princrpatus et 
dominia .... soli jperpetuo habere, debeant frt teuere *)." ' • 
. Oiels ausschliefsliche Saccessjonsneeht «des, Erstgebornen und 



1) Anonymi» in Chronic. Austriae ad annum 4172 apud P«« 4 Script. Au- 
striae Tom*. I. t:ol. 562. * 

2) Chronicon MelHqense ad annum4195 ap. P$z, Script. Anstr. T. L c.235. 

3) Siehe die merkwürdigen Nachrichten des Ottokar von Horneck $. 25. IV. 

4) Moser, deutsches Staatsrecht ,. Th. XII. S.383. 
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seiner Linie wurde 4M*> von neaem in dem Ehevertrage anerkannt, 
wdeben Albrecht I: and Philipp von Frankreich bei Vermählung des 
Herzogs Rudolf, erstgeboroen Sohnes des Kaisers and der franzö* 
«che* Prinzessin Blank* , abschlössen : 

„Eidem primogeoit-onostro et beredibns 1 ) suis ab 
eo deseendeniibns doeatos Aostriae el Styriae nee non dominia 
Caraiolae ae Marcbiae cum omoibns aiiis jaribos pertineaCiis . . qaae* 
eanque com ipso dacatn ad doces Aostriae solont baetenus devenire 
<* qnomodo übet pertinere, perpetao et hereditarie remane- 

bwt. Secundogenitum aüosque minores fiberos nostros re- 

Hsciare faciemns penitns et expresse pro omni jnre sifci com- 

petale in dneato. Salvo tarnen seeundogenito et alife minoribns 
likris nostris jure sibi competenti vel competitoro in omnibns ei 
sngnlis supfa dictis, si dictum dacera decedere forte eontingeret 
sine liberis." 

Im A&fauge des 14. Jahrhunderts rifs auch im österreichischen 
Baaae das verderbliche Theilnngssystem ein. 

JI. Brandenborg. 

Albrecht L , der Bär , Sohn des Grafen Otto von Ballenstädt, 
gründete die Mark Brandenbarg and fahrte urkundlich zuerst f 157 
den Namen „ Markgra f von Brandenburg." 

Aach hier galt anfangs Individualsuccession- mit dem Vor- 
ige der Erstgeburt. 

Der älteste Sohn succedirte unter dem Namen Otto I. in der 
&rk Brandenburg. Die jüngeren Söhne theihen sich in das 
Familiengut und führten Namen nach ihren Patrimoniaiherrschaften 
(Hermann , Graf von Oriamünde , Dietrich , Graf von Werben, 
Bernhard, Graf von Aschersleben). 

Auf Otlol. folgte 1184 sein ältester Sohn Otto IL, während 
ein jüngerer Bruder als Graf von Gardelegen erscheint. Otto 
regierte bis 1215 , und da er ohne männliche Descendenz verstarb, 
» wurde Albrecht IL , sein Bruder, Markgraf. „ 

Die Söhne Albrecht's II. , Johann und Otto, erwirkten zuerst 

1) DwnonJ, Corps diplom. T. I. PI. p.322. 
Scbhe BntgekvfU. 9 
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eine Verleihung zur g e s a m m tc d H a n d über die väterlichen Lande. 
JDiese beidep Brüder boten „dis seltene Beispiel -brüderlicher Treue, 
einer deckte den andern, keine Eifersucht* alles, Kampf und Rohm, 
gemeinsam *)." Die beiden Linien des markgrifflicben Hauses. führ- 
ten die Regierung gemeinsam, jedoch, verblieb wenigstens die 
Cburstimme* bis zum Ende des 13. Jahrhunderts der ältesten Linie 
ausschliefsKch; sie kam demnach nach dem Tode Johann'sl. im J. 1266 
auf dessen ältesten Sehn Johann IL und 'darauf 1282 auf dessen Bru- 
der Otto IV« mit dem Pfeiler ' • 

Erst bei der Wahl Adolfs von Nassau entstand Streit zwischen 
den Häuptern beider Linien aber die Ausübung des Kürrechts , wor- 
auf sie sich einer gemeinsamen Ausübung verglichen zu haben 
scheinen. 9 ). 

III. B a i e r n. 

Auch in* Baiern finden wir t wie in allen deutschen Herzogtü- 
mern, solange sich die Amtsidee erhielt, Individaalsucees- 
sion. Anfangs wechselten die Dynastieen sehr schnell und die 
Kaiser pflegten diefs mächtige Herzogthum ibreu Verwandten oder 
Anhängern nach Gefallen zu verleihen und zu entreifsen« Im J. 1070 
verlieh Heinrich IV. Baiern an Weif L • Dieser erlangte im J. 1096 
•vom Kaiser die Zusicherung , däfs ihm sein ältester Sohn in 4em 
He rzoglhtune- folgen sollte'). Demzufolge erhielt nach seinem 
1101 erfolgten Tode sein erstgeborner Sohn Weif IL das Her- 
zogthum; auf diesen folgte sein Bruder Heinrich der Sehwarze, 
welcher bis dahinüber das väterliche Familiengut vom Hause Este 
in Itaben gAraltet and keinen beson^ern Titel gefuhrt hatte. Auf 
Heinrich den Schwarzen folgte sein Sohn Heinrich der Stotee % sein 

1) Stenzel, Preußische Geschichte Bd. I. &61. ' 

2) In äe» Wahldecrete Heinrich'* VII. bei Baluz, Vita Pap«. Ayoo. T. IJ. 
p. 267 heifst es : „Waidemari «narchionis. brandenburgensis pr/o me et Ottone 
patruo meo, cujus vices in hac parte gerc>" 

3) Vitur Arenspech de Guelfis bei Leibnüz. IU. 661: „ut senior filios 
saus Guelfo sibi io ducata succederet, ab imperatore obtmnit," and bei dem 
Anon. Weingort, bei Eifn 8. 19 heifstes: „post mortem patris Gnelfo major 
natu paternüm ducatum reeepit." 
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Brater Weif erhielt am Herzogthume Baiern keinen Antheil ihm! 
führte keinen auf ein Land bezüglichen Amtstitel , theilte aber mit 
seinem Bruder die Familiengüter in Schwaben 1 ). Heinrich der 
Stolze verwirkte 'Baiern und dieses kam an Herzog Leopold von 
Oesterreicu , nach dessen Tode an Heinrieh Jasomirgott. 

Heinrieh der Löwe erhielt durch Kaiser Friedrich I: Baiern. das 
Erbtbett seines Vaters*, zurück , verlor dasselbe aber ii80 durch die 
Reichsacht. 

Der Kaiser verlieh darauf das Herzogtbura . an Otto von Wit* 
telsbach. Auch unter den ersten Wittelsbacbern beobachtete man 
aafängttch die Individualsuccession. ' Auf Otto von Wittelsbaoh folgte 
1183 seih Sohn Ludwig, auf Ludwig Otto* der Erlauchte* 'Erst 
anter Otto's Sühnen war der Amischarakter der flertfogswurde so 
völlig abgestreift , dafs .diese 1255 das väterliche Hereogthum zum 
ersten Male zu theilen wagten. Eine neue Bestätigung der Annahme, 
dafs in die zweite Hälfte des 13. Jahrhunderts der 7 Beginn der Lau* 
destbeiluagen fiiltt 1 Doch selbst in einer 'Zeit , wo die Landesthei* 
laugen vollständig an der Tagesordnung waren $ erhob ein Erstge- 
borner in Baieru seine Ansprüche auf Individuaisuecession , wenn 
auch ohne- Erfolg : „Heinricus et Otto — — duces inferioris Ba- 
variae ineipiunt discordare inter se ac Heinricos, tamquajn se- 
nior, volens solus esse dpminus terrae ooactns est per 
praedicium Ludwicam dividere terram cum firatre et patrueli *)." 

IV. Sachsen (die alten herzoglichen Häuser der BiÜuoger and- Askanier). 

Otto der Grofse ernannte 961 Hermann Billong zum Herzoge 
von Sachsen. In der Dynastie der. Biiiunger , von ibrer Erh>bri»g 
bis za ihrem Untergänge* wurde die Iddividualrticfcession, mit Alters- 
Vorzug verbanden , als unverbrächlrcbe Successionsnorm beobachtet, 
obgleich in dieser 'Zeit weniger em feststehendes Erbrecht , als die 
kaiserliche Gnade den Grund Mr Sn^cession* ausmachte« 

Die Successionsfalle im Billung'scben Hause sind dadurch be- 

1) Eichhorn, Staats- a. Heohtsgeschichte $.235 c, besonders aber Stalin II. 

$.259: * • • \ . 

2) HtnHau R«WWff. tA ». 18*1 b«l fWfter T. f. Script. B«r. Gmti. 6. 826. 

9 * 
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sonders merkwürdig, 3afs'die Herzöge zufälliger Weise immer 
metvrere Söhne hinlerliefsen und' dentiocb nur Einer zur Nachfolge 
gelangte. 

Auf Hermann- Billung* folgte 973 sein ältester Sohn, Bern- 
hard I. $ die naehgebornen Söhne waren' Lothar and Ditmar. Aaf 
Bernhard I. 'folgt 1011 sein Erstgeborner Sohn Bernhard II.; 
die Nachgebocnen waren Ditniar, Bruno und Hermann ; .auf Bern- 
hard IL folgt Ordulf, welcher mit seinem, jüngeren Bruder Her- 
mann die Familiengüter theilte. Mit OrdulPs Sohne Magnus starb 
140fr der Billung'sche Mannsstamm aus. 

Das eröffnete Reichslehen kam nun durch kaiserliche Verleihung 
in Verschiedene Hände: an Lothar von Supplinburg, Heinrich den 
Stolzen, Albrecht von Askanien , Heinrich den Löwen, ohne dafs 
«ich eine neue. Dynastie festzusetzen vermochte. 

Erst nach dem Sturze Heinrich's des Löwen gelang es dem Gra- 
fen Bernhard von Askanien, das Her^ogthum in seiner Familie za 
fixiren. J hm 'folgte 121.1 sein Sohn Albrecht I. , welcher voo ei- 
nigen für den ärte^n, von andern für' den Jüngern Sohn gebal- 
ten wird^ der andere Sohn Heinrich erhielt die bedeutenden askani- 
schen Erbgüter. ' 

Auch in dem sächsischen Hause askanUchen Stammes erfolgte 
die erste wirkliche Theilung des Herzogtums in der zweiten Hallte 
des 13. Jahrhundert». 

-Die Söhne Albrecht's I., Johann uud Albrecht IL, theilten 1260 
die väterlichen Lande , wodurch- eine Sachsen -lauenburg'scbe and 
Sachsen - witteftberg'sche Linie entstand. Die beiden Brüder scheinen 
jedoch die Regierung noch .gemeinschaftlich geführt zu haben, 
so dafs wahrscheinlich erst unter deren Söhnen die eigentliche Real- 
theilung vorgenommen wurde. Das zur eigentlichen Dotation des 
Harzogthums bestimmte Land blieb ungetheilt bei 1 der wittenberg'- 
schen Linie, während 4er lauenburg'scnje Antheil meist aus neu- 
erworbenen Besitzungen bestand* 

Albrecht IL , der Gründer der Sachsen -wittenberg'schen Linie, 
halte vier Söhne, von denen jedoch nur der älteste, Rudolf I., das 
Herzogtbum erhielt. Der Vorzug der Erstgeburt wurde hier gewohn- 
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heitsrechllicb beobachtet , bis er durch die Goldene Bolle Kato J V. 
jeichsgcsetzlich 'sanctionirt räirde. 

V, Die Markgrafschaften Meifaen (wettin'sches Haus). 

■ * • 

Der erste bekannteMarkgraf von Meißen ist Rigd ag , weichet 
io der Geschichte zuerst im J. 983 erwähnt wird 1 ). 

Das Markgrafenthum kann in .dieser Zeit noch nicht als erb- 
lich betrachtet werden ; denn obgleich Rigdag bei seinem Tode 985 
einen Sohn, Namens Karl, hinterliefs, so succedirte ihm nicht dieser, 
sondern Eckard I, , welcher zugleich Markgraf in Thüringen war. 

Auf Eckard folgte 1002 ebenfalls nicht unmittelbar sein Sohu, 
sondern sein Bruder 'G?nzelin vermöge kaiserlicher Verleihung. 

r • 

Erst nach Gunzelin's Entsetzung folgte. Eckard?s I. ältester Sohu, 
Hermann , auf diesen. 1051 sein Bruder Eckard II. . 

Eckard II. starb im J. 1046 ohne~männ!iche Desccndeuz. 

Darauf folgten mehrere. Markgrafen aus verschiedenen Häusern* 
UDler andern ein . geborner Graf von Braunsch^eig', Namens Eck- 
bert I. 

Ein sprechender Beweis für meine Ansicht (dafs besonders in 
der zweiten Hälfte des 11. Jahrhunderts sich das Erbrecht der Reichs- 
würden erst vollständig befestigt habe) ist der Umstand , dafs dieser 
Eckbert I. noch im J. 1068 bei dem Kaiser sich die Nachfolge für 
seinen Sohn ausdrücklich auszuwirken für gut Tand 4 ). 

Im J. 1127 erhielt Konrad der Grofse, Graf von Wettin, 
die Markgrafschaft Meifsen verliehen .(marchiam Misnepsem do.no et 
beneficio regis Lotharn obtinuit 8 ) ). Er wurde der Stammvater des 
jetzt noch blühenden sächsischen Hauses. Seit ihm nahm die ft{ark- 
grafschaft entschieden den Charakter der unbestrittenen Erblichkeit 
a » 4 ). 



1) Heinrich , Handbuch der sächs. Geschichte 1. S. 44. * Armalisia Saxo ad 
a.983. , ' . 

2) Lambert: Schaffhab. ad a. 1068: ,, Marchiam adhuc vivens adquisierat filio 
wo tenerrimae -aetatis." 

3) Chronic, mortis sereni ad a. 1126 ap. München T. II. p. 384. 

4) Pfeiffer , die Ordnung der Regierungsnachfolge 'im sachsischen Hause S. 30. 
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% JttitUnrechl wurde map dieTheilung der Lande, welche Kon* 
rad 1I&8 vornahm , als Beweis für dto Ansieht anfuhren, dafr das 
Theilungssystem sogleich mit der Erblichkeit der Reichswürden -be- 
gonnen habe. Es trat keine Theilung der fteiehswürden selbst ein, 
sondern Konrad vertheilie die mehreren Reichs würden, Welche 
er zufällig inseirifer Hand vereinigte, unter seine fünf Söhne. 

Er erkannte ausdrücklich dadurch den Vorzug der Erstgeburt 
an, dafs er* seinem ältesten Sohne das Hauptland, die Markgraf* 
sehaft Meifeen ; verlieh 1 ). 
J v Eine ausdrückliche Anerkennung des Rechts der Erstgeburt §n- 
i det sich m der Bestimmung Konrad's, daCs allemal der älteste von 
seinen Söhnen oder künftigen Erben die Vogtei des Klosters Petera- 
berg haben -sollte *). ^ 

Konrad's des Grofsen ältester Sohn war Otto der Reiche; 
dieser bestimmte , nach derdainals allgemein beobachteten Rechts- 
gewöhnheif, abermals seinen ältesten Sohn Albrecht znm Nach- 
folger in dem Hanptiande der Markgrafsdfaft Meißen 8 ) und fand 
den Jüngern Sohn Dietrich mit der Grafschaft Weifsenfeis ab. Als 
er auf Antrieb seiner Gemahlin Hedwig- diese Disposition zu Gunsten 
seines jungem Sohnes abzuändern gedachte , erhob sieh Albert ge- 
gen seinen Vater, „in* der Absiebt, ihn zur Bestätigung seiner ersten 
Verordnung zu nöthigen und .also zu. verhüten, dafc ihm nicht die 
Nachfolge in dein Reichsleben, welche ihm als erstgebornem Sohne 
gefrfthrte , entzogen Würde *).**■ 

Albert setzte seinen Ansprach mit glücklichem Erfolge durch 

* » 

1) Annales vetero - ceUeases ad a. 1156 bei Menehen II. p. 387: „Ottoni tan- 
quam' se 111*0 ri marchiam Misnensem, Theoderico marchiam Lusatiae, Detfoni 
comitatum Rochlitz, Henrico comitatum Wittin,' Friderico comitatum Brene di- 
stribuit." 

2) Heinrich , Handbuch der sächsischen Geschichte S. 98. Chr/micoa monti» 
screni Jjei HeiMta» IL p. 136 ; „heredem auemlibet saorum s e n i or e m post se 
advocatupi loci ordinarium constituit." 

d) Annale* vetero - cellenses ad a. 1188: „Albertnm, quod. major natu 
erat, post se marchionem Misnensem ordinaverat." G^roo. mortis aereni -ad 
a. 1118. 

4) Heinrieft a. a, 0. 1.429. 
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und taeceriirte seinem Vater in der Markgrafsohsft tinter dem Namen 
AJbert der Stolze. Nach seinem im J. 1196 erfolgten Tode nahm der 
Kaiser die Markgrafschaft in Besitz, da Albert keine männliche 
Descendenz hinterlassen hatte ; doch gelang es dem Bruder Albert's, 
Bietrieb , sieh eine Wiederverieihung zu erwirken. 

Dietrich hinterliefs drei Sdbfie, Dietrich, Heinrich den älteren 
Qod Heinrich den jüngeren. Da die beiden ältesten in den geistlichen 
Stand traten, so succedirte Hemrjch der jüngere, der Erlauchte, im 
J. 1221 seinem Vater, welcher Thüringen fite sein Haus erwarb. 
Unter den Nachfolgern Heinrich'* des Erlauchten wurde aHmälig das 
Princip der Individualsuccession aufgegeben £ nach seinem h» J, 1S87 
erfolgten Tode nahm Aftrecht , der älteste Sohn , und sein* Bruders- 
söhn Friedrich. Tnttä die Markgrafschaft Meifsen gemeinsam in 
Besitz. . 

Noch lange behauptete sich jedoch darin eintf gewisse Einheit 
der Sueeessioit, dafs man nicht zu wirklichen Realtbetfungen schritt, 
sondern es bei sog. Oerterungen bewenden lieft* wobei der äl- 
teste meist die Regierung zugleich im Namen «der jüngeren führte. 

VI. T h ü r i o g e n. 

Auch in ^hqriogen , wo in späterer Zeit -das Theilungssystem 
seinen Höhepunkt erreichte, galt im 11. 9 12. und 13. Jahrhunderte 
das strengste Recht der Erstgebort im landgrSffiehen. Hanse. 

Mit Uebergehung der älteren Verhältnisse Thüringens wenden 
wir uns unmittelbar zu. der Periode , welche uns hier vorzugsweise 
Hileresrirt. 

Unter der Regierung Konrad's II. wird ein mächtiger thürin- 
giscberGraf genannt, Ludwig uwt dem Barte, welcher durch 
Kauf und kaiserliche Schenkungen bedeutende' Besitzungen erwor- 
ben halte. • 

Ihm folgte 1056 sein ältester Sohn Ludwi.g der Springer 
in der Grafschaft ; der jüngere Sohn Bereogar roufste sich mit der 
Herrschaft Sangerhausen begnügen. 

Ludwig der Springer (unterliefe vier Söhne, roä denen der 
älteste, mit Namen Ludwig, in der Grafschaft succedirte. 
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Dieser, wurde. 1130 vom .Kaiser Lothar mit der. Landgrafschaft 
beliehen und. wird defshalb Ludwig Aex Erste genannt (Ludo- 
vicas imperataria largitione primus landgravius faclus *)). 

: Ludwig der Erste hatte drei Söhne > von denen der älteste ihm 
im J. 1140 in der Landgrafscbaft folgte.. (Genuit Ludovicnm pr-i- 
mogenitum, qui sibi successit -in prfneipatu *).) Die beiden jün- 
geren Söhne erhielten nur einen Theil der Patrimonialbe- 
sitzungen. 

Ludwig II. (der Eiserne) regierte von 1140 bis 1172 ; von sei- 
nen Söhnen erhielt der älteste die Landgrafscbaft unter dem Na- 
men Ludwig III. (der 'Milde). • . 

Es ist höchst bezeichnend für das Rechtsbewufstsein der dama- 
ligen Zeit, dafs ein Chronist die Einheit- der Landgrafsehaft als 
feststehenden Rechtsgrundsatz betrachtet 

,jReliquit tfes filios (Lndovicus II.) scilicet Ludoticum pri- 

• * , 

möge ni tum, -qui sibi successit in prineipatn sieut enim elim 

fuit unus ducatus, sie posteaet fuit unus landgraviatus*)." 

Ludwig III. starb 1190' kinderlos; ihm folgte daher Hermann, 
sein ältester Bruder. 

Hermann I, war mit vier Söhnen gesegnet, von denen aber- 
mals der Erstgeborne , Ludwig iy. x ausschliesslich die Landgrafen- 
Würde, nach' dem Tode seines Vaters 1216 erhielt. 

, , Lud wi^us .primogeaitus Hecmanni Landgravii, mortuo p»- 
tre, sibi -in prineipatu successit 4 )/' 

Ludwig IV. (der Heilige) starb 1228 mit Hinterlassung eines 
vierjährigen Sohnes, Hermann's II. Das Recht der Erstgeburt stand 
so fest in diesem Hause, dafs selbst dieses unmündige Kind von 
Rechtswegen als Latidgraf und sein Oheim, Heinrich Raspe, bei 
dessen Lebzeiten nur als Vormund angesehen wurde *). 



1) Annales brevissimae Thuring. laodgrav. ad a. 1126. Pist. I. p. 958. 

2) Historia de ländgrav. Thuringiae* Cap. 18 ap. Pist, T. I. p. 916. 

3) Hist. de ländgrav. Cap. 22 ap. Pist. I. p. 918. 

4) Bist, de ländgrav. Cap. 27. p. 923. 

5) Reimchronik in der Collect. VI. Aaal. Hassiac. p. 248 : 
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Naeh dem Tode Hermann's II« , welcher im J* 1241 erfolgte, 
setzte Heinrich Raspe die Regierung nunmehr* im eigenen Namen als 
Landgraf fort, 9 *et quia fienricus frater fuit senior inter land- 
gravios, tone viveutes, ideo «ucce&ft in prineipalu *)• 

Im J. 1247 sehlöfs Heinrich Raspe die lange Reihe der thüringi- 
schen Landgrafen, in deren Hatfse das Recht der «Erstgeburt unver- 
brüchlioh beobachtet wordgn war. * 

. Es entbrannte ein heftiger Successionsstreit zwischen Heinrich 
dem Erlauchten, dem Sohne Jutta's, der- ältesten Tochter des 
Landgrafen Hermann I. und Sophie von Brabant, der Tochter des 
Landgrafen Ludwig IV. Allein das Recht der Erstgeburt stand so 
fest,, dafs es selbst bei der Succession der weib Hohen Linie be- 
obachtet Wurde ; der Kaiser und die thüringischen Vasallen erklärten 
sich daher für Heinrich den Erlauchten als reebtmäfsigen Nachfolger 
in der erledigten 'Landgrafschaft. 

In der schon 1242 für ihn ausgewirkten Eventualbelehnuog eiv 
klärte der Kaiser ihn als legitimen Erbfolger: „quura de patris sui 
Hermanni primogenita sit nätus." 

Für wenige Fürstenhäuser haben wir aus dieser Periode so aus- 
drückliche Aussprüche , aus welchen die strengste Beobachtung der 
Primogenitur, so unzweifelhaft hervorgeht. Zwei merkwürdige. Stel- 
len, welche die Stellung der nachgebornen Herren zu dem. Erst- 
geboroen scharf charakterisirgn , werde ich im §. 29 miUbeilen. 
(Siehe auch in diesem §• No. XI a. E.) 

VII. Hessen. . 

In dem landgräflich hessischen Hause., welches in- weiblicher 
Linie vom alten Geschlechte der thüring'schen Landgrafen abstammt, 
scheinen durch eine gewisse Familientradition sich die älteren Suc- 
cessionsgrundsätze länger,, als in anderen Territorien behauptet zu 



» 



Der fromme Landgraf Ludewig 
Liefs sich aufsprechen -in den Krieg ; 



Hermann, sein'm Sohn, gehört das*Lan&" 
1) Autor de landgrar. bei Pittar. Gap. 41. p. 1324. 
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haben. Es .finden sich in diesem Hanse fortwährend Spuren eines 
anerkannten Vorzugs der Erstgeburt., Heinrich, der 'erste Land* 
graf von Hesaen , „das Kind von Brabant", beabsichtigte eine Lan- 
destheilung vorzunehmen. Aber* sein er$tgeborner Sahn wider- 
setzte sich, diesem Unternehmen , indem er behauptete : „dafs ihm 
nach löblichem Gebrauche aller Völker (ex laudato gentium ompium 

m 

usu) die ganze Landgrafschaft 'gebühre jind seine Brüder nur auf 
eine angemessene Abfindung Anspruch machen könnten *)* u 

Der erstgeborne Heinrich IL starb bald und der' zweitgeborne 
Otto*- welcher früher das Vorrecht der Erstgeburt heftig bekämpft 
hatte , trat nun mit derselben Präkension gegen 'die Nachgebornen 
auf. .Nach langen Streitigkeiten mufste sich Otto zwar zu einer 
brüdertiebeu Theilung verstehen , aber durch das kinderlose Abster- 
ben seines Bruders bekam er bald die ganze Landgrafschaft in seine 
Hände. Um künftigen Irrungen vorzubeugen T erklärte Otto im 
J. 1311 alle «seine Besitzungen für untheilbar und bestimmte, dafs 
allemal der älteste Sohn aileioregierender Herr sein sollte« Die hes- 
sische Chronik sagt *) : ,, Dieser Otto machte demnach zur Verhü- 
tung mehreren Streits eine Constitution, und' Anordnung, dafs hin- 
furo alzeit der eltist Sohn unter seinen Nachkommen allein regieren- 
der Fürst und dahero nur ein Landgraf Hessenlandes und genediger 
Herr «ein : . die* andern Brüder aber Landgrafen zu Hessen und ge- 
nedige Junkern genennet , welchen auch allein ein Unterhalt mit 
Habt der Freunden nach Gelegenheit des Landes gemacht. und das 
Land nicht gelheilt werden sollte. " 

Diese Verordnung Otto VI. hat fortwährend einen gewissen Ein- 
(hrfe behauptet, bis die Primogenitur durch ein wirkliches Hausge- 
setz eingeführt wurde. Obgleich auch in diesem Fürstenhaftse man- 
cherlei /Fh eilungen vorgekommen sind, so widersetzte sieh der 
Erstgeborne» doch immer solchen Zumuthungen, als gegen sein Recht 
verstof$end. Mufste er nothgedruugen. endlich nachgeben, so räumte 
man ihm wenigstens bei derTheilung einen bedeutenden Vorzug ein. 



1) tfartoiftftfij'htttoria hassica exercit. VII. th. 25. 

2) Heu. Chronik (Aasgabe voo 1<)06) II. 5. 179. 
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VIII. K a r n t h o u. 

In dem alten HerZogthume Kärnthen verfuhren anfangs die Kai- 
ser mit der Besetzung ziemlieh willkürlich und übergingen bei Eröff- 
nungsfallen hfcufig die nächsten Verwandten. Wenn sie bei der Ver- 
leioang diese» Heczogthtftmsauch' auf gewisse Geschlechter Rücksicht 
nahmen , so hüteten sie sieh doch , die Würde erblich werden zu 
lassen 1 ). „Nach Berthold's Verstobung hn J. 1075 wandte der 
Kaiser das Herzogtum* dem Grafen des Bfurgfthales MarqnUrd zu und 
diesem gelang es zuerst, das Herzogthum in ein erbliches Lehen 
zu verwandeln.*' Diese Behauptung Gebkardfs*) über den Zeitpunkt 
der eingetretenen Erblichkeit stimmt mit meiner Ansicht (dafs erst in 
der zweiten Hälfte des 11. Jahrhunderts, besonders unter der Regie* 
rang Heinrich 's IV., die Erblichkeit 4er groben Reichslehen als fast* 
stellender Grundsatz anerkannt worden sei) vollständig überein. 

Marquard von Kärnthen hatte -fünf 'Söhne, von denen ihm nur 
der älteste, Lnitold, als Herzog von Kärntheo suceedirte. Die- 
ser starb 1090 unbeerbt und «es folgte ihm defshalb sein vierter 
Bruder, Heinrich, ind<*m der zweite und dritte dem geistlichen 
Stande angehörten. Mit Heinrich starb 1 127 das murgdialische Ge- 
ftUecbt aus and der Kaiser verlieb das erledigte • Herzogthum an 
Heinrieb, "Grafen von Ortenburg. Heinrich von Ortenburjj 3 ) starb 
1130 unbeerbt, ihm succedirte sein Bruder Engelbert,, nach dessen 
Abdankung 1135 fiel das Herzogthum an Ulrich', seinen Sohn* Die- 
ser halte zuerst seinen ältesten Sahn, Heinrieh, znmJNachfalger, 
1144 — 1161. Nach dessen unbeerbtem Tode trat sein zweiter 
Sohn Hermann das Herzogthgm an , * 1 161 — 1 18t. Hermann «hafte 
abermals seinen ältesten Sohn Ulrich zum Nachfolger, 4184—12651. 
Da aoek dieser keine Söhne Unterlief«.* so kam der zweite Bruder 
Bernhard, an die Reihe, 1303 — 1366. Auf Bernhard folgte sein 
ältester Sohn Ulrich, 1356—1369. So succedirleti also auch 

1) GeMwrdi, genealogische Geschichte III. £. 396. 

1) a. a. O. III. S.597. 

3) a. a. O, III. 8. 405. Gesohlechtstafel der Herzöge von Kärnthen >ui de» 

ortenborg'schen Stamme. • 
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alle acht Herzöge des v ortenburg*schei> Stammes nach der Regel der 
Individualsuccession mit Altersvorzug. 

* • 

IX. Lothringen. 

Lothringen wurde im Jahr 924 durch Heinrich I. wieder mit 
Deutschland verbunden. ' Die vielfachen* Unruhen .der lothringischen 
Grofcen Veranlafsten im Jahre 959 eine Theilong dieses Herzogthums 
in zwei Herzogtümer,* Ober- und Niederlothringen. Diese Thei- 
lung hatte aber einen ganz andern Charakter als die später in Deutsch- 
land so üblichen -Theilungen, welche nichts anderes als* eine privat- 
rechtliche Erbfolge möglich machen sollten , während diese Theilong 
gerade aus Gründen der öffentlichen Sicherheit vorgekommen wurde 
und vom Könige selber ausging. In Oberlothringen befolgte man 
unter den verschiedenen Dynastieen das Princip 'der Individualsuc- 
cession unverbrüchlich, .wie aus einer Tabelle hervorgeht,, welche 
Galmet in seiner urkundlichen Geschichte des Herzogthums l ) mit- 
theilt. Hier ist die fortlaufende Reihender Herzöge - angegeben, 
welche seit 1084 in Lothringen regiert haben. *Es ist* hier immer 
nur von Einem Herzoge, nie von mehreren Herzögen zu gleicher 
Zeit die Rede. . ' 

Den' sichersten Beweis für den Vorzug der Erstgeburt liefern 
solche Successions fälle , wo der verstorbene Herzog 'm ehr ere 
Söhne hinterjäfst, von denen der älteste allein Zur Regierung 
kommt • 

. im Jahre 1070 hinterliefs der Herzog Gerhard drei Söhne, näm- 
lich Thiderich I.., Gerhard und Berterich, von denen Thiderich, als 
der älteste, allein zur Regierung kam* 2 ). Thiderich hatte fünf 
Söhne,. von denen nur der älteste, Simon, Herzog wurde» Von 
Simon's I. Söhnen kam ebenfalls nur der Erstgeborne, Matthäus L, 
zur Herzogswürde (son fils aine et'son successeur dans le dache). 



1) Calmet 9 hist. de Lorraine I. p. 19p. 

2) Cqlmei I. p. 1108. „Gerard laissa trois fils, scavoir Thierry, qui loi 
succe'da dans le du che*, Gerard qui fut comte de Vaudemont, et Bering 
qui fut afcbe*." Von Thiderich heirst es daher ausdrücklich in Urkunden: „mo- 
narchiam regni .tenente duce Theoderico." 
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Von Matthäus vier .Söhnen succedirle abermals nur der älteste. Si~ 
rnon II. * Da Simon 11% keine Söhne zeugte ; so wurde sein Bruder 
Friedrich I. im Jahre «l?06.6ein Nachfolger. Von Friedrich's I. fünf 
Söhnen erhielt der Erstgeborne , Friedrich IL, das Hensogthum; 
nach seinem im Jahre 1213 erfolgten Tode wurde sehr ältester Sohn; 
Theohald I. , Herzog, welcher 1220 kinderlos starb und daher sei- 
nen zweiten Bruder, Matthäus, zum Nachfolger hatte, .welchem sein 
«rstgeboraier Sohn, Friedrich III. , 1251 nachfolgte, von dessen 
sechs Söhnen abermals der Erstgeborne, TheobaldlL, f 303— 1512, 
allein Herzog wurde. 

Ich verfolge die Reihe der Herzöge von Lothringen nicht wei- 
ter, bemerke aber-, dafs in diesem' Herzogthume die Indivtdualsuc- 
cession niemals unterbrochen öder vom privatrechtlichen Principe 
überwunden wurde.* Diese in der Geschichte der deutschen Terri- 
torien so seltene Erscheinung erklärt sich daraus , dafs, Lothringen 
durch seine Lage und seine politischen Beziehungen Frankreich viel 
näher stand, als Deutschland. Da in Frankreich sowohl in. privat- 
rechtlicher als staatlicher Beziehung die Primogenitur viel fesleren 
Fufs gefafst hatte , als in Deutschland , so wirkte diese Einrichtung 
natürlich mächtig auf das benachbarte Lothringen ein. 

Im Jahre 1306 »wurde in Lothringen sogar durch einen feier- 
liphen Ausspruch der Grofsen anerkannt, dafs die Succession<nach 
Altersvorzu-g uraltes .Landesherkommen sei. (Jus esse et consue- 
ludinem in ducatu Lotharingiae a tempore > cujus non extat 'memo- 
ria, hactenus observatam.) Ich werde *nf dieses Weislhum 4er • 
lothring'schen Grofsen noch einmal zurückkommen (§. 30.).' 

Auch in Niederlotbringen , welche* später den Namen Bra- 
ban t erhielt , entschied der AUersvorzug bet der Succession in das 
Herzogthum. Dieses geht besonders- aus einer Urkunde, von 120Y 
hervor, krall deren der Erstgeborne, Heinric&j das Herzogsamt, 
welches ihm nach Geblütsrecht gebührt, durch einen Act freiwilli- 
ger Cession an seinen Jüngern Bruder Johann überträgt 1 ) : 

„Novcrit universilas vestra , quod Henricus , primogenitus 

1) Diese Urkunde findet sich bej hünig , - Codex diplom. Germanin» T. If . 
P- 1114. p.,1139. H.-91. < - 
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filius Henrici qaondani dueis-Brabantiae , in* nostra.-propter hoc et 
ntntium müitiim et burgensium — .. — conatitutus praesentia, jus 
quod habebat vel quod sibi competebat, in dacatu Bra* 
bantiae et «jus attinentüs, Joanni fratri suo seoundo pos.t ipsam 
genito libere e.'t.spontan&e.donavit donatione inter vivos." 
Das Recht .der Erstgeburt kann nirgends klarer ausgesprochen 
sei», .als ia .dieser Uckunde ; denn die Abtretung an den jungem 
Bruder hat den Charakter einer- vollständig freiwilligen 
Schenkung' (libere et spontanee). Der wahre <Jrund für die Re- 
signation des Erstgebornen findet sich in einer andern Urkunde 1 .) 
vor; es leihst daselbst vom altern Bruder: „utpote corpore imbe- 
cillis esistens, virtutibns animi solertia Providentia quoque ita defi- 
ciens, quod nequaquam sit aptus seu habilis instante entmine digoita- 
tis-et.quod yelut prraceps iräperii ducatus honore refalgcat." 

X, Die Markgrafen von Bad-eu. 
• » 

Berthold von Zähringen erhielt im J. 1061 dfts Herzogtlmm 
Kärnthen und die Mark Verona zum Leben ; ja der Kaiser halte so- 
gar sohoa dem ältesten Sohne Berthold's , BerthoW JL , die Stic- 
cession in diesem Herzogthume zugesichert. 

. DerJ&aiser enlrifs Berlhold Herzoglfaum und Markgrafschafl wie- 
der , aber Berthoid und seid Geschieht führten seitdem den herzog- 
Koben und markgraflichen Titel fort. Es war alte deutsche Sitte, dafs 
ein Fürst , der m 6 h r e r e Reichsämter besafs , bei seinem Tode so 
. tbeilte,> dal» der älteste Sohn das Hauptamt, .die jüngeren Söhne 
die kleineren Ahmten als Erbtheil erhielten. Merkwürdig ist, dafs 
Berthold I. seine »Ti Lei in derselben Weise unter seine Söhne tbeilte. 
Sein ältester Sobn , ernst designirten Herzog von Kärnthen , erhielt 
Jetzt wenigstens den Herzogs t i t e 1, sein zweiter Sohn den Markgrafen* 
Mtol. .Diese schon Kn J- 1077 stattfindende Tfc e i 1 n ng weicht durch- 
au&voif der Regel nicht ab. Das eigentliche Reichsamt , : die Land- 
grafschaft im Breisgau, blieb nngeiheiU nnd fiel dem ältesten zp f ); 

_ • * 

1) Bei Lünig a. a. 0. S. 1115. 

2) , SchöpfHn. historifrtariDgo-badensif I. ,p# 67 : „Filtoruiii Beijoldi maximus 
n a t u fuit Bertoldus II., qui patri in tftalo dncis, ia landgrarii Bri«go- 
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die Tueifaing. bezog sich nur auf die aUodialen Faraitiengtiter des 
zäbriager Hannes. Die Titularherzögn von Zähringen beobachteten 
von Bertboldl* bifc zu ihrem Aussterben insofern Individnalsuecession 
mit Vorzug des Alters, -als der Erstgeborne immer die Haupt- 
lande zugetheilt erhielt. Aul Berthold IJL folgte sein ältester Sohn, 
Berthold III. (von 1111 — 1122), welcher keine männliche Descen- 
denz hinterliefs und defshalb seinen Bruder Konrad tum Nachfolger 
hatte (1122 — 1152). -Konrad's erstgeborner Sobn erhielt den 
Namen Berthold IV. und wurde seines Vatefs Nachfolger ; • von spi- 
oen andern Sahnen starben Konrad und Hugo ohne Kinder , Adel- 
bert wurde Stammvater der sog« Herzöge von Teck 1 ). 

Auf Berthold IV. folgte Bertbold V» , 1185—1 £16, welcher 
ohne mann liehe Descendenz verstarb. 

Ich übergehe die Geschichte (|er Dynasten von Teck , welche 
zwar den Üerzogsthel führten, aber durchaus kein wirküches Herzog* 
thum, sondern nur allodiale Familrengüt'er besafsen« • Während in 
der tiauptlinie der Vorzug des Erstgebornen sehr stark vorwaltete-, 
fand in 'der Teck 'soben Nebenlinie da/ ausgedehnteste TheiV 
lungssyste-m statt Die einzelnen' Gebiete der Prinzen wurden 
durch die .oft wiederholten Theilungen so klein, dafs sie ihrem^Be** 
sitzer nicht mehr -den nötbigen Unterhak gewährten. Daher mul's-* 
ten sie ihre Länder fremden Herreu oder auch .ihren Gläubigern las- 
sen und auf den Verlust des Vermögens folgte bald das Ende des 
Geschlechts a ). 

leb wende mich zu den Markgrafen von Baden , deren Stamm* 
vater Hermann I. der zweite Sohn Beribold's I. ist. • Sie führten 
den Namen Hermann als regelmässigen Familiennamen.« Die vier 
ersten Markgrafen hatten keine Brüder, und die 'Indtviduaisnoeessiffff 



▼iat djgnitfcte, m dyatstit» Snevtov, xiü Hermaaaqjf Jf. in titulo marGhioms et 
hi ufgoTÜai crcichgovicis aliisqoer Fraaciae- orientalis terris siiccetsit." 

1) Schöpflin I. p. 199 : „Secunda dwtractione Atjplb'ertu«, Bertholdi I V. frater, 
terms illas teccenses, ut peculiarem dynastiam, sortitus est, qua« deineeps 
cowöctodbe et usa formubm indaenmt dacatas , qoad AdeUxgrtat *ja*qne snc- 
cwsores teocenses, ducali sangmne nati % nomine dneam rosignirentiir," • ♦ 

2) Gtbhardi TF. S. 17». ' * . 
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war-defshalb eine Notwendigkeit; Hermann IV. hatte drei Sohne, 
Hermann V. , Heinrich und Friedrich, unter welche er seine Lande 
dermafsen theilte, dafs Hermann V. als ^er älteste die Hanptlande, 
Heinrich als der zweite üächberg erhielt und Stifter der Hachberg'- 
schen Nebenlinie. wurden doeh nannten sich alle drei. Söhne ,,Mark- 
grafen von Baden." 

.Hermann V. starb* 1242 .und hinlerliefs zwei Söhne, Her- 
mann VI. und Rudolf. Diese beiden Söhne succedirten ihm gemein- 
sam; allein iHermann's VI. einziger Sohn Friedrich wurde 1268 zu 
Neapel hingerichtet 'und so wurde der zweite Sohn Hermann'sV., 
Rudolf I., Stammvater des markgräflichen Hauses.» Rudolf I. hin- 
lerliefs' vier Söhoe: .Hermann VII. , Rudolf II. , Hesso and Ru- 
dolf III. .."•-,. 

. JJnter der Nachkommenschaft dieser .vier Söhne fand das voll- 
ständigste Theilungssystem sfatt. 

XL. Pfalzgrafen von Sachsen. , 

/ Sehr verworren -und dunkel • sind die Nachrichten über • die 
Pfalzgrafen von Sachsen, bis 311 der Zeit, wo das Pfalzgrafen- 
arat«tmt der Landgrafenwürde von Thüringen vereinigt wurde. Ich 
will jedoch versuchen, aus den einzelnen zerstreuten Nachrichten 
eine kurze Suecessionsgeschichte, zusammenzustellen. * 

Obgleich schon früher Pfalzgrafen van Sachsen erwähnt werden, 
so hat «iqh doch erst mit dem Goseak'schen Hause eine fehlere Art 
d$r* Erblichkeit ausgebildet. Die Pfalzgrafschaft Sachsen scheint 
in früherer Zeit so getheiit gewesen zu sein , dafs es einen Pfalz- 
grafen in Nord*- und Ostthüringen,» einen zweiten in Süd- und. West- 
thüringen gab 1 ), ' 

Friedrich I. vtm Goseck ist der erste Pfalzgraf dieses Anises 
(„comes Fridericus prim^s de nobilissima-anliquorum Sflxonnm et 
Francorum prosapia")*). Er hinterließ bei seinem Tode 1036 drei 
Söhne, Adeibert, D«-do und Friedrich, von denen Adelbert 



1) Entwurf einer Historie 4er Pfalzgrafen za Sachsen. Von JUgdfnrtkk* 
1740.- S. 8. / . ... 

2) Ann&l. Gosec. , herausgegeben Ton Mader S.207. 
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der älteste gewesen -zu seiu scheint 1 ). Nach alter deutscher Stile 
tbeiiteo diese drei Brüder den väterlichen Allodialnachlafs unter sich 
nod zwar nach gleichen Theilen (aequa lance). Auf die Pfalz&raE» 
schall konnte natürlich Adelbert keine Ansprüche machen, da er 
sich den geistlichen Stand gewählt hatte und später Erzbischof von 
Bremen wurde. Der Kaiser verlieh daher die Pfalzgrafschaft dem 

» 

Zweitgebornen, Dedo« Er scheint zuerst die. mehreren säch- 
sischen Pfalzen , welche bis- dahin an verschiedene Reichsbeamte 
verliehen zu werden pflegten, in seinen Person vereinigt zu 
haben. 

„Hie. Dedo erat vir bonus ac justus — — primus stirpis suae 
monarchiam palatii a rege protneruit*)."' 

Man. wurde'. den Ausdruck primus suae stirpis ganz falsch 
verstehen, wenn man annehmen wollte, ec wäre derer ste Pfalz- 
graf' seines Stammes gewesen , da der merkwürdig gewählte Aus- * 
druck mooacchia sich nur auf die Vereinigung der beiden Pfal- 
zen in Einer Hand beziehen kann. 

Da Dedo nuc einen unechten Sohn hinterliefs , so succedirte 
ihm 1056 der dritte Bruder, Friedrich II. , welcher zwar die AkV 
dialverlassenschaft mit ihm gelheilt, an der Pfalzgrafschaft aber, als 
einem untheii baren Reichsamte, bis dahin noch keinen Antheil 
gehabt hatte. 

„Eo- deftincto, quia filium legitimuih non habuit, monarchriam 
palaiii dominus Fridericus, germanus ejus, a rege suseepit 8 )." 

Friedrichs II. einziger Sohn , Friedrich III. , Wurde im Jahre 
1083 auf der Jagd erstochen. 

Seine Gemahlin Adelheid gebar nach dem Tode ihres Gemahls 
einen Sohn, Friedrich IV. Da sich Adelheid bald nach dem Tode 
ihres Gemahls mit dem Landgrafen Ludwig von Thüringen ver- 



1) Annal. 609. a. a. 0. „Cornea Fridericos domioam Agnam sibi in coa- 

jogio sociavitj ex qua praedictos filios Adelbertum Dedonem et Fridericum 

generavit." s Mae kann aus der Stellung der Namen mit einiger Wahrschein- 
lichkeit ersehen, dafs Adelbert der Erstgeborne gewesen ist. - 

2) Chron. Gosec. S. 212. (ed. Hader.) 

3) Chron. Gosec p. 213. r 

Schake Entgeb.Rt. |Q 



146 Zweite Periode. 

mahlte, so kam Friedrich IV. (genannt von Putelendorf) unier die 
Vormundschaft seines Stiefvaters. "Sein vormundscliaftlicher 
Vertreter in der Pfalzgrafschaff scheint Friedrich von Sommerescben- 

burg gewesen zu sein , . sein Oheim vonr weiblicher Seite , welcher 

* 

sich jedoch baM-das Pfalzgrafenthunt selbst zulegte. 

Ais Friedrich IV. wehrhaft geworden war , gelang es ihm end- 
lich, nach vielerlei Streitigkeiten einen Theil der väterlichen Gö- 
teraosden Händen seines Vormundes, des Landgrafen, zu erlan- 
gen , • während Friedrich* von Sommereschenburg die Pfalzgrafschaft 
hartnäckig behauptete. 

Kaiser Heinrich. V. belieh Friedrich IV. von Putelendorf mit 
dem großväterlichen Reichsamte. Von dieser Zeit an kommen wie- 
der zwei pfalzgräfliche Linien neben einander vor , indem, neben 
dem vom Kaiser eingesetzten Pfalzgrafen der. von ihm entsetzte 
den Titel beibehielt 1 ). , 

Friedrich IV. hatte zwei Sö'hue, Heinrich and Friedrich. Hein- 
rieh, *als der Erstgeborne und künftige Erbe, wurde von Jugend 
auf von seinem Vater- zur Regierung und zum Kriege erzogen. 
Friedrich, als der jüngere Sohn, wurde dagegen, naeh der Sitte der 
damaligen Zeit, zum Geistlichen bestimmt und* in ein Kloster zn 
Magdeburg gethan (filios- duos Henricnm et Fridericum generavit; 
-quibus adultis Henricnm pro spe haeredis militiae aptavit, Fride- 
ricum cauonicae professioni associavit*)). Aber da Heinrich sehr 
bald starb , so raubte man den jungen Friedrieb aus dem Kloster, 
damit er den Stamm der Pfalzgrafen von Goseck -Putelendorf fort- 
setzen möchte. Allein er wurde auf Verlangen des Erzbiscbofs 
von- Magdeburg schon 1134 wieder in das Kloster zurückgebracht. 

Mit ihm erlosch die männliche Linie der Pfalzgrafen aus dem 
Hause Goseck und es wurde nun das verwandte. Haus Sommer- 
eschenburg mit der ganzen Pfalzgrafschaft beliehen, nachdem es 
längere Zeit schon einen Theil derselben besessen hatte. 

Mit Adelbert von Sommereschenburg starb 1178 auch diese 



1) Gervais, Geschichte der P&bgrafen von Sachsen, bei F Sn ttmtm n , neue 
Mitth. IV. 3. 27. 

2) Ghron. Gosec p. 232. > 
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pfalzgrifKcbe Linie aas und* im Jahre 1 180 kam die pfalzgräfliche 
Würde an das thüringische Landgrfcfengeschlccbt. Da in diesem 
Baase das Recht der Erstgeburt auf das strengste gehandhabt und 
sogar auf Acne Anfalle ausgedehnt wurde, so erhielt der regie- 
rende Landgraf von Thüringen, Ludwig der Fromme, die Pfalz- 
grafschaft (Ludovicos, comes provincialis , efificitur palatinus locr 
Adelberti de Sommeriksborch, qui sine berede obiit 1 )). Aus freiem 
Entschlösse trat jedoch Ludwig der Fromme die Pfalzgrafschaft sei*' 
nem Bruder ab: N 

„Ibi Hermannns , frater Ludovici provincialis comitis, palatinus 
Saxoniae constitnitur, germano ipsius eodem principatu 
nitro se abdieante*)." 

So bildete bei Ludwig's Lebzeiten die Pfalzgrafschaft Sachsen 
gewissermafsen eine Secundogenitur der thüringischen Landgra- 
fen. Es wiM daher auch als etwas auffallendes bemerkt , dafs bei 
Lebzeiten des ältesten Bruders der zweite Bruder schon eine 
Regierang besafs: 

„Hermannus landgravius, adhuc vivente Ludovico pio 
fratre sno.^ facta» est comes palatinus Saxoniae 9 )." 

Nach dem kinderlosen Tode Ludwig's III. (des Frommen) er« 
hielt der zweite Binder auch die Landgrafschaft Thüringen ; seitdem 
blieben beide Fürstenamter in Einer Hand vereinigt« 



Anhang. 

• Böhmen.. • 

Dieses slawische Land war in ältestes Zeit in viele kleinq Für- 
stenthümer getheilt und es werden oft viele böhmische Herzüge 
zu gleicher Zeit genannt. „Wahrscheinlich," sagt Gebhardi*), 



1) Chronic. Bigaag. p. 264. ; bei Heydenreich S. 133. 

2) Ghron. Sanpetr. bei Mencken III. 

3) HrinhartUbrwmiflcher Mönch bei Pffforius. Ib yd ttwtUh S. Idf' 

4) Genealog. Geschichte IIL S. 19. 

10* 
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,; war, Böhmen in -viele kleine ' Füräenthüiäer vertheifet, die von 
Prinzen eines Hauses zwau besessen , aber nicht auf ihre Kinder 
vererbt, sondern nach dem Gutdünken des -Stammesältesten oder 
Großfürsten bald mit andern vertauschet , bald zurückgegeben wor- 
den . and eigentlich zu^amnfen ein Eigenthum des ganzen Geschlech- 
tes , hiebt aber eines einzelnen Mannes oder Zweiges ausmachten. 
Diese Einrichtung scheint bei der Einführung des Christenthums ab- 
geändert zu sein und daher kommt bei diesem Zeitpunkteerstein 
Stammvater, nämlich Borivoy, eines alleinherrschenden Zweigs zum 
Vorschein." 

Es kann nicht unsre Aufgabe sein, eine Untersuchung über 
diese ältere böhmische Successionsordnung anzustellen , da wir es 
hier mit reinslavischen Verhältnissen zu thtfn haben; wir konn- 
ten nur Böhmen defshalb nicht unerwähnt lassen-, weil — seit sei- 
ner Verbindung mit Deutschland als deutsches Reichsland— sehr 
bald auch hier die Individualsuccession eingeführt wurde. 

Unter Borivoy's nächster Nachkommenschaft scheint da* Thei- 
lungssystem noch in Uebung gewesen zu sein ; aber schon hnii. Jahr- 
hunderte soll Brecizlaus die Succession des ältesten Sohnes grond- 
gesetzlich festgestellt und die böhmischen Stände sich für die Auf- 
recbterbaltung dieser Verordnung verbürgt haben *). Iffefßujer 
fuhrt die .merkwürdigen Worte an, welche Brecizlaus vor seinem 
Tode zu den versammelten Grofsen des böhmischen' Reichs gespro- 
chen haben soll: 

„Occultare praesentibus nolo, quäle decretum quondam inter 
fiKos decreverim; nihilutique novi «aut insoliti statuens, sed qnod 
ordp primum natttrae, dein jus gentium praescribit, id con- 
firnians, nempe tit ex filiis ne alius *ad- paternam regni 
successionem nisi natu maximus provehatur, ceteri vero 
fratres Sorte quisque sua contenti sint 2 )." 

Interessant sind zwei Urkunden , welche Bestimmungen über 
*üe Sucoession in die böhmische Königskrone enthalten. Fried- 



1) Gebhordi III. S. 30. 

.2) Pfeffingcr, Vitr. illustr. III. Tit. XI. S. 761. Dubravius üb. Vif., Hist. 
Boheniiae p. 55. 
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rieh II. soll den Königin von Böhmen im Jahre 1231 folgendes Pri- 
wlegiam -ertheilt haben:* ' • 

„Semper major natu sen senior ex generatione lua, ex te A 
suecessoribus lais legitime descendentes , in ipso regno socoedant, 
alii vero heredes minores natu non habeant aliud, nisi quod ex regis 
gratia poterunt obtinere 1 ). 4 ' 

Kaiser Albrecht I. soll im Jahre 1306 verordnet haben: 

„Quod si idem Rudolfus filins noster sine fructtkde'eedat, tone 
alias filins natu senior dux Anstriae in regno succedat. Qnodai. 
oulli filii nostri ampKus extabunt, tunc germani oostri senioria 
senior filins rex constituatur 9 )." 

leb bemerke jedoch , dafs diese beiden Urkunden , «welche die 
Primogenitur mit so klaren Worten, verordnen, st^h.in dieser 
Form meines Wissens nur bei Goldast in seiner Schrift de majo- 
ratu- S. 178. und 181. vorfinden. Bei deri>ekannten Unzuverlässig- 
keit dieses Schriftstellers ^möchte ich daher auf ihre Echtheit njeht 
zu grofses Gewicht legen. 

Vollständig sicher sind dagegen die beiden , ebenfalls die böh- 
mische Succession betreffenden Urkunden, welche in Sommers- 

m * 

berg's Sammlung 8 ) enthalten sind: - 

1) Friedrieb II. bestätigt 1216 dife Wahl Wenzels zum Könige 
von Böhmen : „quod communi voluntate et adsensu dilecti nostri 
Otakrii, illnstris regis BoSmiae , . elegerunt in regem eorum 
Weneeslaum - filium ipsius pfimogeiiitum." 

2) Nach dem Tode König Oitokar's bestätigt Kaiser Friedrich 1234 
dem Wenzel das vätealichs Königreich : „quod olim coneessi- 
mns ei tamquanrpriifiogeiiito post ejnsdem patris sui obi- 
tum ab * imperio possidendum . ' ' - 

§• 28- 

• 

B. Die Grafschaften. 

* 

Die fürstlichen Successionsreihen,. welche ich.im von- 



1) Goldast, de majoratu ji 178. 

2) Goldatt, de majoratu p. 181. 

3) Silesiacarum rerum scriptores ed. Frider. Wilhelm de Sommersberg I. p. 925. 
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gen Paragraphen zusammengestellt bebe, zeigen klar und deutlieh, 
dafs bis io die Mitte des 13. Jahrhunderts die Individualsuccession 
in den grofsern deutschen Reicbsämtern (den Fürstentümern im 
neuern Sinne), d. b, den Heraoglbiimern, Pfalz-, Mark* und Land- 
grafschäften als Regel feststand und dafs dieses staatsrechtliche Prin- 
cip fast immer die Beobachtung des Altersvorzugs mit sich führte. 
Man bat bis jetzt sehr Unrecht getban, für die angeführten grofsern 
ftaichsämter und die gewöhnlichen Grafschaften ganz dieselbe Re- 
gel feststellen ?u wollen, indem man im allgemeinen den Satz 
aussprach , dafs das Theilungssystem erst in der Mitte des 13. Jahr- 
hunderts um sieb zu greifen begonnen habe 1 ). Ein ausgedehnleres 
Studium deutscher Grafengeschichten hat mich zu der Ansiebt ge- 
führt, dafs, die Successionsgeschichte vieler Grafschaften schon in 
dieser Periode vom Standpunkte einer rein privatrechtlichen 
Beerbung aufgefafst werden mufs. Die Grafschaften halfen ganz 
denselben Eutwiokelungsprocefs wie die grofsen Fürstenämter durch- 
gemacht.; von der reinen Beamtenstellung ausgebend, haben sich 
die Grafen erst nur die Erblichkeit, später das Recht der pri- 
vatrechtlichen Vererbung zu erriogen gewufst. Aber die 
Grafschaften haben alte diese «Stadien schneller durchlaufen, die 
ErtÜQhkeU hat sich schneller bei ihnen .vollständig ausgebildet-, der 
Aiplseharakter ist bei ihnen früher abgestreift und die privatrecht- 
ÜQbe Theilqngsbefugnifs ehe.r durchgesetzt worden. 

Wif haben die Geschichte der Grafschaften schon mehrfach in 
9fttrP"ht gezogen , wir haben gesehen,, wie zur Zeit dec alten Gau- 
verfassung der Graf weiter nichts als «ein Beamter war, wel- 
eben der König .nach Gefallen ein- und absetzen konnte 5 wie bald 
sich aber, sch^n unter den spätem Karolingern, das Grafenamt 
in bestimmten mächtigen Familien festsetzte, indeiq es gefährlich 



1)' Diesen Fehler begeht selbst Eichhorn II. §. 301. Pfeiffer's ganze Darstel- 
lung leidet an diesem Mangel; auch Hofacher $.32. will dieselben Grand- 
sätze auf tolle Grafschaften anwenden, welche er mit Recht für die Fürstenthü- 
mer geltend macht; ebenso Jfäberfm, Repertoriam, des deutschen, Staats- and 
Lehnrechts IV. S 269. 
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wurde, einer solchen Familie das Grafenamt wieder zu entstehen 
(§. 17. S. 56.). • 

Mit der Auflösung der Gauverfassung beginnt die grofse Umge- 
staltung, welche das Grafenamt zu erfahren hat; diese Auflösung 
fällt vorzugsweise hHlas 11, Jahrhundert *(§. 21.). Erst mit diesem 
Jahrhunderte wird eibe Geschichte der Grafengeschlechter 
möglich. Zwar lassen sich hier und da schon für die. frühere, be- 
sonders die karolingische Zeit-, 'Grafentabellen der einzelnen Gftue 
entwerfen, ein Unternehmen, welches Statin 1 ) mit anerkennen** 
werthem Fleifse für die schwäbischen Gaue durchgeführt* hat. Aber 
solche Tabellen sind für unsern Zweck von' wenig Bedeutung, indem 
uns hier nur Vornamen begegnen, welche selten einen Zusam- 
menhang der Geschlechter errathen lassen ; wir können daraus nicht 
einmal einen Sehrafs ziehen, ob ein bestimmter Grafenbezirk vom 
Vater auf den Sohn vererbt worden oder in. fremde Hände gerathen 
ist. Nur wenn sich in einer Familie ein bestimmter Vorname fixirt 
hat, wie dieses bisweiten der Fall ist, kann man, bei häufiger Wie- 
derkehr dieses charakteristischen Vornamens, eine Vererbung mit 
grofser Wahrscheinlichkeit annehmen. 

Eine Geschichte der Grafengeschlechter wird erst von der 
Zeit an möglich, wo die Grafen sich nach ihren Stammburgen 
zo nennen aufengen, indem man erst von da an eine Dynastie mit 
einiger Sicherheit verfolgen kann. Doch treten untf auch hier noch 
grofse Schwierigkeiten entgegen , indem ea länger dauert, ehe. diese 
Beinamen eine gewisse Stetigkeit erlangen und* häufig dieselbe 
Familie, ja bisweilen derselbe Graf unter verschiedenen Bei- 
namen aufgeführt wird. Die gröfste Schwierigkeit liegt aber in dem 
Mangel an Quellen, welcher sich bei der Historie aller kleinern 
Dynastieen bemerklich macht. Die historischen Schriftsteller des 
Mittelalters wenden begreiflicher Weise den unbedeutendem Häusern 
der Grafen nur dann ihre Aufmerksamkeit zu-, wenn einzelne Glie- 
der derselben mit den grofsen Angelegenheiten des Reichs in Ver- 
bindung treten*). Einem andern Umstände haben wir bisweilen 
- » 

1) Wttrterab. Geschichte I. S. 336 — 332. 

2) Wtnch, hessische Landesgeschichte I. S. 183. 
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einige «Nachrichten über die Geschichte der gräflichen Dynastieen zu 
vecdanken, nämlich der Verbindung, in welcher ein solches Grafen- 
haus mit einem gröfsern geistlichen Institute, einem Stifte oder Klo- 
ster gestanden bat. Die Mönche, die gewöhnlichen Schriftsteller 

• ' •* ♦ . 

des Mittelalters , haben dann ein solches GesÖMecht einiger Notizen 

für würdige gehalten. Eine gewisse Hülfe* bieten zwar die Urkunden, 
aber auch diese Quelle fliefst sparsam genug. Meistens ist aus den- 
selben für uhsern Zweek wenig *zn sthöpfen. Die Urkunden be- 
handeln; ein trockenes, abgerissenes Factum, meistens eine Schen- 
kung an. ein geistliches Institut. Wenn in denselben auch Grafen 
als Donatare vorkommen,' so können wir doch oft' schwer den genea- 
logischen Zusammenhang derselben ergründen. Da die Schenkun- 
«gen meist von dem Eigenthume oder dem Allodium der Grafenfömilie 
gemacht werden, so können wir über die Stellung des Erstgebornen 
zu den Nachgebornen nur wenig daraus erfahren, indem das Alio- 
dialgutj nach deutscher Sitte, unter alle' Brüder gleich vertheiit 
zu werden pflegte und also alle* Brüder bei solchen Schenkungen, 
als selbstfeerecbtigte Eigenthümer, zu concurriren hatten (§.29.). 
Nähere Andeutungen über da»-Verhältnifs des regierenden Herrn zu 
den Nachgebornen finden wir daher in den altern* Urkunden nirgends. 

. Während wir bei den gröfsern Fürstenämtern ohne Bedenken 
eine allgemein gültige Jtegel aufstellen konnten , müssen wir bei den 
Grafschaften völlig darauf verzichten. Die Verschiedenheit 
der Succession- ist bei diesen so grofs, dafs wir hier keine allgemeine 
Norm, sondern hur gewisse leitende Maximen hinstellen dürfen. 

... Meine Untersuchungen haben in dieser Beziehung folgendes He- 
suität ergeben: 

1) Je mehr sich bei einer Grafschaft der alte Aratscharäk- 
4e r erhaltest hat, um so fester steht bei ibr die RegeL der Individual- 

succession, um so länger behauptet sich bei. ihr, oft bis tief in das 

> 

13. Jährhundert hinein, die staatsrechtliche Successionsarl. 

2) Je mehr- die Grafschaft den Charakter einer blofsen* Pa- 
trimonialherrsehafc angenommen und die AmtS'qualität abge- 
streift hat, um so eher hat das Theilungssystem Eingang gefunden. 
Bei solchen Patrimonialgrafschaften finden wir häufig, dafs schon 
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• * 

im Anfange des 11. 'Jahrhunderts ohne alles Bedenkeu getheilt 
wird.- 

3) Aueh in den Grafschaften, wo seit den» frühesten urkund- 
lichen Nachrichten Theilbarkeit gegolten hat, geigen sich hier 
and da noch gewisse Sporen einer früher stattfindenden Individual- 
saccession in gewissen Vorzügen, welche dem Erstgebornen ein- 
geräumt werden. 

4) In gewissen^ Gegenden scheint die IndivHlual$ucc$ssion und 
das Recht der Erstgeburt tiefer «-Wurzeln geschlagen zu haben, 
als im übrigen Deutschland. Feh meine damit die westlichen , be- 
sonders die rheinischen Grafschaften. Die nachbarlichen Bezie- 
hungen zu Prankreich, wo das Recht der Erstgeburt sogar in privat- 
rechtlicher Hinsicht von jeher eine viel größere Rolle spielte , <ils 
in Deutschland, erklären die'se,Erscheinung hinlänglich: 

Ehe ich fliieh zu einzelnen Successionsbeispielen wende, wo- 
durch ich nieine aufgestellten Ansichten belegen werde ,~ schicke ich 
noch einige noth wendige Bemerkungen über die Geschichte der Graf- 
schaften überhaupt voraus, aus welchen hervorgehen wird , dal's 
bei den Grafschaften die Möglichkeit viel näher lag, den Amts- 
charakter und somit/ die Unteilbarkeit abzustreifen ,-* als • bei den 
eigentlichen Fürstentümern. * 

• Die erste Folge der aufgelösten Gau Verfassung war die voll- 
ständige Zerstückelung der alten gräflichen Amtsbezirke. Die 
Begriffe Gau und Grafschaft 6elen immer mehr aus einander, 
während sie nach der älteren Verfassung meist identisch gewesen 
waren (S. 49.)- Dennoch erhielt sich der alte Amtscharakter noch 
mehr bei d e n Grafschaften , welche aus solchen alten , wenn auch 
vielfach zerrissenen und geschwächten Gaugrafscbaften hervorgegan- 
gen waren , als b£i den Grafschaften , welche nichts waren als 
einzelne feudale oder allodiale Herrschaften , für welche dem Eigen- 
thümer Grafenreehte verliehen worden waren. 

Die Immunitätsherren , welcher früher nur das Vertretungsrecht 
ihrer Hintersassen gehabt hatten (immunes ab introitu judicis) $. er- 
hielten jetzt häufig Grafenrechte für ihre eigenen Besitzun- 
gen. Diese neueren Grafenbezirke , welche nicht aus einer früheren 
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Gaugrafschaft, sondern aus einer .privHegirtett Immunitat hervorge- 
gangen waren, bestanden hauptsächlich aus den eigenen Gütern 
des Grafen , weither hier Richter qdä Herr in Einer Person war. 
Diejse Grafschaften mit vorwiegend pa tri monialem .Charakter 

waren vermöge ihrer Entstehung. nur ein sehr loses Aggregat 

• • 

verschiedener 'Bestandteile. Die dazu gehörigen Herrschaften und 
Grundstücke waren bald allodiales Eigenthum der Familie, bald 
gingen sie von einem geistlichen oder weltlichen Herrn zu Leben. 
Lauter zerstreut liegende, Gerechtsame und Besitzungen , als Ge- 
richtslehen, Vogteien, Schlösser nebst Zubehör, Höfe, Gefälle, 
Zinsen , Lehen und Dienstmannen bildeten , nach Auflösung der 
Gauverfassung, eine solche Grafschaft. Alle diese verschiedenen 
Bestandteile wurden dadurcj) allein zu einem Ganzen verbunden, 
dal's sie von Einem Herrn erblich besessen wurden, 
welchem die Grafenrechte darüber verliehen waren.* Worauf soll- 

« 

ten diese erblichen Gerichtsbezirke , welche niemals Atotssprengel 
gewesen waren , ihre Einheit und Untheilbarkeit stützen ? 

Hier konnte Niemand den privatrechtlichen Xbeilungsgelüsteu 
das staatsrechtliche Princip der Untheilbarkeit entgegen halten! 
Da die Vereinigung nur auf der Person des jedesmaligen Besitzers 
ruhte und also eine rein zufallige war, so mutete mit «dem Tode 
des Eigenthum ers auch eine Auflosung der so verschiedenen £le- 
mente möglich werdea, nachdem das einzige Bindemittel derselben 
weggefallen war. Durch die privatrechtliche Behandluugsweise, 
welche die Grafschaften fortwährend erfahren, indem man sie ver- 
tauschte i verschenkte , Töchtern zur Mitgift gab, wurde man natür- 
licher Weise dabin geführt, sie ohne Bedenken auch zu theilen. 

• 

Selbst die Kaiser trugen kein Bedenken , ' Geistlichen und weltliehen 
Grofsen solche Grafschaften zu vollem Eigetithume zu schen- 
ken, wodurch sie die privatrechtliche Behandlung^ weise der- 
selben stillschweigend gestatteten. Die Schenkung zu vollem Eigen- 

• 

tbutne gab natürlich dem Beschenkten das Aecht der Veräußerung 
und .der Tbeilung. 

Aber die Theilbart^eit der Grafschaften) welche eigentlich wei- 
ter nichts als mit Grafenrechten versehene Immunitäten waren, wirkte 
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auch auf diejenigen ein, weiche aus alten, wenn -auch vielfach zer- 
stückelten Gaugrafscbaften hervorgegangen waren. Die Theilunga~ 
lost überwand auch hier schnell die Bedenken , welche eine' etwaige 
Erinnerung an den friiherenAmtseba'rakter hervorrufen tonnte. Nur 
die eigentliche Landgrafschaft, welche in Bezog auf den Heerbann 
dem Herzogthume gleich, stand und ein wirkliches Fürstenlbum im 
neaeren Sinne war, behauptete ihre Unteilbarkeit solange als die 
übrigen Fürstenämter (§. 25. S. 112. §. 27. VI.). 

Neben den eigentlichen Theiluogen, welche beim Cfcafen- 
staode bisweilen schon im 11. Jahrhuuderte vorkommen, finden wir 
eine andere Form der privatrechtlichen Succession *— nämlich die 
Gemeinschafllichkeit der Regierung. Häufig werden 
zwei Brüder in dieser Weise als regierende Grafen in einer and 
derselben Grafschaft neben einander genannt, während die übrigen 

» 

Brüder zu Klerikern bestimmt zu werden pflegten. Der älteste Sohn 
erhielt regelmässig dabei den Stammsitz .zur Residenz und wurde 
nach demselben genannt, während* die jüngeren Brüder eine andere 
Burg angewiesen erhielten, von welcher ihre Linie eine unterschei- 
dende Benennung hernahm (§.29). Ebenso fing man an, die einv 
zelnen Landestbeile nach den Schlössern zu unterscheiden.. Je mehr 
sich die Familien theilten, um so mehr Sohlössor wurden erbaut, 
ledern dieser Schlösser legte man einen bestimmten D^rferdistrict 
zu, eine Abtfaeilung , welche sich änderte, so oft ein neues Schlofs 
hinzukam. * Wichtige Familienbesitzungeo blieben meist in Gemein- 
schaft der verschiedenen Linien ; geringere Stücke wurden entweder 
für immer oder wenigstens den Nutzungen? nach gethei|t l ). • 

lob werde durch eine Reihe von Beispielen nachweisen , dafs 
viele deutsche Grafschaften schon im 11. , 12. und 13. Jahrhunderte 
getheilt. oder von mehreren Söhnen gemeinschaftlich regiert 
worden. * 



1) In der Achalmer Grafenfamilie kommt im 12. Jahrhunderte eine Theilung 
▼or, bei welcher gewisse Stücke gemeinsam behalten werden: „iste locus 
(Zwifalten) 4n divisione praedioram in sortem obvenerat Wernbero fratri eorum, 
Tygirinveld*, ce teris aequa sort e divisis, n o n diviser un t. Ortl. 
Zwif. bei Hefs Monum. Gnelf. 172. . .. 
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1) Im Ntedertabngau kommt eiu «Graf Namens Gerlach vor, 
welcher vom Jahre 995- — 1008 diese Würde gekleidete. Auf ihn 
folgen Arnold * und Wicter (entweder Söhne oder Stammver- 
wandte des Gerlacb), welche schon im Anfange des 11. Jahrhun- 
derts *t heilten. Der erste erhielt die Grafenrechte und Güter 
•dieses Hauses im Einrieh, nebst vielen durch andere Gaue zerstreuten 
Allodien , und stiftete die Linie der Grafen von Arnstein; 
Wicker gab den Gra-fen von Diez ihren Ursprung 1 ). 

J$) Die Geschichte der Grafen von Gleichen bietet uns seil 
der frühesten Zeit ein Bild des vollkommensten Theilungssy- 
stems dar. Nach der Angabe von Sagütarhis a ) soll Graf Erwin IL 
im J. 1050 drei Söhne hinterlassen haben : Bardo , Volrad und Er- 
win HL," welche sämmllich als Grafen bezeichnet werden. Er- 
win III. soll Tonna als seinen Antheil erhalten und den Titel „Graf 

• 

von Tonna" geführt haben. Bardo. und Volrad scheinen ohne De- 
scendenz verstorben zu sein. Erwin's Söhne theilten sich dermafsen 
ihlJ. H16 in die väterlichen Besitzungen, dafs Graf Ernst IL Tonna, 
Graf Lamprechl T. Gleichen erhielt. Beide Brüder werden inUr- 
künden als Grafen bezeichnet: 

,,Ernestns comes et frater ejus comes Lampertus 3 )." . 

Nach Graf Ernst's Tode (ungefähr 1152) theilten sich seine 
zwei Söhne so, ab , dafs Reinbolh ia der brüderlichen Erbtheilung 
auf das Eichsfeld verwiesen wurde, Graf Erwin IV. 'aber das 
Haus Gleichen erhielt 4 ). Dieser Erwin IV. binteriiefs im J. 1190 
zwei Söhne, Lamprechl IL und Ernst III. 

f,Comites de Glichen Erfurtensis civitatis et universi 

regiminis atque judtcii primates simulque advocati imperiales tnibi 
residentes Lambertus et Ernestus 5 .)." 



1) Wtnck I. S. 190. Schatmat. hist. Worm. in prob. p. 51 : „sknin ja pago 
Loganehe, in comitatu Wiggeri et.Arnoldi comitum." •,. 

2) Ich halte mich hier streng an Sagittärii historia der Grafschaft Gleichen 
(heraasgeg.- von Salomon Cyprian 1732). 

3) Sagütar. 42. 

4) a. a. O. 44. 

5) a\ a. O. 8. 45 (zweifelhafte Urkunde). 
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Lamprecht IL hattellrei Söhne, Albrecht I., Heinrich J., Ernst IV., 
welche jedoch ohne Descendenz geblieben zu sein scheinen. * 

Ernst III. 'setzte den Stamm fort, er hatte fünf Söhne, von 
denen zwei geistlich. wurden. Die weltlichen tbeilten sich in (\ie 
Regierung. „Was Graf Ernst V. und Heinrich IL betrifft, so 
haben sie die Regierung auf sich genommen und zwar «erstlich ins- 
ge s a m m t regiert, doch endlich sich abgesondert. Da sich deqn 
Graf Ernst auf das Haus Gleichen und desselben Zubehörungen, 
Graf Heinrich aber auf das Eichsfeld und das Hans Gleichen stein* 
davon er sich Herr zu Gleichenstein geschrieben*, vertheilen lassen. 
Wiewohl sie .dennoch viel Güter in Gemeinschaft und insonderheit 
die Vogtei zu Erfurt behalten 1 )." 

Das Theifangssystem wurde durch diri folgenden Jahrhunderte 
bis zum Aussterben in diesem gräflichen Hause oonsequent beobach- 
tet. Ich habe in der altern Geschichte desselben nicht den leisesten 
Anklang an Individualsuccession gefunden. 

3) Das- uralte Geschlecht der Grafen von Calw in Schwa- 
ben zerzplitterte sich im 12. und 13. Jahrhunderte durch fortwäh- 
rende Ttfeilupgen in viele Linien 9 ). 

AaUen kinderlosen Gottfried folgte im Jahre 1131 sein Neffe 
Adelbert IV. , welcher sieb zuerst mit der Grafschaft Löwenstein 
hatte begnügen müssen. 

Dessen vier Söhne , Adelbert V. , Berthold , Gottfried ' und 
Konrad, erscheinen sämmtlich als Grafen von Calw und Löwen- 
stein, wahrscheinlich anfangs in gemeinsamer; Regierung 8 ). Adel- 
bert V. setzte die Calwer Hauptlinie fort, in welcher bald zwei Brü- 

« 

der, Adelbert VI. und Konrad, neben einander als Grafen genannt 

1) a. a. O. S. 58. Die Sohne Heinrich's II. , Grafen von Gleichenstein, 
werden in einer Urkunde S. 61 als. „fratres coheredes*' bezeichnet. 

~2) Selbst Stalin* s grandlichen Forschungen über die schwäbischen Grafen- 
geschlechter ist es , bei dem Mangel an Quellen , nur selten, gelungen , in die 

• • • » 

Geschichte derselben im 11. un4 12. Jahrhunderte einiges Licht zu bringen.- Wie 

• s 

soll eine klare Successionsgeschichte der Grafengeschlechter für das 11. und 
12. Jahrhundert zu Stande gebracht werden, wenn uns selbst die beste deutsche 
Specialgeschichte hier im Stiche läfst? 

3) Stiiifn, würtemberg. Geschichte I f. S. 372. 
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werden. Diese Linie stirbt mit Gottfried, Grafe/i<von Calw, unge- 
fähr 1262 aus. 

Etwas länger erhielt sieb die Löwensteriuer* Linie, welche 
von Bertbold, dem zweiten Sohne des Grafen Adelbert IV., aus- 
ging. . In« dieser Linie scheinen- sich wieder zwei Aeste gebildet za 
haben, indem der eine Bruder Göttfried auf Löwenstein, der 
andere Berthold auf Wolfs öl den abgetheilt wurde. 

Auch diese Löwenslein'scfae Linie starb im 13. Jahrhunderte 
aus. Am längsten erhielt sieb die Vaihinger Linie, welche von 
Gottfried, (wahrscheinlich einem Bruder Adelbert's VI.) abstammte. 

4) Die Geschichte der Grafen von Helfenstein 1 ) beginnt 
erst mit Graf Ludwig einiges Liebt zu erhalten (1171 — 1400). 
Graf Ludwig hatte drei Söhne , welche drei Linieji anlegten. Gott- 
fried der älteste erhielt in der brüderlichen Erbtbeilung Sigmarin- 
gen, .wonach er sich zu nennen beliebte. Der zweite Sohn Eber- 
hard (1207 — 1229) erhielt gemeinsam mit dedi dritten Sobne Ul- 
rich den Stammsitz Helfenstein (1207 — 1241) und beide nannten 
sieh Grafen von Helfenstein. Die Nachkommenschaft Eberhard'* 
legte sich von einer andern Familienburg den Namen Grafen von 
Spitzenberg zu. * . ^ 

5) Das Geschlecht der Grafen von Tübingen huldigte- eben- 
falls einem- consequenten Theilungssysteme*). Graf Rudolf I. 
theilte 1181 mit seinem Bruder Hugo so ab , dafs letzerer die rei- 
eben mütterlichen Besitzungen erhielt und die Linie der Grafen van 
Montfort gründete. Dessen Söhne wurden durch Abtheiluog wieder 
Stifter zweier gesonderter Linien : Montfort im engern Sinne and 
Werdenberg. Die letztere. Nebenlinie verzweigte sieh wieder 
mehrfach. Der Ast der Werdenberger theilte sich in den mit der 
schwarzen und der weifsen Fahne. „Unter den Söhnen Pfalz- 
graf Rudolfs I., Pfalzgraf .Rudolf II. und Graf Wilhelm, deren 
älterer Bruder, Pfalfegraf Hugo, früh vom Schauplatze der Geschiebte 
verschwindet, wurde in der Art abgetheilt, dafs Rudolf IJ. den 
Sitz Herrenberg nebst anliegenden obern Gegenden, Wilhelm den 

1) Stalin II. S.389. • 

2) Stalin II. 427. 
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Sitz Asperg nebst untern (ebemals -calwiscb-weWscben) Besitzun- 
gen, dazu .hoch <lie entlegene Grafschaft Giefsen erhielt; Tübingen 
und einiger andere Besitz sollte beiden gemeinschaftlich sein. 
Auch die .Sohne Pfalzgraf Rudolfs II., Pfalzgraf Hugo (f um 1267) 
und Graf Rudolf HI. der Scherer (f 1277), t heilten wieder; 
ersterer erhielt den Bezirk von Horb, letzterer, welcher sich durch 
Erhebung Sindelfingen's zur Stadt und als dortiger KircfienvQgt aus* 
zeichnete, den von Herrenberg 1 )."" 

6) Ein allmäüger Uebergang, im gräflichen Hause Wirtem- 
berg, zum privatrechtlichen Systeme der Gemeinschaften und 
der T heil unge'n zeigt sieh darin, dafs neben dem ältesten Grafen 
von Wirtemberg, Ludwig (1139 — 1481), sein jüngerer Broder 

EmicHo nie das Prädicat „Graf" erhält (1139 comes Ludewicus. 

• * 

de Wirtenberc et frater snus Emtfcho, 1154 LtidewiGus comes. et 
frater ejus Emicho de Wirtemberg) , während schon Hartmans und 
Ludwig, immer neben einander als Grafen genannt werden. 
(1202 comes Hartmannus "et comes Ludewicus, frater suus de Wir- 
thinperc, 1208 eoniefc Hurtmannus de Wirtinberc et comes Lude- 
wicus frater ejus. 4208 Ludewicus et Hartmannus comites de 
Wirtenberc.) Nur eine wirkliche Theilung ist in dieser Periode 
vorgekommen, wodurch sieh die grün jngi sehe Nebenlinie ab- 
zweigte; sonst scheint in diesem Hause mehr das System der 
gemeinsamen Regierungen als das «der Tbeilungen geherrscht zu 
haben»). ' 

7) Heinrich I. von Katzen elenbogen 3 ) (starb vor 1102) hatte 
zwei Söhne, von denen der eine, Heinrich II. , sein Nachfolger, 
Philipp Bisehof von Osnabrück wurde. Heinrich II. hatte 4 drei 
Söhne, von denen jedoch nur der älteste, Heinrich III. , welt- 
lich blieb. 

Heinrich HI. hatte zwei Söhne, Berthold I. und Dietherl. (de 
quo Bertholdus et Ditherus comites Je Katzenelbogen processe- 
rant), welche das Grafenamt gemeinsam verwaltet zu haben schei- 

1) Stalin II. S. 435. 

2) Stalin S.488. . 

3) Wenck, hessische Landesgeschichte I. S. 23q. 



160 '. Zweite Periode. 

neu. Doöh führte der älteste vorzugsweise den Titel „Graf von 
Katzenelenbegen," der jüngere naimte sich „Graf von Hohe n- 
stein," welches ihm als Residenz bestimmt worden war. Die- 
ther I. hatte zwei Söhne, Dietherll. und* Heinrich IV. Dietherll. 
erhielt als der älteste den Namen yon Katzenelenbogen, sein Bruder 
Heinrich IV. nannte sich nach dem Schlosse Hohenslein, das ihm 
zu seinem Theile zugefallen war. Heinrich IV. starb ohne Kinder. 
Dietherll. setzte den Stamm Tort; seine Söhne Diether in. und 
Eberhard I. ' gründeten die ältere und jüngere kalzenelenbogner Li- 
nie. Aber diese Theilung nach Linien bewirkte keine völlige Thei- 
lung der katzeueleubogner Lande.- Sie waren meist Lehen und die 
Grafen von Katzenelenbogen -folgten der wetterau'seheiT Sitte , dab 

sie ihre Lehen im eigentlichen Verstände nicht theiltep, sondern mut- 

• 

schürten, d. h. sie behielten das Eigenthum der Güter gemeinsam 
und, theilten nur die Einkünfte 1 ). Diese Mutscharung scheint 
um das Jahr 1270 vor sich gegangen zu sein. 

Diether^s III. wellliche Söhne , Wilhelm I. und Diether IV., 
pflanzten die altkfftzenelenbogner Linie fort. Die Söhne Eber- 
hard^ I. , Gerhard und Berlhold IL , pflanzten die jüngere kalzen- 
elenbogner Linie fort. 

Im katzenelenbogner Hause scheint kein .strenges Theilungs- 
system geherrscht zu haben, mehrere Linien safsen mit einander 
in ungeteilter Gemeinschaft - und begnügten sich damit , die Ein- 
künfte zu mutscharen. 

Eberh&rd's I. Sohn , Berthold II., und sein Neffe Gerhard mut- 
schärten 1318 ihre Lande auf sieben Jahre unter der Bedingung, 
dafs efs ihnen nach Verlauf derselben freistehen sojlte, diesen Mutscb- 
bescheid für eine völlige Theilung gelten zu lassen. Ebenso theil- 
ten die Brüder Wilhelm I. und Diether IV: in der allkatzenelenbog- 
ner Linie von neuem unter sich die Einkünfte ihrer Besitzungen ; 
doch behielten sie vielerlei Güter und Hechte in ungeteilter Ge- 
meinschaft. Da man- sich in vielen Grafenhäusern zu dem Staats* 
rechtlichen Grundsatze der Untheil barkeit nicht erheben konnte, 
so war diese Gemeinschaft wenigstens ein Nothbehelf, wodurch 

1) Wench a. a. O. S. 270. 
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eine Dynastie der Zersplitterung der Stammender and der völligen 
Herabwürdigung des" Pamittengianzes entgehen konnte. 

So unbequem ein so vielköpßges Regiment auch sein mnfste, 
so wurde es doch im IS. Jahrhunderte in vielen Gegenden Deutsch- 
lands , besonders aber in .der Wetterao , . zur allgemeinen Sitte bei 
den Grafengeschlechtern. 

8) Sehr ähnliche Grundsätze wurden in dem gräflich dietzi- 

_ » 

sehen Hause beobachtet 1 ). Schon die Söhne Heinrich'sll», Ger- 
hard I. und Heinrieb III. , theilten sich am Ende dejs 12. Jahrhun- 
derts in zwei Linien. Beide Bruder besahen ihre Lande in unge- 
teilter Gemeinschaft. Gerhardl. pflanzte durch seinen Sohn, 
Gerbard H. ,. die Grafen von Dietz fort, Heinrich in. zeugte Hein- 
rich IV., welcher Weilnau zur Residenz erhielt und Stammvater der 
Grafen von Werl Dan wurde. Die Grafen von Biets behielten 
aber mit ihren Stammesvettern , den Grafen von Weilnau , nach 
damaliger Sitte ihre Schlösser gröfstentheils jn Gemeinschaft ; nur 
das Schlofs von Neuweilnau stand letztern allein zu. Auch in die- 

« 

ser dietzisehen Nebenlinie blieben die Brüder meist in'ungetheil- 
ter Gemeinschaft, wie z. B. Heinrich H. qnd Relcbard I. Allein 
auch diese Fanrilieninstttution konnte das Geschlecht der Grafen von 
Weilnau nicht . vom Untergange retten; die Grafen von Weilnau 
brachten ihr Geschlecht dadurch völlig herab , dafs 'sie mit ihren 
Landestheilen ganz räe mit Privateigenthume umgingen und dieselben 
ohne Unterschied veräufserlen. 

6) Gegen die Mitte des 11. Jahrhunderts erscheinen zwei Brü- 
der, Graf Geriach II. und Graf Reinbold I., die Stammväter des 
isenburg'scben Hauses 2 ). Reinbold II., Reinbold'sL Sohn, hinter- 
üefs zwei Sohne , Gerlach III. und Reinbold III. Gerlach II. hatte 
Rommergdorf zu seinem Antheile erhalten. Seine Söhne Wil- 
helm, Gerlach und Richwin erscheinen als Herren von Rom- 
mersdorf um 'das Jahr 4088. So entstand schon im.lt. Jahrhurt- 
derte eine rommersdorf'sche Linie, welche ihren Sitz zu Rom- 

1) Wenck I. S. 530 — 578. 

2) Geschichte der gräflichen und fürstlichen Haaser Isenbarg, Rankel and 
Wied , von Rech 1825. S. Mf. 

Schabe Entgeb.Rt. | \ 



162 Zweite Periode, 

siersdorf. Butte, während. die refribold'sche Linie den Namen von 
Isenburg fährte. Reinbold HL 1 ) hatte, einen Theil de« Einrieb 
and des liolern Laiwgau$ erworben , er ycrenble diese ^Besitzungen 
vtiter seine drei weltlichen Söhne R'erabold IV. , Gerlacb IV. und 
Siegfried, von denen letzterer in der. väterlichen Erbtheilung We- 
sterburg und Runkel erhalten haben, soll. 

Gerlaeh'sIV. Söhne, Gerlacb V., Heinrich I» nnd Theodorich, 
theilteji mit ihren StmnmesveJLtern, Reinbold V. und Bruno I., im 

* 

Jahre 1170 vqii neuem ab a ). ,,Nur soviel ist von dieser Ausein- 
andersetzung klar , dafe der reinbold'sche Stamm die Vogtci zn 
MeyScljeid, die gerlach 'sehe HaOpilioie die Vogtei über die. jacher 
Höfe zn Bendorf und Heimbacb erhielt. " 

. Bruno'js I. Sohn, Bruno II., legte eine Speeiallinje zu Branns- 
berg an, sein« Bruder Theodorich gründet* eine isenburgisch -gren- 
zen 'seh« Linie 8 ). * .... 

Im Anfange des 13. Jahrhunderts wurde hier das Theilungs- 
system auf die Höhe getrieben. 

Die weltlichen Söhne Reiurioh's L, Heinrich II. und Gerlach, 
theilten sich in die väterlichen Laude 4 ) 5 Heinrich II. erhielt den 
Landstrich am Rhein unter Hammerstein, ,€\x\ altes iscnhurg'senes 
Besitztbum', und baute Arenfels. Seine weltlichen Söhne waren 
Gerlach, der die Linie Isenburg,-Arenfels fortpflanzte, Lud- 
wig, der das Haus Isenburg-Büdingen stiftete; Eberhard, der 
Tsenburg-Grenzau anfing. 

. Heinrich'* IL Bruder, Geriach,- bekam die Güter um die Lahn, 
wohnte in Limburg und ward der Stammvater der Linie Ise-nburg- 
L im bürg. 

Anfangs hatten die Grafen von Isenburg, Heinrich' II. • und Ger- 
lach, Söhne Heinriche I., ihre* aiigeerbten Besitzungen um Lim- 
burg und ki der Wetterau gemeinsam verwaltet 6 ). In derMitle 
des 12. Jahrhunderte hoben Heinrich 11/ und Gerlach die brüderliche 
Gemeinschaft an .der Herrschaft Limburg durch Thaltheilnng auf, 
so dafs Heinrich IL einen besondefn Theil an dem Stammschlosse 

1) Reck a. «, O. S. 39. 2) 8. 50. 3) S. 65. 

4) S. 62. fr) *. 6&. 
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Isenbturg nrt.Znbehorungen, Ger lach dagegen die Stadt und Herr- 
schaft Limburg. erhielt. 

40) -Die Gesokichte der Grafen von Henneberg 1 ) we&t alle 
Stadien der Entwicklung auf, welche, wir im allgemeinen bei 
der geschichtlichen Darstellung der Grafengeschlechter angenommen 
haben. Eine sichere Genealogie wird erst mit dem M. Jahrhunderte 
möglich, indem erst von dieser Zeit an der Gebranch, eines Fami- 
liennamens üblich wird ; doch läfst sich mit grofeer Wahrscheinlich« 
keit annehmen, dafs die frühem Gaografen des Grabfeldes, 
welche Mofs mit ihren. Vornamen bezeichnet zu werden pflegen, die 
Ahnherren des hennebergischen GraJengeschlechts gewesen sind. 

« Der wahre und mit Gewifsheifr bekannte Stanlnpvater der Gra- 
fen von Henneberg ist Poppo I. , welcher zuerst (in einer Urkun- 
de vom Jähre 1037) einen eigenen Geschlechtsnamen von seinem 
Schlosse Henneberg führt. Seine drei Söhne, Poppo IL , Gott- 
wald I* and Goltbert, erseheinen nach ihm als Besitzer seiner. 
Lande« Poppo H. hatte zwef weltliche Söhne, Popper III., welcher 
Irmelshausen und Lichtenberg , Gottwald IL , welcher lYatangen 
zur Residenz erhielt, Gottwald IL hatte keine Nachkommenschaft, 
Poppo's III. Söhne waren Poppo IV. , welcher Wasungen und Ir> 
melsbansen, und Gottwald HL , welcher Habichtsberg und Lichten- 
berg zu seinem Antheile bekam (Godebaldu» de Habicbgberg). Aber 
schon 1198 erlosch die ganze Linie, welche von Poppo IL ab- 
stammte und die Güter fielen an die vom Grafen Gottwald I. fortge- 
führte bennebergisehe Haoptlinie zurück. Gottwald I. tatte fünf 
Söhne, aber nur .der älteste, Poppo V., und der vierte, Berthold L, 
blieben weltlich. Nach ihres Valens Tode traten diese beiden Brfr- 
der in- eine gemeinsame Regieruug der hennebergischen Lande." 
Poppo V. starb im Jahre 1456 ohne ErJ>en; Berthold I. kam nun* 
mehr zum alleinigen Besitze der« Grafschaft Henneberg und wird 

_ 4 

daher als der weitere .Stammvater dieses gräflichen Geschlechts 
merkwürdig. Sein einziger Sohn , Poppe VI. , erfreute sich einer 
reichen Nachkommenschaft; sein erstgeborner Sohn , Heinrich -IL, 

1) Siehe die diplomatische Geschichte des gräflichen Hauses Heunel?erg von 
Mom JMf ficMfes 1788. B. I. S. 3— 74. 

11* 
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scheint sehr früh und kinderlos gestorben zu sein. Daher kam der 
zweite £>öhn, BectholdlL, und der dritte, Poppo VIL, zum gemein* 
sam eli Besitze . der Grafschaft Henneberg. Durch das -Aussterben 
der irmelshäuser und wasungec Nebenlinien erhielten die* Besitzun- 
gen der hgnnelrergischen Hauptlinie einen* solchen Zuwachs, dafs der 
vierte Sohn Otto mit seinen Brüdern BerlhoN II. und Poppo VII. eine 
Theilung' vornahmen konnte, wodurch er sich so ganz vom Hause 
Henneberg a b s o »d e r te. Er gründete eine Nebenlinie, welche sich 
nach ihrer Residenz „Herrn von Bodenlaube" nannte. Berthold IL 
hatte nur Einen Sohn , Berthoidlll. , welcher gegen 1221 ohne 
Kinder verstarb, — Poppo VII. pflanzte den hennebergischen Haupt- 
stamm fort. EJr halte anfangs zwar mit seinem Bruder Berthold II. 
gemeinsam regiert ,\ nach dessen Tode aber und nach dem unbeerb- 
ten Absterben seines Neffen, Bert hold III;, gelangte er zum. alleini- 
gen Besitze der Grafschaft Henneherg. Poppo VII. hatte zwei 
weltliche Sohne, Heinrich HL und Hermann I. , welche die väter- 
lichen Lande 'nach dem Tode ihres Vaters,* 1255, t heilten. 
Heinrich III. erhielt hauptsächlich die alten Stammlande Henneberg, 
Asc(mch, Ebenbausen, Schleusingen, RuMa, Schwarza, Themar, 
Römhild , die Stadt Schweinfurth und einige in dasiger Gegend ge- 
legene Güter und Schlösser besafs er mit seinem Bruder in Ge- 
meinschaft: Hermann I. erhielt zu seinem Antheile die Schlösser 
Strauf, Irmejshausen nebsteinigen, wahrscheinlich -von dem Hei- 
rathsgute seiner Mutter erworbenen, in der Pflege Coburg gelegenen 
. Länderstucken; Er war der Stifter einer besondern eoburgiseben 
Linie , welche jedoch schon mit seinem Söhne, .Poppo VIII., in 
Mannesstamme erlosch. " 

- Heinrich HL, welcher die eigentlichen hennebergischen Stamm- 
lande zu seinem Antheile erhalten hatte*, hinterließ im Jahre 196) 
drei Söhne, Berthold V., Hermann II. und Heinrich IV. , welche 
alle drei ihrem Vater in der Regierung der hennebergischen Lande 
folgten. Sie regierten zwölf Jahre i« Gemeinschaft ; erstimJabre 
1274 trafen sie eine definitive Erbvertheilung. Bertbold V. er- 
hielt dabei als der älteste das Stämrascblofs Heuneberg und stiftete 
die schleusioger Linie, welche im Jahre 1583 erlosch, Hermann II. 
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bekam 2u seinem 'Aothelle da» Sfchlofs Aschach und wurde Stamm- 

« 

valer der a Schacher Linie,. Heinrich IV. wurde astdie Schlösser 
Harlenberg, Osterburg u. s. w. abgetheilt. Die von ihm ausgehende 
Linie- wurde die h a rie n b e rg i s c h e genannt. Schuttes, der gründ- 
liche Historiker des hennebergischen Hauses , sagt vou dieser Erb- 
verlheilung: 

„Eine jede dieser drei hennebergischen Linien besafs nunmehr 
die ihr zugethejlten Länderstücke, si<! mochten Lehen. oder Eigen- 
ihtun sein, ganz ohne Verbindung mit der andern and. hatten weiter 
nichts als die gleichraäfsige Führung desselben Titels und des 'ur- 
sprünglich hennebergischen Wappens mit einander gemein; Man 
kann daher mit Zuverlässigkeit sehliefsen , dafs diese Laridertheilung 
keine s. g. <Mätscharung, welche die Beibehaltung der Gemeinschaft 
und der Sammtbelehnung voraussetzt, sondern eine eigentliche 
Grand- und Thattheilung gewesen sei, wodurch das Geschlechts- 
eigenthum aufgehoben wurde. Dies bestätigt der Fortgang derben- 
nebergischen Geschichte. " Die meisten vorhergehenden Theitungen 
hatten die Gemeinschaft des Besitzes nicht aufgehoben und* daher nur 
den Charakter von Mutsoba rangen gehabt. 

Diese Beispiele mögen als Beleg für meine • Ansicht dienen, 
dafs in verschiedenen Gegenden Deutschlands bei vielen gräflichen* 
Häusern schon lange vpr der Mitte des 43. Jahrhundert^ die'Indivi- 
dualsnccession vollständig aufgegeben war und dafe statt dessen die 
privatrechtliche Regel der Gemeinschaften oder der Thei hin- 
gen befolgt wurde: Besonders spricht hierfür die Entstehung so vie- 
ler Speciallinien, welche gar nicht möglich gewesen wäre, wenn 
Individnalsuccession stattgefunden hätte. Es läfst sich" daher, nicht 
läugnen, dafs die ip §. 25. JS. 102. angezogenen Stellen der Rechts- 
biicher, besonders des Sckwabenspiegels (bei Lafsberg S. 6(L), in 
Bezug auf die Grafschaften bereits eine anMquirte Rechtsan- 
schauung enthalten , indem zur Zeit der Rechtsbücher die Unteil- 
barkeit der eigentlichen Fü'rstenämter zwar noch regelmafsig aner- 
kannt, aber auf viele Grafschaften befeits ohne Bedenken das pri- 
vatrechtlicbe Theilungssystem angewendet wurde. 

Es würde einerseits zu weit fuhren, wenn ioh noch meht der- 
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artige Beispiele auffahren wollte ; andrerseits Wüfdfe das Resultat 
doch immer ein unsicheres .bleiben müssen, da 'die 'Successionsge- 
schichte der Grafengeschlechter selbst im 11 i und 13. Jahrhunderte 
mehr auf Vermuthungen, als auf zuverlässigen Nachrichten be- 
ruht. Wäre es möglich den Schleier zn lüften , welcher über der 
Geschichte der gräflichen Bynastieen ruht, so würden wir, meiner 
festen Üeberzeugung nach, zu dem Resultate gelängen, dafs die In- 
dividualsuccession auch in den Grafschaften. so lange allein die Regel 
bildete, als deren 'Amtscharakter, v o r Auflösung der Gauverfas- 
surig, unbezweifelt feststand. Ein wichtiges Zeugtiils für diese 
Ansicht: ist eine Stelle des Conüriuator Regvnonis, welche sich 
auf ein Ereignifs in der Mitte des 10. Jahrhunderts bezieht, also auf 
eine Zeit, wo 'jener Anflösungsprocefs noch nicht vorsieh gegan- 
gen war. 

.Uto , Graf im Oberrheingau und der Wetterau, halte sich viel- 
fach persönliche Verdienste um Kaiser Otto I. erworben, welcher 
ihn dadurch zu belohnen suchte, dafs er ihm seine Aerater and 

* « 

Leben, wie eine gewöhnliche Erbschaft, nach Landrecht unter seine 
• • • 

Söhne zu t heilen erlaubte 1 ). 

, ,Utd Corneas obiit , qui p e r m i s s u r e g i s quiequid beneficii aut 
praefecturarum habuit, quasi hereditatem, intef fiüos divisjt." 

Der Chronist betrachtet diese, mit kaiserlicher Erlanbnifs statt* 
findende Theilung als etwas ungewöhnliches un<Taufserordent- 
licn^es. Wie schnell haben sich die Verhältnisse geändert! Im 
11. Jahrhunderte kommen schon zahlreiche Theilungen vor, ohne 
dafs von einer erwirkten kaiserlichen Erlaubnifs irgendwie die Rede 
ist; im 12. Jahrhunderte bilden die Theilungen bei vielen Grafen- 
häusern die Regel. • 

'Bemerkenswert!! ist es*, dafs gewisse höhere Reichsämter, 
welehe -zufällig an Grafenfamilien kamen, nicht wie die Grafschaft 
und deren Zubehör getheiit, sondern gewöhnlich nach dem Vor- 
Zuge des Alters» vererbt zu werden pflegten; Die Grafen ton Tübin- 
gen, welche ihre Grafschaft fegelmäfsig zu th eilen pflegten, erwar- 
ben im Jahre 1148 die Pfalzgrafen würde. Dieses höhere Reichsamt 

1 ) Contin. Regin. ad a. 949. Pertt I. S. 620. 
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kam nicht mit «Ar Theilung, «sondern wurde nrtch item Vwztoge 
des. Alters vererbt 1 ). In .diesem Umstände zeigt, sieh wieder, 
dafs bei den. gröfsern fteichsämiern die Amtsidee- vid fester stand 
als bei den gewöhnlichen Grafschafken. 

' Doch auch bei letztern hat sieh oft die Individuahuoeession mit 

4 

Vorzug des Alters durch unsre ganze Periode hindurch erhalten. . 

» 

Wie bereits bemerkt worden, .finden wir besonders in dem 
Westen Deutschlands häufig eine stillschweigende. Anerkennung 
des Rechts der Primogenitur. Ich werde die Grafschaften, wo 
mir derartige Spuren von Individualsuccession und firslgeburtsreebt 
entgegengetreten sind, zusammenstellen: 

Die Grafschaft Saveyen gehörte zum Herzogthume Burgund, 
von dessen Obergewalt, die Grafen von Savoyen . sieb jedoch fast 
gänzlich emaneipirt Statten. In Borgund spielte die Erstgeburt 
von jeher eine grofse Rollo, selbst in privatrechtlicher Beziehung*)« 
Man nannte daher auch die Sticcessionsform , vermöge deren der 
älteste Sohn, das Land uugelheilt erhielt, die bttrgundische 
Erbfolgeordnung 8 ). Diese wurde auch in der Grafschaft Savoyen 
beobachtet* und zwar noch in einer .Zeit , wo in andern. Grafschaf- 
ten , ja selbst in Fürstenthümern das Thcilungssystem längst einge- 
drungen war. 

So folgte im Jahre .1353 auf Thomas sein ältester Sohn Anw- 
deus IV. allein., während die andern Söhne nu* als „domini de 
Cbabläsio" bezeichnet werdein 

Diese Soccessionsart schreibt Graf Thomas im Jahre 1282* in 
seinem Testamente ausdrücklich vor*): 

„Item conslUno, facio et relinquo mihi heredem uni versa- 
lern — —in comitatu Sabaudiae et ejus pertinentüs, de con- 






1) Stäin II. S. 430. 

2) Otto Frising. II. c. 29. 

3) Gebkardi , genealog. Gejch. II. S. I7'2. 

4) Guicfoenon, histoire de Sävoye T. I., dans leg preuves p. 100. Hvfaohtr 
a. a. 0. $. 37. 
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suetudine ipsius com i latus, — — • — Phütppum de.Sabau- 
dia filium primogenitum." * 

Die andern Brüder sollten vojn ältesten nur staudesgemäfsen 
Unierhalt beziehen : 

„Et rolo et praecipio, quod dictus Philippus JHius mens aüis 
filiis meis Petro*, Thermae, Amadea et Guillermo fratribus suis{se- 
cundum bonanrconsueludinem comrtatus Sabaudiae,. et bo- 
nos 4iiofes swe bonos usus ipsius. comilatus hpctenus observatos inter 
fratres) aequiter provideat de bonis meis ad ipsum Philippnra frlium 
meum devenientibus." 

Sämmllicbe Nachgeborhe sollten nuf eventuelle Succeäsions* 
rechte haben, d. h. nach völligem Erlöschen der er^tgebornen Linie 
zur Erbfolge gelangen können: 

t,Et *$i fofsilan Philippus sine liberis mascuKs-et legitimis, de 
suo corpore nrocreatis, decederet, volo et juheo, quod 'Petras filias 
meus vei ille de filiis meis qui superstes esset prior natu, post 
ipsom Phtlippum ipsi Philippo succedat in . bonis et juribus onraibos 
supradictk." 

In Savoyen hat sich die Individualsuoce&pion als unverbrüch- 
liche Norm durch alle Zeiten hindurch erhalten.. 

2. Saarbrücken. 

Aus der sävoyen'schen Urkundensammlung von Gmckemon er- 
hellt zugleich, dafs dieselbe Successionsart auch in der Grafschaft 
Saarbrücken seit uralter Zeit herkömmlich war.. In einem Ehe- 
vertrage zwischen dem Hause Savoyen und Saarbrücken von 1309 
wird bestimmt, dafs der sich verbeirathende Sehn des Grafen von 
Saarbrücken, nach dem GeBrauche seines Landes, allein 
in der Grafschaft -seines Vaters succediren soll. Her Graf von Saar- 
brücken spricht sich dahin, aus: 

,,Quod null um alium'heredem habebit in diclo jsomitätu de Sara- 
bruche, nee in terra de Commer;cy, nisi dictum Siqnonem filium suum, 
asserens eliam quod consuetudo terrae est,* quod major fi- 

lius et primogenitus debeat succedere in comitatu 1 )*" 

— . . , • 

t) GtUchtnon, bist, de Sav. P. p. 637. 
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* 3. Sponheim. - 

Das Geschlecht der Grafen von Sponheim stand in naher Be- 
ziehung zu einem geistlichen Institute , dem Kloster zu Sponheim. 
Dadurch sind über dieses Haus äkere und sicherere Nachrichten auf 
uns gekommen, als es sonst -der Fall zu sein pflegt, "und zwar durch 
den berühmten gponheimischen Abt Johann Tritkemmr in seiner 
sponheimischen Chronik 1 ). 

Der erste sichere Punkt in. der • jponbeim'scheii Geschichte ist 
Graf Eberhard, welcher im Jahce 1044 eine Kirche gründete, deren 
vier Pfründen, nach der Bestimmung des Stifters, stets durch den 
ältesten Grafen, vergeben werden sollten : . 

„Erant altaria quatuor in ea, quae sacerdotibus sibi &ucce- 
dentibus perseniprem comitem de Sponheim ex more cpnfere- 
banlur*)." 

Diese Uebertragung durch den ältesten war nichts neues , son«- 
dern fand nach .altem*, sponheini'scben Familiertgebrauche (egt 
more) statt. .Der folgende sponheim'sche Graf Stephan ist wahr- 
scheinlich ein "Solin des Eberhard 8 ). Obgleich er zwei Sahne 
hatte, so wird der älteste,- Megenbard, vorzugsweise der Erb- 
folg er genannt: 

*„Unde cum tandem se jam morituram eemeret, filium suum Mc- 
genhafrdum; p^aternae sub^tantiae heredem, adse vocavit;" 

liegen hard suocedirte nach des Vaters Tode allein, der jün- 
gere Sohn Rudolf erhielt keinen Antbeil an der Grafschaft 4 ). Me- 
genhärd traf über die Schirmvogtei des Klosters Sponheim folgende 



„Post mortem vero meam senior ex filiis meis, qui dominus 
faerit in Creuznach,. et/post eum semper senior de eognatiöne mea, 
comes de Sponheim advocatiam praeftti mönasterii- gerat 5 )." 



1) In seinen operibus biötoricis , Frankfurt 1601 gedruckt. 

2) Joh. Trüh.y in operibns 1601. p. 237. ad a. 1044. 

3) Ch. J. Kremer, diplomatische Beiträge I. S. 17. 

4) Kremer S. 21. 

5) Trüh. p. 240. 
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Dieselbe Successiönsart wurde fiir die* Schirm vogtei des Klo- 
sters Sehwabenheim vtfn Megenhard angeordnet. 

Megenhard hihteriiefs ebenfalls zwei Söhne; der älteste, Got- 
fried , erhielt die ganze Grafschaft : ' 

„Gotfridüs comes, filios Megenhtfrdi, inortue pafre-comitatom 
sponheimensem 'adcptus , ätrenue gubernavit 1 )." 

Crafffo, den zweite Bruder, wurde mit dem Schlosse Koppen- 
stein abgefertigt (pro portione heredilatis legitima). 

Soweit reichen die sichern Nachrichten, welche aus den Schrif- 
ten des Ab|a Trithemius und übereinstimmenden Urkunden geschöpft 
werden können. Erst mit Johann I. , dem gewissen Stammvater 
aller folgenden Grafen, .beginnt um das Jahr 124 5. die sponheim'scbe 
Geschichte wieder sicher zu werden. 

Auch dieser Graf regierte noeb allein, obgleich er mehrere 
weltliche* Brüder hatte 2 )/ Unter den vier Söhnen des Grafen Jo- 
bann I. war Johann II. der Erstgeborne, welcher unter seinen Brü- 
dern allein den Namen eines Grafen führte 3 ). 

Durch den Anfall der sayn'sch,en Erbschaft wurde die Veran- 
lassung zu einer Theilung gegeben , in. welcher der Erstgeborne die 
mütterlichen sayn 'sehen Lande erhielt. Seit dieser Zeit rifc die 
allgemein sich verbreitende Sitte der Theilungen auch im spouheim- 
schen Hause ein ; es bildeten sich ehie* Menge von S p«e c i a 1 1 i nl e n, 
welche sich nach ihren Besitzungen benannten (stark enburgfscbe, 
creuznach'sche , herQsberg'scbe Lini£). 

Doch verlor sich der Gedanke an einen Vorzug des Erstgebor- 
nen in diesem Hause nicht völlig. So prätendirte im, Jahre 1278 in 
der creuznacb'schen Linie der älteste Sohn Simou's II. , Johann der 
Lahme, die alleinig« Successiou im väterlichen Erbtbeile, ge- 
stützt auf eine angebliche väterliche Verordnung 4 ):* 



1) Trüh. ad a, llo5. p. 253* 

2) Trüh. ad a. 1219. p. 266: „Acta-sunt haec sub.hfe testibusv- laicis qoo- 
qtie Johanne filio comitis de Sponheim cum fratribus suis/' 

# 3j Kremer I. S. 82. 

•4) Kremer II. S. 150. 154. Trithemius ad a. 1278. p. 289, 
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„Johannes na tu. major erat, ein et pater comitatum sponhei-» 
mensem gubernandüm veliquerat." 

Doch konnte er seine , den Znitansichten zuwiderlaufende For- 

. -i • 

dertmg nicht durchsetzen. • • / 

.4. 8 a y n. 

Auch in der neuen sayn 'sehen Linie, welche von Getfried, dem 
ältesten Söhne Johann's II. von Sponheim, -abstammt, zeigen sieh 
sehr bestimmte Spuren von vorkommender Individuatsuccession. 

Diese Grafschaft war ein aufgetragenes Lehen des Erzstifte 
Trier. • 

Es ist merkwürdig, dafs wir hier denselben Entwicklungsgang 
vor uns haben , wie bei den Reichslehen ; indem es anfangs in der 
Willkür des Lehnsherrn gestanden zu tiaben scheint, welchem der 
Söhne er die Grafschaft verleihen wollte (§. 26. N. 1..): 

„Bencficium .castri semper indivisum manebit et inter plures 
non dividetur heredes, sed si pro eödem inter-se litigaverint, itli 

» 

integre dabimus, cui potius cupirou.s 1 )." 

Spätem scheint auch hier der Alters? orzu.g entscheidend ge- 
worden zu sein. Im Jahre 1294 schlössen der ältere Bruder Jo- 
hann und der jüngere Engelbert (nos Engelbertus fr.a.ter comi- 
tis Joaunis saynensis — also ist er nicht selbst Graf!). einen 
Vergleich, wonach der ältere Bruder* die* ga nze Grafschaft 
haben nhd dem Jüngern nur eine Rente angewiesen werden sollte 4 )« 
Diese Rente' sollte jedoch auf gewisse Gebietsteile radicirl werden, 
ioRüeksicht deren der jüngere und seine Linie in ein Vasallenver- 
hältnifs* zu dem altern Bruder zu treten hätte; 

„Häec aulem omnia bona praedieta nos et tfostri heredes ab 
ipso fratre noströ comite Joanne ac suis heredibus justo feudaji 
titulo suseepimus ac perpetuo possidebinras paeifice ac quiete et prom- 
pter haec sibi et suis heredibus- fideli homagio erimus et sumus 
" • ' 

1) Litt, inrestit. A. V E. Trev. in Ded. sayn. c. palat. lit. A., bei Hofacker 
?. 19. n. c. 

2) Sammlung auserlesener Abhandlungen von Zepernich IV. S. 166. 
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in perpeluum oMigati. Promittimus etiaqi ip$i fratri noslro , quod 
hac donatione content! erimus." 

Die Individuaisuccession stand in 'dieser. Grafschaft so fest; dafs 
die Gültigkeit derselben nocji zu «Hier Zeit ausdrücklich bestätigt 
wurde, wo in andern' Territorien das Theilungssystem schon irt vol- 
ler Blüthe stand. Noch im Jahre 1540 heifsl es in dem Lehensre- 
vers des Grafen Johann : 

,,Hoc saue adjecto et cauto, quod comitatus noster seu castram 
saynense ac atia feuda et jura ob defectum heredum ad dominum 
trevrrensem devolvi non posslnl, dummodö comitatus, castram, 
bona et feuda remane-aht indivisa et quod semper unus 
comes sk tantummodo in eisdem 1 )." 

5. Luxemburg. 

_ In der Grafschaft Luxemburg wurde seit alter Zeit Individuai- 
succession mit dem Rechte der Erstgeburt beobachtet und die Nach- 
gebornen auf dieselbe Art abgefunden, wie in der Grafschaft Sayn. 
Diefs geht besonders aus dem Testamente Heinrich's II. von 1270 
deutlieh hervor. In demselben wurde nämlich der älteste allein zum 
Pfäohfolgef ernannt, der jüngere aber mit einem -kleinen Gehiels- 
thejle abgefunden, welches er von seinem Bruder m Lehn tragen 
sollte. Die betreffenden Worte der Urkunde laftten*): # 

„Heiüri II comte de Luxeinbourg Aprez je veuil, 

ordonne, devise et commant, qüe Henri in es aynez fils 

ait, tie'gne- et joye tout.Ie remanant de ma # terre; et en 
soit k lieu de- moi Sire, et veuil$' ordonne et com- 
mant , que Henri mes filz pourvoi! hoonorablement et convenable- 
ment Waleran s&n frere de tonte chose et de tont, ee que mestier 

il serä, taut comme ils seront et accorderont erisemhle ? l 

partny ce Waleran, mes meinez filz ne pourrait «ne devrait plus de- 

mander k Henri son frere. Et est k savoir, que le dit chastel 

de Roussey et -les appendisses et ta terre de RousSey des su$dicts, 
que li doit estre fait vaillants chacun au 400 iivres k fors, doit lidis 

1) Hontheim. , hhtor. Trcv. diplom. II. p. 144. 
, 2) Bertholet, bist, de Lbxemb. T. V. p. 63. 
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Waleran, il et si hojre lenk* de Henry so» frere ei de se* boirs J%e- 

ment en fie et en hommage. Et est entendre des. boirs ie 

Henri, qui serönt comte de Luxemboarg que Walerans 
et si hoirs seront hemme de Roussey." 

. 6. C 1 e v e. 

Aach in der Grafschaft fleve wurde der Vorzag der Erstgeburt 
berücksichtigt. Aehnlich wie in Sayn nnd Luxemburg scheint auch 
hier die Stellung der Nachgebornen zu dem ältesten gewesen zu 
sein, wie aus der Chronik von Cleve hervorgeht: 

„Theodericu? — comes clivensis — jgenuisse videtur primo- 
genitum,. nomine Theodericum , et alinm ejusdem noinini*, qui 
fuit dominus de Hikerade et Tonnenberg , et adhuc alium , qui fuit 
praepositus Xantensis et possesjsor castri in Carbenheim, quod a 
fratre suo Tbeoderico tenebat in feudum 1 )." 

Ein ähnliches Verhältnjfs, wurde 1519 unter den Söhnen dieses 
Erstgebornen , Grafen Theoderich und Johann, verabredet, indem- 
letzterer mit einer Geldsumme und -einigen Ortschaften abgefertigt 
wurde , während dem ältesten die Grafschaft zufiel* Eine wirkliche 
Primogeniturordnung erfolgte im Jahre 1418 unter dem ersten Her- 
zöge von ( Cleve , Adolf. - 

7. Geldern. 

In der Grafschaft Geldern fand Individualsuccession mit Vor- 

♦ 

zug der Erstgeburt statt , wie aus einer Urkunde König Adolfs von 
1295 hervorgeht. Das Recht der Erstgeburt wird , nach Abgang 
des Mannesstammes, sogar für den* Weibsslamm festgesetzt: 

„Cäsü quo sine prole maseula decederet, ut filiarum ejus natu 
major succederel in comitatu et in alifs feodis, ab imperio depen- 

dentibus 2 )." ' ' 

• ■ 

8. P-i a n d e r n. 

Den uralten Gebrauch der Individaalsuccession in der Gwifoobaft 



1) Arten, in Chron. eliv. bei Teschermacher , Annales cliven«. p, f W4. \h 7» 
Hofacker a. a. O. $. 65. 

2) Hofacher a. a. O. §.38. 
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Flandern habe ich bereits erwähnt (§. 96.)« Die Form der Indiyi- 
dnakuccession war hier freilich eine sehr abweichende, indem hier 
nicht der. Vorzog des Alters, sondern die Wahl des Vaters das 
Herrschende Subject bestimmte. Allein ^tatsächlich hatte das ange- 
führte flandrische Hausgesetz keinen andern Erfolg, als anderwärts 
das Recht der Erstgeburt. Die \Vahl des Vaters fiel regelmäßig 
auf den erstgebornen Sohn, wie «die alte flandrische Grafenge- 

* 

schichte beweist ; der zweite Sohn wurde meist mit einer kleinen 
Besitzung, besonders dem Hennegau, abgefunden 1 ). 

Diese acht angeführten Grafschaften gehören theils dem burgun- 
dfschen j theils dem. lotharingischen Herzogthume* an , theils liegen 
sie' wenigstens in dem Westen des deutschen Reichs, Jn den Gegen- 
den des Rheins. Die zahlreichen Spuren einer .fortdauernden Indi- 
vidualsuceession in diesen Grafschaften beweisen meinen Satz hin- 
länglich, dafs im Westen Deutschlands, besonders in den an Frank- 
reich grenzenden Landen, das Recht der Erstgeburt viel tiefere Wur- 
zeln geschlagen hatte, als im übrigen Deutschland. Während in 
den rein deutschen Landen die Erstgeburt in privatrechtli- 

* • 

eher Beziehung nur eine sehr untergeordnete Rolle spielte (§. 32.), 
hatte sie in Frankreich und seinen Grenzlanden auch im Privatrecbte 
eine eminente Bedeutung. Auch in den kleinen Privatlehen des 
niedern Adels würde dem ältesten Sohne ein bedeutender Vorzug 
eingeräumt. * Wenn daher auch in diesen Gegenden der Amlscha- 
rakler der Grafschaften- nach 'Auflösung der Gauverfassung gleich- 
mäfcig verwischt wurde, so konnte selbst die Einführung der. privat- 
rechtlichen 'Succession ' hier das. Recht der 'Erstgeburt nicht verdrän- 
gen. Wir finden daher tu diesen Gegenden Territorien, welche 
durch das ganze Mittelalter, bis auf die neuere Zeit die Individual- 
successiou und das Recht der Erstgeburt bewahrt haben , ohne jene 
Mittelperiode des Theilungssystems durchzumachen. Wolfram von 
Eschenbach in «der angeführten Stelle erklärt sehr richtig die 
strenge Primogenitur, wo der Erstgeborne des Vaters „ganzen 



1) Warnkönig, flandrische Rechtsgeschichte I. $.6 — $.11., besonders die 
Tabelle S, 131. 
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Erbtheil," also- nicjit bjois das Fürsteoamt, erhält, für «ine 
welsche. Stile: 

m 

. - .. ,,Si pflegents aoeh als mans dö pflac, 

» 

swä lit und weih seh gerihie lao. 



daz der altest bruodep solde h£n . * • 

sins vater ganzen erbeteil. * 

daz ist ein fremdru zeche." 

Doch weifs er sehr wohl, dafs diese Sitte auch hie' and da in 
Deutschland vorkommt: - ♦ 

„des pfliget ouch tiuscher erde ein (d. b. , mancher) ort, -^ 
womit er jedenfalls die westlichen, an Frankreich grenzenden Lande 
meint. 

Dagegen im innern Deutschland wurde mit der Verwischung 
des Amtscharakters und der Einführung der privatrechtlichen Suc~. 
cession nothwendjg auch die Gleichberechtigung aller Söhne 
adoptirt. 

Aber adeh in diesen Gegenden Deutschlands erhielt sich wenig- 
Stens bis zur Mitte des 13. Jahrhunderts dasPrincip der IndrviduaU 
succesnon in einzelnen 'Grafschaften, welche den Amtscharakter 
besonders treu bewahrten. Ein merkwürdiges Beispiel dafür bietet die . 
Grafschaft -Holstein, welche . später dem extremsten Theilungssy- 
steme verfiel, aber bis in die Mitte des 15. Jahrhunderts nach den 
Grandsätzen der lodividualsuccession vererbt wurde, obgfeiefa hier 
nach der Lage des Landes und der Gesinnung des Volkes nicht im ge- 
ringsten ein ,, welscher 4 ' Einflufs angenommen werden kann. Dje 
Successionsgeschichte dieser Grafschaft unter den ersten Schauelibur* 
gern möge den SchluFs dieses Paragraphen bilden. 

Seit der Eroberung Nordalbingiens durch Karl den Grofsen wer- 
den hier und da Grafen genaiftit, welche die Kaiser zur Vertheidi- 
gang und Verwaltung des Landes anstellten ; sie scheinen unmittel- 
bar unter dem Kaiser gestanden zu haben, bis Otto I. den Hermann 
Billung zum Herzoge von Sachsen ernannte und ihm auch die. Graf- 
schaften Holstein und Stormarn unterordnete. Die sächsische Her- 
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zogswärde wurde in dem bi llung'schen Hau^ erfdich , die Herzöge 
zu Sachsen waren- also die nächsten Oberherren der nordalbingischen 
Grafen. Die Grafschaft gelbst scheint unter ihnen jedoch nicht erb- 
lich -geworden , sondern, vielmehr blofses Amt geblieben zu sein. 
Erst nach- dem Aussterben 4 .der- BiUunger scheint ein erbliches 
Grafengeschlecht aufgekommen zu sein. ' Der neue Herzog von 
Sachsen, Lothar, belehnte nämlich 1106 (nach andern Angaben 
1110) den Grafen Adolf von Schanenburg- mit Holstein und Stor- 
marn. Adolfs L alt es terjSohri, Härtung, wurde zum Nachfol- 
ger Seines Vaters bestimmt und- zum Regenten und Krieger erzogen, 
während "der zweite Sohn , Adolf, zum Geistlichen 'ausgebildet 

wurde. Das Princip der Individuatsuccession mit Altersvorzug ist 

• 

von Helmöld in' folgenden Worten klar ausgesprochen: 

„In diebus iliis obiit comes Adolfus (hojüs nominis primus) ha- 
buitque duos filbs , quorum senior Hartongus vir militaris faabi- 
t uüu s^ratcometiam. Atj unior filius Adolfus* Htterarum sludiis 

deditus erat interfecto Hartungo Adolfus postpositis schoüs 

accepit cometiam terrae Nordalbiugiorum 1 )."". 

Aber Härtung erlebte den Tod seines Vaters nicht und babble 
so dem jungem Bruder, Adolf IL, den Weg zur Regierung*). 
Adolf IL verlor auf eine Zeitlang Land unj Leute, kehrte aber 
1159 in seine Grafschaft zurück. Er «hinterliefs bei seinem Tode 
1464* einen einzigen unmündigen Sojin , Adolf fil. , welcher ihm 
(unter Vormundschaft seiner Mutter, dann unter der des Grafen von 
Orlamünda) succedirte. 

; Graf Adolf III. verlor 120S Holstein an Dänemark und kehrte 
nach, Schauenburg zurück, Adolf IV. , sein Sohn, erwa'rb 1225 
sein Väterliches Erbe wieder, dankte jedoch 1239 ab und begab sich 
in ein Kloster. 

So fand auch in Holstein unter den ersten Schauenbargern Indi- 
vidüalsuccession statt und Christian^*) sagt mit Recht : 

,,Die Grafen von Holstein besafsen dieses Land, ebenso wohl 

1) Helmold, Chronic. L. I. c. 49. 

2) Chrisüani , Gesch. der Herzogthümer I. S. 412. 

3) IL 147. 
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erblich ab ihre Stammgrafscbaft Schauenburg; auch hatte man die 

unseligen TbeHuogen noch dicht eingeführt, «welche nachmals die 

Länder so sehr zerrütteten und die Macht der Forsten schwach- 

ten. Diese Uiftheilbarkeit ihres Landes vergröberte ihre 

Würde." • • ' - . . 

An anderer Stelle 1 ) sagt dieser Geschichtsschreiber: 

„Die Grafen von Holstein ans dem schauenburg'schep Hanse 

haben anfangs Hobteio ab ein -Land besessen, das durch ein un- 

zertheilbares Erbrecht auf ihre Nachkommenschaft gebracht 

wurde und erst nach dem Tode Adolfs IV. ward zwar nicht das 

Recht der Erbfolge, aber doch die Untheilbarkeit des Landes 

aufgegeben.". ' • * 

Ueber den Charakter der sog. ersten holsteiVschen Lanäesthei- 

lung Werde ich noch ausführlicher zu sprechen haben. 

• 

. §-2». 
Die. Stellung der oachgebornen Herren. 

Da in allen eigentlichen Fürstenämtern und in einem groben 

Theile der Grafschaften bis in die Mitte des 13. Jahrhunderts die In- 

■• . • . 

dividualsuccessiori beobachtet wurde und regelmäßig der erstge- 
borne Sohn das Reichsamt des* Vaters erhielt i so mubte.in ent- 
sprechender Weise für die nachg^eborben, von der Succession 
ausgeschlossenen Söhne gesorgt werden. 

Wir sehen es in neuerer Zeit ab eine nothwendige Con Se- 
quenz jeder Primogeniturbrdnung an, dafs den Nacbgebornen ihr 
sUntfesgemäber Upterhtfit gewährt werde. Die Juristen des vori- 
gen Jahrhunderts erklären es für ein sub'stantiale der Primogeni- 
tur, ,,ut prospjciattar minorib-us," und sprechen diese An- 
sicht durch mannigfache Rechtsparönfien aus: „ubi primogenitura, 

ibi apanagium'^oder: „utramque jus et primogeniturae et apanaaii 

• - • . * 

pari ambulant passu.". 

Derartige Parömien finden aber n u r auf die "moderne , k ü n a t- 
lich eingeführte Primogenitur* ihre Anwendung. Die Zeit,- mit der 
wir uns jetzt beschäftigen, kennt durchaus kein eigentliches Apanage- 

1) II. .125. 

Schulze Eistgeb.IU. il 
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System, obgleich der Erstgeborne adsscbli-efslieh fco* Succes- 
Sion in das FüHBtenauit berufen wari * Der Grund hiervon liegt in 
dem Umstände;, dafs diese alte g<ewohnheitsinäfs>g«e ßrimogeni- 
tur durchaus keine so umfassende Bedeutung hotte/ wie die mo- 
derne. \Vahrenjl nach den neueren Primogeniturordnungen nicht 
nnr das Fürstenihom (die eigentliche- Staatssuceession), sondern 
meist alle Fmnilitngüter, das s. g» Htfusfideiooumifs, 4>fl sogar die 
Mobilien dem Erstgebornen allein- fcufaHen : bezog sieh der dama- 
lige^ Vorzug, des ältesten Sohnes nur auf das Hauptreiehsamt 
und das damit verbundene Dienstgut* Welches der Vater inne gehabt 
hafte j alle andern Besitzungen, besonderste eigentlichen Familien- 
«guter wurden unter alle Brüder gleicbmafsig getKeilU 
•/ Solche gleichmäfsige Theiluugen des PalrinOnialguts 
kominen selbst in den Häusern vor* 'in welchen der Vorzug des 
Erstgebornen am strengsten beobachtet zu werden pflegte. Diese 
Ereignisse' haben häufig ungenauere Schriftsteller verleitet, das Thei- 
Inngssystein, auch bei den großem Heichfcämtern, in eine viel zu 
frühe Zeit zu versetzen (§.3.4.). 

Die Quellen unterscheiden die Theilung des Fainiliengates der 
hereditas im technischen Sinne * welche seit der ältesten Zeit in 
Deutschland üblich war, streng ven «.der einheitlichen SueeOssion in 
das Reichsamt. Einige Beispiele mögen genügen, wo eine solche 
Theilung der Patrimonialverlafisenscliaft klar Und deutlich erwähnt 
wird :.,.... . - • 

1) In dem alten Geschlechte der Jtiliunger wurde das Herzog- 
tbüm Sachsen nach dem Vorzuge der Erstgeburt, vererbt (S. 159.). 
Ordulf IL succedirte daher als der Erstgeborne allein im Herzog- 
thume mit Ausschlufs seines jungem Brudefs Hennann ; das väter- 
liche Erbe dagegen theilten sie: 

„Cujus (Betnardi 1 patris) hereditateni Ordulfus et Herman- 
nus filii ejus inter se partiti sunt et quidem -Ordulfus ducttü* 
stiscepit gubernondum 1 )." * 

8} Im Hernogthume Lothringen stand der Vorzug des Erstge- 
bornen unzweifelhaft fest , dennoch konnte auch hier der älteste die 

1) Helmold cap. 22. ap. Leibnüt II. p. 557. 
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Ansprüche der Jüngern auf Theilung de$ Fapiiliengutes nicht zurück- 
weisen : 

,,Gef*rdus comes , -frater Theoderici.Lotharingiae ducis germa- 
nus, metato anni circulo"patHnwwii-a hereditarii juris $irm 
fratre partitusesi *)'.'.' 

3) Nach dem Tode Friedrich'* I. , Pfalzgrafen von Sachsen, 
wurde sein ältester weltlicher Sohn im Jahre 1036 Nachfolger im 
Pfalzgrafenamte (S. 144.). Aber arile drei Söhne tbeilten sich in das 
Familiengut: ^ • ' 

„Ubi tetnpns eornm luctus tränsierat, filios praedictps, sciHcet 
fratres, hereditas aeqna lance dividenda\respictebat*)«'' 

4) Heinrich der Stolze- folgte im Jahre 1126 im'Herzogthuine 
Baieni seinem Vater allein, theilte aber mit seinem Jüngern Bru- 
der, Weif VI. , die Familiengüter so ab>» dafs er selbst die reichen 
sächsischen Ailode und Herrschaften seines .Vaters v nebst den mei- 
sten Rechten und Besitzungen in Baiern, Weif VI. dagegen die 
Hausguler.in Schwaben erhielt»). • • . -• 

5) Sa lange das deutsche Reich selbst noch den Charakter eines 
erblichen Wahlreichs hatte und regelmässig der ^Erstgeborne zum 
Reichsnachfolger, depigtrirt wurde, erhielten die Nachgeborneri nichts* 
d^stoweniger ihren gleichen Antheir an der J^lrimonialvechrgsfeH- 
scbaft, mochte sie aus«Mobilien oder Immobilien bestehen (S; 99.). 
Heinrich I. traf bei seinem Tode folgende Disposition; 

,,Gumque se jam gravari morbo sensisset, cohvocato omni po» 
pulo designavit filinm suum Oddonem regem, qui rtaximus erat,ce^ 
teris qu*qque filiis praedia cum thesaaris tribuens*).** 

Diese -Pairimonialgüter konnten sowohl allodialer, als feudaler 4 
Natur sein, wenn sie nur nicht ajs beneficium oder* Dienstgut mit 
dem Reichsamte in unmittelbarer Verbindung standen. Die Ver- 
erbung der Pairimonialgüter fand nach den Grundsätzen des ge- 
wöhnlichen Land- und Lehnrechts statt, 'welches in- Deutschland 

* . • • ^ » 

■ i ■ ■ 

1) Bayon. Chronic. Loth. ad a. 1070 cit bei Calmet I. Disc. prel. p. 155. 

2) Autor Chronic! Gosec. bei Mader p. 208. 

3) StäUn II. S. 259. 

4) WiduK. Ana. I. 41. 
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keinen Vorzug' dfts -Erstgebornen , . sondern Gleichberechtigung aller 
Söhne anerkannte (§. 31.). . 

Da alle Reichsfffrsteri. aus v der Zahl der.grofsen Grundbesitzer 
genommen wurden, so war, «durch die- gl ei che Vertheihing des 
Familiegbesitzes ünler alle Söhne, hinlänglich für deren Unterhalt 
gesorgt und ein Apanagesystem nicht erforderlich. Die.Untheil- 
barkeit der Reichsämter verhinderte jedoch einen Vater- nicht, 
wenn er mehrere Reichsämter in seiner Hand vereinigte, <|jese 
unter verschiedene Söhne zu vertheilen. Der älteste erhie.lt regel- 
mässig das. Haup.Uand, die Jüngern die Nebenlttnder. So 
succedirte der älteste Sohn Albrech t's des Bären, Oltol. , in der 
Bferkgrafsohaft Brandenburg, die Jüngern Söhne erhielten Grafschaf- 
ten ; so gab Konrad -der Grofse die* Markgrafschaft Meifsen meinem 
Erstgebornen, den* Jüngern nur Grafschaften. 

Ausserdem fanden in den verschiedenen fürstlichen Familien 
sehr verschiedene Sitten hinsichtlich der Nachgebornen statt. 

In manchen Hä&sern gab es gewisse Landestheije, welche 
den Naebgeboroe^ eingeräumt zu werden pflegten. So* erhielt im 
hobenstaufischen .Geschlechte der älteste Sohn das schwäbische 
Herzogtum einschliefslich des Elsasses pebst den Stammgü'tern in 
Schwaben* und Elsa f«,. der jiftigere dagegen das Titularherzoglhum 
Rotenburg, einen Complex -von-Faroiiiengütern 1 ). 

Von den Konigen von Böhmen wurde* Mähren* als» ein Iiand 
behandelt,* welcfies zur Abfindung der Nachgebornen dienen mufste. 
Dieses Land stand -dabei unter böhmischer Oberherrlichkeit und die 
Nachgebornen waren mehr Statthalter als unabhängige Regenten 9 ). 
'Mähren würde in so viele Theile zerlegt , als es JXachgeborne zu 
versorgen- gab. „ 

• Im lotharingischen Hause erhielten die. Nachgebornen meist Graf- 
schaften, z.B. Vaudemont, unter 'Oberhoheit des ältesten Sohnes. 

Im thüringischen Hause war es Sitte , dafe den # Nachgeborneo 
die hessischen Besitzungen zur Verwaltung anvertraut wurden, 
welche sie als Landvögte des Erstgebornen verwalteten. Der 

' W ' ■ 

1) Stalin IT. S. 244. 

2) Gebhardi III. S. 14. 
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regierende Herr narifetei sieh Landgraf von Thüringen and Hessen, 

der jüngere gilt nar als- sein Statthalter. Sehr bezeichnend 

drucken sich über diege Stellung der Nacbgebornen in* thüringischen 

Hanse zwei Stellen der bis jetit angedruckten reinbardsbrnnner 

deutschen Klosletchronik ans. Mach Landgrat Herinltttn's Tode 

* • * • 

beifst es <jaselbst von seinen Jüngern Brüdern: . 

„Die hitdin sieh mit eimc geriqgin hofegesinde unde waren 
alse die lantvoyte, wanne is was also usgesa-zt, das 
der eld'esje b/uder alleine hergehen soll." (Cod. Caft. 
Nmn. 52. p: 6.) 

An anderer Stelle heihl*es von einem nacbgebornen Bruder: 

„<|o hilf sich syn'bruder Conrad alse ein Untvoyt in # Docin~ 
gia nbd in Hessia." (Cod. Gart* N*. 52. p. 7.) 

Auch Heinrich Raspe 1. , IL und III. bekleideten eine solche 
Stellang in Hessen 1 ): * * 

In andern Häusern kam die eigentümliche Sitte voc, dafs die 
jängern Söhne von dem Erstgebornen ein Gut oder ejn kleines Ter- 
ritorium zn Lehen empfingdn, wodurch sie dessen Vasallen wur- 
den. Dieses Veritällnifs war vorzugsweise in folgenden Häusern 
gebräuchlich : 

i) im gräflichen Hause Sayh. Der jüngere Bruder versprach 
im Jahre 1294: v • ' - ., 

„Häec antem omnia bona praedieta. nos;et nöslri heredes ab 
ip$o fratre nostra comite Joanne juste feudaJi titulo Suscepimus 

—et propler haeesibi et suis heredibus fideli homajgio eri- 

mos et sumiis in perpetnum objigali*);" 

2) im gräflichen Hause Cleve. Der jüngere Bruder beifst 
„possessor castri in Carbenheim, quod a fratre suo Tbeoderico te- 
nebat in feüdum*); 4 ? 

3) im gräflichen Hause Luxemburg. Im angeführten Testa- 
mente Heinrichen, von 4270 heifet es: 



1) Bommel, Geschichte von Hessen I. S. 244. • 

2J -Sammlung auserlesener Alriiaridlungen aus dem Lehnrechte von Ztptrtdck 

IV. 5.165 — 16a 

3) Anon. in Chron. ctt>. bei Tesehenmadur , Annale», dir. p. 224. n. 7. 
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„Le dit -chastnl de. Roussey el les appeiidises e4 la tcrre de 
Roussey — — — doitWaleran*, il-et si-hoirs tenir de Henri son 
frereet de.ses hoirs ligeinent en fie et e/i hommage." Der 

älteste * wurde Somit comte de vLuxembourg, der jüngere und tfiune 

_ * * 

Linie bonuAee de Roussey (§. 28.). Diesen aJten'Fattiiiengebraiieo 

behielt das -Haas Luxemburg bei v -ajs es aus seinen kleinen Ver- 

bätaussen Tieräus in grofsartfge Weltbezienungee eingetreten war. 

Zu einer« Zeit, wo sich die luxemburgischen Besitzungen ab ein zu- 

sdmmenhängendes Ganze dutch Deutschland hinzogen, .pflegte man 

fortwährend ^nachgebornen Prinzen einzelne Stücke als "lehenbare 

Barschaften «a überlassen, »so dafs z- B. Mähren bis 141 1 , Görlitz 

- Ina 1395 unter der Lehensberrlichkeit des Königs von Böhmen lo- 

xemburgischen Nebenlinien- gehöjrte. 

s • 

. Diese vasallitisehe Stellung der - Nachgebornen habe, ich aar 
in Häusern gefunden, welche ihren ursprünglichen Stammsitz in den 
westlichsten Gegenden voi* Deutschland hatten , und nur durch 
das luxembui£ische Haus ist diese 'Sitte in das östliche Deutschland 
übertragen worden. Ich vermnthe, dafs sie sich unter dem Einflüsse 
des französischen.freragium entwickelt hat', welches ich §• 32 be» 
. sonders besprechen frerde. 

Die Abfindung der nachgebornen Herren mit baarem Gelde, pe- 

* 
cuaia numerata, welche gegenwärtig die Regel bildet, kam da- 
mals, bei .dem geringen Geldverkehre natürlich selten, vor. Eine der- 
artige Versorgung der Nachgebornen. ordnete Rudolf von HabsbnYg 
im* Jahre 1283 an: „Ex tunc Albertus (primogenitus) yel si. ipsoa 
mori contingat, sui heredes mascnli in n um erat a pecuaUtiietan 
Rudolfnm re&pieieni eteidein solvent et däbunt, «partum nostra Pro- 
videntia duxerit moderandum.')." 

In denjenigen Grafenhäuseru , wo das Theäungssystem schsa 
lange vor' der Mitte des 13. Jahrhunderts eingerissen war, konnte 
natürlich von einer besondern -Stellung der nachgebornen Herroi 
nicht weiter die Rede sein 5 indem hier alle weltlichen Söhne an 
der Grafengewalt partieipirten, welche sie entweder unter sich ge- 
theill hatten oder in Gemeinschaft besafsen. Es neigt sich aber 

1) Urkunde bei Vater B. XII. S. 3*L 
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aneh hier m gewisser Vorzug der Erstg eburt, Um der Ute» 
sie Sohn cegelmäfsig den Hasetsitz, die eigentliche Stammburg, m 
seinem Antiteiie bekam und sieh darnach benannte, während die 
übrigen Brüder andere Schiesser erhielten , wovon ihre NebenUnieu 
de» Namen hernahmein Nur ansnajimswetse Xmm es vor, data 
der älteste Sohn seinen Site auf den Stammgate der Malter auf- 
schlug and sieh darnach benannte, während den Jüngern der ehe 
Familiensitz und Name verblieb. 80 nahm in der snonheimiafhen 
Brädertheilnng der älteste Sohn die mütterliche Grafrehäft Sayn 
zu seinem Antheäe and gründete die Linie der Grafen von Sayn *); 
so nahm der ältere Zwing der Grafen von Urach den Namen 
„Grafen .tob Frei borg" an, nachdem ihnen ftejnurg aas der 
nättertfefaeu Erbschaft angefallen war*). 

Die sieh abzweigenden Nebenlinien nahmen regelinaJsig -einen: 
Bellen Namen an , weichen sie in gewöhnliehen IJrkunden allein 
zu gebrauchen pflegten. Dadurch wird es oft schwer, neu genealo- 
gischen Zusammenhang der Dynastien zn ergründen. Eine merk- 
würdige Erscheinung ist.es, dafs solche Nebenlinien, welche im 
gewöhnlichen Leben sich nur nach der Barg benannten, auf die 
sie abgejheijt waren , im Siegel meist die Benennung nach der ur- 
sprünglichen Stammburg beibehielten^ wenigstens pflegte dieses 
noch in den ersten Generationen der Fall zu sein. . So heifst z. B. 
Graf Kenrad von Groningen auf dem Siegel einer Urkunde von 
1228 Graf Konrad von Wirlembergf so heifst Graf Heinrich von 
Fürstenberg auf Siegeln noch Graf Heinrieh von Urach». So blieb 
auch niesen abgeheilten Aesten der ursprüngliche Name des Stammes 
häufig fiir den Gebrauch eines solennen Corialstyls ,» obgleich er sich 
im tagliehen .Leben längst verloren >atte. 

Was den Titel betrifft , welcher das R ei c.h s a m t bezeich- 
net, so war hier die J'annüensitte sehr verschieden. Bald wurde 
dieser Titel aar dem ältesten gegeben, bald 9 11 en volljährigen Söh- 
nen, welche ans gleicher £he geboren waren« 

.in älterer Zeit war es gewöhnlich, den nachgebornen Bruder 

1) Krem*, Äplom. Beitrag« I. 6. 02. 

2) Statin II. 8. 468. 
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nicht als Herzog zu bezeichnen , sondern ihm einen geringern Titel, 
besondere den eines Grafen beizulegen: .So -wurden. die nachge- 
tyorneo Söhne des Markgrafen .Otto von Brandenburg „Grafen 46 
genannt ; so erscheint der jüngere Bruder des Hersogs Orduif von 
Sachsen, Hennann, als „Graf". Ausdrücklich wird dieser Ge- 
brauch für Baiern ernannt: „Dusse'lJrune dat was Hertogen Qin- 
rikes to Beyeren Keyser OÜen Broder des groben , so was do dnt 

* • 

eyoe. Wise,* d.e eldeste Broder dat bleyff ein Hertoge* 
de jüngste ein Greve 1 )." Sehr charakteristisch für die Stel- 
lung der nachgebornen Söhne der Reichsfürsten ist auch der Ge- 
brauch,, dieselben durch die Beziehung zu ihrem Regierenden Bruder 
näher zu bezeichnen. . So heifst Konrad an vielen Stellen, „frater 
Friderici duois Suavorum c( 5 so wird Graf Gerhard im J. 1070 als 

„frater Lötharingiae duois germanus" bezeichnet. 

» 

Bald scheint jedoch die Sitte eingerissen zu sein, allen Söh- 
nen .eines Herzogs den herzoglichen Titel beizulegen, wenn «ie-auch 
nicht an der Regierung wirklich mit Theil nahmen; der Titel „dux" 
bezeichnete nicht mehr allein das Herzogsamt, sondern den Ur- 
sprung aus herzoglichem Blute. Doch- unterschied man* die nachge* 
betonen Söhne dadurch vom regierenden Herzoge, dafs inan.ersteren 
deniTitel „dux" ohne Begehung auf ein bestimmtes Reichsland bei- 
legte. . So führte allein der älteste Sohn Heinrich's des Schwarzen 
den- Titel ,, Herzog von Baiern" , sein JJ rüder Weif VI. den Titel 
,;duk" ohne. Beziehung auf ein bestimmtes Land. Ganz denselben 
Sinn hatte der Unterschied, welchen man, zwischen Einern Reichs- 
fürsten und einem schlichten Fürsten machte. * Reicbsfürsten 
nannte man nur. den wirklichen, Inhaber eines Fahnlehns; 
wer aus fürstlichem Blute entsprossen., nicht* selbst ein Fürstenami 
hekleidete, hiefs ein sehlichter Fürst. Diesen Sprachgebrauch deu- 
tet das sächsische Landredbt III. 64. §..2. mit den Worten.aa; „die 
voYslen, die vanle.n hebbet," und das L^hnrecht 68. §. 6. : „svelk 
vorste aver vanlea bevet," indem Jjierbei vorausgesetzt zu sein 
seheint, dafs es auch Fürsten ohne Fahnlehen, also nicht regie- 

- j 

1) . Chron. pict. Bpthonis bei Eccard in.hist geneal, marchionam misn. col. 278. 
ad a. 1008. bei Fischer, Geschichte der Erbfolge I. S. 167. 
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rende Fürsten gab. Noch deutlicher.' ipt die Glosse zuni Land- 
rechte III.. 58. : - „wen sc (de brodere) dehfen , de it wrstedum 
bebekle, 'de were des r.ikes vörste, de anderfe were- en slicht 
vorder, den beten we Vors.tenghenot." , Fürstengenofs- oder 
schlichter Fürst ist demnach das ebenbürtige Mitglied einer fürstlichen 
Familie , welches selbst kein. Fürstenamt bekleidet. 

Wie die -Grafen nach Auflösung der Gauverfassung siel) nach 
ihren Stammgif lern nannten,* so trug man kein Bedenken, auch den 
Herzogstitel der mit Stammgütern abgefundenen Nacbgebornen auf 
ihr Apanagegut zu radiciren. So erscheinen die zweiten Söhne des 
schwäbischen Herzogshauses regelmäfsig als „Herzöge von Roten- 
bürg", einem Herrschaftscomplexe , welcher zu eitler 'Art* von.'Se- 

enndogenitur verwendet wurde.* 

« 

Hie und da hattQ. der Herzogstitel dermafsen seine reelle Bedeu- 
tung verloren, dafe Familien, welche einmal eio*Herzogfchum be- 
sessen , ' dasselbe aber bald wieder verloren hatten , denselben als 
leeren Titel fortfuhr teti. ' Der Herzogstitel der -Herren von Meran, 
weleher sich auf das verlorene Herzogtum» Dalmatien bezog, stand 
mit dem Herzogstitel, der Zähringer auf gleichem Fufse. Da die alte 
Bezeichnung für ein wichtiges Reichsamt so ganz zum leeren Titel 
herabgesunken war, konnte man kein"* Bedenken tragen, allen 
Söhnen den Herzogstitel zuzugestehen. Eine solche Be wand triifs 
hatte es auch mit dem Herzogs titel der Dynasten von Teck> wel- 
chen sich alle Prinzen dieses Hauses ohne weiteres beilegten. 

Wie das Grafenamt. selbst, so wurde auch der Grafen tilel in 
vielen gräflichen Häusern f r ü her allen Söhnen beigelegt , als dies 
mit dem herzoglichen Titel der Fall gewesen war. Doch finden wir 
auch Grafenhäuser, wo sich die ältere Sitte länger erhielt-, dafs nur 
der älteste den: Grafentitel führte, z. B. hn gräflichen Hause Wal- 
deck hinlerliefs Witukind 1157 zwei weltliche Söhne, Volkwin und 
Witukind, aber nur Volkwin erhielt in den Urkunden den Grafen- 
titel, .dir jüngere Sohn wurde als Dynast oder edler Herr titulirt 1 ). 
Volkwin haUe vier Söhne,- von denen der älteste, Witukind, eben- 

falls allein Graf hiefs, während die andern nur als „edle Herren" 

— • 

1) Famtagen, Grundlage der waldeckischen Landesgeschichte S. 251 u. 256. 
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auftraten. Andere Beispiele dieses Gebrauchs in GrafailRuseni fin* 
den sich* in §.28. (siehe Savoyen,. Luxemburg ,- Cleve). 

Eü'r dje Nalhgebornen im allgemeinen sind sehr verschiedene 
Namen im Gebrauche 4 sie werden in. deutschen Urkunden häufig 
Jungherrn odq* Junker,- z. B. in Hessen und Waldeck, in la- 
teinischen pueri genannt, z. B. die pueri de Juliaco* Seltener sind 
die Ausdrücke „juvenis comes", „Minderfcruder**. 

. Einer allen deutschen Familiensitte zufolge erhält 4er crstge- 
borne,- zur Regierung bestimmte $oha oft den Vornamen des .Vaters; 
so dafs. ganze Regentenreihen denselben Vornamen führen und nur 
eine Unterbrechung eintritt , wenn ein Erstgeborner ohne *J)escen- 
dehz verstorben und an seine Stelle ein Nachgeborner getreten ist. 

Diese Sitte deutet Lambert von As,ckaffehbuKff- an, wo er 
von dem alten Familiengebrauche des Hauses Flandern spricht: ,,ut 
unus fi-liorunKnomen patris accipecet et totiu« Flaudriae princi- 
patum." Eine solohe Rolle spielte z. B. der Name Ludwig im 
Hause .der Landgrafen von Thüringen , der Name Bert hold in der 
alten zährjngischen Herzogslinie, der Name Hermann in 4er mark- 
gräflich baden'scben Linie, der Name Alwig in dem Hause der 
Grafen von- Sulz. • Bisweilen kam- es auch vor, dafs der Name 
des ältesten Bruders bei dem jüngsten wiederholt ward , wie z. B. 
ift'dfcr gräflich uraeh^schen FamiKe neben dem ältesten, Bertkoldl., 

noch ein Bertholdus minor erscheint 1 ). 

* » 

• §. 30. 

.Die Successionsordnung in deutsehen Fiirstealehea, 

Ich habe bis jetzt ganz im allgemeinen .den Satz ausgesprochen, 
dafs in den ^deutschen Fürstenthümern , ihrer' ursprünglichen Be- 
schaffenfaeit zufolge , Individualsuccession mit Ältersvor- 
zug beobachtet worden sei'; ich habe mich * aber absichtlich nicht 
darauf eingelassen, diese Süccessionsnorm näher zu bestimmen. 
Der Begriff der Individualsuccession wird zwar dureh den» Zusatz 
,pnit- Altersvorzug** schon näher bezeichnet, aber der Alters- 
verzog kann auf verschiedene Weise sich betätigen. Man unter- 



1) 8m* 11. 462. 
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scheidet nach unserm modernen .Spraehgebriuiche drei Arten der 
Soecession' nach Altersvorzug: Primogenitur, Majorat ond 
Seniocat. Naeh der übereinstimmenden Definition aller. Heuern 

• * 

LfbVbficber verbindet* man mit diesen Ausdrucken folgende verschie» 
deoe Begriffe': / • . 

4) Bei der Primogenitur wird streng «nach Linie« $ue<v- 
dirt, *in der Art, dah die Linie des Erstgebornen nnd in -dieser wie- 
der der Erstgeborne den Vorzag hat, so dafs erst naeh Autsterben 
aller Agnaten 4er erstgebornen Linie die Succession an die Linie 
des Zweitgebornen kommt, -in welcher .wieder der Erstgeborne 
allein zur Suceession* gerufen wird ond sofort 1 ). 

2) Bei dem Bfajocate entscheidet zunächst die Grades- 
*ähe$ wer unter- itiebreren dem Gr&de naeh gteichnahen Verwand* 
ten der älteste ist, snceedirl ausschliefsiieh. 

3) Bei dem Senio rate giebt nutet allen stjccessionsberech- 
tigten Agnaten das physische. Alter allein den Vorzug. 

Da sieh also verschiedene SaecesstonsordniMgcn denken 
lassen , welche auf dem Vorzuge des Alters beruhen , so liegt die 
Frage sehr nahe : welche von diesen Successionsardnuogen *tn den 
deutschen Territorien in Anwendung gekommen sei , ob -Primogeirir 
tar, Majorat oder Semorat die Regel gebildet habe? 

Diese Frage iäfet sich jedoch nicht beantworten, ohne auf die 
Grundsätze der altgermanischen Erbfolge etwas näher, einzugehen. 
bi dem deutschen Reehtsiysteme zeigt sich, abgesehen vom Hof- 
rechte, welches die verschiedenen 'Klassen der Unfreien umfafst, -ein 
durchgehender D.ualisntas desLehn rechts nnd des Laudrechtsi 
In diesen beiden Recbtssphären . kommen verschiedene Grundsätze 
zar Anwendung nnd auch die lehn r und -iandreditliche Erbfolge 
weicht sehr von einander ab. Es fragt sich daher zuerst, welch« 
Grundsiüae wurden bei der Erbfolge in Pürstenämtern beobachtet? 

Wir haben gesehen , jlafc Fnrstenthümer und Grafschaften. ans 
Aggregaten verschiedener Bestandteile zusammengesetzt wareir, dafe 
dWinlc nnd fetffck' Besitzungen in bunter Vermischung Ein Ter- 

1) kükrmaier, Grundsätze des <L PR. II. S. 558. "$. 450. Gtrber, System 
des d. PR. II. 8. 256. $. 276. BkNwm, EialeStuiig in da« d. PR/ f. 870. 
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• » 

« 
ritoriüm bildeten. fljan hat häufig «angenommen , dafs es darauf 

angekommen., sei , ob die Güter, auf welchen das Reichsamt haf- 
tele, allodialer oder feudaler Natuc gewesen seien. Im ersten 
Falle sollte ^die Succession des.Ldndrechts,« im zweiten die des 
Lehnrechts in Anwendung gekommen sein. Aber diese Unterschei- 
dung . ist durchaus -unzulässig , indem jede s. Reichsamt -als solches, 
seit dem entschiedenen Siege der Erblichkeit, als lehnbar befcrach- 

m 

tet jvurde. Wenn auch ein grofser Theil der Besitzungen allodialer 
Natur war*, so war doch immer das Reichsamt selbst, die Gerichts- 
barkeit, der Heertann,-, der Inbegriff «der Regalien Reichslehen. 
Fand daher auch eine dingliche Vereinigung der Lehen mit den Al- 
lodialbesitzungen statt, so gab doch der wichtigste Th^il des fürst- 
liehen Besitzes , der. Bann und 'die Regalien , den Ausschlag und be- 
stimmte die Succession nach L£iuu*echt. 

Da. für die Anwendung des, longobardischen Lehnreobts in 
Deutschland- sich im 13. Jährhunderte keine Spuren vorfinden und 
erst im 14. Jahrhunderte sich der Einflute desselben allmälig geltend 
macht: so haben wif es hier nur mfr den Successionsgrundsätzen 
des h ei m i sjc \x e n Lehurechts zu thun. Die Erhlichkeit der. Le- 
hen steht seit dem Ende des 11. Jahrhunderts als. unbestrittenes Ge- 
wohnheitsrecht def Lehnhöfe fest; sowohl die kleinern Privatlehen, 
als die gröfsern fürsteqlehen sind erblich* -geworden. Es ist ein 
rechtlicher Anspruch auf Wiederverleihung vorhanden, während es 
früher nur von der Gnade des Lehnsherrn* abhing, ob er dem Sohne 
das erledigte Lehen .des Vaters wieder leihen wollte. Nur durch 
bestimmte Verabredung kantk das Erbrecht ausgeschlossen werden, 
da es sonst als regelmäfsige Eigenschaft des Lehens präsumirt wird. 
.. Das Erbrecht in den deutschen Lehen ist zu dieser .Zeit aber 
ein. sehr beschränktes^ worin sich gerade seine ueue Entste- 
bung offenbart. Die Succession ist in der That keine Erbfolgte nach 
Gebtütsrecjit, wie es im longobardischen Lehnfechte, oder im 
deutschen Landrechte der Fall ist; sie ist vorzugsweise eine f,ver- 
tragsmäfsige" Succession, nur wer im Lehnsvertrage mitbe- 
griffen ist, bat Successionsrechte 1 ). 

1) Momeyr , Sachsenspiegel Th. II. B. II. £. 450. 
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Als stillschweigend im Lehnsvertrage eingeschlossen gal- 
ten damals mir "die. Descendenlen.. des Bejehnten, «nur auf diese 
wurde der Lehnsbesita des Vaters* übertragen, so dafs uur sie einen 
wirklichen , zu Recht bestellenden Anspruch gegen den Lehnsherrn 
formiren konnten. Während nach longobardischem L&hnrechte alle 
vom ersten Erwerber abstammenden Agnaten Successionsrechte hat- 
ten, waren nach altem deutschen Lehnrechte alle €o Hat eValcn 
des letzten Besitzers ausgeschlossen*. Das sächsische Lehnrecht 
spricht sieb hier -auf das bestimmteste aus: Art. VI. §*3. J,Sve1k 
man aver« der sones daiVet, die erft uppen herren die.gewere des 
gades." Art. XXI. §. 3: ,,lt ne erft niemannen leu.wkri die va- 
der uppe den son." . 

Die altdeutsche Erbfolge in Lehen ist daher nur eine Descen- 
d e n t e ii e rb f ol g e , der Besitzer vererbt nur auf seine Nachkom- 
men , also nicht der Sohn auf den Vater, nicht der Bruder auf den 
Bruder ,' nicht der Vetler auf den Vetter. Ein wichtiges Zeugnifs 
für die' praktische Geltung dieses Grundsatzes in Deutschland ist der 
Ausspruch -des Cardinais Hostiensls um die Mitte des 157-Jahrhun- 
derts: ,jD e consuetudfne imperii non süccedit, nisi filiuj. de- 
scendens. Inio revertitur feudum ad im.peratorem; sie 
vidi hoc, qüando fui in Alamannia, per proceres jndicari, 1 )." 

Der an ausgedehnte CollateralsuccessiQn gewöhnte Italiener 
mufste es freilich sehr auffallend finden, dafs in Deutschland ein 
so beschränktes Erbrecht galt, welehes nur die Descendenz des 
letzten Besitzers zur Succession beriet. 

Es war eine blofse Gnade des Kaisers , wenn er in Ermaoge- 
long von Söhnen den Brüdern oder anderu Seitenverwandten des 
letzten Lehosinh*ab£rs .das erledigte Refcbslehen verlieh*. Dieser 
Satz kann durch zahlreiche Beispiele belegt werden , jedoch mö- 
gen, folgende genügen : ^ 

1) Konrad der Grofse von Meifsen hatte seine Lande unter 
seine fünf Söhne vertheilt; der älteste hatte das Hauptland, die 
Mark Meifsen, erhalten, der zweite, Dietrich, die Mark Lausitz. 

1) In seiner summa de feodis um die Mitte des 13. Jahrhunderts bei Schil- 
ler , codex juris alemanici feud. cap. 43. $. 2. 
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Nach Dietriche kinderlosem Absterben fielen zwar die Erbgüter 
an seine noeh« lebenden Briidtav Dedo und Otto.* weit diese nach 
Landreoht vererbt wurden , die Jfarigrafscbaft Lausitz wurde aber 
vom Kaiser als erledigtes Reichsleben far^beimgefallen erklärt and 
Dedo konnte-' erst durch Aufwendung einer Summe von 4000 Mark 
die . Wiedeirefleinunff erreichen *■). 

2) Als Albrecht, Markgraf von Meifsen, ohne Kinder zu bis- 
terlassen gestorben war, zog Kaiser Heinrich VI. die Markgraf- 
sebaft Meifsen als erledigtes Lehen ohne weiteres ein*), obgleich 
Albrecht eben Jüngern Bruder , Dietrich , hinterlassen* hatte. Erat 
nach dein* Tpde Heinrich's VI. gelang es diesem j ungern Bruder 
durch den Einflufs seines Schwiegervaters, de^Landgrafen von Tho- 
ringen, .die brüderliche Markgrafschaft zu erlangen. 

Auch die Markgrafscbaft Lausite konnte er nach dem Tode sei* 
ner Vettern, -der Söhne Dedo's, nur dadurch erwerben,- dafs er 
dem Kaiser für die Wiederverleihung eine Summe von 15,000 Mark 
versprach 8 ). • * . * 

S) Ate der Landgraf Ludwig III. im J. 1190 kinderlos verstarb, 
so be«ch(ofs Kaiser Heinrich VI. ohne Rücksicht auf den Jüngern 
Bruder Hermann ,. Thüringen als ein eröffnetes Reithslehen einzu- 
ziehen , wozu er nach dem Gebrauche des* Aeiphslehnhofes vollstän- 
dig berechtigt gewesen, wäre. Doch änderte der Kaiser seinen Vor- 
satz aus. freiem Entschlüsse und gewährte dem Bruder des letztes 
Landgrafen, Hermann, die Bestätigung ra'der Landgrafechaft 4 ,). 

Die künstlichen* Mittel, 'wodurch den Seitenverwandten ein 

1) B> W. Pfeiffer über die Ordnung der Regierungsnachfolge im sachsischen 
Hause S.-31. " 

2) „Imperator marchiam.mianen8em.suJ8 reservans nsjjbus, JideKbus suis eam 
commiserat proyidendam ; quae etiam usque ad mortem imperatoria {KV eosdem 
administrata est. u Ghron. montis sereni ad a. 1196. bei Mader ^, 6b. 

3) „Marchiam. Lusatiae Theodericns rede mit ab imperatore* Henrico VI. 
pro 15,000 marcarum argenti." Ann. vet. cell, ad* a. 1210 bei MeneHen II. S. 367. 

4) Godefridi monachi annales ad a. 1190 bei Freher I. S. 354: „Eodem 
tempore obiit iHustris Ludevicus lantgravius, imperator audita morte Ludovici 
lantgravit ipse in Thuringiam profteiscitur- eam sibi subjicere tentans, 
postea tarnen frafri ipsins omnia permittens in Apuliam tendit." - 
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vertragsmäfsiges Suocessionsrecht verschafft wurde, besonders 

• * — 

die gesammte' Hand, werden an anderer Stelle ihre nähere 

• • • ■ . 

Besprechung finden (§, 53 und 34.)* Die «Anwendung dieser Mittel 
auf Färstenlehen findet vor der .Mitte des 13, Jahrhunderts "nicht 
statu Der 'Lehnbrief Kaiser Friedrioh's IL fiir den Markgrafen Jo- 
hann von Brandenburg voniJ.1351 scheint das früheste Beispiel 
doer Gesammtbelehnung bei einem deutschen Fürstcnleben aufzu- 
weisen 1 ). 

. .Da in Ermangelung solcher Gesammtbelebnunge;n die Seiten ver- 
wandten gar keinen rechtlichen Anspruch auf Wiederverleihung 
hatten, so kann -hier -nur von einer Erbfolge der Descendenten diu 
Rede lein, unten welchen das Alter den Ausschlag gab. Die Frage, 
ob in dieser Zeit die. regelmäßige Successionsordnung Primogeni- 
tur, Majorat oder Seniorat gewesen sei-, lauft demnach auf eine un- 
oätze Sebultiistinction hinaus. Die Verschiedenheit dieser Sue- 
cessionsordnungen kapp nur da zum Vorscheine kommen , wo man 
es zugleich mit .einer Erbfolge der Collateralen zu thun hat Ich ge- 
bpiuehi das* Wort „Primogenitur und Erstgeburt" häufig, 
amdie'Deseendeiitenerbfolge, mit Altersvorzug verbunden-, zu be- 
zeichne* , obgleich steh» das Recht der Primogenitur im modernen 
Sinne erst dann eonsequent ausbilden konnte, als die C o 1 1 a t e r aJ e n 
de* letzten» Besitzers ein wirkliches Erbrecht erlangt hatten. 

Am allereinfacbsten ist natürlich die Suceessionsordhung da, 
wo die erirfolgefithigen 'Descendenten alle Söhne des letzten Erb- 
lassers sind, Hier entscheidet allein das physische' Alter'; der den 
Jahren ifach älteste, weltliche und successionsfähige Sohn hat 
einen aiistcbüiefslichen Anspruch auf Wiederverleihung des vä- 
terlichen Fürstenlefans. 

Naeh den Worten .des- sächsischen Lehnrechts könnte es sogar 
zweifelhaft erscheinen, ob überhaupt entferntere Descendenten 
damals erbfähig gewesen seien? Die angeführte Stelle $ ,,svelk man 
aver des sones darvet, die erft uppen herren," könnte leicht zu 
Ungunsten der Enkel gedeutet werden. Allein diese Stelle nimmt 
nur auf -den gewöhnlich vorkommenden Fall Rücksicht und stellt 

1) Gerrit** C. D. Vit, 26. ßttger, codex pommereniar L 149. 
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den Sohn besonders der T och lex gegenüber. Das .Erbrecht der 

Enkel und aller männlichen Öescendenten aus gleicher Ehe ist in 

• • • • ♦ 
dieser Zeit* die «anerkannte Regel des deutschen "Lehore^bts. 

Dieses nimmt auch* Honieyr. in seiner gediegenen Abhandlang 

über deutsches Lehnre^ht an und verweist auf mehrere Stellen des 

Land -'und Lehnrechts, wo der Ausdruck „Kinder, liberi" für alle 

Descendenlen gebraucht wird. Besonders wichtig .ist ein von ihm 

angeführten Spruch des Reichsgerichts von 1299, worin es heifst, 

das Lehen Me nacb gemeinem deutschen Lehnrechte an den Herrn, 

* ♦ 

wenn der Vasall $,sine heredibus descendentibus" ver- 
derbe 1 ); • 

Zahlreiche Beispiele aus dieser Zeit sprechen. anfserdeui für ein 
vollständig begründetes Erbrecht de'r .Enkel im Lehen.* Fraglich 
ist. nur, jn welcher Ordnung die Enkel zur Erbfolge gelangen, 
ob sie erst in Ermangelung aller Söhne oder ob ste^ sogar .mit Aus- 
schlufs von Söhnen succediren? 

Das s. g t Repräsentationsrecht, ist an sich dem altdeut- 
schen Erbrecke völlig fremd und widerspricht dem Grundsatze, der 
strengen Parentelordnung, welche an£ der Einheit des Bin- 
tes. beruht. • Alle, die mit dem Verstorbenen den nächsten- ge- 
meinschaftlichen Stammvater haben, schliefsen diejenigen ans, welche 

m 

erst durch qinen e ji t f e r n t e r e n Stammvater mit jenen verbanden 
sind. ,,De "sik naer toder sibbe gesluppen maoh, de nimt dat erve 

to voran *)." In derselben Pafentel entscheidet die Gradesnähe. 

• • • . 

. Nach dieser altgermanischeh Pacentelenordnung wurden die En- 
kel nothwendig ausgeschlossen, so lange noch ein Sohn als nähe- 
rer Deszendent des Erblassers lebte. ' Selbst der lebende jüngere 
Sohn mufste nach dieser germanischen Recbtsanschauung die Söhne 
des vorher verstorbenen altern Bruders ausschliefsen. Mit dieser 
uralten germanischen Recbtsanschauung hatte das römische Reprä- 
sentationsrecht einen harten Kampf zu kämpfen', welcher bei 
keinem, germanischen Stamme ausbleiben konnte 8 ).. Es würde mich 

1> ttomeyr, Sachsenspiegel Th. II. BT. II. S. 451. 

2) Sachs; J.R. I. Art. IIL §. 3. .. *• 

3) Sehr merkwürdig ist auch die Ansicht des Glanvüla über die tteprasen- 
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zu weit fahren, wenn ich auf die Geschichte dieses merkwürdigen 
Kampfes nähen eingehen wollte. Mit Ch'ildebert's H. Dekrete vom 
J..596 1 }, wodnr.ch er das Jfepfäsentalionsrecht der Enkel einzufüh- 
reo versuche, hatte- das Repräsentationsrechi keineswegs den Sieg 
davon getragen. «;Die Frage war noch im 10. Jahrhunderte so wenig 
entschieden , da fs 'König OCto I. 038 einen £ottesgerichttichen Zwei- 
kämpf provocirte , in welchem die Vertheidiger des Repräs&utations- 
rechts* siegten 9 ). Doch kommt das alte germanische Princip nobh 
bie und da zum Durchbruch, Dieses geschah z. B. im pfalzgräflicb- 
rheinischen Haro&e im J. 1035«; JVrfch dem Tode des- Pfalzgrafen 
Ezo folgte ihm sein zweitgeborner. Sohn Otto, mit Ausschlafe 
der Enkel 'Heinrich und tfuno^ welphc von seinem erstgeborpen* 
Sohne abstammten.. Aber regelmäfsig traten die Enkel bei Beerbang 
des firofsvaters in den Platz ihres vorher verstorbenen Vaters ein. 
Da in den Reichlichen .der Altersvorzug entschied , so mutete-, nach 
Annahme des Repräsentationsrecbls, der Enkel, welcher vom er st- 
gebornen aber vorherverstorbenen Sohne abstammte, dei- 
nen Ofieim, den Jüngern Bruder seines Vaters, aüsscblfefsen; 
Unter den »Enkeln ? welche vom Erstgebornen abstammten, gab 
dann abermals der Altersvorzug den Ausschlag. Sobald das ReprM«- 
sentätiensrecbl vollständig durchgedrungen war, ging nicht der Erst- 
geboriie allein, sondern seine g?nz»e Linie allen 'Nachgebornen 
und deren Linien vor.- Die zweitgeborne Linie konnte erst an die 
Regierang kommen, wenn vtm derf erstgebornen 4tein männliche« 
Glied »ehr vorhanden waV. Dieser durchgreifende Vorzug der Erst* 
gebort findet sich in einzelnen Dokumenten dieser« Periode ^schon 
sehr bestimmt angedeutet. In dem* öfters erwähnten Privilegium für 
Oesterreich heifst es: ,,Ad cujus seniofe'm filium domi- 
nium deducatur, quod &b ejn> sanguinis stipite non re- 



tation der.Efikel L. VII. cap. ^. $•& "• 9. Viele JThronstreitigkeiten des frü* 
hern Mittelalters, müssen von diesem Gesichtspunkte aus betrachtet werden *„ so 
darf man das VerfahVen des Königs 'Johann von England, der seinem Neffen 
Arthur die Krone nahm, nicht. als blpfse Usurpation betrachten. 

1) Perffc leg. tom. I. p. 8. 

2) Wüuk. Ann. L. II. $. 101 

Schulze Btstgeb.Rt, f 3 
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cedat;" d. h. es -soll von der Linie des Erstgebornen nicht abge- 
gangen werden , so lange darin ein erbfähiges Glied vorhanden ist. 
Noch klarer ist dieses intern EheveYtrage von 1*9© ausgesprochen : 
„Eidem primogenito jiostro et Jieredibus suis «ab eo descendentibus 

ducätos Austriae perpetuo et hereditarie temanebit. Salvo 

(amen secmfdogenito et aliis. minoribos fiberis oostris jure aibi com- 
petenti 9 's» dielum ducem decedere forte contingerel sine liberis" 
(S. 129:). Die liberi sind auch hier ganz im allgemeinen für Descen- 
denten genommen. 

• Derselbe Vorzog der erätgcborneurLinie ward auch in dem 
Testamente des Grafen Thomas von Savoyen vom J. 1282 'ausge- 
sprochen (S. 167.). Ausdrücklich ward dieser Vorzug des Enkels vom 
vorverstorbejien erstgebofnen Sohne vor dem Jüngern Sohne in-eioem 
Ehevertrage festgesetzt $ welcher im J. 1J79 zwischen Gottfried, 
Herzog von Löwen , und Philipp, Graf von Flandern, abgeschlossen 
Wurde? ,,,Si contigerit Henricum mori ante patfem', herfes Henrici, 
si quem-reliqüerit, ila succedet, duci avo suo,, sicut Henricns fecis- 
set, si diutius patre vixisset 1 )." 

Doch läfst sich nicht in Abrede stellen , dafs es lange ein cos* 
troverjser Punkt -blieb, worüber in unserer Periode sehr schwankende 
Ansichten «herrschien. Man suchte daher durch Ausspräche «erfahr- 
ner Männer sich über diesen Punkt Sicherheit zu verschaffen/ Be- 
sonders merkwürdig ist in dieser Beziehung ein feierliches Wei^tbum 
der lotharingischen Grofsen üB.er die* Successipn in' diesem Herzog- 
thume vom J. 1306'): „Jus esse et consuetudinem in ducatu Lotha- 
ringUe, cujus Jion extat memoria hactenus observatum, ut, quoties 
filium primogenitum ducis Lothäritigfae, qui pro tempore tuerit, mori 
contigerit, ante patremT, retictis liberis legitimiä uno vel pluribus, 
Uli in ducatu Lotharingiae prae j>mnibus. debeant succedere loco 
patris et hanc consuetudinem, quotiescanque atitea se casus obtu- 
lerit, in dicto ducatu observatam esse.v 

" Wie sich allmalig auch im deutschen Lehnrechte ein Succes- 
siönsrecht der Collateralen ausbildete,' wird im §.54. kurz ge- 

1) LüMg , cod. diplom. T. II. p. 1902. 

2) Dumont, corps diplom. T. I. p. I. n. 597» 
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zeigt werden. Jfis in.die Mitte des i$* Jahrhunderts behauptete sich 
das beschränkte Erbrecht des * dealseben Lefanreehts, welchen nnr 
die Descendeetenerbfolge kannte. - * Abgesehen von der .eben erwähn- 
ten Coatroverse ist»die-Sttccesgionsordnong daher so einftdi, dafs 

•• • 

nichts weiter aber dieselbe bemerkt zu werden bntaoht. 

Sowohl das deutsche' als; das longobardiftcbe' Lehnrecht schlöfs 
regelmäfsig die Töchter von der Erbfolge ans, während. sie nach 
dem Landrechfe als erbfähig galten uriri nur gewisse »Zurück- 
setzungen im Vergleiche zu den Söhnen erfuhren. IiraHen Ter»- 
ritorien,. weiche nach Lebnrecht vererbt wurden, Jtonpten die' Töcb- 
ter nur vermöge eines begofcdern Privilegiums succedirenl Das ge- 
willkürte ftetbt kotita|e ihnen ein Erbrecht verleihen , welches ihnen 
nach «allgemeinen Grundsätzen nicht zukam. Wie eine solche Aus- 
debonng.*des Erbrechts auf den Weiberstamm in den kleinen Privat- 
leben häuOg verkam,* so ertheilten die' Kaiser hie und da solche Privi- 
legien auch den Inhabern von Fupstcnl eben. ' So nbertrqg Friedrich!, 
im f. 1156 seinem Halbbruder Konrad die Pfalzgrafscbaft beim.Rheiue 
mit dem Rechte, der weiblichen Erbfolge, vermöge derten die- 
ses Fürstendtum durch Agnes an das weifische Haus kam *). 

Es würde 'mich natürlich zu weil führen, wenn ich das Erb- 
recht des Weiberstammes in .deutschen Territorien, welches im Ä4£t- 
tel'aiter eine nicht -qnbedejitende Rolle spielte 8 ), -Wer näher beapre»- 
chen wollte. Es interessirt uhs hier nur der Umstand,, dafs. das 
Recht der Erstgeburt auch hie»ood da in dem Weifiterstamme 
beobachtet, zu werden' pflegte. • 

Die berühmte Entscheidung zu Gunsten Heinrich's des Erlauch- 
ten in der thüringischen Successionssache slüfete sich* auf die Ab- 
stammung dieses Fürsten, von der primogenit* des Landgrafen 
Herntanu (§.27.' S. 137.). Durch ein Privilegium Rudolfs I. vom • 
J. 1281 wurde dein 'Burggrafen von Nürnberg die weibliche Erbfolge 
gestattet, jedoch ebenfalls mit einem Vorzugsrechte der erstgehfriien 

Tochter 8 ) : „Comitiam illam .cum castro, custodia'portae et judicio 

* — ■ ■ . * 

lj Böhmer, regesta imperii 1198 — 1254 ad *. 1214. 

2) Eichhorn III. §. 428. 

3) Lithnaeus, jur. public. L. V. c. 7. $. 3. in den Additionen T. IV. p. 745. 

13* 
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provinciali Frideriee et Mariae suae fiBae ae eeteris filia- 

bus in feudum oonceditnus , ita tarnen ut si. Mariam liberos cujuscun- 
que sexus habere- et burggravium sioe berede ctintingat decedere, 
ipsa Maria, exclusis eeteris suis »ororib'us, com suis übe- 
ris in ipsis feifdis succedat." > » 

Eine gleiche ^Bestimmung für die Grafschaft Geldern vom J. 1295 
habe icb f bereits §. 28. S. 473. erwähnt . 

" * §. 51. • 

Das Reell t de* Erstgeburt tn privatre entlieh er Beziehung. 

A. * Im eigentlichen Deutschland. 

* ■ 

Meine Aufgabe bezieht sich lediglieb nur auf die Staatsgescbichte 
der deutschen Territorien ; ich kann das" Recht der Erstgeburt nicht 
in alfen seinen Beziehungen verfolgen, sondern nur soweit, als es 
entscheidende Norm bei ier deutscheu Staatssuecession geworden 
ist. Ich kann .jedoch nicht umhin, die Bedeutung des Rechts der 
Erstgeburt in privatrechtlicher Beziehung kiH% zu besprechen, 
indem im Mittelalter das staatsrechtliche- und privatrechliiehe Gebiet 
durchaus nicht so streng geschieden -ist, sondern zwischen beiden 
eine fortwährende Wechselwirkung stattfindet. Leider habe ich 
nirgends eine gründliche Erörterung der Frage. ge* fanden*, welche 
Rolle. -die Erstgeburt' in dem germanischen Privatrechte; gespielt 
habe? Es finden sich hierüber so verkehrte Ansichten, <dafs eine 
auf umfassendem Quellen materfeie ruhende Bearbeitung des Rechts 
der Erstgeburt in privatrechtlicher Beziehung ein wissenschaftliches 
Bedürfnis Befriedigen' würde.- V^ie oft begegnet man in juristi- 
schen und nichtjuristischen Schriften der Behauptung, dafs das Vor- 
recht der Erstgeburt altgermanisebes Recht sei, "eine Ansicht, 
deren Grundlosigkeit schon 4 die folgende kunte Erörterung vollstän- 
dig in's Licht setzen wird. :* 

Die ältesten deutschen Rechtsdenkmäler, die s. g. Volksrechte, 
kennen zwar einen Vorzug des männlichen Geschlechts vor dem 
weiblichen und ein Stammgut (terra salica , terra aviatica) , welches 
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der Familie erhalten werden soll, aj>er sie wissen nichts von 
einem Vorzüge der -Erstgeburt l )> * 

l) Die Lex: salica bestimmt, daTs das Land nar an die Sahne 
kommen soll , von einem Vorsage des Alters J oder* der Erstgeburt 
ist' nirgend» die Rede; «• vielmehr wird ausdrücklich von der gleichen 
Th ei lang der ganzen 'Hinterlassenschaft gesprochen *). 

. ' 2) Die Lex Ripuariorum bebt zwar die terra aviatiea besonders 
hervor und bestimmt, dafsJcein Weib darin succediren soll, so lange 
irgend ein erbberechtigter äfann vorhanden ist; aller ebensowenig 
zeigt sich hier irgend eine Spur der Primogenitur, ja es ist sogar 

verboten, einem Kinde- mehr als 12Soiidi im voraus zn besfcm- 

• • • 

inen 8 ). . . 

3) Die Lex Angliorum et yVerlndrum h. e. Thnringorum be- 
vorzugt das männliche Geschlecht derma fsen , dafs die Töchter an 
der Erbschaft keinen Theil haben, wenn Söhne vorhanden sind, 
aber in Ermangelung von SAbnen doch nur dieMobilien erhalten, 
während dem nächsten männlichen Verwandten die Liegenschaften 
zufallen 4 )« Erst wenn, bis zu der fünften Generation ein Erbbe- 
rechtigter männlichen Geschlechts nicht vorhanden ist-, kann die 
Tochter Liegenschaften erben, " 

. 4) Sehr: ähnliche Grundsätze gelten in der alten Lex Saxo- 
mim*)» aber auch hier kommt nicht der geringste Vorzug der* Erst- 
gebort vor. .• 

fr) Auch nach der Lex Bajnvariorum findet glei-che .Verthei» 
hing den Erbschaft unter alle Söhne statt („nt fraftres hereditatem 
patris aequaliter dividant"). ' x 

6) Auch in der. Lex Alamanorum ist die gleiche Yertheilung 
anter alle Söhne ausdrücklich vorgeschrieben (Tit. 88. „aequaliter 
partiant"). r 

1) üanetom ii% semer 'Ausgabe der leges barbarorum IL p. 343. bemerkt mit 
Recht; „nutta de'* jure primogeniturae mentic, de qua etiam nescio ad in ullar 
ex antiquis Germanicia legibus yerbom «occurrat." » 

2) Waüz, das alte Recht der saUschen Franken S. 108. 

3) Lex Rip. Art. LIX. 9. * 

4) Lex Angliorum et Werinorum T. VI. {. 1. u, 8. 

5) Lex Saxonum Tit. VII. $. 1. 



198 -Zweite Periode/ 

Wie kann man behaupten, dafs die Erstgeburt -etwas urger- 

manisches sei,, während doch in den ältesten Reebtsdeokraäiera keine 

• . » 

Spuf eines solchen Vorzugs erwähnt, ja sogar die*gleiche.Verthei- 

»4 .* 

Jung der. Erhsohaft unter s\lt Söhne ausdrücklich verordnet wird? 

* ■* » * 

Das^altgeiroanischeStanitagut soll zwar der Familie Erhalten 

werden, defsbalb steht der Vorzug des Mannesstatiimes überall, fest, 

aber. .von einer Untbeübarkeit des Stammgates und einer .defs- 

halb veranlagten Individualsuccession ist nirgends die .Rede. 

* 'Nachdem, dte um sich greifende LefansverfossnAg das einfache 
allgermanische Rechtssystem zersplittert hatte, haben wir es mit 
dref verschiedenen Rechtssphären zu fhunt . . * * 

• l)mitdemLand rechte, d. h\ Jen rechtlichen Grundsätzen, 
welche in dinglicher Beziehimg -über Eigen und Erbe vollfteier Ge- 
meindeinüglieder galten. Das Landgericht war der Mittelpunkt der 
Gerichtsbarkeit für die freien Grundbesitzer, der. Graf' oder sein 
Stellvertreter präsidirte, schöffenbarfreiä Männer fanden das Urtfafeil ; 

2) mit dem Lehnrechte, d. tu deto besondern Rechte der 
ritterlichfeil Lehnbesitzer ; Lehnhöfe waren die competente* Gerichte 
für Lehenssacben , der Lehnsherr war hier der Vortfczer des Ge- 
richts, die Lehensmannen seine Schöffen; 

«5> mit »dem IJo fr echte, d. b. den zwischen dem Dienst- 
herrft *ond den Dfenstmannen vertdnbarten Satzungen* Während die 
Grundsätze des Land- und Lehnrechts sich auf persönlich fr^ie .Män- 
ner bezogen,, regelten die Dienstrechte die .mannigfachen und ver- 
wickelten Verhältnisse der verschiedenen. Arte» der Unfreien-.. Keine 
Art dep Unfreiheit beraubte den Unfreien aller Rechtsfähigkeit ; er 
entbehrte pup die Rechtsfähigkeit «nach dem Landrechte , dafSr off- 
Mit «ich ihm aber die Sphäre des Hofrechts.. Die Verhältnisse 
d£& Hofrechts waren aber sehr verschiede!*, jnd.em eine Art der Un- 
freien, die Ministerialen, Ritter- und Ehrendienste,, dm bäuerlichen 
'Unfreien dagegen nur. knechtische Dienste leisteten: -' : 

'Ich werde diese drei Rechtssphären nijber ia'ft Auge fassen und 
alle Spuren des Erstgeburtsrechts , welche mir dabei vorgekommeq 
sind, zusammenstellen. 
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V 

L. Das Landrexht. . 

• * ' 

Im Landrechte sind die Sparen des firstgeburjsrechts ajn seilen- 

« 

sten: • Der Vorsag des männliehen Geschlechts spielt ancji in Sach- 
senspiegel noch eine Holle, indem in Bezug auf die Immobilien 
die Söhne den Töchtern und die Brüder den Schwestern vorgehen • 
und. ebenso der Vater vor .der Mütter erbt; der Sckwabenspiegel 
läfst jedoch Eigen und fahrendes Gut Söhne und Töchter gleich 
Iheilen un4 erkennt nur ausnahmsweisa bei gewissen Gütern f -dorn 
s. g. Ansidsl,, einen Vorzug der Söhne an* Aber von einem Vor« 
zuge des erstg^ernen Sohnes in Bezug auf den Immobiliarnacbiafs 
ist keine Rede , die AUodialyerlasscilschaft des Erblassers wird nach 
gleichen Theilen unter die gleich nahen Erbberechtigten getheilt. 
Die wenigen Spuren eines "Vorrechts des ältesten, welche sich 
im deutschen Landrechte finden , lassen sich etwa auf folgende vier 
Punkte zurückfuhren: . 

1) Mach dem Tode des Vaters wird von. den., nächsten Schwert* 
mageu der älteste zur Vormundschaft berufen. Sctchsenspiegel 
1 . 23 : „ Svar de . soue binnen iren jaren sin , ir « 1 d e s t e everfbur- 
dige svertmach nimmt dal berwede alene unde is ^ler kindere *yor- 
munde/ 4 - * . . 

Aber der älteste Schwertmagen darf das Heergeräthe niebl für 

r 

sich bebalten, sondern mufs es nach beendigter Vormundschaft- den« 
Mündigen zurückgeben: ,, Warnte se do ireq jaren körnet, so sal 
het in weder geven^ dar toal gut." 

Dieser Vorzug. des ältesten beruht auf dem Umstände, dajjs.nur 
Ein Verwandter füglich Vorn|nnd werden kann. Da>nun der Spekr 
senspiefiel keine testamentarische oder vertragsmäßige Tutel kennt» 
so kann sieh oft der fall ereignen, dafs «mehrere gleich ijah 
berechtigte Schwertmagen vorhanden sind. Eis mufs also eine Be- 
stimmung getrofl&n werden ," wodurch Einer aus der Mehrzahl her- 
vorgehoben tfird;. dieses geschieht dadurch, dafs ma.n den natürlichen 
Vorzug des Allels berücksichtigt. 

2) Der ScKwabensfäegel giebt dem Vater die ßefugnifs auf dem 
Todtenbette dem ältesten Rinde einen Vorzug durch letztwillige. 
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Disposition einzuräumen. Es -wird die Frage . aufgeworfen : Ein 
Mann, der Frau und Kinder hat, theilt auf dem Todbette seine fah- 
rende Habe. - Darf er einem «mehr geben als dem alldem? „Wir 
spreche» ak4: An dem £6de muöz er gliche teilen, (bei gesuddem 

Leibe kann. er.. einem Rinde zwei Theile geben) wan dem elti- 

■ * • * 

sten mac er wol m&r. geben 1 )," • - • > 

3), Bei der Concurrenz mehrere.? Miterben hat der. älteste 
keinen andern Vorzug, "als dafs er tfie Theile macht, während der 
jüngere das s. g. Kürrecht ausübt; (major dividit,- minor, eligit). 
Sachsenspiegel III» 29. •§. 2: „Svar so tuene man en-erve nemen 
seien, die. euere sal-delen, uAde die jüngere sa£ .kiesen.*' 

4) Neben diesem rein formellen Vorzüge des ältesten kommt 
noch bei Eiuem Gegenstande der Hinterlassenschaft. ein winklich ma- 
terie-lles Vorrecht desselben vor — nämlich bei dem s, c. Heer- 
geräthe. . : .--..•' 

In das Heergeräthe fand eine Singularsuceession statt, indem 
der Inbegriff der dafcu gehörigen Gegenstände dem nächsten Schwert- 
magen männlichen Geschlechts ausschliefelich zufiel. • Sachsenspie- 
gell. Ä. 27.' §. 2: „Je welk man von ridderes art erft ok tvier we- 
genö: dtft erve an den nesten evenbnrdigen mach, sve de is imde it 
herwe^e an den nesten "svertmacb." 

Allein es ist denkbar, dafs n^etrere gleich -nahe SQhwerlmagen 

..." N 

zunr Heergeräthe berechtigt sind; . in (He&em Falte tritt Tb eilung 
ein, doch wird dem ältesten ein Vorzug eingeräumt, indem er das 
Schwert, als das beste und ehrenvollste Stück <les Heergeräthes, 
voraus erhält.,» Sachsenspiegel I. Art: 22 r §. 5 : ,^Svar tnene man 
oder dre to enejne herwede geboren sip, de eldeste nimmt dat 
Svert to vore*n, dat andere delet se gelicke ujider sik." 

■ • 

Diejse Stelle, welche die gleiche Theilung jfles Heergepäthes unter 
die nächsten Schwertmagen ausdrücklich anordnet rind nur dem alte* 
sten einen kleinen Vorzug gewährt , ist se klar utfd deutlich , dal* 

die ^abweichende Lesart einer einzigen Handschrift an "einer andern 

- • 

. 1) Die Lesart: „wan dem eltisten mac er wol mer geben," ist in den 
WacktrnageVschen Text aufgenommen. Lafsberg liest dagegen: „ob der kinde 
• eines elter ist danne das andere.'* 
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Stelle dagegen nicht in Betracht kommen kann*. - Die Quedlinbur- 
ger Handschrift bietet nämlich Sachsenspiegel I. 27. §. 2, folgende 
merkwürdige Abweichung: ,,daz Herwede in den «neuesten uhde 
eldesten Swertuach." Darnach kö'nnjte es scheinen, das Heer- 
geriitbe. sei. unt heil bar gewesen und nach dem Vorzüge* de» Alters 
vererbt worden; allein die Worte des Art. 22/S..5:' „dat andere 
delet segeücke uudersik," stehen dieser Annahme unbedingt ent- 
gegen, so dafe auch bei .größerer handschriftlicher Autorität eine 
solche exclosive Erbfolge des ältesten- nicht angenommen werden durfte. 
- Spätere Rechtsbücher dagegen erkennen eine solche aus- 
schliessliche Berechtigung des ältesten auf das' Heergeräthe un- 
zweifelhaft an, besonders dajs-Goslaer Stadtrecht: „Dat Herwede 
dat hordVdenT eld-eslen Sone oder dem eldesten Swertmacghe, 
eft dar nein Sone is." 

Der vermehrte Sachsenspiegel I. 8. 6. erweitert wenigstens 
den k Vorzug des ältesten* einigermafsea : „Der E 1 d e s t e- iiimt auch 
das Swert «zuvor und Gürtel, Gewand was des ist." .. * - - 

Dem Heergeräthe steht die Gerade gegenüber, in welcher nur 
die Tochter und die übrigen weiblichen durch Weiber verwandten 
Cognaten succediren. 

Nach dem SacJisenspiegel wird die Gerade,, ohne allen Vor- 
zug der ältesten, unter die dem Grade nach nächsten Cognaten 
gleich verthtiilt. Der vermehrte* Sachsenspiegel dagegen . beruft 
nur die. älteste Niftel zur ausschliefslichen Successioni „nimpt es 
ir neste eldesle Nyftele, die ir von Frawen halber angeboren 
is 1 )." In ähnlicher Weise verordnen die Soester Statuten : „Si 
vero omnes sunt nuptae, ^senjor filia tollet matris mobilia *).** 

Eine Notiz des Gobelinus P&'jona 8 ) steht mit den Bestimmun- 
gen des Sachsenspiegels über das Heergeräthe im Zusammenbange. 
Gobelinus fährt dieses Vorzugsrecht des ältesten Sohnes auf eine 
Einrichtung Heinrich'a l zurück : „Etmandavit, \quod senior 
inter fratres*quoscu'nque deberet esse in exerc*tu re- 

1) Vermehrter Sathsenspiegefl. 7. 3. 4. Sydow , das Erbrecht nach deu 
Grundsätzen des Sachsenspiegels. * 'S. 176« 

2) Emminghaus memor. susat. p. 113. 3) Cosmodrom. aetas VI. cap. 47. 
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gts et propter hoc ipjse solus palris lolleret exuvias, 
inter quas arma reputabantur et inde vulgo beergerafbe ad- 
huc nominanUr*" 9 

Bei jeoer eigentümlichen Heer- and Burgorgauisation Hein- 
rieb's I. sollten die Erstgebornen vorzugsweise zum Kriegsdiessie 
bestimmt and ihnen defsbalb die Waffen*ihrer Väter zugesprochen 
wordeu sein., «Diese Notiz des,. Gobel&ms. steht aar insofern mit 
den Porten des ' Sachsenspiegels im .Widerspruche, ab dieser 
nicht das ganze Heergeräthe .dem ältesten Sohne bestimmt, son- 
dern nur das Schwert, als das Hauptstack, -ihm als praeeipuum 
zuweist.. 

Ueberbaupt darf man nicht zuviel Werth auf diese beiläufige 
Aeufeerung .eines so späten Geschichtschreibers Jegen ;. si* erklärt 

_ • 

sich leicht ans dem Bestreben des Mittelalters, alte gewahnheits- 
mälsig entstandenen Einrichtungen auf grofse Männer . zurfickzu- 
führen. Während für allgemein deutsche* EiorichJtungeti* Karl der 
Grofsejregelmäfsig. als Urheber angesehen wurde, mag es dem 
Gobelinus passend. erschienen sein, eine vorzugsweise sächsische 
Gewohnheit auf den gröfsten Repräsentanten des sächsischen Stam- 
mes > Heinrich I. , zurückzuführen» 

Die Gewohnheit, gewisse Stücke des väterlichen Nachlasses, 
welche ein. besonderes, pretium affectionis hatten, Einem Sohne aus- 
schliefslich zu hinterlassen, scheint in Deutschland uralt zu seuv 
Wenigstens* -findet sich bei Tacüus eine flüchtige Andeutung einer 
solchen', bpsondern Successienserdnung. Er berichtet nämlich in der 
Germania cap. 32. von einem deutschen 'Stamme , den Teukte- 
rem, k dafs sie als ausgezeichnetes'ileitervotk einen besondern Werth 
auf das Schlachtrofs gelegt und jlasseltfe beim Tode stett dem tüch- 
tigsten Sohne hinterlassen hätten. ,,Hi lusus infantium, haee juve- 
num aemulatio, peroeverant senes; inter famüiamret penafes et jura 
successionum equi traduntur: excipit fijijis oon 4 ut cetera, 
maxinvus natu, sed prout ferox belle et melior.". 

Diese Andeutung ist indessen so flüchtig hingeworfen, dafs sich 
nicht viel bestimmtes daraus folgern läfst. Bei einer oberflächlichen 
Auffassung derselben könnte man leicht daraufkommen, aus der- 
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selben die Existenz einer allgemeinen Primogenitur bei den alten 
Germanen zu folgern» Da es nämlich hei Tat, das Schlachtrofs des 
Vaters habe der im Kriege tüchtigste Sohn, nicht, wje das übrige, 
der Erstgeborne erhalten:' so könnte« man durch das argumentum a 
contrario'auf den Satz kommen 5 dafs alles übrige Vermögen 
nach dein Rechte der Erstgebart vererbt worden sei. Aber T^citus 
selbst deutet nirgends weiter auf eine derartige RebhtsgeWohnbeit 

hin, welche ihm als Römer höchst auffallend. lütte sein müssen und 

. ♦ • * 

welche er defshalb .gewifs nicht tinerwahnf gelassen haben würde. 

*. • * 

Er stellt vielmehr ganz im allgemeinen tieft Satz Auf: „berede* ta- 
rnen snccessoresque sui cuiqoe Hberi" (cap. ÄO.), ohne irgend 
einen solchen exorbitanten Vorzug des Erstgebornen anzudeuten. 
Die Worte „ut cetera*" beziehen sich nicht auf das ganze Vermögen, 
sondern auf "die übrigen Theile des Mobiiiarnachlasses, welche mit 
djem Streitrosse* in enger Verbindung - stehen , also auf das s. g. 
Heergeräthe. Das Heergerälhe scheint also schon in der alte- 

$tea?Zett bei dem Stamme der Tenklerer nach dem Rechte der Efstr 

- » # 

gebort vererbt worden zu sein; das wichtigste Stück des Heer'ge- 
räthes, Aas Schlachtrofs y wollte man aber nicht dem Zufalle die- 
ser Erbweise preisgeben , indem es so auch einem ankriege rischeu 
Erstgebornen hätte «in die Hände fallen können-, sondern hier sollte 
der Vater immer den Tapfersten auswählen. 

* * 

II. Das Lehnrecht. . 

Bestimmlere Spuren der Primogenitur finden sich im LehnnSelate. 

Beim Tode d$s Lehnsherrn , welcher mehrere Söhne hinter- 
läßt* braucht der Mann nur von Einem unter diesen die VerJei- 
hang des Lehns anzunehmen 1 .). Dieser Eine wird von seinen Brü- 
dern gewählt;- wenn sie sich riebt einigen können, vom Oberherrn 
bestimmt. 

In andern Rechtsquellen. hat sich aber der thatsäehlich meist 
eintretende Voczug des Erstgebornen schon zum Hechtsgrundsatze 
ausgebildete. Im schwäbischen Lehnrechte 54. heif&t es: „Der 



1) Homeyr, dea Sachsenspiegel» zweiter Theil, zweiter Band S. 443.' 
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oberre sol si also wisen , und sint die b'ruderadle zir jtagen.nut ko- 
men, so sal er si wisen an den ehesten.'-' 

Ebenso 'gebührt .nach dem görlitzer Landreohte 35. §. 1. dem 
ältesten Sohne 'die Lehnsberrschaft, und die Glossa latina be- 
merkt: „Efc consuetudine senior frater nomine suo et atiornm in- 
vestituyam facit 1 ).'. 4 

S6it % die Erblichkeit der- Lehen durchgedrungen* ist, macht 
die Frage» grofse Schwierigkeit, wie es gehalten werden soll, wenn 
mehrere gleich nahe Erben, besonders Söhne 'vorhanden sind? 
Ihre Gleichberechtigung ruht tief in. der deutschen Rechtsan- 
schauung, aber das, Recht de& Lehnsherrn auf unzeitsplitterte 
Lehnsherrschaft bildet gegen diese Ansprüche einen mächtigen Damm. 
Diese baden Rechtsprincipieirt kämpfen einen harten Kampf mit ein- 
ander , aber zur Zeit der Rechtsbücher ist da» Recht des Lehns- 
herrn noch im Uebergewichte. # Der Herr brauchte* beim Tode des 
Mannes nur Einem Sohne desselben* das erledigte Lehen zu ver- 
leihen. ,*Üoinimj& non.respoiideat nisi uai filio pro patris bmtr 

w 

Die /Söhne konnten denjenigen wählen, welcher das Lehen 
erhalten sollte 5 erst wenn sie sich nicht verständigen konnten , trat 
eine, willkürliche Beleihung von .Seiten des Hesrn ein. Die Wahl 
fiel regelmäfsig auf den' Erstgebornen, indem die Bruder, einem 
natürlichen Zuge gemäfs , dessen Vorrecht anerkannten. Bald kam 
es dahin , dafs dieser nur lhatsächiiche Gebrauch sich zu einem be- 
stimmten Rechtssatze -consolidirte. 

So wird die Verleihung an den ältesten Sohn im Inländischen 
Ritterreehte 3 ) und bei Ruprecht v. Ffeisingen 4 ) als Regel ange- 
nomnien. • •. • ' v 

Selbst im schwäbischen Lehnrechte wird dem ältesten ein ge- 



- 1) Homeyr a. a. 0. S. 443. . 
2) Aactor yetus de beneficiis I. 79. * 

3)'G. 14: „aHeine de here dem eldesten w'ne gudt vorlenet." .(Homeyr 

S.465.) ' ' •-••"■ 

4) Ruprecht 11. §.11: „Entphaecht der eltist aas lehen, das. sol den andern 
chinden nicht schaden." 
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wisser rechtlicher Vorzug eingeräumt LA. 40 a. E. : „Ob der 
kindeibt me ist, tfarine eines, daz sit den herren nntan muten, daz 

er das Jehehgut dehemem kinde me lihe.wan dem elte&Uq 

und stirbet.daz. so übe et ie dem eltesten darnach." . 

Es ist blofs* eine Gnade des Herrn,' wenn er allen- Söhnen 
das Lehen leibt $ von rechtswegen Braucht er es Aar dem ältesten 
zu leiben : „Daz «tat an dez eltesten bruder wal, wil er sine bhidere 
des Utien mit* im lan enphahen. daz tnt er wol. wil er es nut. so 
tut er ouch wol. so ist daz au des herrn wal daz er nut wann 
"dem eltesten. das leben sol lihen. übet der berTe von -gnaden und 
nut voll reble, in allen das leben" etc. ' ' 

Da» kleine Kaiserrecht III. 29 drückt sich £chon bestimmter aus : 
„Dy- gemeinen lehin, daz se dy eldesten hau czu emphande." 

Der Ausdruck „der pldiste" wird sogar hie und da für 
Lehn-s trager gebraucht* 1 ). 

'* In allen diesen Stellen erscheint jedoch der älteste nicht als 
alleiniger Erbe des Lehens, «sondern nur als Lehenträger 
fiir4ie übrigen. Der gleiche Anspruch der Brüder, welcher ihnen 
nach Laudr^cht zusteht, würde dadurch beeinträchtigt werden, wfenn 
Ein Sohn das Lehen als praecipuum bekommen würde;. Der bevor- 
zugte Sohn, welcher als £kester das Leben erhält, darf das Gut 
nicht zuvor behalten, solidem mufs den Brüdern den ihnen zu- 
kommenden Tbeil nach Grundsätzen ded Landrechts erstatten* d.h. 
er mufs bei der Erbtheilung das Lehen sich anrechnen 
lassen 2 ). Nur bei gewissen einzelnen Arten von Leben ist' der 
älteste Sohn , geg e n das gemeine deutsche Erbfolgerecht , allei- 
niger Erbe. „Die natürliche .Rieb tung des Lehnrechts 'auf eine 
Untheilbarkeit der Lehen ist durch die Macht des landrechtlichen 
Princips zu Gunsten der VaSallen überwunden worden ; das Recht 



1) Siehe mehrere Beispiele bei Homepr S. 482. • 

2) Sachs. Ldr. J. Art. 14. §-1 u. 2 : „Als it leorecht, dat de herre nicht ne 
lie mer eme sooe «Ines vader len , it bis doch nit lautrecht, dat het alene 
behafde" 0. s. w. Siehe Homeyr Sachsensp. IL S. 456 and aie dort angeführten 
Stellen. • 
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derfirstgeburt hat nur* wo noch andere Grunde wirk- 
ten, als ein absonderliches sich herausgebildet L )." 

Hierher gehört besonders die exciusime. Erbfolge des ältesten 
Sohnes in des Vaters Fürstenlehen. Holland, Sachsenspiegel 66 : 
„Kaiserliche Lefaen erbt der Vater auf (Ten ältesten/ 4 
Da das Recht der* Erstgeburt in Heptschen Fürstenhäusern den Haupt** 
gegenständ meiner Abhandlung bildet, so bedarf es hier .keiner wei- 
tern Erörterung. ■* , • •. . * 

Was die kleinern Privatlehen betrifft , so scheint die «xclusive 
Erbfolge .des ältesten häußg bei den. sog. Burglehen tftattgefan- 
den zu haben , bei welchen statt desfleerdienstes im Felde Burg* 
dienst (custodia, burgsate) geleistet wurde. Einige hierauf, bezüg- 
liehe Urkunden mögen hier Platz finden : 

1) ,,Si senior filiorum suorum , v quem post öbitum suum reli- 
querit , qui id ipsum Burcieyn jure possiflebit , degederet sine fiHis, 
tunc cederel Johanni 61io seniori* a ) etc. ' 

2) Si vero contingeret, quod possidens dictum castrum sine 
herede decedat, bonis suis alivs a predictis indivisis inter fratres 
suös, si'quos faabuerit ex parte patris, antiquior düctoram fra- 
tru» succedat in dicto castro 8 ). u 

' 3)* In einer andern trierischen Urkunde von 43Ö3 heifst es : ^Et 
hoc sciendum, quod post me Denricus filius meus et post eum se- 
nior proximior heres meus' dretam domum sive castrum re- 

cipere debent et teuere in feudo sie, quod dieta domus de mea pa- 
rentllla cadere non possit 4 )."^ • 

4) ,,fllenrico suisque successoribus primogenitis concessimus et 
Goncedknus H|uod ipsum castrum , ^ villa cum äppendieiis eorundem 
inter heredes ipsius Henri ei sive successörum suorum dividi. non pos- 
sit, nee debeat, sed seniper primogenitus masculus in recla linea ipsius 
Henrici absque divisione aliqua facienda proficiatur ipsius castro ac 



1) Homeyr a. a. 0. S. 465. . " • 

2) Wenck ,. hessische Landesgeschichte I. Urkunde 129 ($• 83)« 

3) Charta Henrici Comit. de Helfenstein bei Hontheim, in HistQr. diplom. 
Trevir. T. II. p. 37. 

4) Hontheim, hist. Trevir. Diplom, in Charte de a. 1303 S;19. n.585. 
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in eodem ac uobis etiam idem Henrieus suique süccessores primoge* 
niti primogenitis noeiris servire teneantur 1 ). u 

5) Auch unter Töchtern wurde bei Barglehen bisweilen der 
Vorzug der Erstgebart berücksichtigt : „Addimus et quoä, $i dietus 
comes via» universae carnts sine filio ingredkur, filiae' sruae se- 
niori cqstrotn cum omnibus suis attinentiis remanebrt obtinendum*)." 

6} In dem P/ocesse der Grafen.von Leiningen (S. 141) wurde im 
J. 1507 im Bezog auf die Burglehen folgende Entscheidung getroff/h: 
„Wenn nun des Landes recht ist, dafs (He, Burg leb cji 
alle, die ein Vater hat, nach seinem Tode auf d*en XI- 
testen Sohn fallen, seit nun Gr. Friedrich der älteste Sohn 
ist — 'dafs das Burglehen zu Recht sein soll und Jofried (der jün- 
gere) nichts mit du schaffen hat 8 ).' 1 

7) Hierher gehört auch der Schiedsrichterspruch in Sachen der 
Gebrüder von Landskron, welche die Burg zu Landskron vom Reiche 
zu Lehen trugen 4 ) : Zwei Gebrüder von Landskron streiten über die 
väterliche Verlassenschaft und e$ erfolgt 1285 ein schiedsrichterlicher 
Spruen*; derselbe ist defshalb bemerkenswert!), weil .ein genauer 
Unterschied zwischen dem Reichslehen und dem übrigen Vermögen 
gemacht wird. Alles, was vom Reiche eu Lehen geht, erklären 
die- Schiedsrichter f§r untheilbar und sprechen es dem Kitesten zu, 
alles übrige Vermögen wollen sie dagegen zwischen den fcwci Brü- 
dern .gleich get heilt wissen: ,, Wir (Namen 4er Schiedsrichter) 
umbe als *ulcbe Ziieiunge , di was in tuschin firin Gertfrd .van Lan- 
diskrone, ind Ottin sininBrudir und. die an uns~geiaziu was, die 
han wir bescheidin als-herna ge$crivin stet. 

„Auegaiftde* sprechen wir, dat Her Gerart havin sal die Burch 
zu Laftdlskrone , bid Ludin inde bid Gude dat zu dis Husi's Hudio 
gehört, als id fcin Vädir hatte van me Riche, ind Otte nit. Andirwerve 
sagen wir, 4at Her Gerart ind Otte deiün solin bescheidinliche al 

1) Hontteim, hnt. Trevir. in Charta de a. 1309 S. 38. n. 614. (Dieselbe Ur- 
kande wie Anin. 3. S. 206.) 

' 2) Diploma Wilhelmi R. R. "de a. 1248 bei Lünig , ' Codex dijNom. 'germa- 
nica II. p. )751. i 

3) LemtDgerTscIie rechtliche Auszüge Beilage 2. 

4) Gudeni Codex diplom. II. p. 970. 
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sulch Erve als ir Vadir ind irMudir haltin, so wa id*si gelegin. 
Drilewerve sagin wir , ove Her' Gerart ind Otte zueinde wordio 
umb ir.Erv«?, dat Her Gerart spreche , id faorle zuflie Riche*, ind 
Otte spreche id horte za irme Erve , dat Sal ervariri Hör Jleiiirich 
dirj 4Jude» der, aide, bid. Warheide ', ove bit Rechte, lad wal he 

darumbe sagit, des sai in beidin gnugin« Virdewerf -^ — : 

Vunfteiyerf-sprechin wir, dat die «Lude, die Her Qerari spricht , die 
sicli ao dit Riebe hau gemacht; ind Otte spricht, si havin sich ge- 
macht an irin Vadir; des sal rieh irvarin Her Heinrich dir Gnde. 
Viüdit he bid Warheide, dat si me Hiebe solin . volgin , so sal 
man ir nil (Lei i in. Vindit he, dat si me Riebe ait volgin 
solin, so solint si die Lude gliche deilin." 

III. Das Hofrecht. 

Das Beneficium der Ministerialen bestand entweder in einem 
Complex von Grundstücken oder in einem Amte (minfsterium) , wel- 
ches mit gewissen Vorthoilen für deu Dienstmann verbunden, zu sein 
pflegte. In der ältesten Zeit räumte das Hofrecht den Dienstmanuen 
weder -aur Dieiislgute-noch am Amte eine Erbfolge ein; allein die 
Ministerialen «rwarben gleichzeitig mit 'den Vasallen die Erblichkeit 
ihrer Benefizen *). In allen Dienstrechten,, welche in das 11. Jahr* 
hundert hinaufreichen, finden sieb bestimmte Spuren der Erblichkeit. 
Da aber im Hofrecht das "Recht des Herrn viel mehr überwogt als 
im Lehnrecht, so war die Erbfolge hier insofern beschränkter^ als 
das Dienstgut im, Interesse des Herrn oft für uniheilbar galt» Die 
Folge dieser Unteilbarkeit war , dafs in vielen Dienstrechten Indr- 
viHuabuccession des ältesten Sohnes angeordnet wurde. 

< 1) Eibe solche Bestimmung wurde in einem Vertrage zwischen 
dem Erzbischof von Salzburg und dem Herzoge von Baiern im J. 1215 
getroffen 2 ) : „Ad-haec episcopus et dux inter se statuerunt, ut, si 
qiinisleriales eorum vicissim nubant.c pueri aequaliter dividantur hoc 
modo distinguentes : quod primus puer. masculus patrem se- 

1) Eichhorn IL $. 363. 

2) Instrument, compositionis intra Gonradnm episcopum et Ludovicwn du- 
cem Bavariae a. 1216 bei Hund , metrop. Salisb. T. I. p. 158. 
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quatur, retiqtris nibilomiitus dividendis etc. — — Item si ofBcäatis 
egiscopi • veluti mar«cbalcus , dapifer, caaerarios vel aker quiHbet 
üxorem de ininiäterialibas ducis duxerit vel officialis ducjs feconverst 
rainistenälem episcopi duxerit , se b io r. f iliu s , qui patrem 4equi- 

tnr,- habert patris officium-* '. -7- sFsolus oon est,.sed 

plures sunt jpuexi, ipse ni^ilominu-s habeat -patris of- 
ficium. Ita uKsi Wem prenominati vjri legitimas de famitia ejus-, 
dem ecclesiae uxores duxerint-et ex-eis liberos probrfeayefint, qui 
inter eos majores mascuh'ni sexus Euerint* eadetn praedicflt offc% 
cia jure hereditario obtine*ant — » et sie Jiar singulas generationes in 
perpeluhm sibi in eandem conditionem succedant." * * 

2) Das kölnische Dienstrecht §. 12 sagt: „Item qoieunque mi- 
nisteriatis b.Petri Siros babuerit, mortuo^patfe senior filins ob- 
sequium' patris reeipiet *)." * ^ 

S) Loener, Hofrfecht §« 49 : „Die oldeste söhne were neger 
bi den lande to bliven*)." Eichhorn II. §. 305. n. e bemerkt, 
d*fs auch bei den aschaffenburgischen $tiftsdientftfeuteft der Alters* 
Foizng bei der Erbfolge berücksichtigt worden sei.. - • • 
_ Je straffer, ein höher stehendes, oberher/liches Recht 
in die-Verhältnisse des Besitzers eingreift , um so häufiger finden wir 
Unibeilbarke it des Besitzes und Individuabuccession -vorgeo 
schrieben. In der landrechtlichen Sphäre kann natüriitb von 
einem solchen Rechte eines Oberherrn nicht" die Rede, sein , da hier 
ein ganz, freies Eigentbum vorliegt* .Die Gleichberechtigung aller 
Söhne .kann ohne Hjndernifs- wirksam werden; denn hier entschei- 
det allein das -privätrechtliche Familieninteresse. 

Dagegen 7 im Lehqr*eci»te collidirt schon das Recht des Lahns.- 
herrn auf unzerspIiUerfe Lehnsherrscbaft mit* dem laridreohtücbeh 
Ansprüche aller Sohoe 'auf gleiche Theilung. Anfangsjst das Recht 
des Lehnsherrn im Uebergewicbte , die Unthethbarkeit der 'Leben 
gut als Regel. Aber diesen Ansatz , welchen auch das deutsche 






1) Bei Wolter, Cbrp. Jor. III. germ. S. 802. 

2) Grimm, RA. S. 475. . • 

Schulze ^ratgeb.Rt. 44 
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Lahnrecht cor Individualsuccession nimmt, überwindet bald das 
mächtigere Jnteresse der Vasallen ; die Theilbarkeit der kleinern Le» 
hen wifd* zur Recbtsregei und an eine allgemeine. Entwiofolimg der 
Primogeni/tur ist glicht niehr.zu denken; .Nur ift gewissen Arten der 
Leben bleibt die.Untfieilbarkeit Regel , besonders wo höhere Interes- 
sen eiaejtotehe Beschränkung der privatrechtlichen Willkür unbedingt 

erfordern^ 

Ijn Hof fechte tritt das Interesse des Dienstmannen gegen das 
strengere Recht des Herrn am meisten zurück. Dem Dienstherr« 
liegt natürlich daran, dafo.das CUit-nteht Zersplittert werde , er dul- 
det keine Theilung des^Henslmännischen Besitzes,' hei d$rt- ritterlichen 
Dienstmannen, damit der. Ritterdienst,' bei den bäuerlichen, damit 
die Bewirtschaftung des Bauerngutes -nicht' unter der- Zersplitterung 
leide. Die Individualsuccession bei Bauerngütern, Welche iioeh heut- 
zutage vorkommt und -bald dem ältesten , hild dem jüngsten den 
Vorzag giebt , ist in den meisten Fällen als- ein^ Ueberbleibsel von 
früheren, hofrcchtliehen Bestimmungen anzusehen. 

"So tet es bald das Interesse eines Oberherrn , welehetf die Un- 
theiibarjteit eines Gutes bedingt, bald wirken, wie bei den-Fürsteo- 
ämtern^ höhere staatsrechtliche Gründerin. Schliefslich werde ich 
noch. einige Rechtsverhältnisse betrachten, welche bereits aus der 
reinpf ivatrechtlicben Sphäre in die staatsrechtliche hinüber- 
spielen. Bei diesen gemischten Verhältnissen tritt uns nicht selten 
Individualsuccession und Alters vorzog entgegen. Hierher gehören 
besonders folgende RecblskistiUite : • . * 

1) 'Der Schöffen«tohl. ' ., . 

Nach der karolingischen Verfassung -wählte der Graf ans den 
scböAfenbarfeeien Männern solche aus , die das ScTiöffenamt perma- 
nent .zu verwalten hatten/ Dieses Wahlrecht des Grafen wurde aber 
bald beschränkt durch das- alfanälig sich entwickelnde Suocessions- 
recht der Agnaten des verstorbenen Schöffen am Schöffenstahle, 
so dafs es nur bei Errichtung eines neuen §chöffenstuhls oder bei 
Aussterben eines schöffenbaren Geschlechts noch in Uebuitg gekom- 
men sein mag. Regelmässig' wurde sonst der Schöffenstuhl in den 
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Familien vererbt* und zwar nach denselben Grundsätze» wie das 
Heergerätbe, jilsq bUfa in der agnatischen Linie. Allein *da der 
Schöffeustnhl seiner Natur nach für untbeilbtfr gelten muhte., so 
konnte man hier aar Jndiyidualsuccession staiuirea. \ Diese wurde 
dadurch reaKsift, dafs unter gleichen nahen Schwertnagen der.Ai- 
terovoezug entschied 1 ). Sachsensp. III. 26. §. 3* „Diesen stul 
ervfet die yader uppe jrnen eldesten sone; of he des sones nicht 
ne hevet, 30 erft he yue appesine nesten nnde elde'sten evcn- 
bärdigea svCii^ach." • 

2)~-Die Schutzvogtei über Städte. 

, Für die Stadt Freiburg im Breisgau bestimmte im J. 1120 der 

Herzog, von Zäbringen: „Constitüit,-. ut quictonque dominus post- 

modum eandem civ^talem hereditarjo jure possideret, eo dccedente, 

quisque inter heredes -ipsius senior extiterit, dominium ejusdem ci- 

• * 

vitatis Qbtineretf)." 

3). Die Schritzvogtei über Kirchen und Klöster. 

Bei der Gründung einer Kirche oder eines Klosters behielt sich 
in der Kegel der' Stifter ein Vogteirecht vor , welches in seiner Fa- 
milie vererbt zu werden pflegte. Da aber ein solches Vogteirecht 
am angemessensten nur von.Einem Mitgliede der Familie ausgeübt 
werden konnte , so verordnete der Stifter sehr häufig , daTs nach 
seinem Tode sein ältester Sohn und jri Ermangelung desselben 
der älteste ebenbürtige Schwertmagen Kifcfaenvogt werden sollte. 

Das österreichische I^andrecht schreibt die Individualsuceession 
mit Xlfcersvorzug sogar als allgemeine Regel für. alle Kirchen- 
vogteien vor: , : Der «ltist uuder den erben sol die vog- 
tey haben 3 )." 



1) Darstellung -des Erbrechts' nach den Grunds, des* Sachsensp. von Sudquo 
S. 167. * 

2) jkhoepflm , Hist. zaringo - badensis T. V. p. 60. *" Man hat in ncne/er 
Zeit darüber gestritten, ob diese Urkunde Berthold III. oder itonrad zuzu- 
schreiben sei 7 Siehe darüber SUüin , Würtemb. Geschichte II. S. 287. 

3) Das österreichische Landrecht in frncheriberg, Vision« (nach Har/ach and 
Ludwig) 70. Hömeyr a. a. 0. 8. 483. 

14* 
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Für die vom Erzstifte Köln zu Lehen gehenden Vogteien gah 
dieselbe Regel : „Advocatiam perpetuo ab eeclesia % cojoniensi teoen- 
dam senior filius äuccessorutn obtinebit *)." 

Einige Urkunden' dieser All' mögen beispielsweise hier. Platz 
ßnden: - .-***, 

1) In' einer baierfschert Urkunde vom J. 1094, .welche das Kloster 
Formbach betrifft, «wirci im Bezug auf eine Eirchenvogtej angedrd- 
net : ,,Acceptt quidem ea ipsa mater Thimonein. comifem in advoca- 
tiam sibi, etiam dictae • ecclesiae et bis omnibus; quivel quae ad 
hane pertiuent , ea ratione et conplacitetmne , nt is post ilinm ejos- 
dem advocatiae curam et regimen susciperet, qoi in filiis ejus pri- 
mus esset aetateetsic similLmodp die filiis in filibs suae posteri- 
tatis hnjus tutelae procuratioHransiret, quatenus eo propensior cura 
susceptis in patrocinium patrocimtretur, quo se*vicem et lftcum pa- 
tris aut etiam proavi procorare.sciret*)." 

3) In einer Urkunde vom J. 1129 heifst es: • „Praeterea con- 
stituh praefata eomitissa dementia, ut, quicutique berednmjsuorum 
major;. natu esset, super bona praedicti loci advooatiam babeat* 8 );" 

3) In.einer rheinischen Urkunde vom J. 1218 kpmmt eine gleiche 
Bestimmung vor:*,, In qua advocatra semper ille et solus succedit, 
qui propinquiör heres et major natu existat 4 )." 

4) Chronic, morilis sereni ad a*112f: ,,Me (Chonradum mar- 
chionem ftfisniae)* Verö dum vixerö et post me seniorem de filiis 
mgis vel quemlibet herejdem meum seniorem ativocatqm Jiabeant 6 )." 

• Eine gleiche Bestimmung ist schon erwähnt im §. 28. 3. S, 169. 
bei der Successionsgeschichte der 'Grafen von Sponieim 6 ). * 



1) Jenichen , thesftflras juris feudalis II. 864 ad a. 1169. 

2) Montlmenta boiea T. IV. 'p. 11. 

JJ) Guden. Codex «diplomat. jfttera fundationts. raoaasterii Schiflfonbeig III. 
p. 1045. • * . 

^ 4) Günther, .Codtex diplom. rheno - ntasellanus II. 131 ad a. 1218. 

, 5) In der Ausgabe von Hader p. 6^ * 

6) Siehe Rech, Geschichte der gräflichen Haaser Isenbarg, Bnnkel and 

* • 

Wled S. 59 übejr eine ähnliche Einrichtung im Hanse Wied. 
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§. 32. 
- B. In andern Staaten mit germanischen Rechtsclenienten. 

I» Deutschland spielte das Recht - der Erstgeburt in privat- 
rechtlicher Beziehimg eine sehr untergeordnete. RqH<T. In 
Landrechte finden Sieh kaum Andeutungen desselben, imLenhrechte 
ist der Verzug des ältesten ein mehr f$ r nielle r , indem er regel- 
mafsig als L e hast rtiger* far die übrigen Bjriktor erseheint; nur 
ausnahmsweise findet Aei gewissen 'Arten Jer Leben eine exe tu - 
sive Erbfolge des Erstgebornen statt, namentlich J>ei den Burg- 
lehen. Wo aus staatsreehtlicben- Grriiaden dagegen* wie bei 
den Furstenamtern , die Untheilbarkeit feststeht, fuhrt die* Neth» 
wendigkejt der Individuakuccession auf das Recht der Erstgeburt. 

Merkwprdig ist es 9 dafs das Recht der Erstgeburt in andern 
Landern mit* germanischen Rechtselementen sich viel allgemeiner ver- 
brettet hat , ak im eigentlichen Deutschland. Es Jtegt meiner Auf- 
gabe za fem, anfalle die mannigfaltigen -Gestaltungen einzugehen, 
welche das Aecht der Erstgeburt in privatrechtlicher Bezie- 
hung bei den verschiedenen germanischen Mischvölkern erfahren 
bat ; ein «fluchtiger Seitenblick wenigstens auf. diese interessante Ent- 
wiekehbig möge mir vergönnt sein. Vor alten andern Ländern ver- 
dient .Frankreich unsere Beachtung. 

w 

I. Frankreich. 

< Hier ruht das Rechtsleben des Mittelalters* auf dem romanischen 
und germanischen Elemente. Das röjnische Recht kennt bekanntlich 
keinen Verzugfder Erstgeburt ; dem ahgermanischen Rechte ist ein 
solcher ebenso unbekannt. Die sog. leges barbarorum, welche von den 
deutschen Stämmen auf gallischem Boden beobachtet wurden/enthalten 
keine 'Andeutung des Rechts der Erstgeburt. Vom alten Rechte, der sa- 
lischen Franken habe ich dies bereits erwähnt; aber es gilt ebenso 
gut für das westgothische und'burgundiscbe Recht. Wie 
ist nnn das Recht der Erstgeburt in den Stoff des mittelalterlichen 
Rechts eingedrungen , da beide Grundelemente von demselben nichts 
enthalten? 



1 



214 Zweite Periode/ 

Da weder das römische noch. das germanische Hecht hier irgend 
eiben Anbaltepunkt bietet , so versuchten frühere Schriftsteller das 
Erstgeburtsrecht aus dem mosaischen Rechte abzuleiten.. Allein 
diese" Annahme ist völlig unhaltbar, indem, sich nicht ersehen läfat, 
warum gerade in Frankreich das mosaische Recht.so s.tark eingewirkt 
haben sollte, während es inDeut&ehland und andern christlichen Län* 
dem gar keine Berücksichtigung fand. 'Ich will utehfc in Abrede stellen, 
dafs diese Bestimmung* des mosaischen Rechts vielfach ajs Verwand 
und Beschönigung des einzufahrenden droit d'aiitfsse gebraucht wor- 
den ist, aber die eigentlich leitende Triebfeder zur Einführung des- 
selben in so umfassender Weise' ist in grofsartigern Motiven zu su- 
eben. 'Das Erstg-eburtsrecht in pnvatreehtlteher Be- 
ziehung ist ein nothw.endiges Product d«s consequent 
durchgeführten Feudalismus, welcher in-.Frankretch in alle 
Poren des. öffentlichen und Privatrechts viel Jiefer eingedrungen ist, 
als in Deutschland: . Auch das deutsche Lehnrecht nahm einen An- 
satz , . die Primogenitur *u entwickeln 9 aber schnell warf das alte 
landrechtliche Princip mit seiner Gleichberechtigung aller Söhne 
diese feudalistischen Bestrebungen, über den Haufen. Der Erstge- 
borne konnte es im gemeinen deutschen Lehnrechte nicht über die 
Stellung eines- Lehn st rage r"s bringen und bald entwickelte sich 
unter dem Einflüsse des longobardischeu Rechts der Grundsatz, dafs 
alle kleinen Privatlehen vollkommen th eil bar seien (aliud feudam, 
' si consortes voluerint , dividulur). " Nur wo höhere staatsrechtliche 
Gründe entgegenstanden, behauptete sich die Untheilbarkeit 
länger , bis auch hier das lanuYechtliche System der Gleichberechti- 
gung durchdrang. In Frankteich siegte das aristokratische Standes- 
interease des Lehnsadels über die gemütblictien Rücksichten des Fa- 
milienvaters, welcher allen^ seinen Söhnen gleiche Theile seines 
Vermögens zukommen lassen will. Nicht nur die Seigneuifcn der 
grofsen Kronvasallen, ' sondern auch- die kleinen Dienstlehen 
desRitterstandes sollten uniheilbar sein : ,,Qu*od in»bnronüs 
et feudis militum ulterius non fierent divisiones *)•" 

1) As*is. Gottfrieds von Betragn© von 1185. Contamier gendral IT. 289« 
Schöffher, Geschichte der Rechtsverfassimg Frankreichs JI. S. 251. 
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Diese Stelle eririnert sehr an die berühmte Constitution FViechich's I. 
vom J. 1156, jedoch mit dem Unterschiede , dafs Friedrieh nur die 
mit wahren Reichsämtern verbundenen Lehen für untheilbar erklärte, 
die bretagaische A^sise dagegen auch .in den niedern Schichten des 
Lehnswesens ein gleiejie£ Resultat erzielte. . ' 

Der Feudalismus und das aristokratische Standesinteresse ist der 
fruchtbare Bodep* auf welchem die französische .Primogenitur, er- 
wachsen ist. Die feudale Politik brachte nothwendig die »Untheilbar- 
keil de*r Lehen mit. sich 5 . diese bedingte wieder* Individualsuccession 
und führte so mit einer gewissen Notwendigkeit auf das Recht 
der Erstgeburt, welches schon im pennten« Jahrhunderte in vie- 
len Lehnsurkunden als etwas gewöbnlic|ies.erwähnt wird*). / 

Qtto von freisingeUy der Zeitgenosse der Hohenataufen, wel- 
cher in Deutschland an einen so durchgängigen Vorzug des Erstgebor- 
nen nicht gewöhnt war \ betrachtete diese französische Sitte mit 
einem gewissen Befremden ?):. „Mos ;'qui pene in'omnibus Galliae 
provjnciis usurpatur, quod semper seniori frajri ejusque' Hbcris 
seu maribus.seu iemineis paternae heredkatis cedat autoritasy ce> 
teri&ad illum tamquam ad dominum respicieniibus.". 

Der Vorzug des Erstgebornen nahm jedoch in den verschiede- 
nen. Coutumes einen so abweichenden Charakter an ,. dafs iob hier 
auf das einzelne nicht näher* eingehen kann, sondern mich fuif 
einiges besonders charakteristische beschränken rnuCs« 

Das Recht der Erstgeburt, als rein feudales Institut, erstreckt 
sich anfangs nur auf die Lehen; alle andern Sachen auTser den 
Lehen sind allen Miterben gemeinsam und werden gleich, ver- 
theilt^ „commpnau chose etitce iaus 3 )." * 

Die Strengendes Lebnsgesetzejs wurde jedoch dadurch bedeu- 
tend- gemildert, dafs man allmälig* eine 'Abfindung der Jün- 
gern -durch UebeHassung gewisser Theile des Lehns znliefs. Hier 



•1) Schäffntr II.,§.252. Wamhönig, fcaozös. Staats - u. RechUg^schicHte II. 
8.454.' - . 

, 2> Otto Frismg. d« gest. Fröferici II. c. 29. 
$>) Aasises de Jeqiaalcm H. C. eh. .148. 150». 
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bildeten; .sich die Institute der frerage und p^rage 1 ). Da diese 
Begriffe in der deutschen Wissenschaft viel Verwirrung angerichtet 
haben ^ so -werde ich sie einer kurzen Erörterung unterwerfen. 

Ich halte mich dabei an den gelehrten Kenner % des französischen 
Mittelalters^ Karl du Fresne y Herrn 8e Cange % ). Nach ihm 
hetfst -frerage , fraresche oder ffrayrescfela Theilung unter Ge- 
schwistern," fr e/* agier soviel als auter Miterben th$ileir. Im 
engern Verstände bedeutet aber frerage die Theilung. solcher Sachen, 
welche an sich unlnfeilbar sind ; ' im engsten technischen Sinne die* 
jenige Theilung von Leben , wo einige Stacke des Lehns an die 
jitngern Brüdelr gekommen sind, welche dem Erstgebornen dafiir die 
Lebnspflicht zu leisten haben und wo der ältere fön das ganze Lehen 
dem Herrn den Lehnseid .schwört.-* Du Fresne sieht es sogar als 
eine allgemeine Gewohnheit des altern -französischen Lebnrechb 
an, dafs die ijachgeborneir Brüder wegen der -ihiten zugefallenen 
Stucke eines getbeiken Lehns Vasallen «thred erstgebornen Bru- 
ders ^worden und diesem die Lebnspflicht leisten muteten. Er weist 
aas zahlreichen Urkunden nach, dafs dieses Verbäitnifs überall statt- 
fand , wo ein an sich untheilbares Lehen getheilt wurde 8 ). ' 



1) Die netieren Schriftsteller über französische Rechtsgeschicfite Sdbäffnff 

* ■ 

IT. 352 u. Warnkönig iL 455 identraciren Frerage a. Parage vollständig , jedoch 
mit* Unrecht , wie ans der "folgenden Erörterung hervorgehen wird. 

2} Dissert. III. sur l'histoire de S. Louis IX. , rot de France , a Paris 1668. 
S. 147, mit der üeberschrift :. „du frerage et 'du„ parage." Die Uebersetrung fio- 
det/sich in Zepernich's Sammlung IV. £.141 — 168. • 

^) Die Grafen Johann , Robert und LudeVig von Melun legten am 19. Oct 

^ * * 

1317 ihrem . ältesten Bruder. Wilhelm von Melun , Erzbischof von Sens , «inen 
derartigen Eid ab : „Tanquam 'primögenito , caussa fratriagii et prout fra- 
triagium de cdnsuetudine patriae Vequirebat , *ratione caetrl de 8i Maoride. 11 
Durch eine solche brüderliche' Theilung wurde die' Landschaft Boues* bei Amieni 
und Gournay von Cpucy getrennt: „Tetra de Bovis et de Oornaio a terra de 
Couciaco per fraternitatis partiti.onem decisa fnerat." Deswegen 
geht, bemerkt du. Fresne, Boues nach jetzt von Coucy zu^Leheli, ob es gleich 
weit davon entfernt ist und aufserdem mit dieser Herrschaft in keiner Verbin- 
dung steht ; diese Lehnsabhaogigkeit kommt al$o lediglich daher , weif Boa« 
bei der Theilung des fiauses Coucy auf die jüngeren Broder «fiel, die nach 
der zu allen Zeiten in Frankreich üblichen Gewohnheit Vasallen des 
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Dieses freragiuni scheint bis in das 13. Jahrhundert eine in 
Frankreich allgemein «bliche fiechtsgewohnheit gewesen tu sei»; 
später machte sieh dagegen da i Interesse der Lehnsherren gleitend . 
Philipp August «rKefe auf Ersuchen mehrerer Seigneors im J. 1209 
eine Ordonnanz ,• „dafs in Zukunft jeder voa mehreren Miterben 
von seinem Lehnsherrn direet releviren and diesem altein deA Lehus- 
dienst leisten tollte." Abpr diese Ordonnanz, welche nur für die 
damaligem Krontande galt , gerieth bald in Vergessenheit und darf 

• ♦ 

freragiam lebte in vielen Coötunfes /ort *). 

Von dem.Verhältnisse der sog. frerage unterscheidet sich das 
p-ara-giuin. Ein solches ist dann- vorhanden, wenn der ältere Bru- 
der bei der Theünng seinen jüngeren Butlern einen kleineren ThcH 
des Lehns überläfsl x ohne dafs letztere Vasallen des Erstgebornen 
zu werden- brauchen. Der altere Bruder leistet dem Oberlehnsherrn 
für .sich und' seine Bruder die Lehjttpflicht ; die jüngeren aber 
schwören ihrem Bruder keipfen Lebnseid, "sie* sind nurVasalleft des 
Oberlehnsherrn *). - Der jüngere Bruder besitzt das paragirte Le- 
hen' demnach mit eben der Herrlichkeit; wie der Erstgeborne sein 
Haupttehen (tient son parage aüssi noblement que l'ain6 fait le,' gfos), 
der äkere gilt jedoch immer als Familienbaupt und sein Gut als Ca- 
put mansi, chefdemez, domus**cäpjtaneas. Das paragium findet 
sich besonders in dem Gewohnheitsrechte der Normandie ausge-- 
prägt mit der merkwürdigen Modification , dafs diese paragirte. Stel- 
lung der nacbgebornen Brüder und ihrer Linien nur bis zur sechsten 
Generation dauert, dafs dann afier die Descendenz der Nachge~ 
bornen der erstgebornen Linie ein htfnagtum leisten mufs. 

Fasi alle französischen "Coutumgs kenfn^n einen Vorzug der Erst- 

____________ * * 

« 

altern werden müfsten. Vermöge des Rechts des frerftgii waren' die Grafen 
von Blois und Sfencefre wegen ihrer Grafschaften Vasallen ihres alteren Bruders, 
des Graf eri ron Champagne, weil diese Lander ihnen* in der brüderlichen TWr- 
lang zugefallen waren , ob diese Lehen gleich Ursprünglich von einem Herrn, 
nämlich dem. Konige, herrührten; 

1) Schaffner II. 8. 253. ' ' 

2) In dem Gewohnheitsrechte der Normandie heifst es : „Les «inez fönt 
les hommages aux chefs geignetirs pour eux et leurs puinez ef fea poinez tiennent 
des afnez par p arege sairs hommage. <( 
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geburt, besonders wo es sich uro die Unterlassenen Grundstücke 
90g. hir$tage handelt. Der Erstgeborne erhall regelfeäbig das 
Häuptgut, chief manoir, chef-lieW d« fief^und anifserdem nach 
den CouluBies von Paris von jedem Lehen £, wenn er mit einer 
Schwester oder eiuem jüngeren Bruder , *^ 9 wenn $r«mit mehre- 
reu Geschwistern conctfmrt. Nach demselben Rechte .von Paris 
nimmt* der älteste das vorzüglichste Schlofs oder Hqus* hinweg (*vec 
la basse cour et uu arpept d'enclos l )); giebt ,es kein» Haus, son- 
dern nur Aeek0r , so erhält* et eine Hufe Landes (ärpent de lern), 
welche er sich wählen kann ,' als predput. *, Diese yorft'usgegebepe 
Hufe wird gewöhnlich ,,V4>1 dexbapon" genannt. Der gleiche 
Vorzug der Erstgeburt wie in Lehen , findet .daseibot auch in AI- 
lodien statt, welche Gerichtsbarkeit haben und von denen selbst ein 
Lehen abhängig ist (franc aleu* noble), andere Allodien dagegen 
werden gleicbmäfsig unter die Kinder vertheilt (franc aleu ro- 
turier). 4 • . - ' • • - . " " 

• In andern, französischen «Gewohnheitsrechten ist der Vorzug der 
Erstgeburt viel umfassender, z. B. in Ponthieu?), wo der oder 
die Erstgeborne in der geraden Linie alles bewegliche und un- 
bewegliche Vermögen , sei.es Lehen oder Bauerngut,' allein/ erhält 
und den jüngeren* zum Unterhalte weiter nicht» eingeräumt wktfc, als 
4er Niefsbrauch von einem Fünftel, wo in der Seitenlinie unter 
gleich nahen Collateralen -der Erstgeborne alles Vermögen ohne 
Ausnahme allein bekommt. . 

Der Vorzug der Erstgeburt ist in das französische Recbtslebett 
so tief eingedrungen , dafs er dfe ursprüngliche Sphäre des adeligen 
Lehnrechts bald' überschreitet und sich hier und da- auch für die Ro- 
turiers geltend macht , (lafs er pich} nur Lehngüter,, sondern auch 
gewisse Arten der Allodieit timfaf&t. Am exorbitantesten erscheint 
die Primogenitur , wp sie. sich- wie in Ponthieu auch ,auf das be- 
we gliche Vermögen bezieht. Die Abweichungen in* den -Conto- 
mes sind außerordentlich :. bald wird nur im männlichen Gdsichlechte 
ein Vorzug der Erstgeburt beobachtet , b$ld auch im weiblichen, 

1) Warnhönig -JI. 8. 479. Gans , Erbrecht IV. S. 183. 

2) Warnhönig II. S. 481. . 
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bald bezieht sich derselbe nur auf die Descendeolenerbfolge , -bald 
aoch auf die Sudceasion der »SeiCeaverwandten. 

leb verweise bier auf die zweckmässige Zusammenstellung der 
abweichenden' BesÜmmungeii über das Recht der Erstgeburt f weiche 
JPantitÖÄior in seiner französischen Recfatsgeschiohte gegeben hat. 
Er nimmt daselbst zwölf Systeme für die verschiedene Gestaltung, 
der Primogenitur an ■)• . • > ^ 

ifucn in den Assisen des Königreichs Jerusalem., welche« unter 
vorwiegend französischem Einflüsse im Orien(e..entstandfett sind, kom- 
men Sparen der Individualsnccession vor. Die vier grofaen Baro- 
nieea des Orients sind ausdrücklich für untheilbar erklärt.- Aber auch 
die kleinern. Lehen , 'von welchen nur Ein Ritter gestellt wird , kön- 
nen nicht getheilt werden. Clef des assises de. la haute oour 
cb. 97: „Fü que ne doii servize qtie . d'iui . cbevalier ne se doit 
partir." 

Mach 'der Möglichkeit, einen Ritter zu stellen , wird somit Jas 
Minimum der Lehen festgestellt. Hitierieben, welche -mehrere 
Rittor -stellen -können, sind de&halb ohne weiteres theübaVv • Sind; 
daher nicht mehr Intestaterben vorhanden , als Riltertbeife , so kann 
jeder einen solchen beanspruchen. Giebt es .weniger Rittertheih 
als zur Succession berufene Intestaterben, so werden jene nach dem 
Vorzüge der Erstgeburt vertheilt, -die jüngsten gehen leer aus*). 
Diese Bestimmung erstreckt sich auch auf die Schwestern , «indem in 
Ermangelung einer hinreichenden Zahl von Ritlertheilen nur die älte- 
sten, bedacht werden köunen*). Auch in der »Seitenlinie kommt ein 

derartiger Vorzug der Erstgeburt vor. Sehr sonderbar ist die Qe* 

*■ 

Stimmung über dad Recht dtr Erstgeburt untqr den Enkeln. Es 

■ • 

wird hier nicht zunächst auf die Linie des Erstgebornen gesehen, 
sondern aus dem ganzen Kreise der Enkel gilt* der. den Jahren 
nach älteste als der Erstgeborne, wenn er auch von einem jungem 
Sohne abstammen sollte 4 ); eine Rechtsanschauung , welche an das 
norwegisch^ Thronfolgegesetz -eriubert (§• 43. S.4&)* 

1) Wanütinig II. S. 478 — 484. 

2) Assisiae regoi hferosolomytani Art. 168 bei Canciani leges barbarorum T. V. 

3) Ass. H. Art. 170. sup. cur. 4) Ass. H. Art. 196, sup. cur. 
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Einige Bestimmungen aus den uormapnischen Gesetzen 
mögen den Uebergang vom französischen zum englbehen Rechte bil- 
den ; mir &teht freilich keine andere Quelle zu Gebote*, ab der latei- 
nische Codex Iegum Normannicarum 9 .welcher sich bei Ludemig 
im siebenten Bunde seiner reliqitiae mariuscriptörum befindet. * Dieses 
.Reehtsbuch ist wafarscheiiftrch zwischen 1270*- 1 — 128Q entstanden. 
Die* hierhex gehörigen Stellen lauten: Lib. II. Cap. XXVI.§. 5: 
„Notandumest, qitod pfimogenitus filius patri succedit et omnes 

« 

debent succedere ei., -410 primo nati sunt in eadem linfta consangui- 
nitatis constituti." 

. . §. 12t „Sunt ergo- hae consnetndinesde successione Norma- 
niae antiquitusr observatae, patri jsüccexlit fjJips prijno- 
genitus- et njatri similiter." . . • 

§. 13-: „Si vero nullus Ae linea primogeniti retnausit, Hins 
post primum .primogenitus vel ejusdem lineae propinquior, si 
decesserk^ heredkamm succe^siojiem.retinebit* 9 et siuiliter intelli- 
gendnm in lineis postnatorum.'l 

- Aach «in der Seitenlinie ist dfc Primogenitur- vorgeschriebe^ 
sind durchaus keine Descendenten vorhanden, so folgt der erstge- 
borne Bruder, und seine Linie. • ' " , <- 

§• 14: „Si vero omnes lineae feodorum decesserint, ad fra- 
trem. primogenitum redit successio feodalis vel ad ejus lineae 
propinquiprem." 

-Als nntheilbar nach der Sitte des Landes gelten die ejgent- 
liehen Militärlehen (fex)da loricae), die Grafschaften , die Baronieeo, 
die Serjanterieen. 

Cap. XXVII. § v 2: „Im'partjbiUs enim dicitur, in qua nul- 
lam divisionem inter fratres consjietudo patriae patitur susfineri, nt 
feoda loricae, cömitains, baroniae et serjanteriae."* * 

In Lehen , wo Theilung möglich ist , soll der älteste wenig- 
stens das Hauptgut erhalten. -* ■ 

§. 9: „Capitale herbegagitfm .primögenito remsmebit; sie ut 
edificia in eo constraeta continebunt." ' 
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II. J5 n g l a n d. 

Die alten angelsächsischen Gesetze kennen noeh keinen Vortrag 
der Erstgeburt, sondern- haben. das Princip der gl eich fen Theihing 
unter den Erben 1 ). Die leges WsJliae, das einzige erhaltene gä* 
tische Rechtsdenkmal, - sind für uns von weniger Bedeutung,: da sie 
nicht auf germanischer Grundlage xuhen. Ich bemerke jedoch, - dafs 
die Gesetze des Königs Bowel dda~(d. h. des Guten, + 948) allen 
Kindern; dem ältesten wie dem jüngsten, gleiches Recht geben, 
in das Gut des Vaters zu folgen , .wie- überhaupt das keltische Recht 
nnr gl e i c h &-Thei{uhg unter den Geschwistern kennt ?) . Die Grund- 
salze -des "sog. gavelkindfr, welches, später «als kentisehes Partietfiar- 
recbt erscheint, sind britischen Ursprungs. Dies» gleiche Ttaei- 
lnng des gäliscben Landrechts ist aber nicht auf das L eh «recht zu 



Wenn auch dasCebnwesen in dem galisehen Rechte noch eine 
untergeordnete Rolle spielt, so kommen doch später auch hier Lehn* 
guter vor.* Bei diesen findet keine gleiche Theilung statt,* son- 
dern nur der älteste Sohn wird als Eigenthümer des Lehna an- 
gesehen, die jungem haben blofs ein Recht auf die Nutz niefsung 
eines Theils« Diese Bestimmung zu Gunsten der Unteilbarkeit der 
Lehen ist wahrscheinlich erst späteren Ursprungs und wahrscheinlich 
unter normannischem, Einflüsse entstanden 8 ). 

Bas strenge Recht der. Primogenitur in seiner rollen Ausdeh- 
nung' ist ein Resultat der Einfuhrung des ausgebildeten Feudalsystems 
durch die Normannen. Anfangs trat der Vorzog des Erstge- 
bornen noch in einer mildern Form auf, indem derselbe nur das 
Haoptlehen* (primum patris feodum) erhielt. Aber die Primogenitur 



1) DovQüd-OghloVy histoire* (Je la legislation II. p. 428:- „6i niq Komme 
raeort saus devi&e (sans teatament, saps avoir. dms4 se* biens), le> en&ns pajr- 
tageront lerite .^l'heritage) erttre eax par u w e 1 (i e. ,e q u a 1 i t e r)* u Philips, 
Versuch einer Geschichte des* angeleachs. Rechts 5L 14Y : , } 9i qnis intestatus ob- 
rcnt, liberi ejus hereditatem ei aequo divident." 

2) Gans, Erbrecht -IV. S. 326. 

3) Gans IV. S. 321. 
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entwickelte sieb zu einem immer aussreh lief s liehe ren Rechte 
und« in dem Rechtsbuche des Ranidpk von GlanviUa (im «L 1180 
summus jn&itiarius von England) erscheint der älteste als* alleini- 
ger Lehnsörbe in den feudis jnilLtarlbus.' Nur in dem sog..so- 
cagio libero, wenn es von Alters her gelheilt worden war, fand 
noch- Thsilung statt , so dafshiei^der. älteste* Bruder nur dir Haupt- 
Widmung im voraus erhielt. Glandula VII. cap. III. §. S. (bei 
Phillips 11. S. 394.): ,,Cum qjiis drgo hereditatem bäbeus moria- 
tur, si unieüm filhim heredem habuerit; indistinete verom est, qood 
filius ille patri suo succedit in iotum. Si.plures reliquerit-filios, tanc 
distinguitor, utrum ille fuerit uirles sive per feodum müttare tenees aat 
liher sokemannus^ quia si mües fuerit vel parjnilittam t^nehs tun« sft- 
cuniknn\jus regni Angliae primogenttets filias, patri sucee* 
dit in to4um, ita qaod nullus Cratrum suorum partes 
inde de. jure petere p otest. Si vero fuerit über sokemanoufl, 
tunc quidem.dividetiir bereditas inter omnes ßlras quotquot sunt per 
partes -aequates, -si fuerit socagiutn et antiquitns divfsum,* aalvo tarnen 
capilaü mesuagio primogenito filio pro dignitate aesineoiae *ua$." 
• Die Descendenten sind die nächsten Erben,, jedoch «o, dafs die 
Söhne die Töchter ausschliefsen (quod mulier numquam -cum mascolo 
partem capit in bereditate aliqua). Bei den Töchtern kommt jedoch 
keine ausschließliche Lehnsfolge der Erstgebornen vor , aufser in 
Kronerbrechte. Ascendenten können nie zur Succession berufen 

w 

werden (quod* hereditas numquam naturaliter ascendit). Dcfchalb 
kommen nach den Descendenten unmittelbar die Seitenverwahdteti kor 
Erbfolge. . Wac -das Grundstück ein feodum militare oder an- 
tbeilbares liberum socagium , so. sueeedirte auch hier wieder nur der 
älteste unter 4en zur-Succession berufenen Seelenverwandten ')♦ 
Das Röcht der Erstgeburt bat im englischen Lehnrechte eine 
ganz andepe Bedeutung als in dem französischen gewbnden. ' Das 
französische Lebnreeht kenirf regetfnafsig nur ein Privilegium des 
Erstgebornen, eidiges ab praeeipuum vorweg* iu nehmen und einen 
gröfseril Antheil an der Erbschaft zu beanspruchen, in England 



1) PhMps, englische Reichs- und Rechtsgeschichte II. 8. 192. 
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schliefst bei 4er Lehnsfolge 'der Erstgeborne die andern Völlig 
aas 1 ). -• •. - 

♦ * 

* • III. I t 4 1 i'e n. : . *• . 

In Italien barthte wie in Prankreich das Recht des «Mittelalters 
auf einem römischen und germanischen Elemente , jedoch mit grö- 
fserem Uebergewichte des erstehen. In Oberitalien vertrat das Ion» 
gobardische Volkspecht das germanische Element. Dieses kannte, 
ebensowenig einen' Vorzug der Erstgeburt wie die übrigen Volks- 
rechte, sondern verordnete vielmehr ausdrücklich gleiche Thei- 
In neunter alle Söhne: -„Et si toti ßlii ei (patri) bene servie- 
riot, h&beant accjuali ter snbstanliam patris 2 )» 4 '. < 

Nur wenn ein Sohn- sieh besonders um Mn Vater verdient ge- 
macht hatte, konnte ihn dieser innerhalb gewisser Schrankeu einen' 
Voneng einräumen (meliopare). • ' • 

Das lengobardische Lehnrecht wufste ebensowenig yon einem 
Vorzöge der Erstgeburt, wie 'das Landrecht. Mit der Erblichkeit 
der Lehen ist auch ihre Therl barkeit zugleich durchgedrungen. 
Nnr die grofsen Reichslehen , feuda dignitatis , machen eine 'Aus- 
nahme (*liud feudum, st consortes voluerint; dividatur). In dem 
longobärdischen Lehnrechte*, kommt nirgends ein Vorzug der Erst- 
geburt vor. So lange das'Erbrecht noch nicht vollständig entwickelt 
war und das Recht des Lehnsherrn überwog , hatte dieser den Söhn 
zu bestimmen, welcher succediren sollte: ,,In quem scilicet dominus 
hoc vejlet beneficium confirnrare 8 );^ Bald aber drang die Gleich-, 
berechtigung aller Söhne durch (quod. hodie ita stabilitum est , ut 
omnes «e^ualiter veniant), 'ein sehr natürlicher Entwickeluugs- 
gang, wenn .man wohl erwägt, welchen- grofsen Einflufs das rö- 
mische Recht, auf die longobardische I^ehnsgesetzgebung ausgeübt 
hat. Das mäiftndischejäladtrecbt gejit so w«it in der Anerkennung 

der Gleichberechtigung , dafs es dem Vater nicht einmal gestattet, 

» 

lyGans IV. S. 453. • . ^ 

2) Davottd - Oglüov, histoire de ta legislation- II. p. 122. . 

3) I. F. I. $. 1. 
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einen seiner Söhne besser zu bedenket, als den andern (sed nee 
unum pro altero poteril jnre noslro pater jnejiorare) 1 ). • 

. Im neapoülanisehen Und sicilianisthen Reiche «begegnet ans dage- 
gen im Lehnrechte wieder d$r Voraag der Erstgebart. Die Lehnsfolge 
fand hier theils nach fränkischem, theils nach iougobardi- 
«ch&m Rechte statt; es gab Lehen, welche nach fränkischem, an- 
dere, welcfie nach Iongobardischem.' Rechte verliehen wiicden. Die 
ersteren waren untheilbar und wurden nach dem Rechte, der Erst- 
geburt vererbt. Besonders scheint in. Sizilien das fränkische Recht 
vorgeherrscht zu. haben. 

In einer sicilianischen Constitution wird fur-die fränkischeafjfhen 
folgende Bestimmung getroffen: ~,,Filios et nepetes et ex eis pro* 
nepoteft, 'fcrinepotgl et usque ad infinitum ex descendenti linea descen- 

'dentes suocedant . servala praerogativa majori» 

aetatis intereos, qui vivunt in regno specialiter jnreFranco- 
rnm*)." ' 

In -einem andern sicilianischen Gesetze heifst es-: „luterdnos 
eodem gradn feudatario defuneto conjunclos — juniorem natu ma- 
jor praecedat 8 )*" 

. Ob letztere Bestimmung ein Majorat oder -eine Primogenitur 
im engem Sinne anordnen will, lassen wir dahingestellt sein, da 
uns im allgemeinen genügt , dafs Indivtdualsuccession mit Altersvoiv 
sQQg auch in Sicilien stattfand. . • * 

Ein interessantes Zeugnifs für. die Anwendung der fränki- 
schen Lehns folge auf . sicilianische Leben giebt eine Urkunde Fried- 
rich's II. , wfefeher eine Burg mit allen Pertinenzen („omnibus jusli- 
tiis, justitiarüß, rationibds omnibus~et pertinentiis suis",) unter der 
Bedingung ausleiht* dafs die Vasallenfamilie nach fränkischem Reehte 
«uccedire : ,,ita tarnen quodcastrum^ipsum.a nobis'etberedibusaostris 
teneat in capitaniam et a nostra? curia immediate i$eognoscat vi- 
vens jure Fran«orum in eo wdelicet, qnod major na-tu exclu- 

1) Verri de ortu , et progressa juris mediolanensw prodromus p. 49. 

2) In den constitntionibns "Siciliae L. in. t."24.-J. 2. de successione nobilium 
in feudi« , bei Lhidinbrog T. L p. 800. 

3)' Aeti*Mt,.Supplem. an G. D. T. I. P. I. p. 146. 
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sis nrinorfbus fffrtribüs el coheredibus ia casfro ipsi 
succedat, intei» eos nullo tempore dividendo *)♦" - 

Während dem kmgohardischen Rechte die Primogenitur TöHig 
fremd ist , treffen wir UntheilbarEeit und Erstgeburt in Neapel und 
Sicitien häufig an. Diese verschiedene Entwickelnng erklärt sieb 
aas dem Einflüsse, .welchen die Normannen auf das Lehnsrecht 
Neapels oiai Steilieris ausgeübt haben« Schon der Name franki- 
sche Lehen weist darauf hin, dafs unter ihrem Einflüsse die Un- 
theilbarkeil und der Vorzug des -Alters sich auch in Italien eingebür- 
gert hüben*; denn naelt dem Sprachgebrauche der damaligen Zeit wur- 
den die Normanneu in Italien überalfFranken genannt*). Ebenso 
wie das Recht der Erstgeburt auf den Schiffen WHfcehn's 4es Er- 
obereVs über den Kanal nach England schwamm , trugen es auch die 
kühnen SeeheMen der Normandie nach dem südlichen Italien. 

% In Neapel und Sicitien entwickelten sieh unter ihrer Herrschaft 
viel großartigere politische Institutionen, als jn dem zersplitter- 
tem Nord- xmd MiUeKtalien. Das Staatsleben im Süden der Halb- 
insel gewährt das imposante Bild eines grofsern Reichskörpens, -wel- 
cher sich aufserdem nirgends in Italien wiederfindet. Der Feuda- 
lismus bar hier, wie in Frankreich, im groben Style gearbeitet und 
ein stolzes Gebäude aufgeführt; höhere, aristokratische FamiUen- 
interessen eines feudalistischen Adels, welcher einen eignen Königs- 
thron umrankte, haben hier die spießbürgerlichen Bedenken leicht 
überwunden, weldie das städtische Patriciat des nördlichen und mitt- 
leren Italiens gegen die Durchführung der Unteilbarkeit der Leben 
und der Primogenitur hegen mufste. 

"Auch das sicilianisehe Königthum erhob sieh zur Durchführung 
einer strengen Primogenitufordnung. König Karl .von Sicilien ver- 
ordnete in seinem Testauiente*von 1306.: „Si nullus-defitiis nostris 
superesset, substifaimus unum de nepotibus nostris, cum quidem, 
qui ex nostro majore natu filio primogenitus esset: et si e 
majorenatu non superesset masculus, substituimus primogeni- 
tum ex aüo nostro filio sequenti, et super ordinem de sequentibus 

1) Petri de*Fwwil, epist. L.Vl/c45. 

2) ZÖpfl , Geschichte der detitschen Rechtsquellen §. 46. 
Schals« Erstgeb.Rt. |5 
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* 

fitits nostrii* si de priore non snperesset masculus, -servaCo online 
quo suprajA casu ip$o, nepos ex -majore wttu filia uostjro taue super- 
stes-aKis nepotibua ex sequentibus no8tris filiia praefeittur 1 )." 

•* ."' • • 

IV. S p a o i • u. „ 

In keinem Lande hat da* alte Volkspecht sich so lange in praeti« 
sc^er Gültigkeit behauptet,, wie die Lex Visigothorttfn in Spanien. 
Von einem Vorzuge der Erstgeburt ist nirgends die Rede, ja selbst 
der Vorzug -des Mannesstammes ist- in dem weatgotbtscben Aechte 
verschwunden*); die Weiber haben ganz! dieselben JtecRte wie die 
Männer ; . alles richtet sich beim Erbrechte nach dem Grandsatze der 
Nähe der Blutsverwandtschaft' (Nam. iustum omamo est, utquos 
propinquitas natnrae .cöoiociat, hereriitariae-ducoessionis-ordo non 
dividat.) Bas Fuero juzgo erlaubt wenigstens noch Descenden- 
tem bis- zum dritten Theile des -Vermögens vorzugsweise zji teden- 
ken. Die castilischen Stadlreehte v.erwerien jede ungleiche Thei- 
Inng und fordern , dafa.alit Geschenke auf- das strengste eoftferirt 
werden, 3 ). Bei dem Adel in Leon und Caslilien' findet .sieh ein 
Vorzug des Erstgebornen^ welcher sehr an eine ähnliche Be- 
stimmung des Sachsenspiegels erinnert : Der Eies Ige bötne soll 
die' Waffen und das Streitrofs des Vaters im voraus 
bekommen. ,, Fuero de Caceres. Todo home que moriere, 
den su eaballo et sos artnas k so filio mayori , et si Dia vayoo non 
habuerit, dent suas armas et suo eaballo per sua anima*)." 

Während in Castilien absolute Gleichheit unter den Kin- 
dern beobachtet wurde, stand es dem Adel in Arragoaien frei, 
durch Gründung, von Majoraten ein Kind besonders nr kevor- 

1) Leibnitt in ood. jar. gent. dipl. p. 51. '- ' 

2) U Visigoth. IV. 2. 1: „81 ptter vfcl mäter iotestati decesserint, tunc 
sorores * cum fratribq* in onai pareütuin facultate a e q «« ] i d i vi s i o n © «w- 
cedank" ; , 

3) Da mir für das spanische und portugiesische Recht alle andern Halft- 
mittel fehlen, so mufs ich mich ausschliesslich an Gans, Erbrecht in Weltge- 
schichte Entwicklung Bd. III. halten: Für den Zweck einer bTbfteif Üeberticht 
mufs diese skizzenhafte Darstellung genügen. 

4) Gans III. 8. 413, Note 807. - 
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zugen* Jacob II. ertheik im J K 4507 den Baronen und Ritter» die 
Erlaubnifr, nur ein einziges Rind zum Erben machen zu dürfen, 
die übrigen abzufinden« Im J. i$ll wurde dasselbe auch den Bür- 
gern von Arragonien gestattet. (Quod de cetero omnes cives — — 
possjnt in suis testamentis unum ex filiis, quem volueriot,. here- 
dem facere, aliis filiis de bonis suis, quantum eis placne'rit, relin- 
quendo.) . • . 

Auch in Catalonien hatte der Vater* das Recht, einem Sohne 
alles, den andern mir ein Minimum zu 1>estihnnen , wobei die Er- 
haltung des Vermögens in der Familie' als Zweck ausgesprochen 
wird (por oonservar los pdtrinfonis dels poblats). • 

Der* Vorzug der Erstgeburt ist in Spanien nirgends eine sich 
selbst verstehende Institution, sondern kann nur -durch besondere 
Stiftung begründet werden. Die Existenz eines Majorats tnufe immer! 
besonders bewiesen werden;* die königliche :Erlaubnifs ist . ( zur 
rechtsgültigen Grüddung unbedingt erforderlich. 

V. Portugal. , 

Das portugiesische Reeht scheint ebenfalls keinen geaefati* 
eben Vorzug der Erstgeburt zu kennen. In den altern Codices der 
Könige Alpbons und Emanuel finden sich noch keine Bestimuiun« 
gen über Majorate; dergleichen sollen erst in dem philippinischen 
Codex, vorkommen. Die Soocession in die portugiesischen Majo- 
rate soll sieh nach dem Erbrechte der Krone richten; also können' 
auch Wejber in die Majorate sucejediren, jedoch gehen diesen die 
jnngern Männer desselben Grades vor. 

Zur Gründung eines Majorates ist, wie in Spanien, die Er- 

# 

lauboife des Königs einzuholen j ebenso kommen Bestimmungen vor, 
welche jHfe Häufung mehrere? Majorate in derselben Hand verhüten 
sollen. V." * * • * '• 
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* Zweite Upterabth eilung. 

Der. vollständige Sieg des privatrechtlichen Theihragssystems. 

Ursachen , welche, auf die Theilbarkeit der Fflrste«thttmer eingewirkt 

haben«. . « 

• » «* 

Der erste Sieg, «welchen die deutschen Fürsten bei ihren Un- 

abhangigkeitsbestrebungeu errangen, war die anerkannte Erblieh- 

keit .der Fürstenämtep. So lange aber irgend eine Reminisceoz 

an den frübern Arotscharakter vorhanden wtfr, konnte» die. durahge- 

setzte Erblichkeit dre alte .Utitheilbarkeitder Fürstenämter 

* • 

nicht erschüttern. Während in vielen Grafschaften der völlig 
p&trimoniale Charakter die Theilbarkeit schon sehr früh zuge- 
lassen hatte, behauptete bei den eigentlichen Fürstentbümera die 
Amtsidee sich länger und consequenter gegen alle privatrechtlicheo 
Theilungsgelüste. Die zahlreichen Beispiele, welcher ich in §. 27. 
zusammengestellt habe, beweisen hinlänglich, dafs die Indivi- 
dualsuccession bis in die Mitte des 13. Jahrhundert« 
rn deutschen Fürstentümern die. R«gel bildete. 

In der Mitte des 15. Jahrhunderts tritt eine merkwürdige Kri* 
sisein; die alte, Jahrhunderte lang beobachtete Untheilbarkpit wird 
auf einmal aufgegeben, die Fürstenthümer werden getheilt .wie eine 
gewöhnliche, privatrechtliche Hinterlassenschaft/ Jn der Kechtsao- 
schauung * der Zeit ist eine tiefgehende Veränderung eingetreten. 
Nicht nur in diesem oder jenem fürstlichen Hause beginnt man zu 
theilen, sondern das Theilungssystem wird zur allgemeinen 
Sitte des deutschen Füralenstandes und behauptet steh mehrere Jahr- 
hunderte hindurch , bis die geläuterte Einsicht eines einsichtsvollem 
Zeitalters mit Bewufstsein zur Individualsuccessiou und zur Primo- 
genitur zurückkehrt. 
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Jene merkwürdige Krisis ist eine feststehende That^ache* mit 
grofser Ueiereuntimniung verläJsi man fast in alten deutschen Für- 
stenhäusern 19. der zweiten Hälfte des 1 3. oder in der ersten lies 
14. Jahrhunderts das Princip jer Untheil barkeit, in Baiern, wo 
nnter den Weifen und -den ersten WiUekbacheni.die strengste Indi- 
vidualsuccessioH beobachtet worden 'war, theilte man im J* 42*5 
zum ersten Male dfts'Herzegthum; im herzoglich sächsischen Hanse 
theiken die Askanier Johann' und Albrecht Ü. zum ersten Male 
im J. 1860 die väterliche Wurde und die damit verbundenen Be- 
sitzungeil. ' " 

Es ist meine nächste Aufgabe, die Momente näher zu beleuch- 
ten, welche diese verhängnifsvolle Veränderung der 'Rechtsan- 
schaumig herbeigeführt haben 5 eine Betrachtung , aus welcher zu- 
gleich erhellen wird,* warum gerade ztf. diesem Zeit eioe solche 
Krisis* stattfinden mufste. 

. 1) Das Streben der Fürsten ging seit- langer Zeit .dahin, den 
Amtscbarakler ihrer Würden* immer mehr zu verwischen und diesel- 
ben zu Pertinenzen ihrer feudalen oder allodialen Besitzungen zu 
machen; sie drückten ihren fürstlichen Regierungsrechten den Cha- 
rakter eines politischen Im mobiliarrech ts auf(S. 80). Wäh- 
rend fiüher da» Amt die Hauptsache war, mit welchem ein Amtsbe- 
zirk verbunden war, so Tafste man die Sache jetzt umgekehrt auf. 
Das Land war der unmittelbare Gegenstand der Erwerbung, auf dem 
Territorium war eine bestimmte Reichswürde „gegruodvestfgt." 
Diesem Streben der Fürsten traten die Kaiser mit veralteten* Rechts*- 
gruadsätzeil noch lange entgegen; sie versuchten mannigfach den 
Amtscharaktef, welcher jmnier mehr in Vergessenheit zu gerar 
then schien , "wieder einzuschärfen. * Am frühesten mögen sie dieses 
Bestreben hei den kleinern Grafschaften aufgegeben heben , indem 
sie selbst schon im 1 1 . Jahrhunderte Grafschaften z u y o 1 1 e m E i g e n - 
thume verschenkten (S. 154). 

Bei den eigentlichen Fürstentümern setzien'die Reichsstände es 
erst in dem 13. Jahrhunderte durch, dafs der patrimoniale Charak- 
ter derselben reichsgrundgesetzlich anerkannt wurden I)ie T Heil- 
barkeit ihrer Lande wurde den deutschen Fürsten nicht ausdrück- 
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Höh zugestanden, aber sie war ^neconsequente ^Folgerung ans den 
eminenten Rechten: welche die berühmte Constitution Friedriche II. 
vom J. tft62 ihnen eingerahmt hatte 1 ). Diese Constitution erkannte 
reicbsgrundgeselzTich an, Was die Fürsten durch die Macht 4er Tat- 
sachen lange vorher factiscb-erreicbt hatten 7 sie erklärte die Für- 

steh* für J^ajidesherrea und bezeichnet ihr forstliches Recht über 

*■ 
Land Und Lerite als „dominium terra , e. tt * * 

. • * • 

Wie mutete ein solches "Privilegium die schon am* sich greifende 
Ansicht , dafs die Reichswürden einen patrimonialen Charakter hät- 
ten und das Eigenthum gewisser Familien wären , befestigen ond 
bestärken) •• ' ." 

Jetzt' war es leicht, das Fürstenthum mit den eigentlichen Fa- 
milienbesitzungen zu einer homogenen Masse zu verschmelzen and 
dieselben Grundsätze der Erbfolge , welche man von jeher auf letz- 
tere angewandt hatte, auch auf Jie Fürstentümer zu übertragen. 
Eine Seifeidung des Fürstensprengels von der Privatvealassenscliafl 
faüd nicht mehr statt, sondern beides wuchs zu einem Ganzen st- 
saimAftn, welches als das Patrimonium einer fürstlichen Familie an- 
gesehen wurde *). 

Jene letzten Zeiten der hohenstaufisphen Kaiser und «die Jahre 
des- grofsen Interregnums waren geeignet, jede 'Veränderung m 
Gunsten der Fürsten zu befordern. 0a keine Macht vorhanden war, 
welche den Fürsten ihre frühere Stellung hätte in das Gedächtnis 

rufen können: so erloschen in der zweiten Hälfte des 15. Jahrhan- 

» — 

derts alle Erinnerungen an den frühem Amtscbarakter. 

9) Für das Bestreben der Fürsten, ihre Fürstentümer m der- 
selbe» Weist wie' ihr Privatgut zu »vererben, fand sich bald ein 
wichtiger Doterstützungsgrand 6 ). In Italien, wo- das rojnisehe 
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1) Perto Leg.. Ten. H. p. 29t. 

2) Biener, de orig. et progr. legum jurinftugoe' gem. .P.IJI. Vol. IL $.1* P«8-* 
u Tn magistrata civili t*ja distingiii oportere: allocliam, mqaas publicum et bene- 
ficium, historia testis est. Haec demum post successionem feudorum introda- 

* • * 

etam paalatfm coalescere anomque patri morrium dominiüm- 
que con«ritaere coepernnt." ' 

3) Eichhorn II, §. 269. Pfeiffer a. a. O. S. 159. Hatotina. a. O. & 2Ä 
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Recbt nie anfjgehert hatte, «ractisehe Gültigkeit zu haben, erwacht« 
zu Ende des li» Jahrhunderts das wissenschaftliche Stadtffnr des.rä~ 
miscbelA Rechts* find gewann eioe Bedeutung, welche es nie zuvor 
gehabt hatte. Friedrich I. begünstigte aas politischen Gründen 'das 
rotnische Recht und dessen Lehrer f welche ihm in Italien als seine 
vornehmsten ftatbgeber'zor Seite standen. Die Ansieht, dafs das 
römische Recht keine auf Italien beschränkte Gültigkeit habe, son- 
dern ein {gemeines kaiserliches Recht sei , verschaffte demselben zu- 
nächst in Deutschland noch nicht. das* Ansehen eines*. geschriebenen 
Rechts; aber der mittelbare Etnfluft desselben,, welchen es auf 
die Umbildung des heimlichen' Rechts ausübte, wurde bald bemerk- 
bar. Die Juristen , welche aus Bologna zurückkehrten , traten in 
den Dienst des Kaisers und Her ReicbsförsUn upd wurden ibre erstem 
Räthe. 'S{e sahen mit bochmüthiger Verachtung auf das deutsche, 
meist auf Gewohnheit beruhende Recht herab und berücksichtigten 
nur sofchq Institute, -für welche sich wenigstens eine Analogie im 
Corpus juris auflinden liefs. 

Das römische Privatreoht kennt bekanntlich durchaus Jceinen 
Vorzug des Erstgebornen, sondern ordnet vielmehr völlig gleiche 
Tbeiiuag unter den Descendenten an. Nur die Beschränktheit der 
damaligen Romanisten konnte diese rein- privatrechtlichen Grundsätze 
anf die deutschen Territorieu anwenden, deren Charakter ein Staats- 
rechtlicher war. • Aber die Unwissenheit, in der man sich damals 
über die vaterländische Geschichte und die hämischen Staatsinstitu- 
tionen befand,- die einseitige Bornirtbeit falsch angewandter privat- 
rechtlicher Theorieen machte selbst das widersinnigste möglich , be- 



TkomasU vindiciae distinctionis inter parag. et apanägium Cap. I. §. 5. Ludolf, 
de mtroductionS primog. Aph. XIT. Sehr richtig beurtheilt auch* Maser Bd. XIV. 
8. 502. de* EtaftaTs "des römisch«» Rechtsr „IchglaUDO, irer sicji "Mühe geben 
wollte, es aa untersuchen; darf te wohl herausbringen, dafs je weniger noch das rö- 
mische Recht in Deutschland eingedrungen gewesen, je Weniger habe man auch 
von Theilungen gewußt, zumalen einzelner Lanjle; ]p mehr- aber das i rö'mi- 

sehe Recht angenommen worden, je mehr habe man, auch alsdann getheilt, 

."*• - .' •• . " . * 

wand ein <Haus nicht nur mehrere von einander ihrer Verfassung nach separirte 

Lande besessen, sondern wo es" auch Dur einiges Qebiet gehabt, so zusam- 
men ein einiges corpus ausgemacht hat/*' 
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sonders wenn.daa Interesse der ^Machthaber mk 4er falschen Doctria 
Hand hi Hand ging; 

Das alte deutsche Princip ton der UolberlbarkeU der Territo- 
rien und dem Erstgebnrtsrechte wurde nach Jangem .Kampfe von der 
neu eindringenden Theorie- in den Hintergrund . gedrängt und obae 
weiteres die Verlassenschaft eines verstorbenen Fürsten als- remische 
heredUas *betrachlet , in welche eine gleiche. Succession aller Be- 

scendpnten au statuiren. wäre. Den nachgebornen Söhnen räumte 

* • 

man gegen dejrerstgebornpn Bruder eine actio famiiiae*heroisoundae 

• * 

ein und erklärte ihr Verlangen. airfgleUh« Tbeilung, nicht nur der 
Erbschaft, sondern auch des Reiohsamtes für einen wohlbegrjüpdeteö 
Anspruch. Jene einseitigen. Ignoranten' erklärten deutsche Rechts- 
gewohnheiten und staatsrechtliche Grundsätze* welche. in den coo- 
creten Verhältnissen des deutschen Reichs begründet waren, für 
,* mores barbarorum" oder gar für ein. ,jus inoertun*." 

Auch das gemeine longobardisehe Lehnrecht liefs Theüong der 
kleineren Privatleben zu und erkannte einen gleichen nahen Anspruch 
aller Qescendenten auf das erledigte. Leben des Vaters l ). ie mehr 
die Reichslehen mit dem übrigen Vermögen* auf gleichen» Pulse be- 
handelt wurden , um so eher konnte nyan wagen , wif sie die ge- 
m einen lehnrecbtlichen Principien anzuwenden. . • x 

Alle nur ersinnlichen Scheingründe wurden aufgesucht, um ein 
Bestreben zu beschönigen, welches mit anerkannten Rechtsgrund- 
sätzen in Widerspruch stand. Die äbslfacte Idee von angebornen 
Rechten aller Kinder auf gleiche Succession in den väterlichen Nach- 
lafs, die Anforderung einer, vagen Billigkeitstheorie ' wurde angerufen 
gegen positive t altehrwürdige Rechtsgewohnheiten. 

5) Der Kaiser j als der höchste Lehnsherr, hatteun jenen Zei- 
ten zu wenig Macht, um .den alten Grundsatz der Unteilbarkeit, im 
Interesse des Reichs,, gegen den Witten der Fürsten aufrecht zb 
erhalten. Die. letzten Hohenstaufen suchten sich um jeden Preis die 
Gunst der deutschen Fürsten zu erhalten, damit sie in ihren, italieni- 
schen Angelegenheiten nicht behindert würden. Im Interregnum 
stand vollends der Willkür der Reichsstande keine Schranke mehr 

1) Eichhorn , Eyil. in das deutsche Privatrecht $. 357. 
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entgegen. AJ* aber nach „der kaiserlosen, der schrecklichen Zeit 4 * 
Rudolf von Habsburg die kaiserliche Macht in Deutschland resftaurirte, 
war die Stellung des Kaisers' eine« völlig veränderte gewerden. 
Deutschland halte sieh in ein föderatives Staatensyatem verwandelt, 
an dessen Spitze der Kaiser als ein beschränktes monarchisches Ober- 
haupt stand. Auch die Politik der Kaiser, muhte somit ejne völlig 
andere werden ; sie suchten .von nun an den Schwerpunkt Ihrer 
Bedeutung nicht mefir in der reiebsöberhauptlichen Stellung, sondern 
in ihrer Hansmach U Ihnen kam es daher nicht mehr darauf an, 
den Zusammenhang der alten: Fürsleosprengel aufrecht zu erhalten ; 
die Unttreilbarkeit der Fürstenthümer war nrcht-mehr 
in jhrem Interesse. Die Unmöglichkeit, den Amtscbarajtfer der 
Fürstenthümer wieder geltend zu machen, mufste ihneii auf das Jte- 
stimmteste einleuchten. . ' . 

# ^" 

Unter solchen Umständen blieb den Kaisern ,fcein anderer Weg 
zur Verstärkung ihrer Macht übrig, als die Zersplitterung der 
Fürstenthümer zu begünstigen. Die allzu großen Reich*» 
stände schwächten sich selbst durch die -fortwährenden Tbeilungen 
und die daraus hervorgehenden Familienstreitigkeiten. Nichts 
arbeitete daher der »veränderten kaiserlichen Politik 
besser- in die Hände, ars das allgemein einreifsende 
Theilüngssystem. Die Kaiser brauchten hier nicht einmal activ 
einzugreifen; sie brauchten nur»zuzusehen und Nachsicht zu üben. 

Außerdem boten wirkliche Realtheilungen den Kaisern noch 
den V ortheil, dafs dadurch, nach den Grundsätzen des deutschen 
Lelmrechts, die gegenseitige Erbfolge der abgetb'eilteu Verwandten 
aufgehoben und somit nach Aussterben einer Linie die Einzie- 
hung der erledigten Reichsleben •ermöglicht wurde (§. 30.). 

Dazu kam. ferner der Umstand , dafs .die Kaiser' selbst die 'Stel- 
lung vonReiebsständen einnahmen, dafs sie somit das gleiche Inter- 
esse mit den übrigen Reichspländen hatte»*, den .Grundsatz der Un- 
teilbarkeit in' Vergessenheit zu bringen, da sie natürlich den- 
selben Wunsch hegten, wie die andern Fürsten, ajlen ihren Söh- 
nen Land und Leute zu hinterlassen. DJe Bemühungen Kaiser Ru-. 
dolfs I., die Tbeilung Oesferreichs unter seine Söhne zu bewerk- 
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stelligen , sind mehrfach erwähnt. Selbst dje grundgeselzlich fest- 
gestellte Untheilbarkeit dieses Erzherzogthufus konnte dasselbe vor 
dein' traurigen Schicksale der Zerreifsung nicht schätzen. 

« 

Anfangs mochte man es noch für angemessen halten^ bei jeder 
beabsichtigten Theilung eines Fürstenthumä die kaiserliche Bewilti- 
gang einzuholen. # * ■ * 

* Im i~ 1242 holten Albert find* Johann, Herzöge von BraOo- 
fechweig , die 'kaiserliche -Einwilligung zu einer Landestheilung ein : 
,, Albertus dux de Brunswig et Lüneburg ^cum fratre Joanne patriam 
partitus est ditronem cum caesaris consefisu, * ut dominium La- 
neburgenSe retmeret Joannes, Brunswicense remaneret siki*). M 

Iir der S* f08 angeführten Urkunde spricht es Kaiser Rudolf 
ausdrückliche aus, dafs Einholung der kaiserlichen Eriaabnifs sogar 
zur Tbeilüng einer Grafschaft erforderlich sei (quod nulhis comititus 
aüb jnjperio romano sine niSströ consensu possit* dtvidi). Wie- 
viel mehr mochte dieselbe - zur Theilung des viel wichtigern Für- 
-stenamies für notbwendig erachtet werden ! Aber diese Ertaubnifs 
wurde von den Kaisern gewifs imnrtr ohne Weigerung' erlheilt, da 
die Theilungen in ihrem Interesse lagen. Rudolf I. ging sogar so 
weit, dem Herzoge Ludwig im J. 1381 das Herzogthum Baiern uuter 
der ausdrücklichen Bedingung zu verleihen r - 'dafs setner Söhne 
alle Lelien und Erbgüier, .also auch die Heictrslerhen 
ihres Vaters gleich theilen sollten (^sic memoralam.inveiti- 
turam valere volumns et eidem legem talem imftosuimus, quod prae- 
dicti principis filii supradicta feoda condividere et per omnia 
in praemissis siugulis ipsjs aequam legem in divisioae 
serväre ieb # eant u )*). 

Da die einzige Ma^ht, welche Widerstand hätte leisten köpaen, 
das Tbeihingssystem sogar begünstigte; so ist es -kein Wunder, 
dafs sich eine förmlich 1 e Tbeilungswuth wie ein* ansteckende Krank- 
heit verbreitete und alle' Üevtsche Fürstenhäuser -nach und oaeb 
inficirte. 



1) P. Langü duronicon citizense ad a. 1242., bei Struvc, scriptores rerum 
german. I. p. 1173. * • 

2) Orig. Goelf. III. praef. G& Oefite scripL rem boicaram T. IL p» ** 
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Der ffarchäibrnrfg wirklicher Realtlieilungcu standen jedoch 
iq den Grupdsätzen des altdeutschen Lehnrechtf Hindernisse ent- 
gegen 9 welche erst allmälig aus dem Wege geräomt werden konnten, 

•-M4. 
Die Belehnuagen zur gesäumten Hand , die Gemeinschaften und die 

. . . . •„ Mütschirimgen. 

• - „ 

Die altdeutsche Lebvfolge war" eine reine ßescendenten* 

er befolge vom Vater auf den Sohu; die Sncoession maller Cölla- 
teraten, Selbst der Brüder, ruhte-' auf keinem« wirklichen Rechts- 
ansprüche, sondern blofs auf lehnsherrücber Gnade (S. 139). 

Um Seiftenverwandteti -ein Recht der. Nachfolge zu verschaf- 
fen , fahrte man das Institut der gesammten Bland -ein, d f iu 
eine Art der 'Belehnung, wa" der Herr sich* dazu verstand, mehr 
reren Erben das Gut zusammen, «i leihen (ccftijUncta* mann , in 
soüdum et totum). Damit aber -das Rechl des Herrn auf v-n zer- 
splitterte Lehnsherrschaft gewahrt würde, «ah 'man. als* itoth- 
wendige Bedingung für deii Gesammtempfaog des Gutes die gtaiche 
Gewere % der Zusammenbelebnten an 1 ). „Lihet der herre van 
gnaden und nüt von rehte in allen- daz lehen , so suln si di gewer .]rit 
einander ban oder si haut an dem leben nüt rehtes*)." 

Die. gleiche Gewere bedingte -gleichen Genufs. und gleichen Ge- 
braiieii des Lehns; die Gesammtbelebnten mufsten in einer völligen 
Lebensgemeinschaft mit einander bleiben. . Diesen Zustand schildert 
eijie Urkunde bei Meichelbeck treffend a ) : „Germanos nobile* vütos 
hereditatem patris aut 'matrte snae häbuisse non inter se divistfm, 
s«d eommuniten sine divisione, sicuti araabiles fra- 
tres, dei araore, usilare debuerunt." 

Näob andern Rechtaquellen wird verlangt , dafs die Gesanmt- 
händer *, ein. -Hans t>nd ein Gesinde'* haben Sollen; ^Dat 
se oek scholeri hebben ein samende woninge ufld unbescheiden roeck 



1) Am gründticlntoa spricht sich hierüber Homeyer Sachsetispiegel zweiter Theil, 
zweiter Band, S. 467 ans. -• . -. 

2) Schwab« Landrecht 57. - * ♦ 

3) Meichelbeck, hist. Frisingensia^n. 1^5. 
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(Rauch) — dat. he na hir secht gefike were, dat is an einen schepel 
und an einen Ybeck und brot *).-" # ' - f ' 

In französischen Urkunden, wird dieses "Zusammenleben .„vivre 
aum&nepot, sei et.chanteau de pfein" genannt. - 

Eine solche factische Gemeinschaft ist die Bedingung für die 
Succession*der Gesammtbelehnten. Ein wirkliches Erbrecht 
der Collateralen wird auch dutch die gesammte Hand nicht begrün- 
de}. Stirbt. einer der Gemeine!* ohne Kinder, sb rücken die ao- 
dern Gemeiner in seinen ideellen AntheH ein. Der Aftwaehs, eines 
solchen erledigten Treues beruht nicht auf einer Erbfolge* nach Gc- 
blutsreejit * sondern auf Gon solid aii-on ; man sieht* darin nur den 
Wegfall einer früher bestehenden Beschränkung. Die Urkunden 
brauchen häufig Ausdrücke > wodureh sie deutlich zu verstehen ge- 
httf , dafe auch damals an eincrwah.ro Erbfolge nicjH gedacht 
wurde ; - ,-, Quioupque nostrum absque berede' moritur , alias bona, 
quae oomrnuni manu tenemus in feudo, solus retiriebii*).'" 

. Die ßelebnung zur gesammten Hand wurde auch auf -Reichs- 
iehen angewendet 5 doch ist mir kein Beispiel bekannt, wo ein Für- 
sienamt vor dem 13. Jahrhunderte auf diese Weise verliehen wor- 

r 

-den wäre. 

Die erste Gesammtbelehnung eines deutschen Fürstenhauses ist 
wohl im J. 4231 .im Hause Brandenburg vorgekommen', indem die 
beiden Söhne Albert's II., Johann I: and Otto, zur gesammten 
Hand (conjuncti|p)~vom Kaiser mit den väterlichen Lande» beliehen 
wurden *). Die- Uebertragung der gesammten Hand auf Reichslehen 
bahnte' «war die privatrechtlicbe Succe&ion allmäligran , aber führte 
keineswegs sogleich zum *f heüungssysteme* Nach den Grand- 
sätzen des altern Lehnrechts bildete die. wirkliche Gemein- 
schaft das- rechtliche Fundament für jede Nachfolge der Seiten- 
verwandten. ; Eine Theilung hätte bei Reichlichen £eseU>en Nach- 



1) Brandenbajrgiscfce Glosse Bl. 29. C.4. bei Homeytr *. a. O. S.468. 

2) Biener, Comment. II. 2. S. 169. Urkunde vom J. 1230. Andere sehr 

» 

bewid m ende Stdlen bei Hommfir S. 460. 



&) Gcrdta, God. diplom. brandenb. VII. 28. 
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tfaeiie. heifaigefäfart wie. bei Privatleben , nämlich* völligen Verlast 
jedes Nacbfolgerecbts zwischen den abgeheilten Linien. Sacks. 

Lekenreckt XXXII. §. 1 : „Man mache vele brüoeren en gut fien of 

• • • 

siet mit samender bant antrat und gelike were daran hebbet. Willet 
aver sie^sik seeiden mit dem gude , si delet it ander sik ane des 
herren orlof, svo sie willet. Sven aver sie sik delet, jr nen 
bevet recht an des andern gude oft die andere stlrft." 
Der vetus Auetor de benefieiis I. §. 84 sagt« . ,ySi autem volue- 
rini ab inviceih separari absqoe liceatia domini* divideut intet 1 se se- 
euudam libitum tälker concejroum benefieium et postea illorum 
nutkis in parte altärfu-s aliquod jus habebit, cam alter 
objerit." % - '*•.'. 

• DasMeike Kaiserreckt HL ft wendet dieß ausdrücklich auf 
Reichsleben an : „geteylet lebin daz sat d einmiete erst- 
er bin.* 4 , * 

Durch die gesammte Hand wurde zwar die Möglichkeit gegeben** 
Reicbsleben auch ohne Einwilligung des Kaisers zu tbeilen, aber die 
damit verbundenen reebttiehen Nachtseite waren So bedeutend*, dals 
sie jedenfalls gegen alle Theilungsgeluste ein starkes* Gegengewicht; 
bildeten. So lange daher die Grundsätze des altern Rechts über die 
gesammteHand galten, fanden «häufig in den deutschen Fürstenhäu- 
sern gemeinschaftliche Regierungen statt. 

Die. Gemeinschaften , tyejche schon in PrivatverbäHnissen 
viel unbequemes hatten , »mufsten bei Fürstentümern zu fortwähren* 
den Streitigkeiten führen. Die Gefahr der Theilungen für die gesammte 

_ • 

Familie; auf der einen Seite, der Wunsch nach Aufhebung der lästi- 
gen Gemeinschaften auf der andern Seite brachte die -deutschen Für- 
sten endlich auf einen Ausweg-, welcher ihnen zu einer freieren 
Disposition über ihre Laude- verhalf, ohne sie den Gefahren der wirk- 

liehen Tbeikmg auszusetzen. Dieser Ausweg bestand darin, dafs man, 

- ~ • ... 

mit Beibehaltung der gleichen Gewere, die Nutzun- 
gen der Lande t heilte. Die Hauptstücke der Regierung, als 
Landtage, Obergerichte*, Vasallendienste, Erhebung der Beten, 
Huldigung der Ifnterthenen blieben gemeinsam'; nur gewisse Ge- 
fälle wurden den einzelnen Gemeinem zum- Lebensunterhalte , ge- 
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wisser Schlösser znr Residenz angewiesen, {5tne solche Theilung der 
Einkünfte geschah öfters nur auf gewisse Jahre ,' nach, deren Verlauf 
sie wi derrufl icli' sein sollte. . Diese 'Art' der -Theilaite nannte 
man Oerterung, Mutschirung;, Mutscbar, * Attibscbbe- 
soheid und setzte derselben die Theilung des Eigenthums und der 
Gewere, die s. g. Dateylung, Thattheiiung entgegen^ welche. 

da,s Folgerecht am Lehen aufhob 1 ). Eine solehe* Matechi- 

• 

rang konnte ohne Einwilligung* des Herrn vor sieh gehen und hob die 
ungeteilte Gemeinschaft nicht auf; das mutscharte Land blieb trotz- 
dem „-ein samentGut.^ Aus Unkejantnifs bar man häufig solche 
blofse Auseinandersetzungen der Einkünfte 'für Realtheilungen gehal- 
ten qnd diese deföhalb in eine, viel zu 'frühe Zeit versetzt. Auf eine 
sehr gründliche Weise zeigt diefs*^*L. /. Mickelsen dir HohUin in 
seiner Abhandlung- über die erste holsteinische Landestheüjong« Weil 
uns so gediegene Forschungen in dieser Beziehung leider nur für we- 
nige' Territorien zu Gebote. stehen-, so theile ich im kurzen das Re- 
sultat- seiner Untersuchung mit. 

,* . Die Grafschaft Holstein und Storroaro war nach dem- Tode des 
jEfrafen. Gottfried von Stormarn dem edeln Herrn Adolf von Schauen- 
bürg verjiehen worden. Die drei ersten Adolfe, Vater, Sohn und 
Enkel-, succedirten einander in dieser Grafschaft ; von einer Thei- 
lung unter den Söhnen des. verstorbenen Grafen ist nirgends die Rede 
(S, 176). Die erste Landestheiltlng soll nach der gewöhnlichen 
Annahme im *J. 1247 unter den Söhnen Adolfs IV.- stattgefunden 
haben. 

• Mickelsen weist aber auf streng kritische Weise nach, dafe das 
Verhaltnils zwischen den beiden weltlichen Söhnen des Grafen 
Adolf IV. , 'Johann und Gerbard , nicht den Charakter einer Real- 
theilung, sondern den einer blofsen A&utachirung an £ioh trug. 
Er 'beweist' zunächst, dafs die. gleichzeitigen Schriftsteller von einer 
Landestherlung durchaus nichts erwähnen , sondern dafs allen Ur- 
kunden zufolge die beiden Bruder als gemeinsam, handelnd er- 



1) Eichhorn , Staats- o. Rechtsgeach. III. §. 428. l!ml©itöflg in das D. 
Pr.R. $. 359: Note b, besonders Kaiserreoatlfl. 9.12. 
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scheinen. Ihr«ganzes Auftreten' deutet auf eine solche* Gemeinsaip* 
keit der Regierung hin. *. 

n „Die Mehrzahl der wichtigem Documenta ist gemeinschaftlich', 
und ztair nicht blofs solcher, wo. es auf agnatischen Conscns. an- 
kommen könnte., sondern auch anderer, die reine Regierungsacte 
enthalten, ohne dafs es solcher Einwilligung dabei bedurfte: Ge- 
meioscbaftüclr seheq. wir die Grafen 1250 ihrem Sfchivager, dem Her- 
söge« Abel, beistehend Krieg fuhren und Frieden schließen mit den 
Könige von Dänemark ; gemeinschaftlich schlugen sie als- Bundes- 
genossen »ihres $chwestersohns, des Herzogs Erich, den dänischen 
König im J. l£6i-~anf der Loheide *r gemeinschaftlich 'traten sie 
1S&2 in. einer 'Fürst^nversaminlung zu Quedlinburg auf." '• > 

Es scheint dagegen wahrscheinlich, dafs eine gänzliche oder thelU 
weise Tbeilung 4er I* an d e is e i n k ü n f t e und Anweisung derselben für 
jeden Bruder auf bestimmte Landestbeile stattgefunden bat; ein Um- 
stand, durch welchen man um so leichter zu der fälschlichen 
Aufiabme- einer Realtheilung geführt werdeö konnte. * • 

Gegen diese gewöhnliche Annahme wendet Midiehen ein eigen- 
thüntliches Argument aus der Heraldik mit giückücbefh Erfolge an. 

-Die Urkunden sind regelmäfsig mit- zwei Siegels .versehen $ 
doch ist das Siegel des altern Bruders von dem des Jüngern wesent- 
lich verschieden. . Das erstere ist zunächst viel grofser und zeigt 
den, Grafen Johann zu Pferde Ysjgillum equestre) in ganzer Figur, 
geharnischt, das Schwert , Zeichen der Gerichtsbarkeit und Vogtei 
in der Rechten hakend. ,, Darstellung und Umschrift zeigen den 
Landesfaerrn, den mit der Grafehwürdfe Bekleideten, den Inhaber des 
lehnhareu Grafenthums." Das Siegel des jungem Bruders ist nur 
das Qesehlechtfwappen , derdr.eieckige Schild -mit dem schauenburg*- 

sehen Nesselblatte , die Umschrift nennl nicht' Gerbard allein, son- 

• 

dern auch Johann; ein Zeichen 9 dafs Gerhard nicht im eigenen Na- 
men iiegetbar war , sondern nur mit dem altern Brüder gemein- 
samr. Der Inhaber des landesfürstlichen Siegels in Holstein war Jo- 
hann. - Da er aber seinen Bruder an der Regierung Theil nehmen 
liefs,: so führte dieser zwar auch ein öffentliches Siegel, jedoch ein 
untergeordnetes, immer noch in seiner Umschrift auch dem 
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Bruder abständiges. Gerbard erscheint demnach ntefet als etil Lan- 
desherr, welcher mit seinem Bruder gleichberechtigt war., sondern 
ata-eih-Mitregent unter der Autorität 'des altem Bruders. 'Er 

* 

War nicht mit derselben Berechtigung Landesherr in einer Hälfte des. 
Landes wie Johann in der andern. Hälfte, . sondern er nahm an der 
Regierung. des ganzen Landes Theil, wenn auch in einer seinem 
Rruder-meBp u^t6rge^rdneten Stellung. Daher ist es wahr- 
seheinlieh, dafs der ältere Bruder allein vom Herzoge die Belehming 
empfangen hatte. * '. ' 

"Selbst gäch tfem/Fode des altern Bruder* p- Johann* I. , blieben 
dessen beide Sfftne , Adolf V. und Johann II. , eine Zeitlang inGe- 
meinsdhaft'mit ihrem Oheime Gerhard', bis. endlich unter ihnen eine 
wirkliche Realtheilung erfolgte. 

_ Die Entwickelung des deutschen Lehnrechts neigte sich immer 

mehr zu Gunsten der Vasallen ; die frühern Grundsätze von der 

» 

Npthwendiglteit einer wirklichen Gemeinschaft verloren ihre alte 
Strenge, und aHmäHg Wagte man, ohne die frühem Nachtheile be- 
fürchten* zu müssen, wirkliebe ReaJtheilungen vorzunehmen. 
Dieser Uebergang zu ' einem wirkliche^ Theilungssysteme hängt mit 
der merkwürdigen Fortentwickelung der gesammten Hand eng 
zusammen. •• 

Da die verschiedenen Formen, wodurch die .Succession meh- 
rerer Erben in Ein Territorium bewerkstelligt werden sollte, Däm- 
lich Gemeinschaft, MutscIrirJing und wirkliche Real- 
theilung, bäufig in einander fliefeen und grofse Verwandtschaft 
zu einander zeigen : so will ich die Beispiele für diese einzelnen For- 
men nicht tretinen , sondern sie bei der Geschichte der einzelnen 
Häuser m chronologischer Ordnung , vortragen (§. 5ö). Jetzt ist 
es meine nächste Aufgabe , die Fortbildung des Lehnrecbts kurz zu 
erörtern , wodurch .die Reichsfüreten in Stand gesetzt würden, ihre 
Lande wirklich zu theiien ohne 'Gefahr für die Successionsrechte 
ihrer Familie. •.•*■• ^ 
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§. 35. 
Die gesammte Hand des neUern Rechts und die Thattheihingeji; 

Während die Mutscharung nur in einer factischen Auseinander- 
setzung fnr den Genufs und Gebrauch des Lehngutes zur grö- 
fs*ern Bequemlichkeit de* Gemeiner besteht und das Recht der glei- 
chen Gewere gar nicht afficirt: hebt die Thattheilung auch 
die juristische Gemeinschaft des Eigentbums und der gleichen Gewere 
völlig jauf. Die Rechtshistoriker, besonders die altern PubKcisten, 
haben häufig diesen wichtigen Unterschied nicht beachtet und das 
Einreifsen derRealtheilungen defshalb in eine viel zu frühe Zeit ver- 
setzt. Was' Mickelsen für einen, bestimmten Fall mit* voller Evi- 
denz nachgewiesen hat, nämlich dafs die erste Ländesthei- 
long für Holstein zu früh angenommen worden ist, läfst sich ebenso 
für manche andere Territorien nachweisen. Bei vielen altem PubK- 
cisten tarn noch ein politischer Grund hinzu, welcher sie bewog, das 
Theilungssystem in eine möglichst frühe Zeit zu versetzen. Da 
ihr Bestreben dahin ging, die zu ihre* Zeit vollständig ausgebildete 
Landeshoheit der deutschen Fücsten in ihrer Entstehung so weit wie 
möglich zurück' zu datiren , so mufste es solchen Hofpublickteh auch 
am Herzen liegen, das freie Recht der Landestheilung den deutschen 
Fürsten »als ein ihnen von jeher zustehendes, ursprüngliches 
Recht zu vindicireh und jeden Schein eines allmäfig eingerissenen 
Mifsbrauchs ypn denjTheilungswesen abzuwenden. Diejenigen Schritt- 
steller, welche das Theilungssystem in die älteste Zeit, oft schon in 
das 10. und 11. Jahrhundert versetzten , liefsen sich freilich mannig- 
fache Verwechselungen zu Schulden kommen, indem sie jede 
Art der Teilung deutscher Lande als Beweis eines durcbgedrunge- 
nen privatrechtlichen Theilungssystems benutzten. Unter Landes- 
theil uugen im eigentlichen Sinne, welche als, Belege für ein wirk- 
liebes Theilungssystem gelten können, darf man nur solche Theilun- 
gen verstehen, wo aus-privatrechtlichen Gründen und ohne be- 
sondere kaiserliche Erlaubnifs ein und dasselbeFürstenthum 
unter mehrere Erbcompetenten getbeiit wurde. • Nur Landesther- 
lungen dieser Art können als Beweis dienen , dafs man das StaatS- 
Sduüse Brat§eb.IU. 16 
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• * 

rechtliche Princip dqr Individualsuccession aufgegeben und die privat- 
rechtliohe Erbfolge adoptirt habel Dagegen dürfen folgende Fälle nicht 
als Belege für den Sieg des privatrechtlichen TbeilungssyStems auf- 
geführt werden : 

1) Bisweilen ordnete der Kaiser aus staatsrechtlichen Gründen 
selbst die. Theilung eines bisher Zusammengehörigen Herzogtums 
an. So wurde das Herzogtbum Lotbringen im J. 959 von Otto 1. in 
zwei Herzegthümer zerlegt, um dadurch die rebellischen Erhe- 
bungen der lotharingischen Grofsen weniger gefährlich zu machen 
<S. 140). . 

2) Oft vereinigte ein Fürst m.ehre~re Reichsämter in seiner 
Hand und vertheilte dieselben bei seinem Tode unter mehrere 
Söhne. Nur die Einheit und Unteilbarkeit des einzelnen Fiir- 
stenamtes war Grundsatz des Reidhsstaatsrecht^ bis in die Mitte des 
15. Jahrhunderts; Fürstentümer , welche zulälfig in £ine*Band 
gekommen waren , konnten ohne Verletzung des Princips auch wie- 
der auseinander gehen. 

Da die Bestimmung Karl's des Groben , dafs mehrere Reichs- 
ämter nicbt in Einer Hand sein sollten , längst aufser Kraft getreten 
ftar, so war die* Vereinigung mehrerer Fürstenämter im 11. und 12. 
Jahrhunderte sehr gebräuchlich. Darum konnten derartige TheiliM- 
gen häufig vorkommen. Diesen Charakter hatte z. B. die S. 134 
erwähnte, Theiliftig , welche der Markgraf Konrad L von Meifseo im 
J. 1158 vornahm; es trat keine Theilung def'Reichswürden selbst 
ein, sondern Konnri vertheilte die- mehreren Reicbswürden, welche 
e* zufallig zusammen besäfs, unter seine- fünf Söhne. Bei einer 
solchen Verkeilung der Reicbswürden erhielt der Erstgeborne regel- 
müfsig das Hauptlijnd, die jungem die Nebenlande (S. 180). 

3) Die Theilung betfog sich nicht auf dafs Fürstenthum selbst, 
sondern nur aitfdie .Familien guter des fürstlichen Hauses. 

Die Publlcisten , welche die Theilungen in eine- zu frühe Zeit 
versetzen, mifsverstehen meist die Stellen, wo ypn der Thei- 
lung einer väterlichen Erbschaft unter die fürstlichen Söhae 
die Rede ist. Ich habe gezeigt , dafs die Privatgüter eines Für- 
sten nach alter deutscher Sitte unter alle Söhne gleich getheiltzu 
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werden pflegten, ohne Vorzog der Erstgeburt. Die gleichzeitigen 
Chronisten sprechen sebr häufig von* diesen PrivaltheiluQgen in so 
allgejneineo Ausdrücken, dafs man leicht versacht werden Jcann, 
diese Theilungen auch auf die fürstlichen Territorien zu bezie- 
hen (&178). 

Pfeffmger huldigt ebenfalls dieser falschen Ansicht, welche da« 

* * 

Theilongsjresen in die ältesten Zeiten zurückversetzt ; erlegt solches 
Gewicht auf eine Stelle des Lambert von Asckaffenbyrg , dafs er 
hauptsächlich durch' sie die Theilbarkeit der Territorien im 
11. Jahrhunderte bewiesen zu haben vermeint 1 ). Diese Stelle be- 
zieht sieb auf die Grafschaft 'Flandern und kann schon defshalb nicht 
ven solchem Gewichte sein, weil es sieb hier nur yxm $ine Graf-« 
schaft * nicht um ein eigentliches Fürstenamt handelt und ich von 
vornherein zugegeben habe , dafs die Theilbarkeit in einzelnenr Graf*- 
scHaften viel früher eingerissen ist , als in den eigentlichen Fürsten- 
thümern (S.150). Aber auch nicht einmal die Theilbarkeit der Graf- 
schaften kann aus dieser Stelle, für die damalige Zeit gefolgert 
werden. Der Zusammenbang ist folgender : 

Balduin der ältere, Graf von Flandern, erwählte seinen erat*, 
gebornen Sohn, Balduin den jjingern, nach alter Familiensitte zu 
seinem Nachfolger r seinem zweiten Sohne Ruotbert dagegen rü- 
stete ei* eine Anzahl Schiffe aus, damit .er durch eine kriegerische 
Expedition sich ein Land erobern könnte. Die Unternehmungen des 
Ruotbert verunglückten vielfach , bis er sich endlieh in Friesland ein. 
Unterkommen verschaffte. Sein älterer Bruder Balduin wollte ihm 

aber auch dieses nicht, gönnen .und rückte gegen ihn inU bewaffneter 

« 

Mannschaft aus. 

Da brach Ruotbert in die Worte der bittersten. Klage gegen 
seinen Bruder aus : „Ut se f ratrein Buum reminisceretur , neo jura 
gennanitatis apud barbaros quoque semper sacresaneta et iuviolata 
pollueret, misereretur potius peregrinationis-, laborum.et calamita- 
tum , in quibos totem aetatem suam detrivisset $ gauderet ipse bea- 
tag sörte sua, quod totam communis patris hereditatem, 
quam jure gentium' secum dividere debuisset, solus 

1) Pfeffinjfrr, Viiriarius illustratos Lib. III. Tit. XX. (Band IV.-Silöl.) 

16* 
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Store consorte obtineret; se patriis finJbus extorrem, pa- 
ieroa bereditpte destitutuni,'ab summa gtoria majorum sup- 
mm ad ultimam egestatem coactum, exteras* gentes beiio laces- 
sivisfe, lerras ac maria'concitasse, nihil denique praetermisisse, nede 
portione paternae substantiae, quae se conüngeret, firatri molestos 
esset 1 )." 

Diese Worte sind dem Jüngern Bruder von dem heftigsten Af- 
feete dictirt und .haben schon defshalb nicht den Werth einer klären, 
ruhig gehaltenen Deduction. Pfeffing'er legt besonders darauf großen 
Werth, dafs der jüngere Bruder dieTheilung der Erbsehaft für allge- 
meine Völkersitte, , juris gentium" erklärt habe und findet in 
dieser Erklärung dafür einen unumstößlichen Beweis , dafe schon 
damals die Theilung der Territorien die Regel, die in Flandern 
statt6ndende- Individualsuccession die Ausnahme geweseti sei: Er 
unterliegt darin dem schon gerügten Irrtbume , dafs er die Erbfolge 
in die Privatverlassenschaft mit der Succession in das Territorium 
verwechselt. 

In der Grafschaft Flandern galt die Individualsuccession als ein 
altes Familiengesetz (in comitatu Balduwini ejusque familia id multis 
jam ^eoulis servfcbatur, quasi sancilum lege perpelua), und zwar in der 
Form der tbg. irregulären Primogenitur (S. *21). Gegen diesen 
alten Familiengebrauch wollte sich der jüngere Sohn nicht auflehnen, 
er erhob bei Lebzeiten seines altern Bruders weder einen Anspruch auf 
Mitbesitz der Grafschaft, noch beschwerte er sich irgendwie über 
Ausscblufs von* der Regierung.' .Er beklagte sich vielmehr nur dar- 
über, dafs sein Bruder die vaterKobe Privatverlassenscbaft nicht 
mit ihm getheilt habe , wie es sich nach „allgemeiner Völkersitte" 
gebührt hätte« Er hatte zwar zur Ausrüstung seiner Expedition 
mancherlei Pretiosen erhalten (auf um, argentum et oaeteras longio- 
quae profectionis impensas) und somit seinen Antheii an den väter- 
. Sehen Mobilien anticipirt, aber jedenfalls hatten -die Grafen von 
Flandern auch viele Liegenschaften (bereditas im technischen Sinne}, 
welche ihr Familiengut bildeten und welche nach altem germanischen 
Rechte unter alle Söhne hätten vertheih werden aussen. Von 

I) Umtxrt Stfcaffeoft. ad a« 1071. 
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dieser eigentlichen hereditas hatte Ruotbert nichts erhalten, wie ans 
den Werten hervorgeht-: „Balduwinüs senior omni um, quae babe- 
bat, Baiduwinum heredem instituit." lieber eine derartige Zurück- 
setzung durfte der Nacbgeborne sich mit Recht beklagen und behaup- 
ten, dafs sie der allgemeinen Völkersitte zuwiderlaufe. 

So beweist diese Stelle, auf welche Pfeffingtr so grofsen 
Werft legt , durchaus nichts für die Theilbarkeit der Territorien in 
so früher Zeit. 

Einzelne Theilungen deutscher Territorien mögen früher hie 
und da vorgekommen sein. Das TheHungssystem selbst konnte im 
grofsen- Ganzen nicht eher zur Regel werden, bis die starren Grund- 
satze des alten Lehnrechts überwunden waren. War auch die letzte 
Spur des Amtgeharakters verschwunden und das patrimoniale Eigen- 
tum der Fürslenthumer , dominium terrae, vollständig anerkannt: 
so konnte. man doch ebensowenig wie bei- gewöhnlichen Privatlehen 
an Realthfeilungen denken, so lange die- gesammte Hand des ä Hern 
Rechts in ihrer vollen Strenge bestand. 'Zwar hatten die Vasallen 
in den s. g. Mutsoharungen ein Auskunftsmittel gegen die unbequeme 
Forderung der actuellen Gemeinschaft gefunden , aber sie sahen sieb 
in ihrer freien Disposition immer noch zu sehr behindert. Nichts, 
ist dem Menschen natürlicher, als die Sehnsucht, über das Seinige 
frei zu schalten, jede Art des Communismus ist eine drückende Fesr 
sei der menschlichen Freiheit So sehnten sich auch, die deutschen 
Landesherren aus dem Communismus der gemeinschaftlichen Re- 
gierungen heraus und wolltön lieber über eine kleine Paroelle Lanr 
des ade in», als über ein grobes Fürstenthum mit vielen. Qvüdern. 
uud Stammesvettern gemeinsam regieren. 

Es kann hier nicht meine Aufgabe sein , die Entwickelungsge* 
schichte der gesammten Hand vollständig zu erörtern, es geuügt, die 
Fortbildung dieses Rechtsinstituts kurz anzudeuten *). 

Zwar fanden die Kaiser die Beförderung der Landestbeihingen 
ihrer Politik angemessen , aber selbst wenn dies nicht der Fall ge- 

1) Eichhorn, Staats - und Rechtsgeschichfe §. 364., $. 428. und $. 567., Ein- 
leitung in das D. PR. §. 359. P/ei/jfer über die Ordnung der Regierungsnach- 
folge *$. 44. y §. 50. Michelsen, zweite polemische Erörterung 'S. 25 — 46. 
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wesen - wäre , so hätten sie - doch nicht vermocht , dem gemeinsam 
Bestrehen des gesammten Fürstenstandes wirksam entgegenzutreten. 

Vortrefflich fafsl Homeyen den Entwickeinngsgang mit folgenden 
Worten zusammen: „Die Gfesammtbeleihuhg des neuem Rechts ist 
allgemach durch diejenigen Stufen zur Wirksamkeit gelangt, in wd- 
eben die Gesammthänder von einem wahren Zusatomenzebren und 
Wohnen vorerst zur Vertheilnng der gemeinsam, erhobenen Fruchte 
oder etwa Einräumung besonderer Wohnungen , dann gradweise zs 
immer allgemeinerer nnd durchdringenderer Theilung fortsehritteo, 
ohne dafs die sinkende Macht der Lehnsherren anf die rechtlichen 
Folgen zu bestehen und selbst eine ausdrückliche Ver^ichÜeistang 
auf diese /Folgen zu weigern vermochte 1 )/ 4 

Der erste Schritt wurde dadurch gethan, da'fs man an die Stelle 
der actuellen Gemeinschaft eine blofs fingirte setzte. 

Diese fingirte Gemeinschaft, welche durch die* Worte „Zo- 
sammensitzen, in ein Gut innegesetzt" bezeichnet wird, 
meist- mit gewissen Symbolen verbunden, trat an die Steife dff 
wirklichen gemeinsamen Naturalbesitzes. Man theilte die er- 
erbten Lande , fugte aber die Clansei hinzu , dafs durch diese Tbei- 
long die Gemeinschaft nichtgebrochen werden sollte. Hatte m» 
ohne Hmznfugnng einer solchen Clausel getheüt, so pflegte man m 
einem eintretenden Beerbnngsfalle die getheilten Lande wieder „zo- 
Bammenzuwerfen^ nnd sie für „Ein Corpus* 4 zu erklären. 

Als besonders häufig angewendete Symbole der Gemeinschaft 
erscheinen folgende: 

- 1) Die Unterthanen der abgetbeilten Herren müssen allen re- 
gierenden Stammesvettern die Huldigung leisten, natürlich nar eres- 
tuell, anf den Fall des kinderfoseji Verslerbens eines Gemeinere. 

9) Die abgetbeilten Bruder oder Vettern weisen- sich gegensei- 
tig anf ihre Lande eine kleine Rente an, welche water keine Be- 
deutung hat, als die Gemeinschaft symbolisch darzustellen*). 

Diese fingirte Gemeinschaft bildete den Uebergang zur 

* 

' 1) Bomegar, Sachsenspiegel Theü II. B. II. S. 466. 
2) Za hlr eiche Beispiele des finghten Gesammtbesitzes faden sich bei 
a. a. O. $. 49. 8. 380—994. 
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len Hand des neuern Rechts.^ Man verschalle sich allmälig^Ge* 
saontbdeihiiiigen von Seilen .des Lehnsherrn , welchen ausdrück- 
lich die salvatorische Clansei beigefügt war, dafs eine Theilung des 
Lehens dem Successionsrechle der belehnten Familie keinen -Eintrag 
thon sollte (Gesammtbeleifaung cum clausula privilegii)« [Einer 
der fiiihiilc ■ FäMe einer solchen ausdrücklichen Gesammtbeleihung 
can clausula privilegü ist die Belehnung, welche die Grafen von Hol- 
stein im J. 1307 von dem Herzoge Johann von Sachsen erhielten 1 ). 

Ich habe. bereits erwähnt, dafs die Sohqe Adolfs IV. nicht, 
wie man gewöhnlich annimmt, wirklich ihre Lande abtheilten, son- 
dem in Gemeinschaft verblieben. Unter deren Söhnen erfolgte 
aber eifte* wirkliche Landestheilung, welche nach den altern 
Recbtsgrundsätzen Verlust des gegenseitigen Successionsrebhts der 
Stammesvettern herbejgefuhrt haben würde. Es kam nun für die 
Grafen von. Holstein darapf an , von dem jLehnsherrn eine Gesaramt- 
belehnung auszuwirken, welche trotz aller Theilungen das Succes- 
aonsrecht unter den ahgelheilten Linien besteben liefst 

Die nähere Verbindung, in welcher der Herzog voa Sacbseo- 
Laueoborg zu den Grafen stand , bewirkte die für die Vasallen so 
aofeerst günstige Gestaltung des Lehnsverhältnisses. Die hier ein- 
schlagenden Worte des Lehnsbriefs lauten : ,,Quod nos uobilibus dö- 
minis Gerharjto, Jobanni, Adolfo, Woldemaro et fiiiis domini comi- 
tis Henrici et eorum omnium veris heredibus , perpetuo de heredibus 
in heredes , totam terram Holsatiae et Stormariae , Universum domi- 
oittm domini comitis Adolfi de Segebergb , de quibus eröt lis et disce* 
pUtio ioter nos et dictos dominos ulrobique, conl'ulimus manu uüa- 
Mflri quae 99 sambte Hand" iu vulgo dicitnr, jure seu titulo feudali 
et nen obstante eo, quod praecedentes terrae et dominia (srve di- 
vidantar aut saltera inter hos dominos comites maneant Indivina), 
nimloBUDiis. cuicumque heredi dicti domini comites aut eorum «heredes 
^quam.partem terrarum et dominiorum praedietbrum assignare et 
4ividere.volueHnt, eidem conferimus jure feudali, servata et obtenta 
manu nnanimi, sicut.superius est expresstun." 

« • 

t) Siehe darüber Michelsen, über die erste holstein. Landesth. S. 39., derselbe 
* der zweiten polem. Erörterung S. 30. Eichhorn^ St.- u. RG. $.428. 
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Jlterin. ist eine Erklärung des Lehnsherrn enthalten , „dafs die 
gesammte Hand als gewahrt betrachtet werden soll , aueh wenn die 
Grafen oder ihre Erben von den genannten» Landen künftig irgend 
einen Theil einem Erben. anweisen und zutheilen wollten, vielmehr 
wäre derselbe aueh hiermit zu Lehnrecht übertragen, unter Behaup- 
tung und Beibehaltung der gesammten Hand. Diese gewichtige Be- 
lehnungsürkunde , welche die jetzigen und künftigen Landestheilua- 
gen ungefährlich, der Lehnsherrschaft gegenüber, unschädlich machte, 
also sie beförderte , wurde feste Basis für die spätem herzoglieh 
sächsischen Lehnsbriefe, den jungem Grajensöhnen erfreulich, dem 
Lande sehr naefitheilig die Landesgeschichte zersplitternd *)•.'.' 

Nicht immer freilich mochte sich , wie Eichhorn richtig be- 
merkt, das. Verhältnifs für die Vasallen so günstig gestalten, wie 
in Holstein. Anfangs hatte eine solche. Gesammlbelehnung immer 
noch den. Charakter eines besondern Privilegiums. Mehrere Fürsten- 
häuser erhielten jedoch bald ganz allgemeine Privilegien, dafs ihnen, 
trotz aller Theilungen, die gesammte Hand nicht gebrochen wer- 
den sollte ; so wurde den Markgrafen von Brandenburg im J. 1496 
die Zusicherung ertheilt, „dafs ihnen die Theilungen ihrer Lande und 
Leute an solchen gesammten Lehen zu keinem Schaden kommen 
sollten , sondern es sollten die geschiedenen und zugetheilten Lande 
und Leute allezeit auf die andern und ihre Lehn$erben nach Laut 
ihrer Theilungsbriefe fallen und kommen. ** Allmälig wurden der- 
artige Privilegien so häufig, dafs der Lehnsherr, trotz aller Thei- 
hingen, dem Vasallen die Erneuerung der Gesammlbelehnung gar 
nicht mehr verweigern konnte 2 ). Was früher «in besonde- 

■ 

res Privilegium gewesen war, wurde, so allmälig zur gewöhnliehen 
Recbtsregel. 

v Das Wesen der gesammten Hand des neu er n Hechts besteht 
darin, dafs der Lehnsherr, ungeachtet aller Theilungen, die Sache 
so ansieht, als ob die Gemeinschaft wirklich noch fortbestünde, 
Die blofse Bekennu^g der gesammten Hand trat 'an die Stelle 
der actuellen Gemeinschaft, welche man durch Fictionen zu er- 

1) Mickelsen a. .a. O. S. 40; 
?) Pfeiffer a. a. 0. S. 348. 
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halten nicht mehr für nothwendig breit*, Am Ende des 1&. Jahr- 
hunderts drang allmäüg die gesummte Hatfd des neuem Rechts 
durch; Albrechl Achilles konnte es im J* 1473. seinen Söhnen ge- 
radezu zur Pflicht machen,* die Belehnang über" die gethei.lten 
Lande zur gesammten Hand zu nehmen 1 ). Die Gemeinschaft wurde 
bei Tbeüungen nur durch die Verabredung aufrecht erhalten ,> - „dais 
man sich die gesammte Hand wechselseitig vorbehalten oder, ta 
uozertrennter Sammthelehnung sitzen -bleiben wollte. " Die Erneue- 
rung der gesamtsten Hand wurde immer mehr zur blofsen Formali- 
tat, welche sich in verschiedenen Häusern Verschieden gestaltete. 
Bald geschah die Erneuerung von Einem im Auftrage der Uebrrgen, 
welche entweder dabei namentlich aufgeführt oder nur im allgemei- 
nen als die Stammesvettern bezeichnet wurden, bald war es der 
älteste des Hauses, welcher die Sammthelehnung einholen muGste, 
bald lag dies den im Besitze befindlichen Vasallen., • den regierenden 
Herren, allein ob. 

Aber man ging noch einen Schritt weiter, inde<n man im. ge- 
meinep deutschen Lehnrechte die Gesammtbelehnung als Succes- 
sionsgrund ganz aufgab und sie nur «als Erleichterungsmittel 
für den Beweis des Successionsrecbts betrachtete. Die Geblütserb- 
folge, kraft deren alle vom ersten Erwerber abstammenden Agnaten 
succefsberecbtigt sind, trug im gemeinen deutschen Lehncecbte den 
Sieg davon. Böhmer erklärt daher in seinen berühmten Principien 
deS Lehnrechts §. 445 und 446: ,,lnvestitura simultajiea rie- 
cessaria nön est ad successionem in feudaimperii, irisi 
vel ex* lege primae invfestilurae. vel ex observantiac.in certis'familiis 

sk inbcoducta. — Sin inter agnatos, 'quia a primo acquirente 

descendunt, vi observantiae introducta est, pftrtinet potissimum ad 
dembnsCrandam successionem ex jure sanguinis , cum qua 
conjuacta est.". .. *« , 

An einer andern Stelle sagt (§. 437) derselbe berühmte' Feudist : 
„Ordo»succedendi, jure feudali communi defmitos, regulam facit in 
fendis imperii." 

In Uebereinstimmung hiermit behauptet Estorte terrarum parti- 

1) Eichhotn HI. $.428. 
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illnstriuoi Germauorum §. 75: „Ut omissio conjunctae 



majIMMCc^ssuris haud obstet, quo minu» a judice petaat 
siiccessronem ra fcotat avitum." 

Die weitere Verfolgung fair merkwürdigen Fortentwickelung 
des Lehnrechts. würde uns von* unserer HaaptMUgate zu weit ent- 
fernen. Uns interessirt hier nur, dafs durch die aüm^fige Fertki- 
jfuug der gesammteri Hand -zu einer nur formellen Gemeinschaft 
der thats Schlich abgetheilten Herren der letzte Damm niederge- 
rissen wurde, welcher den Einbruch des Theilungssystems noch ver- 
hindert, hatte. Da die theilenden Brüder und Stammesvettern nicht 
mehr die früheren Nachtheile der wirklieben Reahheilungen zu furch- 
ten hatten, so ergab man sich in fask allen deutschen Fürstenhäu- 
sern, mit einer wahren Leidenschaftlichkeit 'dem verderblichen Thei» 
lungssysteme. 

Die natürliche Verbindung der deutschen Stammt die alte Ein- 
heit der J?ürstenthümer und/der landschaftlichen Verfassungen wurde 
schonungslos zerrissen ! Auf kein natürliches Band nahm man mehr 

• 

Rücksicht , nur der eingebildete Pri vatvortheil der fürstlichen Fami- 
lie entschied. Die Regierungsrechte über Land und Leute beban- 
delte man wie blofs privatrechllicbe Emolumente uud' nahm bei den 
Theilungen-nur auf die Bequemlichkeit der theilenden Herren, nicht 
im mindesten auf 4as Wohl des Ganzen Rücksiebt. Da jeder Bro- 
der in seinem Antheile' ein gutes Revier für seine Jagdlust , reiche 
Fischteiche für seine Tafel, fruchtbare Weinberge für seine Keller 
zu haben wünschte r so lieft man selbst den geographischen *Znsam* 
menhang der einzelnen Aemter aufser Augen und zerstückelte das 
Territorium, wie ein gemeines Privateigenthum. . Jede planwäfsige 
Organisation der Verwaltung wurde uu möglich gemacht, jede Knt- 
wickefang eines vernünftigen Staatslebens im Keime erstickt. * Die 
deutschen Territorien zerstückelten sieh in Parcellen , deren Eigen- 
tRümer trotz aller Anstrengungen ihrer geprefsten Unterthänen nicht 
mehr im Stande waren, nur einige rmafsen fürstlich zu leben. 

Diese rein privatrechtlichg Beharidlungsweise . der Territorien 
hat jjber vier Jahrhunderte in Deutschland geherrscht. In einzelnen 
Fürstenhäusern hat man früher,' in andern später das verderbliche 
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dieses Systems eingesehen. Die nachfolgende Uebersicbt der wich- 
tigsten Landestbeilongen wird darthun , dafs seihst bis in das vorige 
Jahrhundert hinein das Theihngssystem in Uebnng gewesen ist. Bei 
der unendlichen Menge der vorgekommenen Mutscharungep und wirk- 
lichen Realtbeilungeo kann die folgende Uebersicbt nur auf die wich* 
tigsten Fälle Rücksicht nehmen f sie wird rieh aufserdem nur auf 
die Geschichte derjenigen Häuser beschränken, welche gegenwär- 
tig in Deutschland eine souveräne -Staatsgewalt inne haben.« 
* . • " 

§.36. 

Die Zeit der rein privatrechtlichen Successioti in deutschen Fürsten- 
häusern. Gemeinschaften.) Motscharungen und.Thattheiluogen. . 

It'Oesterreic h» 1 ). * . 

Da durch das berühmte Privilegium Friedrich's I. die. Unteil- 
barkeit für Österreich grandgesetzlicb festgestellt und- im baben- 
bergischen Hauäe unverbrüchlich beobachtet worden war* so 
sollte man erwarten*, daf? sich hier das TheilnngSsystem ' nicht 
hatte einbürgern können. Dennoch brach sich dasselbe auch hier 
Bahn, •' 

Die Gemeinschaften tragen immer den Keim zu- Tfaeiiungen 
in sich. Sobald sie zugelassen werden, kann man sicher darauf rech- 
nen, dafs auch bald die Theilungen «fcinreifsen. So auch in Oesler- 
reich. Schon Rudolf .von Habsburg beabsichtigte 1282 eine ge- 
meinsame Regierupg ZWischfeiT seinen Söhnen Albert- und Rudolf 
einzufuhren und nur die ernstlichen Vorstellungen der österreichischen 
Stände vermochten ihn , die Iiidividualsuccession des ältesten Sohnes 
aufrecht zu erbalten. Der jüngere Sohn, Rudolf, starb- vor seinem 
Vater, hinteritefs aber einen Prinzen -Johann , der nachher seinen 
Oheim Albreoht 1. ermordete. m Albrecht I. tatte fünf Söhne, welche 
Kaiser Heinrich VII. 4669 mk den sämmtlichen österreichischen 
Laoden belehnte. 



m • 

1) Leider steht mir für Oesterreich ein Hauptwerk, nämlich Schrötter's gro- 
fses österr. Staatsrecht, nicht zu Gebote; ich halte mich daher hauptsachlich an 
die ausführlichen* Urknndenmittheilungeil von J. J. Moser, im zwölften Bande sei- 
nes deutschen Staatsrechts and im ersten Bande seines Famnlenstaatsrechts. 
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Von diesen fünf Söhnen hatte nur Albrecht IL eine kl ei- 
bende Descendenz; er hinterließ» vier Söhne, Rudolf,* Friedrich, 
Albrecht III. und Leopold III., für welohe er im J. 135$. eine voll- 
ständige Gemeinschaft angeordnet hatte, „dafs sie und zwar der 
älteste wie der jüpgste und der jüngste wie der älteste in. der Regie- 
rung mit einander eins bleiben sollten. '* 

Diese Disposition wurde von den Söhnen 1364 einhellig bestä- 
tigt und der älteste Rudolf tiahm die Huldigung für sich uud seine 
Brüder ah. . Rudolf behauptete als der Erstgeborne überhaupt 
eine bevorzugte Stellung unter den Brüdern, -wie aus einem Diplome 
Rudolfs IV. von 1359 hervorgeht, wo es beifst: „defr als Eltist 
unter ihnen volle und ganze Gewalt jetzo hat." Noch deutlicher 
jrird. dieses -in dem Familienstatute Rudolfs IV. von 1364 auSge- 
sprochen: „Alle gegenwärtige und zukünftige Länder von Oester- 
reich sollen allezeit ungetheilt verbleiben und ihnen allen gemein 
sein. Solle allezeit der Eltiste die oberste Herrschaft und die gröfste 
Gewalt haben und. sollen doch der Lande aller ungetheilt gleich and 
gemeine Herrn sein.- Dafs je der Eltist unter uns soll Vorgeer, 
Besorgen und Verweser sein der andern aller. " — Die beiden alle- 
steil Söhne, starben bald und es blieben nur Albre,oht III. und Leo- 
pold III. übrig« Unter diesen beiden Brüdern fanden mehrfach Oer- 
terungen statt; so versprach 1376 Herzog Albrecht seinem Bru- 
der Leopold: „ob er .eine fernere Theilung begehren würde, dafs 
. er ihm dann eine gleiche Theilung mit dem Loos thun wolle, also 
dafs ihrer jeder drei Räthe (und so sie strittig würden, sein Schwä- 
her. Burggraf Friedrich zu Nürnberg) die Theilung auf ihren Eid 
machen, also dafs jedem Bruder der halbe Burgleb und halbe Stadt 
zu Wien und das halbe Land Oesterreich und fürters die übrige 
Land halb oder Land, gegen Land nach ^gleichem Anschlag gleicblich 
und nach dem Loos zu Theil werden sotten." 

Im Jahre 1379 erfolgte eine definitive Theilung zwischen 
Albrecht III. und Leopold III. , wodurch die .österreichische 
und tyrolische Linie entstand. Die Theilung wurde vom 
König Wenzel im J. 1380 auf Ansuchen der Herzöge bestätigt. 
Herzog Leopold IJI. hatte vier Söhne, er verordnete^ dafs alle 
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Söhne gleichen Antheil an seinen Landen haben seilten und «war 
„jnxta jura et' consuetudtues prtncipum." 

So völlig hatte* sich in dieser Zeit die Anschauung verändert, 
dafs man jetzt die privatrechtliche Succession für die regelmässige 
Erbfolge in deutschen Fürstentümern erklärte! 

Albrecht HI. hatte nur einen Sobh, AlbrecbtIV. Zwischen letz- 
terem und seinen Vettern, den Söhnen Leopold's HL, kamen meh- 
rere Verträgt über eine gemeinsame Regierungsform vor« In der 
Speciallinie Leopold's III. fanden mehrere „brüderliche Auszeigun- 
gen" statt , welche auf eine bestimmte Zeit abgeschlossen waren, 
so dafs z. B. ausdrücklich bedangen ward: „weita 5 Jahr aus und 
ein oder andrer die Lande getheilt haben wollte, sollte Herzog Ernst, 
als dermalen der ältere, eine Theihtqg und Herzog .Friedrieh . die 
Wahl haben 4u ein oder dem andern Theil zu greifen, wo man aber 
nicht theilte, sollte die Nutzung ihrer beeder sein/' 

Charakteristisch ist auch der gemeinschaftliche Besitz von Wien. 

Im J. 1467 ging der Mannsstamm der österreichischen Linie 
mit dem einzigen Sohne Albrecht's IV.. , Ladislaus , ab. Als EpJh 
prätendenten * traten der Kaiser Friedrich , dessen Brüter Albrecht 
und Sigismund von der tyrolischen Linie auf. Es ist merkwürdig, 
dafs hier die Erinnerung an die alte Individualsuccession wieder ein- 
mal auftauchte , indem Kaiser Friedrich als der älteste vom Hause 
Oesterreich praUertdirle , „dafs ihm kraft alter Verträge, vermöge 
deren Oesterreich nicht sollte getheilt werden , die alleinige Succes- 
sion gebühre. ** Er konnte diese Prätension aber nicht durchsetzen 
und so wurde unter Vermittelung der österreichischen Stände aber- 
mals gelheilt. Die Stadt Wien blieb jedoch wieder gemeinsam, 
und mufste allen drei Fürsten huldigen. Die Burg qllda wurde so 
abgetheilt , dafs alle drei zugleich dairin residiren konnten. Kaiser 
Friedrich empfand das Unheil des Theilüngswcsens und den Vorzug 
der Individualsuccession sehr wohl. Er aufserte smfr dawiber fol- 
gendermafsen : ,,Es ist wohl zu bedenken, dafs auf Absterben unser 
eines und des andern unsere junge «Herrschaft und Kinder ihre Väter 
erben, solcher Gestalt zween Fürsten und zwo Familien werden 
und also Oesterreich zergänzt werden würde : welchem Unheil 
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uasepe- löblichen Vorfahren- durch mehr ermelte briefliche Vertragt 
vorzukommen getrachtet. Wie. dann begannt ist, ans vorigen Jahr* 
geschickten nicht allein dieses Hauses, sondern auch andrer farst- 
lieben Hänser, dafs sotbann zertheihe Furslentbümer selten oder 
doch langsam zusammengekommen." 

. -Aber die Vorsehung meinjte es besser mit dem Geschicke des 
hoben Erzhauses als der Egoismus engherziger Prinzen. Inf J. 1465 
starb die joberöslerreichische Linie mit Albert VL, 1496. die tyro- 
lische mit Siegmund ans, und Maximilian I., Friedrieh's III. einziger 
Sohn.* . vereinigte wieder alle Lande seines Hauses. Er hinterliefs 
zwei Enkel, Karr V. und Ferdinand, welche er in seinem Testamente 
beide za Erben einsetzte. Kaiser Karl V. nahm 1619 die deutschen 
Lande in seinem und seines Bruders Namen in Besitz. Im J. ,152t 
würde zwischen, den Brüdern ein vorläuGger Vergleich geschlossen. 
Am 7. Februar 1522 erfolgte die definitive Theilung, welche jedoch 
erst 1525 publicirt wurde. 

Kraft dieser Theilung kamen die väterlichen und mütterlichen 
Lande aufser Deutschland als qntheilbare Reiche an Karl, den Erat- 
gebornen ; die deutschen Lande aber überliefe Karl fast ohne Aus- 
nahme seinem Bruder Ferdinand (,,a quibus omnibus bonis et domi- 
nus, juribus et actionibus nos Carolus imperator praedictus omne jus 
nostrum dmnemque nosträm actionem abdicamus .et in ipsum fratrem 
et sdos pleno jure transtulimus , nudum titulum archiducis Austriae 
cum imperiali praeeminentia et auctoritale nobis in bis . resemn- 
do"). KarPs V. Nachkommenschaft erhielt die habsburgischen Lande 
aufser halb Deutschlaqds , Ferdinand I. setzte den habsburgischen 
Stamm in Deutschland fort, im J. 1554 verordnete er in seinem Te- 
stamente folgende Succession l ) : Der älteste Sohn , Maximilian, 
sollte die Königreiche Ungarn und Böhmen mit allen Pertinentien er- 
halten. Der frühere Gebrauch , dafs ein König zu Ungarn seinen 
Brüdern ein Herfcogthum , ein regierender König zu Böhmen einen 
fürstlichen Unterhalt in der Markgrafschaft. Mähren verordnet habe, 
sollte hiermit abgeschafft sein; statt dessen sollte jedem der naebge- 



1) Moser, deutsches Staatsrecht B. XII. S. 394 — 460. 
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bornen Brüder eilte Apanage in baar$n Gelde angewiesen und .auf 
gewisse Renten in dem betreffenden Königreiche assignirt werden. 

Die Individualsuccession des Erstgebornen wurde aber nur auf 
diese beiden Königreiche angewendet, die übrigen Lande sollten 
unter die drei ßrüder gelb eilt werden und zwar so, - „dafs den 
jährlichen Nutzungen und Einkommen nach keiner för den andern 
beschwert, noch ubervortheilt werde, sondern durch Erlangung sei-i 
oes gebührenden gleichen Tbeik um so viel mehr Neigung, Lust 
und Liebe gewinne, sich bei und neben seinen Brüdern gleichen 

Mitleidens und Bürde zu unterziehen. Obwohl wir väterlich 

verordnen, dafs unsern geliebten Söhnen jedem sein besonderer Theil 
Land und Leute ausgezeigt werde , so ist doeh nicht weniger unser 
Will — . — dafs sie sich unter und gegen einander nicht anders hal- 
len, als wenn sie gar ungetheilt und unsers Haus Oestefreichs 
Land und Leat durch eine einträchtige gemeine und gesammte Regie* 
rung unverschejdenUich vorständen und regierten. " Maximilian er- 
hielt Oesterreich mit seinen Nebenlanden, Ferdinand Tyrol, 
Karl Steiermark angewiesen und zwar „mit fürstlicher Herr- 
schaft und voller ganzer Gewalt." 

Die Söhne liefsen es im J. 1505 im wesentlichen bei dieser 
Disposition bewenden. Im J. 1595 starb mit Ferdinand die tyro- 
lische Linie wieder aus ; die ältere österreichische Linie verlangte, 
dafs die tyrolischen Lande ungetr.enn t bei einander bleiben und ihr 
allein zufallen sollten ,. sie berief sich dacbei wieder auf das pHvile- 
groin Friderici; die jüngere steiermärkische Linie dagegen wollte 
Realtheiluug und behauptete, dafs das Privilegium Friderici „per 
non usam, oontrarios .actus, subsecutas«et reiteratas divisiones et 
transactionfes im Hause Oesterreich aufgehoben sei l ). fr * 

Endlich kam man im J. 1602 überein, eine gemeinsame Re- 
gierung der ererbten Lande unter einem alternirenden Gubemram 
einzuführen. 

Da im J. 4321 auch Erzherzog Albrecht, der letzte von Kai- 
ser Maximilian^ II. Nachkommenschaft, ohne männliche Erben ver- 
starb: so vereinigte die steierische Linie alle österreichi- 

1) Siehe die Dedaclion bei Moser XII. S.401. 
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sehen Lande wieder. Im J. 1633 fand in derselben nochmlk 

* 

eine Erbtheilung. zwischen Kaiser Ferdinand II. und seinem Bruder 
Leopold statt. - 

Leopold erhielt \ der ober* und vorderösterreichischen Lande 
ab Eigentbum für sich und seine Erben, \ aber. zur Benutzung 
und Verwaltung. Kaiser Ferdinand , als der älteste Sollte die Tbeile 
benennen y dem Erzherzoge Leopold die Wahl und Erkiesung ge- 
bühren. v 

Diese Theilung war die letzte in dem österreichi- 
schen. Hajise. 

II; Brandenburg. 

Auch in der Markgrafschaft Brandenburg war anfangs die Indt- 
vidualsuccessjofl beobachtet worden (S. 429). -Die erste Abweichung 
von der Individualsuccession wurde durch die Gesammlbelehnuög 
veranlagst , welche die Söhne Albrecht's IL , Johann und Otto, 
vom Kaiser erhielten; -die Untheilharkeijt des Lande» wurde damit 
noch nicht aufgegeben; die beiden Brüder blieben in ungetrennter 
Gemeinschaft. Johann hatte sechs, Otto vier Söhne; bei heran- 
nahendem Alter theilten die beiden Markgrafen, nach der schon damals 
allmalig eindringenden Sitte, ihre Länder und zwar so, dafs eioer 
die Theile machte, der andere wählte 1 ). Mehreres unzertrennbare, 
wie die Vogtei über die Landesbischöfe und die 'Lehnsherrlichkeit 
über Pommerp, blieb beiden Brüdern gemeinschaftlich. Jeder erhielt 
in den- einzelnen Provinzen besondere Stücke, doch so, dafg das ge- 
sammte Land mit allen spätem Erwerbungen ein ungeteiltes corpus 
blieb, welches später mit- dem Erlöscheil den einzelnen Zweige wie- 
der vereinigt wurde. 

Die zahlreichen Zweige des anbaltinischen Hauses starben schnell 
wieder ab, und es bHeben nur Waidemär und dessen Vetter, Hein* 
rieh der jüngere, übrig. Waldemar halte die ganze Mark mit allen 
ihron Pertinentien inne; Heinrich erhielt nur* Landsberg und San- 
gershausen. 

Nach Abgang des-askanischen Hauses im J. 1324 lieh Ludwig IV* 

1) SUnzel B. I. S. 61. 
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die Markgrafeehaft seinem Sobne Ludwig, 13S4 sicherte der Markgraf 
Ludwig zo Brandenburg «seinen Brüdern Stephan, Ludwig und Wil- 
helm, Herzögen zo, Baien* , im Falle seines Absterbens ohne Söhne 

* 

die Succession zu. 

Im J. 4550 gestand Karl IV. dem * Markgrafen Ludwig die 
RtehtJnäfsigkeit des Besitzes der Mark Brandenburg zu , und be- 
lehnte ihn und seine Brüder von neuem mit der Mark Brandenburg 
■nd der Lausitz su gemeinsamem Besitze, jedoch so: „dafs der et- 
dest unter den vorgenannten Brüdern Markgrafen zu Brandenburg; 
imsren lieben Ohmen und Fürsten, und ob sie nicht- enwenta* auch 
der etdeste ander ihren Erben die stymme und die Wal eyus rönil- 
sehen Kunigs als des heiligen römischen Ricfis qbiristen Raraerer 
haben und tun zu allen Zyten, wenn ez darzokümpt 1 )." * - 

Im J. fSTS trat Markgraf Otto die Marien ah Karl IV. ab, 
und dieselben. kamen dadurch an das luxemburgische Haus. Nach 
KarPs Tode erhielt Sigismund die Mark Brandenburg , welcher sie 
1411 an Friedrich , Burggrafen von Nürnberg , übertrug. Chur- 
först Friedrich I. von Hohenzollern ordnete 1437 folgende Theilung 
unter seine vier Söhne, Johann, Friedrich den altern, Albrecht 
und Friedrich den jungem , an : Friedrich der ältere untl Friedrich 
der jüngere sollten die brandenburgisehen Lande haben ; zunächst 
sollte Friedrich der ältere die Churstimme führen, Aach dessen Tode 
sollte sie aber zwischen den Linien dieser Bruder aKerniren. Die 
Neumark, -die Uckermark und das Land zu Sternberg sollte etnTheil 
sein , die alte Mark und Priegnitz der andere; doch sollten die beiden 
Söhne 16 Jahre lang keine Theilung vornehmen. Wollten sie aber 
dann theileri, so sollten die beiden Theile völlig ausgeglichen werden' 
und das Loos entscheiden. 

Den beiden andern Prinzen Wurden dje fränkischen' Lande zu- 
gewiesen-, so dafs Markgraf- Johann , der älteste Sohn , den Theil 
oberhalb des Gebirge*, der dritte. Sohn, Albrecht, den Theil unter- 
halb des Gebirges erhielt 2 ). 

1) Gerriten, Codex diploqi. T. 1. p. 294. 

2) Moser B. XII. 3. 501 — 4. 

8chalie ErrtgeMU. 17 
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Ihr älteste Seim Johann btltü freiwillig auf 4m». Cburwurde i* 
signiri, defebftlb w«r es möglich, trot* den goldenen Wie» dieselbe 
dem »weiten Sohne, zuzuwenden, welche* als Friedrich II, seinem 
Vater folgte. Drei der Brüder starben jedoch obpe bleibende man* 
liebe Descendenz und so .vereinigte Gburfürst Albrecht Aehil- 
le* 1471 alle Lande «eines 4 Hauset Seine berühmte Disposition 
von 147S, wodurch für die Markgr&fecbaft Brandenburg Unthtilbar- 
keil «nd Individualsuccession festgesetzt wurde , wird -an anderer 
Stelle weiter zu besprechen sein. 

Die Tbeihutgen im hQheozoller'schen Hause beziehen sieb vae 
dieser Zeit an mit wenigen Ausnahmen 1 ) nur auf die fränkischen 
FünrtenibüaieK welche als Secundo- und Tertiogenitor behandelt 
wurden. Allein auch hier überschritten die Theikrogen niemals ein 
bestimmtes Mafs , indem Markgraf Friedrieb der ältere im J- 1&07 
von neuem verordnete, dafs nie mehr aU zwei regierende FörsUn 
der genannten Lande seiu . und die fränkischen Lande Mofa den 
Nutzungen nach getheilt, alle fucalliohe Obrigkeit und Hecrlicbicit 
aber uugeihejlt bleiben sollte. Tb ei hingen der braudenbnrg'scliei 
Lande kommen *eit Johann Georg nicht mehr vor» wiewohl es ao«b 
hier niol)t an Versuchen fehlte. Bin Versuch des Cburftirsten Johann 
Georg, die Markgrafschaft Brandenburg zu tbeiien, scheiterte io 
dem. Widerspruche der Stände und des erstgebornen- Sohnes, Joa- 
chim Friedrich; mau hielt unverbrüchlich- fest au der Constitution 
von Albrecht Achilles ; dieser zufolge bekamen nach Aussterben der 
fränkischen Linie mit Georg Friedrich zwei nacbgeborene Bruder 
Joachim Friedrichs die fränkischen Lande, wodurch wieder drei re- 
gierende Linien entstanden , die Cbuf linie, die iu Culmbaob und die 
zu Onoltzbach. In der Churfinie wurde im J. 1664 vom Gharlür« 
stenj? riedrieb Wilhelm verordnet, dafs sein zweiter Sohn Halber- 
«ladt als .selbstständiges Fürstentum erhalten sollte. Dieser letzte 
schwache Versuch , die Unteilbarkeit der brandenburgisohen Lande 
anzutasten, blieb ebenfalls ohne Erfolg, da der Erstgeborne, Karl 

• 

1) Hierher gehört z. B., dafs- Joachim I. 'Nestor seinem sweitea Sohne, trotz 
der Verordnung von Albrecht Achilles, die Nenmark und das Heraogthom Xros- 
sen sotheüte ; aber die jüngere Linie Johann'« ging bald wieder ab. 
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£mü , starb» und de» »weile« , Friedrich , Platz machte. In der 
letafwiUigen Verordnung Friedrich Wilhelm'« von 1688« welche 
Bach de» Tode Kerl EmiT* getroffen wurde, • jsi. von' iiyend einer 
Landestfatilaiig z« Gunsten der jünger« Söhne iriehl mehr die Rede* 

V 

« ♦ • 

♦ - 

Uf. Sachsen. 

Sowohl in .dem alten Hause der Bili*ager~ als unter den ersten 

wettuTscben Markgrafen von M eifsea wurde die Iudmdualaueuessioa 

* 

beobachtet (S, 131 — 13S) ; aber aHinUig geh man auch im wetftin'* 
sehen Hause diese alte gute Regel der Erbfolge auf und adoptirte etile 
rein privutreehtlicbe Suceessionsform. Anfangs trug man Bedenken* 
wirtliche Realtiteilungen vorzurfehmen , und begnügte sieh mit tie* 
meiimehuften und Oerteruugen, wobei man dem ältesten regelmäfsig 
einen Vorzug juugeetaftd. Erst später entschlaf» mett sieh zu wirk* 
beben .Thattheiiuugen. 

Friedrieh mit der geblasenen Wange gelangte , als im J* 1397. 
sein Bruder Dieamsuu und' im J. 131 4 sein Vater Albrecht , der Sohn 
Heiatieh'8 des Erlauchten, mit Tode abginge», sunvallernlgen Bfr 
sitae der s&nmtiiqbea Staaten des wettin'geben.Haases, Friedrich'* 
des Gebissenen einziger Sohn , Friedrieb der Ernsthafte:, folgte ihm 
im J. 4384« ' 

Friedrieb der Ernsthafte, Markgraf von Meifsen un4 Landgraf 
in Thüringen ,. hatte drei Söhne, Friedrieh den Strengen , Balthasar 
und Wilhelm deu Einäugigen » welche anfangs in Gemeinschaft vor* 
MiebtfB, jedoch ao, dafs Friedrieb als der äbeste zugleich im Namen 
der jungem an der SpHae der Gesammtregiemug stand (Friderieus 
guheraaeula regnorum, tamquam senior, regebat). Im J. 1366* 
trafen sie die Abrede : „ewig bei. ernander «u bleiben, also 
dafs alle die Zeil, die sie lebten, ihr Ding ein Ding 
sein und ihre Lande un.d Lette- einem als dem«audftru 
uale*thänig a-ein sollten. 14 Aber trotfc dieser Verabredung 
nahmen die Brüder im J. 1379 eine Oerterung auf pwei Jahre vor J ), 
zufolge deren Friedrich das Osterland , Balthasar Thüringen * Wil- 



1) LüniQ, Reichwchiv Part äpec. Gont. IL traUr gaotuen 8.19t» 

17 * 



260 Zweite Periode. 

heim Meifsert bekam *). * Die- wichtigsten Regterungsrecbte blieben 
jedoch unter Friedricb's Leitung gern e i ns am? Naeh Ifriedrich's 
des Strengen Tode kam es zwischen seinen drei Söhnen und seinen 
gwei- überlebenden 'Brüdern zu einer. "wirklichen JSrb tbeilung. 
Die' Furcht vor d£n Gefahren , welche damals eine Thattbeilung noch 
mit sich zu fuhren pflegte , bewirkte mehrere Verträge , kraft deren 
man die getbeilten Lande wieder zusammenwarf, so am 26. Nov. 
1387») und am 11. März 1403f). Friedrich'* des Strengen Sohne 
waren Friedrieh der Streitbare, Wilhelm jer jüngere -und Georg. 
Als Wilhelm der ältere 1407 ohne Leibeserben verstarb , wurde 
zwischen den beiden andern Linien länger über die Theilung verhan- 
delt. Am 31. Juli 1410 erfolgte der Haupttheilangsfecefs 4 ), 
in welchem sich die theilendenVettern die frereste-Beftignifo über ihre 
Lande , aber zugleich den Gesamutfbesjtz vorbehielten. • Im J. 1411 
machten die Brüder Friedrich der Streitbare und Wilhelm der Reiche 
eine Mutscbarung ihrer Lande unter sieh ' auf vier Jahre , mit dem 
Vorbehalte , ,,dafs nach Ablaufe dieser vier Jahre der ältere Bruder 
die WaW haben sollte,, ob er seine Portion noch weiter auf vier 
Jahre behalten oder mit des Jüngern Bruders Antheil auf ebensoviel 
Zeit auswechseln wollte ? Nach Verfliefsung sotbaner acht Jahre aber 
sollte der weitere Vergleich in eines jeden Gefallen stehen/ 4 In 
J. 1415 fand eine neue Oerlerung auf 24 Jahre statt. Der jün- 
gere sollte, theilen , der ältere wählen unÜ jetjer seine Portion anf 
12 Jahre behalten. Im J. 1425 starb -Wilhelm der Reiche anrer- 
mäblt und Friedrich der Streitbare , welcher seit 1423 Churfärst ge- 
worden war , vereinigte beide Portionen mit einander. Irfr «M428 

starb der Churfürsl Friedrich der Streitbare und hinterliefs vier 

» 

Sohne: Friedrich den Sanftmüthigen , Sigmund, Heinrich und Wil- 
helm * welche nach des Vaters Tode unter Leitung des ältesten Ins 
1436 .eine gemeinsame Regierung führten. 

Nachdem i 435 Heinrich gestorben war , trafen die drei Bruder 
1436 eine Oerterupg auf 9 Jahre mit ihren Fürstentümern und Lan- 



1) Lünig a. a. O. S. 191. 2) Lünig a. a. 6.. S. 195. 

3) Lünig a. a. 0. 8. 196. 4) Lünig a. a.O. S.200. 
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den i). Die Cbur and das damit verbundene Herzogthum Sachsen» 
blieb natürlich ujigetheilt und fiel dem ältesten Bruder als prae- 
cipuum zu. Gewisse Gegenstande sollten 'gemeinsam verbleiben. 

Im J. 1437 wurde Sigmund .Priester und es fand daher eine 
anderweite .brüderliche Verabredung auf drei Jahre statt 2 ). 
Im J. 1440 starb Landgraf Friedrich der Friedfertige als der letzte 
seiner Linie untf* seine Lande .fielen an die Gebrüder Friedrich 
und Wilhelm. Im i. 1445 'verglichen sich Friedrieb IL und Wil- 
helm, 'welche bisher in Gemeinschaft gestanden hatten, zu. einer 
erblichen Landestheilung. Der CharfurM Friedrich erhielt 
Sachsen und Meifsen, Wilhelm Thüringen und .Osterland *). Im 
J. 1464 starb Cburfürst Friedrich der Sanftmüthige. und Ihm folg- 
ten seine beiden Söhne Ecpst und Albert. Zufolge väterlicher 
Verordnung blieben diese Brüder anfangs in Gemeinschaft und 'der 
älteste führte in gemeinsamem Namen die Gesammtregierung; Seihst 
nach dem Tode ihres 1482 kinderlös verstorbenen Oheims Wilhelm 
hoben sie diese Gemeinschaft nicht gleich auf. Erst im J. 1485 tra- 
fen sie die berühmte erbliche Landestheilung , durch welche die er- 
netftinische und albertinische Linie entstanden ist.' Dem Churfürsten 
Ernst, Welcher die Theilung gemacht, fiel Thüringen, dem .Her- 
zoge Albrecht aber durch seine Wahl Meifsen in 4 ). Einzelne ban- 
destbeile blieben in Gemeinschaft. Im J. 14Q6 bestätigte Kaiser 
Friedrich III. diese TheAung und ertheilte die Gesammtbelehming. 
Die .Theilungsgeschicbte dieser beiden Linien wird getrennt behau? 
delt werden. 

A. Albertinische Linie. 

Herzog Albert, der Stifter dieser Linie, traf iui J. i 499- mit Zu- 
Stimmung seiner Söhne eine* Disposition, vermögenderen die erblichen 
Lande seiner Linie' nicht weiter zerrissen, sondern dem ältesten Prin- 
zen Georg ungetbeilt zufallen sollten. Auch künftighin soll- 



1) Lünig a. a. 0. S. 211 — 214. 

2) Lünig a. a. O. S. 214 : „wann diese Jahre umb and yergangen sein , so 
soll diese Vertragung ganz abe und diese Verschreibang todt and machtlos sein." 

3) Lünig a. a. O. S. 222. - 4) Lünig a. a. 0. S. 236. 
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ten die Lande nicht mehr getrennt werden, sondernder 
älteste 3olhe die Regierung: für die Übrigen fähren, . diesen aber einen 
Antbeft von den Nutzungen gewähren. 

Im J. 1505 treten die beiden Söhne Alberto v die Herzöge 
Georg und Heinrieh, wegen ihrer viterlicben Lande einen Erbihei- 
|engsvertrag zu Leipzig, kraft dessen der jüngere Bruder Heinrieh 
nur die Aemter Freiberg und Wölk ens lein nebst lft,ftOO fa\ jährliche 
Rente erhielt* Zur Assecüratiön dieser Summe wurden -mehrere 
Aemter bestimmt J ). Herzog Geerg's des altern Linie erlosch und 
Heinrich der jfiagfefo vereinigte alle afyertiniscben Lande. Er halle 
zwei Sfehntf, Moritz nnd August , welehe sich 1WO dahin vereinig* 

• 

tan , , ,dafir vermöge ihres GroTs.» Herrn * Vaters Hersog Albreehi's 
Verordnung die Lande nicht getheilt noch zerrissen 9 sondetn bei« 
summen gelassen werden nnd die Regierung jedesmal dem ältesten 
anstehen sollte.* * August wurde mit einigen Aemtern abgefunden. 

Churffirst Marita starb 1555 ohne PHnzeu , mitbin bekam Au- 
guat alles zusammen. Diesen Jialte nur einen Sohn Christian I., 
welcher nach ihm Churffirst wurde. • Christian L hinterliefs drei 
Söhne , Christian II; , Jobann Georg nnd August. Es sueeedittt 
ihm aber nur dter älteste in den Landen*, indem Johann Georg oaJ 
August Administratoren von Merseburg nnd Naumburg wurden. 
Durch Chrtstian's IL und August's Tod ", welche beide keine männ- 
liche Deseendenz hatten , fiel alles an den mittlem Bruder Jensen 
Georg L Dieser Churfifrst führte durch sein Testament von 105) 
zwar die Individualsuocession ein ,' gründete aber zugleich drei Ne- 
benlinien zu Zeitz, Merseburg und Weifsenfeis, über deren Stellang 
zu dem Erstgeborne)) noch weiter die Rede sein wird. 

Weitere Tbeilungen in der albertinischen Linie waren durch 
diu Worte des angeführten Testaments« „unsere nachgelassen 
nun Land und Leute sollen sie weiter weder treneej 
neoh Iheüen*'* unmöglich gemacht. 

B. Ernestinische Linie. 

Die völlige Lan4estherlung f wodurch die emestinisebe 14- 



1) uom Xis. s. 444. 
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nie entstand , Vferstiefs so sehr gegen deit ahen Gebrajicb des säcbsi- 
scheu Hauses , dafs Churförst Ernst über diese Theil'ung in die tiefste 
Schwermulh verfiöl uiid sieb bis zu seinem Tede nicht darüber beru- 
higen konnte, seine Einwilligangerlbeilt zu haben. Erstarb imj. 1480 
und feinterliefs zwei Söhnt, Friedrieh den Weisen und Johann 
deoBeslMndigen; Friedrich erhielt nach aker Sitte die Chnrwürrfe 
und die dazugehörigen Lande voraus, das übrige behielten die Brü- 
der gemeinsafn, jedoch so-, dafs der Erstgeborne nach dein Gebrauche 
des sächsischen Hauses das Dtrectoriura der Gesammtregierung erhielt. 
Friedrich der Weise starb 1525 , worauf sein Bruder die Regienug 
aller Lande allein übernahm. Johann der Beständige verordnete, dafs 
seine Lande auf seine beiden Söhne Johann Friedrich und Johann Ernst 
zu gleichen Theiien kommen sollten, natürlich mit Ausnahme der Chor* 
lande. Anfangs' regierten die beiden Bruder auch in Gemeinschaft ; 
im J. 1542 nahmen sie aber eine Landestheilung vor, wodurch Jo- 
hann Ernst die Pflege Coburg mit aller Herrlichkeit erblich zugewie- 
sen erhielt; alles (ihrige behielt Johann Friedrich allein. 

Dieser letzte Churfurst der ernestinischen Linie nattedrei Söhne t 
Johann Friedrich dfen mittlem , Johann Wilhelm und Johann Fried- 
rieh den jiingern. Er verordnete ia seinem Testamente von 1556 1 
„dafs. nach seinem Tode seine Söhne die sämmtlichen Lande. un- 
v er t heilt innehaben, besitzen, geniefseu, gebrauchen und christ- 
lich regieren soHten." 

Im*J. 1557 und 156(1 wurden von den Brüdern Vergleiche übe*- 
die Fäferung" der ungetheilten nnd ungesvnd'erten Landes- 
regierung getroffen und dem ältesten die Regierung allein übertragen« 
Nach dem Tode Johann Friedrich's des jiingern. trafen die, beiden, 
überleitenden Brüder 1566 einen eigenthümliehen Mutsefaar^ngsver- 
trag : ,',dab die Länder auf sechs Jahre laug in zwei gleiche Theile, 
als den weimarischen und coburgischen-, getheilet , davon jjener dem 
altern, (fieser aber dem jiingern Bruder, und zwar jedem nur auf 
drei Jahre lang , nebst aller landesförstlichen Obrigkeit eingeräumt, 
nach Verfliefsüng sothaner dreijährigen Frist aber mit denen Lan- 
destheilen Regierung und Hofhaltungen umgewechselt und aus 
einem Ort in den andern verrücket, auch der Canzleistylus in jeder 
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Portion communi nomine als vor sieb und seinen freundlich geliebten 
Bruder ge führet werden solle. 1 ), <4 

Ab : aber 1566 Johann Friedrich der miniere in .die Acht ge- 
rieth, vereinigte Johann Wilhelm auf . einige, Zeit alle Lande der 
' erpestinischen Linie, ha J. 15^72 mufste er jedoch mit. den Sphoeo 
des geächteten Bruders» Johann Casimir und Johann Brust, 
abtheilen ; letztere erhielten den coburgischen Anthail und. trafen 
unter sich .1590 eine MuUcbafung, wonach der älteste commoni 
nomine regieren sollte', 1596 eine neue Landessonderung und in 
demselben Jahre eine erbliche Landestbeilung 2 ). Ick übergebe ihren 
nähern Inhalt , da diese Linie in ihren beiden Zweigen ausstarb und 
sämmtliche Lande 1Ö58 hn die weimarische Linie Johann Wilhelm'« 
zurückfielen. 

Von den Söhnen Johann Fricdrich's des Grofsmüthigeu hatte nur 
Johann Wilhelm: von Weimar eine bleibende Descendenz. Er 
machte imJ. 1573 für die Sucoes'siön seiner beiden Söhne, Friedrich 
Wilhelm und Jabaun, folgende Verordnung 8 ) ? ,,So ordnen wir, dafs 
unsere lieben Söhne sich in unsere verlassene Pürstenlhum, Lande 
und Leute qnd Erbschaft zugleich und brüderlich tbeüen «ollen 
und 'keiner für den andern deisMs einigen Vortheil nicht haben n<*ch 
behalten, sondern durchaus die Gleichheit lassen stattfinden, wie 
sich unter Brüdern eignet und gebühret." 

Aufserdem ivjrd eine fortwährende gemeinsame Regierung 
unter den Brüdern 'festgesetzt. 

ImJ. 1587,. 1590 und 1592 trafen die Brüder Vertage über die 
Führung der -gemeinsamen- Regierung, nach denen der älteste das 
Regiment im Namen beider führen: sollte. . 

Erst -1605 wurde zwischen Herzog Johann zu Weimar und den 
Söhnen seines Bruders Friedrich Wilhelm einr Erbtheilungsyertrag 
geschlossen, vermöge dessen die unmündigen Söhne den alten? 
burgischen, ihrt)heim Johann den weimarischen Theil er; 
hielten. 



1) Moht B. XII. S. 452. 

2) Mom XII. 8. 455. 

3} Lürng Reichsarchiv Part. Spec. anderer Theil S. 93 — 108. 
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Im J. 1672 starb der altenburgische Zweig wieder aus* Her- 
zog Johann zu Weimar wurde von acht Prinzen überlebt, für welche 
1615 der älteste Bruder Jobann die Regierung in gemeinschaft- 
lichem Namen übernahm. Nach mehreren andern Recessen scblos- 
sen. die noch lebenden vier Brüder 1629 einen Hauptvertrag ab: 
„Dafe das Fürstentham mit allen and jeglichen ihm zugehörigen 'und 
einverleibten Hoheiten , Herrlichkeiten an Land und Leuten — * — 
gemein und erblich ungetheilt sein und bleiben sollte , bis man zu 
einer biHigen Oerterung kommen könnte *)." . 

" Damit aber diese Gemeinschaft die Interessen des Hauses und 
Landes nicht .gefährde, wollten die drei Jüngern Brüder dem ältesten, 
aulser dem ihm zustehenden Directorium , die volle landesfürstüehe 
Macht anvertrauen , wiewohl sie nach Hausgebrauch alle, gl eich - 
niäfsig zur Regierung befugt wären, und zwar in Erwägung, „wie 
aus solcher gleicbinäfsigen Regierung Macht und Gewalt vieler Per-* 
sonen zugleich mehr Unordnungen und Schadens , als Wohlstand 
und Frommens zu entstehen pflegten. " Dieses Prinzipat, welches 
von der Primogenitur wesentlich verschieden wäre, sollte jederzeit 
dem ältesten Bruder oder Vetler , welcher nicht per repraesentatio» 
nem , hoch per juris ficlionem , 'sondern in der Tbat und Wahrheit 
von Natur und an Jahren der älteste zu dersclben"Zeit sein würde, 
otthe einigen Unterschied der Linien aufgetragen, werden., • Im 
J..1639.starb Bernhard un vermählt, und nun schritten die drei über- 
lebenden Brüder zur erblichen Theilung der vaterliehen und ^angefal- 
lenen coburgi§chen Lande. Im J. 1641 wurde .ein mit kaiserlicher 
Bestätigung^ versehener Erbvertrag errichtet *)', kraft dessen Herzog 
Wilhelm Weimar, Albrecht Eisenaeb, Ernst Gotha erhielt. 
InTJ. 4644 ging Albrecht von Eisenach ohne Descendenz ab,, die bei- 
den überlebenden Brüder , Wilhelm zu Weimar und Ernst zu Gotha, 
Iheitten 1645 die Lande dermafsen , dafs Weimar die eisenacbische, 
Gotha die beldburgische Portion erhielt. 

Die weimarische Hauptlinie zerfiel seitdem definitiv a) tn die 
weimarische Speciallinie, als deren Stiller Herzog Wilhelm 

1) Lümg, ParU.Spec Cont. Jf , 413. * 

2) Lünig a. a. O. S. 438— 449. 
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angesehen wird, b) in die gothaische Speoialfinie, welche 
von Ernst. dem Frommen ausgeht* 

«) Weiniaris«he SpecUIIiui«. 

Herzog Wilhelm , der Stifter der neuen weimariseken Linie, 
hatte vier Söhne; Johann Ernst, Adolf Wilhelm, Johann Georg und 
Bernhard, welche sieh 1662 über ihres Vaters Unterlassene Lande 
dermafsen einigten, dafs dem ältesten Broder die Landesregierung 
übertragen, die Lande aber den Intraden naeh abgethrilt wer- 
den sollten. Johann Ernst erhielt darnach Weimar, Adolf Wil- 
beim Eisenach , Johann Georg Marksuhl , Bernhard Jena als Resi- 
denz« Im J. 1671 ging Herzog Adolf Wilhelm's Descendenz ab und 
die -drei übrigen Linien äu Weimar, Marksahl und Jena tbeillen steh 
in die erledigte Portion. Da 1672 auch dar 'altenburgische Theil 
anfiel, -so nahmen die drei überlebenden Brüder eine nene erbliche 
Theihing ihrer Lande vor ; Jobann Ernst erhielt Weimar , Jobann 
Georg Eisenach , Bernhard Jena.. 

> Im. J. 1690 starb, die jenaische Linie wieder au» und es theilteo 
sieh nun 'Weimar und Eisenach in diesen Anfall. 

Johann Ernst I. von Weimar hatte zwei Söhne : Wilhelm Ernst 
und Johann Ernst II. Nach Sitte der weimarischen Linie fährte der 
ältere ^Bruder die Regierung in gemeinsamem Namen« Hinsicht- 
lich der Intraden des unterdessen angefallenen jenaischen Anfalles 
theilten sich 1601 die Brüder ab 1 )* 

Im J» 1 707. starb Johann Ernst und* seine beiden Söhne Ernst Au- 
gust und Johann Ernst III. wnrdeft mitregierende Herren ;. 171* stark 
Johann Ernst III. und 1 728 sein Oheim Wilhelm Ernst ; beide ohne 
uiMnnliche Descendenz, so dafs Ernst August allein regierender Herr 
zu Weimar wurde*). Im J. 174t starb der eisenachische Zweig Jo- 
hann Georg's wieder aus und die Lande desselben fielen an den wei- 
manschen Zweig. 

Weitere Theilnngen sind in dieser Linie nicht vorgefallen. 



1) Lünig a. a. O. S. 680. 2) Moser a. ». O. S. 473. 
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•) 6*taala«l« ftpeclmlJUie. 

Sek der Tbeihrog von 1646 hatte -sich die weimariscfae Haupt* 
Jtoie in zwei Speetallinien abgezweigt $ die Schicksale der weima- 
rischen Specialiinie haben wir so eben verfolgt and es bleibt uns 
nur übrig , die Unterabtheilungen des gothaischen Zweiges zu be- 

Herzog Ernst der Fromme , der Stiller dieser Linie , Sohn des 
Herzogs Johann zu Weimar , hinierliefs sieben Söhne : Friedrich, 
Albrecht, Bernhard, Heinrich, Christian, Ernst und Johann Ernst. 
Er balle bereits 4664 ein Testament gemacht 1 ), in welchem er Volle 
Gemeinschaft der Regierung mit einem Directorium des ältesten an« 
empfehl. Sollle es aber zur Landestheilung kommen, so sollten ,,die- 
selbigen Lande ohne Praerogative und Vortbeil in gleiche Theife 
gesetzt werden ." Im J. 1672 eriiefs Herzog Ernst seine berühmte 
Regimentsverfassung 1 ), welche ebenfalls Gemeinschaft der 
Regierung unter dem Direotorium des Mitesten , als eine alte gote 
Sitte der ernestinischen Linie, apempSehlt und dabei sehr genaue Be- 
süminungen über das Verhältnifs des äkesten zu den Jüngern Söhnen 
trifft. ETrsterer soll allein den Titel eines regierenden Herrn 
führen, die jüngere jedoch sollen bei feilen wichtigen Angelegehhet* 
ten zu Ratbe gezogen werden. Die Hofhaltung sott auf gemeinsame 
Rechnung geschehen , doch können sich die beiden ältesten Nacbge* 
bornen an die andern Residenzorte begeben und dort einige Zeit 
einen bescheidenen Hofstaat halten , doch sollen sie dem. ältesten in 
der ihm Erstehenden Administration keinen Eintrag tbun. Obgleich 
Ernst (ter Fromme die Gemeinschaft ffir .die vortrefflichste Regie» 
rtwgsform hält, so will er doch eine erbliche Theilung der Lande 
nicht untersagt haben , besonders für den Fall , dafs durch künftige 
Aequisttionea die Laude sich vermehren sollten. Aber ungeachtet 
einer solchen Theilung soll dem ältesten das Directorium in gemeinen 
Sachen nicht weniger ab bei währender Cemmunion zustehen. 

1) Siehe Lünig Part. Spec. Cont. II. S. 465 — 487.' Die hierher gehörigen 
Stellen finden «ich besonders S. 477 u. 478. 

2) Lünig a. a. O. S. 596. 
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Herzog Erust starb 1675. Seine Söhne" erkannten die väter- 
lichen Dispositionen an and der älteste, Friedrich, übernahm die 
Regierung ; aber schon 167.6 .trafen sie anderweite Recesse , kraft 
deren jedem Bruder gewisse Aenter zugewiesen wurden. Abi 
24.- Februar 1680 wurde ein Hauptvertrag zwischen dem ältesten' 
Bruder Friedrieh und seinen vier jüngsten Brüdern getroffen 1 ), -wo- 
durch ihnen und ihren Nachkommen Erbportionen „mitVorbebahang 
der gesamaiten Hand nunmebro *zu allen Zeiten erbeigenthüulich and 
unwiderruflich" zugewiesen wurden. Heinrich erhielt Römbild, 
Christian Eisen berg, Ernst Hildburghausen, Johann Ernst 
8 aa 1 f e I d. Es wurde verabredet, dafs bei Absterben eines Bruders 
ohne männliche Descendenz' der älteste Bruder doppelte Virilportion 
erhalten , innerhalb der neuabgezweigten Speciallinien aber keine 
weitere Theilung stattfinden sollte. 

Die beiden ältesten Brüder Albrecbt und Bernhard hatten schon 
kraft früherer Recesse bestimmte Landesportionen erhalten, Albrecbt 
war Coburg, Bernhard Meiningen zugewiesen worden« Am 8. Juni 
168t wurde mit Bernhard, .am 24. Sept. desselben Jahres mit Albrecbt 
ein definitiver Hauptrecefs abgeschlossen. , 

So bestanden denn innerhalb der gothaischen Linie sieben re- 
gierende Speciallinien, und bis 1690, wo Sachsen- Jena. ausstarb, 
gab es mit Einschluß der weimarischen Linie zehn regierende Her- 
zöge des ernesliniscben Hauses ! 

Die drei ältesten Brüder zu Gotha , Coburg und Meiningen er- 
hielten Reichsstandschaft und volle Landeshoheit , die vier jüngsten 
gur beschränkte „fürstliche Hoheit ," -indem Gotha die Vertretung 
beim Reiche, jlie Nacbsuchung um die kaiserliche Belehnung, das 
Ausschreiben gemeiner Landtage , letzte Berufung in Rechtssachen 
und überhaupt alle hohe Gerechtsame sich vorbehielt, während den 
Jüngern dagegen „jurisdiclioomnimoda" in geistlichen und weltlichen 
Dingen, überhaupt „alle erblamdsherrliehe Hoheit" einge- 
räumt wurde. Durch weitere Verträge wurden mehrfache Streitig- 
keiten zwischen der erstgebornen gothaischen und (Jen Jüngern Li- 

1) Der Auszog bei Moser XII. S.476. Vollständig im Saatfelder Recefcbuch 
S. 105. Lünig a. a. 0. S. 616. 
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nien beigelegt. Von diesen sieben SpeeiaUinien starb 1099' die co- 
borgiscbe, 1707 die eisetf bergische und 1710 die römhildische wie- 
der aus. . ; 

leb übergehe die Theilnngen , welche in diese Anfälle stattfan* 
den, and bemerke nur sebliefslieh, dafs in den vier übrigbleibenden 
SpeeiaUinien : Gptha , Meiningen , Hildburghausen und Coburg- 
SaaKeld nach dem Brüdervertrage von 1080 Art. 18: „Haben sie sieh 
sammt und sonders dahin vereinbaret und verbunden , dafs keinem 
unter ihnen bei dero bereits habenden oder von Gott erwartenden 
Nachkommen weitere Verkeilung gestattet sein soll ,"• keine Wei- 
lern JLandestheilungen stattfanden. 

IV. Baiern. 

Die erste Tbeilung des Herzogtums Baiern fand in der witteis« 
bachischen Linie -unter den Söhnen Otto's des Erlauchten im J. 1255 
statt (S. 151). Das Theilungsprincip war aber noch so w4nig eingebür- 
gert, dafs sich gegen die Anwendung desselben auf das bisher unge- 
teilte Herzoglhum heftiger Widersprach erhob. Merkwürdig sind die 
Worte, wodurch man die Gleichberechtigung aller Sohne und die 
Anwendbarkeit des Thetlungsprincips zu rechtfertigen suchte: ,,Id 
juris apudGermanos esse reeeptnm, pares omnes pari portione he- 
reditatem adire consuesse, nulla habita ordinis nascendi aut annofum 
ratione: singulis nationibus suas esse leges : se cum Germani sint, 
gennanico jure majorum exemplo usuros *)." 

Diese* Aeufserung zeigt, dafs man die Grundsätze der Privat* 
succession ohne weiteres auf die Erbfolge in Fürstentümer au über- 
tragen wagte« Das deutsche. Recht kannte in rein privatrech tlieben 
Verhältnissen bekanntlich kein Hecht der Erstgeburt (§. 31)-; hatte man 
sich einmal daran gewöhnt, eiriHerzogthum wie einStück des*Patrimo- 
nialeigenlhums zu betrachten, so war die Anwendung des Theilnngs- 
prineips eine nothwendige Consequenz. Die Theiluhg fand auch wirk- 
lich in folgender Weise statt: „Jam tum Ludovicus et Henricus 
boiei duces pari imperio post parentis obitum coeperunt obire munia 
prineipatus. Quo vero minus inter eos esset dissidii (utili an noxio 

1) Adkreikr , Anoal. boie. P. II. L. VII. 
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ad postetot examplo) provineias sunt partiti. Ludovieus d»U 

major Rheni Palatinatum — totemque Boioam supertorem eal 

softitus. Henrico qni , comperto parentis obitu , ex ungarjeo hello 
pro»pere v doroum redierat, cum ducis titulo Ratisbona* Kelbaimrom etc. 
obtrenere 1 )." Kaiser Rudolf bestätigte diese Theilung im J. 1981 *). 

Heinrieb in Niederbaiem hatte zwei Söhne , Otto und Stephan, 
welche gemeinsam regierten; Otto »od sein einziger Sohn. star- 
ben io Einem Jahre , Stephao's Söhne, Heinrieh und Otto, regierten 
gemein na in. Im J. 1&40 erlosch diese niederbaierische Linie, 

Ludwig der Gestrenge , der Stifter der oberbaieriscbea Linie, 
hinterliefa im J. 1295 zwei Söhne, Rudolf und Ludwig, 
Welche ihre ererbten Lande so verteilten 9 dafs Rudolf die Pfalzgraf* 
schaft beim Rheine und einen Theil von Oberbaiern,' Ludwig, der 
naekherige Kaiser f das übrige bekam. Da Ludwig aber sicbdnrch 
diese Tbeiluug verletzt glaubte, so drang er auf einen neuen Erb* 
vergleich. Im J, 1313 schlössen die beiden Bruder einen neuen Ver- 
gleich , besonders über die Ausübung der Cfaurstimme , welche xu- 
Hüchst Rudolf and nach dessen TodeLudwig haben sollte *). „W«pne 
auch wir und unser lieber Bruder bede nicht sin , so soll der El* 
teste unter unser baider Chinden dy. Wal haben an der Ghur deU 
Hiebs , dy. weil sie ungetailt mit anander sind. Vordernt aber sie 
iren Tail an einander, so suln sie geleieh tauen und soll ihr kbatner 
weder Elter noch Junger betzer Reebl haben , weder an der Wil 
noch an dem. Out noch an der Herrschaft vor dem andern. '*, !• 
J. 1&29 schlöffe Kaiser Ludwig den Vergleich zu Pavi« mit den 
Söbaeiv Rudolfs, kraft dessen dieselben die* obere und untere Pfab, 
Ludwig aber Baiern erhielt; die Cbur blieb gemeinsam upd sollte 
darin gewechselt werden — dieses wurde jedoch bald durch die gol- 
dene Bulle zu Gunsten des pfälzischen Stammes abgeändert 4 )* 



1) AdlzreiUr Annal. Boic. P. I. Üb. 24 

2) Sieh« Lünig, Helchtarchiv Part Spec Cout. IL unter Pfalz S. 130. 

3) Lünig , Part. Spec. Vierte Abtheilung , erster Absatz , S. 563. Moser XII. 
S. 423. " 

4) Moser XII. S. 423 und Struve, formnla succesa. serenisaimae domo* pala- 
tinae S. 13. 
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9 

A. Baieriaibe Linie. 

Kaiser Ludwig * der Stammvater des gegenwärtigen baierisohen 
Hauses, halte sechs Prinzen : Ludwig, Stephan, Wilhelm, Albrecht, 
Ludwig und Otto, 

Nach dem Tode des Vaters tbeilten 1549 die Brüder ihre Landet 
also, dafi Ludwig der Erstgeborne, Ludwig der Römer und Otto 
Oberbaieru und die obere Pfalz , Stephan , Wilhelm und Albrecht 
Niedetbaiern erhielten *)$ allein fünf Söhne starken ohne bleibende 
mannliehe Deszendenz, Stephan, der zweite Sohn des Kaisers (fUra* 
latos), bekam ganz Baiern wieder zusammen. Er hatte drei Söhne, 
welche lange Zeit gemeinschaftlich regierten, bis sie 1393 mitWil* 
len der Landstande eine deGnitive Theilung vornahmen *). Stephan IL 
legte die Linie zu Ingolstadt, Friedrich die zu Landslrut und 
Johann die zu München .an. — Die ingolstädter Linie starb 4447, 
die landshutische 159$ wieder ans. Die münehner Linie vereinigte 
darnach alle baieriscbeu Lande. Herzog Johann zu München hatte 
zwei Söhne , Ernst und Wilhelm , letzterer aber hatte keine Wei- 
bende Descendenz und 1437 vereinigte Ernst die damaligen Lande 
der wirocbnor Linie. 

Albreobt III. , der Sohn dieses. Herzogs Ernst, eriiefs 1460 
wegen der Suceessibn seiner Prinzen eine Verordnung , deren Adlz* 
reüer mit folgenden Worten gedenkt: „Albertus band nescins, 
quanto priuctpatus boici detrimenlo provlneiae in singulos hereifes 
divisae gravi* belta, clades, vastitatem iu Boieam invexissent , tot 
maus* quae domui illuslrissimae ruinam minahantur , remediun alla- 
taras, supreroae voluntatis ediolo sanxerat, unicus ut es&et sua*' 
rum ditionum domjnatus. Netamen istorernm in melius for* 
mandarum injtio ad extrema (qnod durius fuisset fulurum) . statin* 
deveniret, hoc addidit temperamenti, ut duo ex quinis qui super« 
erant filiis natu majores common* imperio ppovincias modera- 
rentur ; his gradibus ibatur ad monarchiam, dominantium multitudine 
ad duo capita et unam utriusque potestatem cedacta, ut a duobus 

1) Moser S.424. 

2) Lünig a. a. O. S. 583. Moser S. 424. 
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firmior esset consultornm placitorumqae sapienlia et nb indiviso 
dominatu potentia collectior eoque ipso validior." 

• Allein diese letztwillige Disposition war die Ursache zu vielen 
Streitigkeiten unter den Söhnen Albrecht's III. , welche nach dem 
Tode des ältesten Sohnes Johann begannen. Im J. 1507 sollen sich 
jedoch die- Brüder Albrecht IV. und Wolfgang verglichen haben, dafs 
künftig das Herzogthum Baiern ungetheilt bei einan- 
der bleiben, die jungem Brüder aber blofs einen gräflichen Titel 
fuhren sollten *). Albrecht's beide Söhne, Wilhelm IV» und Ludwig, 
regierten gemeinschaftlich. Ludwig starb 1545 iravermähh 
und Wilhelm IV. hatte wieder alles beisammen. Seit dieser Zeit 
ist Baiern nie wieder getheilt worden. 

B. Pfälzische .Linie. 

- Viel länger bat man dagegen das Theilungsprincip in der rudol- 
finischen Linie des witteisbäehischen Hauses beibehalten. 

Rudolf, der Stifter des pfälzischen Hauses, hatte drei Söhne: 
Adolf, Rudolf II. und Ruprecht a ). Adolf der Einfältige resignirte; 
Rudolf II. und Ruprecht hatten die Pfalz gemeinsam, nur halte 
Rudolf II. die Churwürde voraus. Nach Rudolfs Tode fiel dieselbe 
auf Ruprecht I. , nachdem des ältesten. Bruders Adolf Sohn, Rnp* 
recht der jüngere, formlich Verzicht getban hatte. Auf Rup- 
recht I. folgte sein Neffe Ruprecht II. , der jüngere. Dieser hatte 
nur einen Sohn , welcher ihm als Ruprecht III. succedirte. Dieser 
hinterliefs vier Prinzen : Ludwig, Johann, Stephan und Otto ')* I» 
J. 1410 fand folgende Theilung- unter ihnen statt : ,, Weil unser Herr 
Herzog Ludwig ein rechter Pfalzgraf und des Reiches Churfurst ist, 
darum soll er be voraus haben' untf -soll ihme bleiben, das auch 
vormals ein Pfalzgrafe und bei der Pfalz zu bleiben verschriebet! und 
vermacht ist* 4 * Alle übrigen Lande wurden in vier gleiche Theile 



1) Moser XII. S. 429. 

2) Es herrscht Ungewißheit darüber, wer von den drei Söhnen der äl- 
teste war? Manche erklären Rudolf, andere Adolf dafür, siehe Slruvii fonnola 
snccessionis p. 10. 

3) Struvü fonnola p. 61. 
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geseilt, ^oraus vier Euuien : 1) die alte Choirlini© ederUnter- 
pfate, a) die Gberp-Mz, 3)i Pfalz-Simmern, 4) Pfalz- 
Mosbach «nUiajriTen. -Die Linien Johann'« ugdOtto^ sterbeil aber 

bald<aa*. • t • : .' .''"'"." 

• • • • ! 

• - • Die alte Chojlime. 

... • • - . 

Auf Ruprecht 111/ folgte in. den Charlanden aein ältester Sohn, 
Ludwig IL, welcher eine, vom Kaiser 1414 and 1434 bestätigte PrK 
Dogemtorbrdntiqg erriehtete , die sich, jedoch, nur. auf die Churwürde 
und die dazu gehörigen Lande bezog. Die übrigen Labde Sollleq, ent- 
weder in -Gfemeiftsebftft besessen, oder gleich .vertheiU Werden." Airf , 
Ludwig IL folgte sein ältester überlebender Sohn Ludwig. III. v Der 
zweite Prinz, -Friedrich -der Siegreiche, begnügte sich aber, anr Ver- 
hütung der ferner« Thejlpng mk einem Deputate 1 ). •. ' r 

Nach Ludwig's III. Tode. setzte steh derselbe Friedrich alter mk' 
Gewalt in Besitz der QrawVörde , and erst nach Friedrich 1 * Tode,. 
welcher im J. 1477 erfolgie, gelangte Philipp', LudWig'a Sohn,, zur 
Churwürde* Cburfiirst Philipp hatte acht Sohne, der älteste, Lud- 
wiglVi, erhielt kraft der Reichsgesetze und eines väterlichen Testa- 
mente .die Chuflantieünd Churwürde- voraus $- viefi jüngere. Söiuie 
wurde» Bischöfe , der jüngste , Wolfgang $* wurde mit eineqi (Jeld- 
depotate ^bgef^nden,' der zweite Söhn starb vor dem Vater und seine 
Kinder, s welche von der Mutter her Neuenbürg geerbt Laoten, wur- 
den indem grofsvalterlichen Testamente übergangen. Die nicht zur. 
Qmr gehörigen Lände sollten nach PhiBpp's Disposition von dem erst- 
geborofen-Lu^wig und dem dritten Söhne gemeinsam regiert .wer«. • 
deju . Ludwig IV. wurde also Churfürst? und da er 1544 ohne Bin* 
der starb ,. kam die Churwürde auf den -dritten Bruder , Friedrich IL, 

• w • • * ». ' 

nachdem des zweiten Bruders Kinder durch einen Vergleich verzichtet • 

hatten, 1556 starb Churfürst Friedrich IL und Otto .Heinrich*, des 

♦ # 

zweiten Bruders Sohn, wurcte sein Nachfolger , ^reicher 1559. die 
Churlinie König Rnprecht's scblofs. /* * ■ * , ■ 



1) StriwU fonnulap*68. * 

.Schulze Erstgeb.Rt* 18 
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„ NeobafgU<*e Utttecliaie, 

Philipp Ludwig, WftlfgaffgV ältester Sohn» th eil |e sein Land 

wieder unter drei Söhne: Wolfgang Wilhelm erhielt Nienburg, 

•August das unterdessen angefallene Sulzbäcby. Johann -Friedrich 

H i 1 p 1 frsi.fi i n . Hilpolts fem starb mit Johann Friedrich 1644 wieder 

aus. hrNefcburg folgte auf Weifgang Wilhelm *ein einziger Sohn 

Philipp Wilhelm, welcher, nach. Absterben der sjpumern'sehen 

Linie die Chuc erwarb. Diese neuburgische Churlinie gipg 1743 

ab. Weitere Tbeilungen haben in ihr nicht stattgefunden. Die 

Linie des Herzogs August zu Sulzbach nahm. ebenfalls keine wei- 

* v * 

tern Theilungen mehr vor. Im J: 1743 kam die Chur an die salz- 

■"-«•. 

bächische Linie. * 

•2). Zwöibfüjskeo'Bche UqteritaSe. 

'. Johann 1. 9 Wolfgang*$ zweiter Sohn, hatte, drei Söhne. Kraft 
seines Testaments, von 1594 erhiek das Fürstenthum Zweibrücken 
-mit aHer Lande^herrUchkeit der älteste Söhq Johann U; , der zweite 
Sohn dagegen als fürstlichen Unterhalt Land-sfrerg, der dritte.Sobn 
Kleeburg, Johannas II. manntrche Desceiideqz ging 1661 mitffer- 
k zog Friedrich Von Zweibrücken wieder ab und das Fürstentum fiel 
an Friedrich Ludwig vonLandsberg. Aber auch dieser verstarb, oboe 
männficheDescendenz zu hinterlassen, und so fiel Zweibrücken 1681 
zuletzt an den Pfalzgrafetf von Kleeburg, welcher als Karl XL^ugleici 
König Von Schweden war. 1731 starb jedoch auchH|eeburg-Zwei- 
brücken arus.' * ♦ * . . ' • • 

im J. 1733 wurde ein Vergleich« zwischen Churpfalz «ad Birken- 
MA geschlossen , kraft dessen die Wrkenfeldische Linie das erledigte 
Herzögthum Zweibrücken erhielt , die übrige'n Lande kamen an die 
Churlinie. 

m 

- ' 3) Birkenftläiache Untefljote. 

Karl, der fünfte Sohn Äerzog Wolfgang's zu Zweibrücken, 
hatte« dpei Prinzen: Georg Wilhelm, 'Friedrich, und Christian I. B" 
machte 1597 ein Testament, worin er seinen erstgebornen Sohn zum 
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Nachfolger bestimmte, den zweiten aW deii dritten, Theil der Ein- 
kaufte beschied. Ein dritter Sohn, Christian L, welcher Jiach dem 
Tode des Vater« geboren wurde , erhielt das vehenstranfsische De- 
patat. Die beiden '.ältesten Prinzen hatten keine bleibende' Deseen- 
deoz: daher fiel 1671 das Birken feldische an die beiden Söhne Ghrk 
stian's I. , ' Christian IL and Johann Karl. 

Diese schlössen 1675 einen Erbvergleieh , wonach der altera 
Bruder Birkenleid erhielt* aber \ der Einkünfte dem jungem Bruder ' 
überweisen mafsteV Beide legten eigene Linien an , Christian IL 
zeugte Christian III. .'welchem das Zweibrückcn'sche anfiel,' dieser 
Christian IV. Johann Karl legte eine Seitenlinie tot Gelnhausen 
an, welche jedoch keine fiegierungsrechte hatte. Die Streitigkei- 
teo, welche Aber die Verlassenschaft der veMentzischen Linie ge- 
führt worden , gehören nicht hierher, sie finden sieh ausführlich be- 
bandelt bei Moser IX. S. 339 ff. und in dem öfter erwähnten Werke 

von Struve; 

■■.""- 

m 

ß. J4jifc des »weiter Sohnes Aleiattder'g, Bupreefcft yoa Veldeot?. 

Ruprecht, der zweite Sohn Alexanders von ZwejKrücken, er- ~ 
hielt 1543 Veldentz abgetreten; &r hatte bur Einen §ohn, Gej)rg 
Johann, aber dieser Wurde von drei weltlichen Söhnen, Ceorg 
Gustav, Johann August und Georg Johann,, überlebt. Er maehte 
4Wi ein Testament, wonach der fertle SobnVel*entz, der zweite 
Liitzelstein, der dritte. Gufteub er g nebst den weissenlrarger 
Zehenden haben sollte.'* Die Söhne 'liefsei) es bei diesem Testamente 
bewenden; keiner von .ihnen hatte aber .eine, bleibende Descend^nz 
önd so ging Pfalz Veldentz 1694 ab. 

• ■ * 4 * ■ 

V. Brauns cbweio. 

Heinrich der Löwe hin teriiefs dreiSöfine: Hetajich, Otto und 

Wilhelm. Diese theilten im J-. 120&4ie väterliche Hinterlassenschaft 

■ 

•lermafsen, dafs Heinrieh Stade' und was das Haus Brannschweig 
sonst im Bremischen besafs , Otto das B r a u n.s c h w e i g i s ch e und 

■ 

Wilhelm das Lüneburgische erhielt 1 ). • 

I). Übrig, Part. «pec. cont. unter- Braanschw. S. 251, 
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• » • 
Diese Theilung ist 'demnach, die frtib-este, welche ans bisjttr 

vorgekommen ist and fälttJkr. eine Zeit, wo regelmäfsig die Untheil- 

barkeit der Territorien noch« feststand. Alle Tbeilungen, mit wel* 

eben wir uns beschäftigt Haben, gebeten in die Zweite Hälfte des 

15. Jahrhunderts. Diese Anomalie möchte so za erküren sein, dafs 

Heinrieb de/ Löwe seine Amtalehen durch die Reicbsaebi verloren 

und nur 4xe eigeptiiehen Familien gut er seines Haukes behauptet 

'hatte. Den Kern* dieses Besitzt hun\s bildeten ilie biltbng'schen, nord- 

heinnschen'und supptinburgischen Erbgüter, welche Allodteä waren 

und nicht von Heiche zu Leben gingen,- bis sie Otto- 1255 -dem Kai- 

ser eu Lehen auftrug. .* Auf diese Guter konnte der Grundsatz von 

der Untbeilbarkeit der Reicftsämter nioht angewendet werden; dem 

die Tbeiinng der Famihengäter unter alle «Söhne beruhte. auf alt- 

germanischen Prineipien (S. .1*8). Herzog Wilhelm hatte einen 

Sohn r Otto das Kj-nd, welcher zwei weltliche Söhne hinterliefs: 

AJbfeehtl., Stammvater der alten braun$chweigisohen Linie, Johann, 

den Stammvater der alten Müneburgiscben LiiVie. Albrecbt regierte 

anfangs das ganze. Land aHein und gab seinem Bruder eine jährliche 

'Rente ralaarem Gelde. Inj J. 1267 aber theilten sie'sich so, dab 

'Albrqchtl; (jas Brauntfchweigisohemil Grubeiihageo , Johann 

t" * * . • 

tinehurgisebe erhielt. 

Johannas einziger .Sohn , Otto Strenuus , hatte zwei weMicbe 
Prionen, Otto und Wilhelm, welche, 24 Jahre gemeinsam nit 
einander regierten, Nach OitoV Tode regierte Wilhelm aliein, 
starb auch 4568, ohne Söhne zu hinterlasse ny und so ging diese Li- 
nie' wiedei? «ab. 

, • • • • 

Albrecbt I. halte drei Söhne , unter diese ih'eSte er Ü79 seine 
Lanfle dermafsen,' -dals Herorichl. Grubenbauen* Albrecbt II. 
Gottingen,. Wilhelm Bratinschweig-.WoIJenbü'ttel ke- 

Jnam, ' 

*■ . 

.Nach -dem kinderlosen Tode Withelm's 1M2 blieben, nur die 
grubenhegen'acbe und göttibgen'sche Linie übrig. 

1 

♦ - . * 

J. Die alte grubephagep'sche Linie. 

Heinrich I. , Albrecht's I. ältester Sohn, hätte vier. Prinzen: 



/ • 
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E. , Ernst; Wündm und Johann , welche aslhngs in Ge- 
mei.aacba ft regierten. Heinrieh II. am Gntbcobagfln und Ernst>u 
Osterode aber legten wieder Speeiarllinien an. 

Heinrich 's IL Speeiattinie starb mit seinen Söhnet wieder tos.. 

Weitete erhebliche Tueikingen käme» in dieser Linje sieht 

• • • *» , 

vor. Obgleich einer ausdrücklich eingeführten Primogenitur kein* 
Erwähnttag geschieht* so succedkte unter den vier Sphjieu Philipp'« 
doch zunächst nur -der älteste. In J. 1596 starb diese Linie Ans» 

. 2. JHfc» «Ite gottingeu'sche Linie. 

fiten HertQg Albrecht II. überlebten drei weltliche Söhne : Otto 
derlßkte, Magnn* 1. und Ernst. Nach Pfeffinger\ Angabe büc- 
ken diese, drei Söhne nach ihres Vaters Tode in Gemeinschaft und 
Otto al? der älteste führte Cur sie dje Regierung. Erst nach Olto*sL 
Tode, welcher keiii^n Prinzen hinterließ t heilten 1546 AfagnüsL 

Magnus- eruMt'Br^aunsch-weqr, Ernst -Göttin gen. Ernste, 
einziger Söhn-, Otto der Quade, hatte ebenfalls nur Einen Prinzen* 
Otto <ten Einäugigen, welcher diese Linie 1 465 .bescfclofs. Jf agnne L 
dagegen balle zwei Söhne , Ludwig und Magnus IL 

Mapos I. verordnete in seinem Testamente 1351 Indivi^uair 
succession des äjtesien Sohnes Ludwig: „Dat ,Junkhnrr Ludwig, 
User Sahn m> Ü^rnVDode da IJerschop tbo -Brunswig und na Usets 
Vettern Dode <te Herschop lha Lüneburg, thosam ejid-e beb;' 
be» schiall urigedel.et unjd schall dertwier Herr&cbop 
er rechtet >Bejr"b14ven, ohne einerlei, An&prake sin£r 
Breder Urer Söhne 1 )." .-..',/ 

* Lndwig^ alter, starb und MagpüsJI. bekam das. väterliche Erbt- 
eil uoä nach langem Kampfe m auch Lüneburg. Im J. 1574 trafen 
^ vier Prinzen Herzogs Magnus IL einen Vergleich^ kraft dessen 
dasHeraogthunvBraunschweig jedesmal ungetheilt von dem älte- 
8t *i> Herrn .an Jahren regiert -werden stellte 2 ). . • . 

*)Mom Xllf.'S. 69. '« * • '• ' 

2)',önty, Reichsarchiv Part. sp*e. coat, It. iroter Bramischweig S. 252. 
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Im J.. 1S94 erneuerten die Brüder dteseir Vertrag der non diri- 
dendfo dpicatu 1 ).. Herzog Friedrich starb im J. 1400 ohne Söhne. 

Im J, 1400 theilten die beiden uberlebeoden Brüder, Bern- 
Jiard und Heinrich, trotz des .angeführten Vertrages., ihre t^aode 
dergestalt, dab Bernhard d^£ Braunsah weigische mit Hanno- 
ver, Heinrich das Lüneburgische bekam. 
' "Im J. 1415 setzten die Herzöge Bernhard und Jjeinrich ihre 
Lande wieder zusammen : ,,öck schulten Use alte Lande nnd Lade, 
de wy rede- hebten und hierna an Us kommen mögen , iu welker 
wise. dat geschege," Ufs ein samptfiche Erfhuldigung doen unde jo 
tho ewigen Tyden bi Ufs unde Usen Erven unvtrdelet blivcii*)." 
' Im J. 1438 Jtam jedoch, ein neu6r Erbtbeiluogstraßtat zo 
Stande > wodurch Heinrich^ Söhne Braunschweig, Catenberg und 
Hannover, Bernhard Lüneburg erhielten. ■ 

Heinrich, der Sohn Magnus IL, halte zwei Sphne, Wilhelm 
den ältera : und Heinrieh. Heinrich starb $47,3 nnd Wilhelm der 
-ältere machte einen Erbtheilungstractat mit seinen-eigenen Söhnen, 

von diesen starb aber Friedrich ohne Rinder und -Wilhelm IL erhielt 

♦ ■ • ■ - * 

alles. Dieser aber zeugte Heinrich den altern und Eri<5b den altern. 
. Erich, erhielt ien haripover-göltiiigen'sehen Theil, Heinrich 0eo 
4>rannschweig- wolfenbütterschen. 

Heinrich der ältere hatte mehrere Söhrte, der älteste, Christoph, 
wurde Erzbischof ton Bremen , sein, zweiter Bruder , Heinrich der 
jüngere, succedirte seinem Vater. 

Bei -der* Vermählung des letztem wurde ausgpmacjitf dafs er 

allein nach dem Reihte der Erstgeburt Regent sein Sollte. 
* * • * 

Im-J. 1535 und 1539 erfolgte die kaiserliche Bestätigung; von 

Heinrich des Jüngern Söhnen überlebte ihn nur Juliusf, welcher 1589 
das Erstgeburtsrecht bestätigte, . ' 

. Im J. 1584 (je! diesem Julius, nach Absterben Ericb's des j$- 
gern, auch djßr tmnnöver'sche und göttingenVcbe Antheil zu. 

. "Ihm «uecedirte sein Sohn Heinrich Julius; von Friedrich .0^ 
dessen ältestem Söhne, aber wurde J634 diese LiVe besohl^ ' 

1) Lünig a. a. O. in «ppplem. ult. S. 1014. 

2) «foier XIII. *. 71. 
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• • • 

(Grbfser Streit über die Suecessian «irischen Haarbur£*D*it~ 

nenberg und Zella 1 ).) -* . 

4 « 

- Mittlere JanebjtKgischc Linie. 

Bernhard,. der rweite Sohn Magnus IL, 4er Stammvater des 
heutigen ködiglieh grorsbritanaischen , hannoverischen «ad br*on* 
scbweigi&rfieti Hauses, balle kraft eine» Erbthetbugs Vertrags voft 
1428 Lüneburg erhalten. 

Er hatten zwei Sehne . Otto den Hinkenden und Friedrich- den 
Frommen; nach des Vaters Tode succedirte Otto und regierte in 
gemeinsamem Namen, Erst nach seinem Tode i 445 übernahm; 
Friedrich die Regierpng. - 

Friedrich hatte zwei Söhne, Bernhard II. uiid Otto* den Steg? - 
reichen, welchen er 1450 <die Regierung abtrat» -Bernhard, II. starb 
ohne Kinder, Otto Unterlief? einen einzigen Sohn, Heinrich den 
Mittleren. .Letzterer hatte drei Sahne: Otto« Ernst und Frau*. 
Im J. 1524 übergab Otto dte Regierang an Ernst und behielt? sieh 
selbst nur Haarburg vor, ' aber sowohl Franz , welcher GifTboro 
bekanr, als' Otto so i|aarburg. hatten keine bleibende «Descendfa*. 

Herzog Er b st zu Zella ist der nächste gemeinsame jStauiift- 

• •. • ■ • 

vater des jetzigen Gesammthauses. ' 

Er hatte drei Söhne : Franz Otto, Heinrich und Wilhelm. Nach 
des Vaters Tode 1546 überriähm der Erstgeborne die Regierung jind 
führte, sie bis zu seinem Ableben 1559 allein. Bte fiberlebenden 
Brüder* trafen 156fr einen Vergleich, in Folge dessen der. Ältere 
Heinrich % nur . Danoeaberg • und einige' Aemter 9 alle . übrigen bände' 
aber der jüngere Sohn Wilhelm erhielt. 

• * 1) DKnftenberfUc^wftlfefebätlel'fcbe.Liale, 
* * * " . * . • 

Beinrieb wurde von zwei Söhnen , - Julius 'firnlt und Augult, 
überlebt. Julius Ernst succedirte seinem- Vater allein , ' August er- 
hielt 1604 Hiaaoker zum Unterhalte angewiesen. Julia* Ernst starb , 
1636 ohne m&mibcbe JSrben und -so erhielt August nicht nur* D^nnjen- 

1) Siehe über diese Streitigkeiten und die dabei vorgekommenen Rethtade-' 
dnctioaen Moser XIII. 8. 94. • • 
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bat$im4$e amtorn. väterlichen Besitzungen, sondern auch'deji wol- 
feiibü(iel\seb«ii Anfall, \ ' ' 

Dieser Herzog Aogost£u tyolfenbültet' hatte drei Söhne: Ru- 
dolf August, Anton Ulrich und Ferdinand 4U>recht. t 

J» J. *Oät erhielt Rudolf Anglist .gegen^Daiiiienherg und' einige 

ander* Äe«ter Bra*nsebw%j£. abgetretfeil* Im J* 1704 'starb» Radelf 

~ • ♦ - 

Anglist ^Jme KphcB >od Anton. Ulrieb,., sein Btnd0r? - Jfeccedirte., 
Ajitoa Ulrich hatte sieben Söhne, von den&n ihm der älteste, Augwl 
WHhelaijt stfecedirbe* d^m zweiten Prinzen« Anton Wriek's, Ludwig 
Rudolf, wifde jedoch, zur- Abfindung die Grafschaft Blatkeoburg 
getreten mil -eigener. Regierupg „in ecclestastiois and pelilieu." 
Nach Herzog, August Wübelm'S Absterben, en^e männlicher Bescea- 
tteok, wurde Ludwig Rudolf regierender Herzog zu Wölfenhnttel, 
stach aber aueh one Prinzen,, die' Suecessta* Jtam» daher a» die Linie 
des d ritten Prinzen des Herzoga August, an Ferdinand Alkecht. 
Weitere Theilpogfen baßen in der wojfeabttttei'sekfcn Linie nicht statt- 
gefunden. ■;•-.• 

* *, * 

*}M*tte lfUeburgiBek* «d^&r s«lla-liiiia.ö.v«K'ac*e fcini»«- 

Wilhelm,, Herzog Brnsl's zu Zejla jüngsl^r Sohn, halte sie- 

■ • « . 

fyen Söhne; nach, dem Tode dies Vaters im J. 1592. nahm der .älteste 

nrtlier Beistimmung seiner Brüder die Begiernng anT acht Jahre 

übet: siefc, 

■ . * - i • • 

~ im JI 1*11 machten die Brnder einen Vergleich, wonach aar 
* * ~ •* * 

Biner regierender Herr 'sei»\ .die andern- auch nicht mit Land und 

Leuten abgefunden werden seilte». . . ' * ' 

- Im J. 161.1 starb der älteste Bruder, und es, «bernahm dahef 

der zweite 'Christian -difr Regierung; Von diesen stieben Brüden»- 

war* mir Georg vermählt, welcher durchsein' Testament soi 1641 

**ei regierende Linien zu Hannover und ZeMa begrftndqte. In- 

fcefhftlb dieser beiden Linien sollte leine wei tere TbeilüngstaU- 

>ibden- i» i }705 starb Zeih ans nnd Gtforg LudUtig rtreioigtc 

aHe. Lanojfe der neuen länebargiscben Linie. - Von dieser Zeit an 

fand, keine Landestheiking in dieser ~ Linie mehr statt. 



§. 30. Dte Zeit der rtin ' privatawehtHchen $uceessiQjft. 9§& 

* * 

VI. WürtenMr» 

Wfirtemberg scheint in alten Zeilpn. ebtfifaife itfs uh {heilbar 
betrachtet worden zu sein« Nach JSpitUer's Angabe findet sich, 
dritthalb Jahrfifenderte Hindurch kein einziger Graf Von. \falrteilibew, 

welcher bei seinem Tode mehr als zwei wetdiche Söhne'fatole'rtassen 

» i • * • « , 

hätte, sadafs .da durch eine Zertrümmerung der ge^ainmteii Guter 
verhindert wurde* Qer.Zerreifsung der Grafschaft schobt mad e*o§ 
gemeinschaftliche Regierung vorgezogen zu haben (S. J5Ö). So folgte 
auf Ulrich «alt dem Daumen {240 — 1966 sein Sehn- Eberhard der 
Erlauchte., mit welchem jedoch sein Bruder Ulrich eine Zeit tfeng ge- 
meinsam regierte. Hierauf folgte der Sohn Ebtirtiard's, IHrich HI M 

von 1326—1344. :*,'■'..*. 

• ...» 

Schon* aus dein J. 1321 Bildet sich ein Diplonv," in wolchem 
WortemWg für unt heil bar erklärt wird, Graf Eberhard, verlegt 
das Stift zu Beutel fpacb nach Stuttgart und erklärt dabei ^^W^ 
aber dafs die WanVder Chorherrn gleichbliebe an der .Zahl., swen» 
deniie. der EHtist an der Herrschaft zu Wurteniberg, dtewile sie u^K 
getailtist, sinen Gunst git , der soll fumrren. Wer alter; ddvort 
Gatt sye, da£s die Herrschaft getailet würdo u«$. w\ x )'* 

Ülnoh's III. beide, welüicbe' Söhne, Eberhard IL dar. Grduer 

W Ulrich IV. , regierten eine Zeit lang gemeinsam. - :.-, 
• *. • . * 

Im Jv 4541 terglfqhen sich Eberhard IL (der .Greiner) und sein 

Binder Ulrich 1Y* au Nürnberg mit einander: „DaJVdie- Grafschaft 

Wurtemberg mit ihren Herrschaften, Landen',' Leuten 'und -Zube- 

hörongen ungesondert, ungetheilt und unzerbroerben JuW 

hea sollte Eürbafs ewiglich .und dafs nach Grat Ulrich V ohne männliche 

Leibeserben erfolgtem Absterben olle solche Lande allein auf-dfnt 

B^der -Graf Eberhard und seinen' Sofia Ulrich fallen setttbnv" 

•Damit aueb dieser Vertrag in' seine WirkKcnkeit komme-, hat 

Graf Ulrich seinen Antbeil an' dem Lande seinem Broder Eberhard 

und seinem Sohne lebendigen Leibes vor dem Hofgerichte zu Kott* 

*eil übergeben «), : //>.: * \. /•'•./*-*' 

!)• ktaer XIIK s. 2ia ""* '•'■'. v ; ,. 

2) Sa Wer, Geschichte des Herzogtums Würtembe^g Jl. S.208. f 33;* „In* 
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Ulrich starb ohne maimlicbe Desceodenz ; Eberharde einziger 
Sqhn kam vor .'dem Vater iim 9 . mit Hinterlassung eines einzigen 
Sqlsafes , Eberharde 4«ja äU6f$ , welcher wieder nur. einen erwach- 
senen~Sdlin hinterließ*, Eberhard den Jüngern. Dieses .Eberharde 
beide -Söhne, Ludwig der ältere ood Ulrich iler Vielgeliebte; tarnen 
44'id znr Regierung. Anfangt' regierten sie gemeinsam; 1442 aber 
dritten, sie. ijir Land ,- der jüngere Bruder durfte 'wählen und bekam 
das-JLi*nd unter der Steig, worin Stuttgart l&gt, der ältere Bin- 
der - erhielt da* Land ob der Steig, worin Urach liegt. So ent- 
standen anf kurze Zeh zwei Linien:. , 

1) Die~äl!ere nraeher Linie, deren Stifter Xirilwjg I. ist. 
Er hatte zwei Söhne, Ludwig deji Jüngern und Eberhard des 
illtem,, nachmaligen* ersten Herzog; 

2) die jüngere Stuttgarter Linie Ulrrcb-'s des yielgeliebten , wel- 
eher zwei Söhne hatte : J5berhard den Jüngern, nachuajigen zweiten 
Herzoge un<) Grafen Heinrilb. 

Im J. 4475. seh lofs Graf Ulrich der -Vielgeliebte n$bst< rfeioen 
bedien. Söhnen mit seinem Neuen Eberhard im Bart? dennracji'- 
sahen Vertrag ab, -dessen Hauptinhalt dahin' geht: „Dafs auf 
eines* ad$c. de4 andern ohne- männliche Leibeserbea erfolgtes Ab- 
sterben- nteht. mehr zwei oder ^ehr zugleich, . sondern je einer dem 
andern, iusuccetssione substituirt sein sollte. Beede Lande 



«fetten» hatten Graf Eberhard and Ulrich. ihre Lande gemeinschaftlich, regieret 

Jfraf UJricb 4>e*ann sich' einte andern» und überUefs seinem Brüder die gaose 

- Regierung. .Nor einige Einkünfte behielt er in den Städten und Aemtern, welche 

dazu, ausgesetzt worden. . Graf Ulrich wollte es «och verbindlicher 

machen , was er seinem Bruder und ** dessen Erben zugesagt hatte. Er reisete 

♦ 
, .defewegen im' folgenden Jahre 1963 mit Graf 'Eberhard nach Rettweil, nm vor 

^Aasigem Hofgefichte .alles" in Ordnung zu "bringe«. Graf Ulrich, trag dftreh sei- 
. nen erpahlten, ^Fürsprecher vor, dafc er mit; guter Vorbetrachtung und fonge- 
zwangen, mit Graf Eberhard und seinem Sohne -Ulrich übereingekommen sei und 
demselben. hiermit wirklich aufgebe seinen Theil Landes und alle seine Rechte, 
die er dazu hätte oder in künftiger Zeit gewinnen würde, sie seien ihr beider 
gemein oder gehören ihm besonders zu. — — Zu solchem Ende tibergab. er sei- 
nen AntheiTder Land* und Leute in Graf Eberhard 1 « Band, wie es damakge- 
hWiuchliuh war." 
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* * • * 

sollten wieder zusammen kommen, und aujch fordest© 
bafs nng&lrennt von Erben zu Erben b-ef einander blei- 
be**)," • ... 

Heinrich nrafsle,. gegtin Abtretung Von Mompelgard, auf» die 
übrigen würtembefgischen Lande verzichten. * >' 

Im Jr 1482 errichteten di# beideii Vettern. Eberhard der äkere 
und Eberhard der jüngere, den münsingem'schenHauptve/trag; 
dessen wes&trftiche Bestimmungen ahm lauten: „Dftfs wifuntfer1>ee- 
der Land und Leute zusammen In ein Regiment "und Wesen ihnen;, 
damit wir unser Lebelang und naeb uus unsere Erben und die 1 löbliche 
HerrsehaflvWnrtemberg zu ewigen Zeiten tmgelheik als Ein Wepen, 
ehelich, löblich und wehrlich bei einander Weihen und sein -r- . — _ 
so haben- wir freiwillig' und mit Ratb, wie vorstehet, unser beeder 

Land .und Leuta — • zusammen in Eine .Gemeinschaft geworfen, 

dafs es hinfnrer zu ewigen Zelten Ein Wesen und. Land unsrer been- 
den häfsen und sein solle, als auch alle Bürger, tnnwöbnerund 
Uutertbanen unser l)eede*r Landto- in Gemeinschaft Erbfa'uidigung ge- . 
than und geschworen haben , uns beeden als ihren rechten flafiir- 
liehen. Hfem> getreu , und hold zn sejn — — und uns -Graten ßber- . 
bard dem altern, als r egi e r e ndem Heim von unserer* beiderwegea 
und in unser beeder Namen gehorsam .und gewärtig zu sein unser 
Lebelang lind nach unserem Tode ufls Grafen Eberhard icm jäogern T 
ob wir den erleben,, und darnach foraos dem ältjs-tenBerra von 
Wärtetoberg, vöu unser einem gebogen und also furatfs absteigender. 
Linie oach. V-— Wir beede sollen und wollen auch. Ja Unserer bee- 
derLajdd-an einem bequemen Ende, als wirjeitfo Stuefigarten achten* 
bequem sein, -mit sammt 'unseren beeder (JemaHliri bei einander Einen 
Hoff und. Ein- Frauenzimmer 4 auch Ein ~Cantzlei und Einen Land-, 
bofmeister haben und halten u der mit sammt etlichen Rätben, 'die 
iimenvon uns zugeordnet weinten, unser und ua&ets* Lands Sachen 
tmd Geschäften nach unser. Grafen Eberhards des altern,- als de* 
regierenden Herrn Bescheide handeln .und ausrichten solle. -s- — 
Es sollen auch, alle Briefe und Schriften, unser geopetn Herrschaft 
berührend, von uns be/eden lauten und ausgehen, aber wil 1 Graf 
' 1) Mom XIIF. &.212. -. . / ' ...•.-: ; " % 



s 



fiberlurdl der ältere *qjta» und WoHen uns, als der a)tiste r des Re- 
g^ents Jmser £and«utad- Leute annehmen und damil beladen sein pagr 
l^ebelang, das auszurichten zum getreulichsten und zum besUn." 
•' , . Ferner wurde verabredet 9 dafs . bei allen wichtigen* Geschäften 
Graf Eberhard der jüngere zugezogen werden sollte; wem dann 
irgendwie Uneinigkeit entstehen würde, so soHteridie Ratke and die 
X<*nd&chafc den Ausschlag geben. • , * .' > 

- . „Sa soll auch hinführo«a ewigeir Zeiten ako gehalten werden, 
.Alfs ailweg der fihiste Herr von Würtemberg in der Weise seiner 
Brfeder öder -anderer seiner Freunde T Herrn, zu Würtemberg und oi 

• w - 

.wir beede oder unser einer. ehelfcheJSföhne überkommen tfoat, sß sott- 
ten die ntteb> % an&rein» Tode, Land und Leute erben und $o1fa aber 
der Eltiste anter denselben regieren und die ander» sonst nach Kadi 
«od ßätigkeit? vergeben, damit die Herr »eh aTt bei einander 
wrgeth&jjl .bleue und- das feotbaiso von Erbes zu Erben gebal- 
Jen und nimmer verändert werden.» . Djoch ob Wir Graf Jäberhart 
4er eltece eheliche Söhne -jiherktfmmen ' und : vor .naserm. Haben 
Vettern fjiraf "Eberhard dem jungem Tedls ahgiengen* r sotten wir 
Grtff fiberb&rd der jüngere daqnocfa Land und Leute ,ytfr densel- 
jhen tqser? Vetttrs Kindern inbaben und- regieren qoser Lelfea- 

. Eter Munsinpn'sche Vertrag, ist ein merkwürdiges Betepul einer 
*g*e m ein s-a ni'e>n Regierung , - mit jfcipetn. Vorzüge des ältesten * . wel- 
ober als der eigentlich regierende angesehen wird, obgleich auf* 
die, jungem qipht -Vollständig von- der Afitregierung ausgeschlossen 

werden* sollen. Die' verabredete Form der Snecesston ist krfjie Pri» 

• . ■ . 

mogeniluiv'. sondern /ein Setiiorai, indem nicht auf den Vorauf 
der Linie, sondern auf das* wirkliche physische Alfe» sammtlicber, 
von beiden. Contrahenten abstammenden Erbeii' gesehen wird. . 
' - Dieser EkmeiveTtrag wurde noch durch -mehrere .spätere 3T&- 
träge erläutert; im J. 1489. wurde, verabredet und ztfar untrr der 
Autorität des Kaisers MaKimifian: „Dafs, der älteste sein Lebelang 
für fKhseibJt .und allein in meinem Namen beide Läojle Würtemberg 
regieren, , segeln und handeln, alle Leb^n. leiben und sonst alles 

- 4) Lühig , PaÄ. ape€. eont. II. unter Würtemberg TlÖt . • 
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tili» und lasse» strtte, das, dem Hegroiente zugehört, afci et» Herr 

desselben Landes ,' nichts ausgenommen." 

Im J. 1492 wurde der Vertrag zu- IJfsurigeji ^geschlossen & )u 
* * # » 

Im J. H95.« wurde Wurtejnberg zhbi Heraogtbume erhoben und -in- 

dem Dtpfouic dte tJnJjieilbarkeit von neuem bestätigt;*). Die 

Stranraonsordnung wurde e%enthhmu^>be*liiiänt, .zauächsl Sollte 

Graf Eberhard .der ältere das- fletzogthum haben £ üod-naoh seinem 

^ - * » • * * . 

Tode Eberhard der jüngere/ SoHle Eberhard der jüngere owUriiliche 

Degeeädenz-haben, so tollte diese der. männlichen Desoendehz Ehet> 

bard der äftern vorgehen. Erst natfh Abgang -der inäanJieheaXet* 

bewerbe« Eberhard des jungem sollte die DescendeBz Eberhard de* 

altera an die Reihe kommend *" Erst wenn keiner von der Desceif*» 

denz dieser beiden Vettern mehr im Leben wäre* sollte d^e regefr 

milbige Primogenitur eintreten« „Und ob derselbe« auch* keiner 

mehr im Lebe« verbanden Wäre, so sollte abdann* Solch Herfcog* 

tbumb. mf.ctar ältesten von Würtembefg Imd von dein uff seinen 

ätfistea Sehn faÖen oder <fb dersetbige. altist -Sohn vor .oder nat* 

Voters Dedt abgangen wäre und Leibeserben* in absteigende* 

einen öde* mehr Sohne von -ihm gebafareYt sd*v£obne&i*«\ 

Mannafmoaen gehissen hätte, > so snJlto des ahgangnen altutter 

Sehne mit den* gemaltem Hertogthumbrbetehtiet und vorteil Vdb. 

Wartemberg jtozu gelassen werden.« Ob aber der ättiste Sohn, kein 

* _ • • • * 

Erben Banosperson; wie vorgeaefcriebeft steht, gefaseen nät*e r i 90 

soöe of denandemgc.bohrnen Söhn und seine firbe» Sfanaspfcrsofren 

seinem Stammes das tterzogtbamb falten ; amd ob derSelbige aachnttsfct 

Erben Mannspersonennind seines Stammes von Wfrtembefg gelassen 

hätte, alsdann das gemelle Hfei?ögthumb auf den drittgehoreneft Sohn 

* * . • • 

fatteri, also do6 die* Erstgeborenen und die Ibeanen- vote ifcrir ab- 
steijgn&der Linierf .alfeeitvor andere statt und> Vorgang haben* .Uff 
welche» aach solch Heraag^omJ) komnfen wird, derselbe auch' das, 
inmaben wir yorstehet, -mit Titel, Würden, Ehren and. Nutenngen: 
allein haben, erapfahen und'regieren soll und die andern von» Wertem- 
berg dasJlerzogthumb bei Zeiten solcher des äkislen Regierung nicht 

iy tauig *a->a. O. S v 7foaV " x 

2) L&mg a. a. <k $.710.-^714. ,• ' ■ z* '•• 
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besitzen nöüh »rkea, sondern soJlen sie von dem re^iftthde» Her- 
zogen mit andern. Hprrsehafteh und Gütern jtfder sonst versehe» 
werdet 4 ' ••.-..' : ./-- „ . 

* , Eberhard der. . ältere bette keine .männliche Deßcendfetiz , , ihm 
folgte 1496 sein Vetter Eberhard II. , .welcher »keine Jföider ge- 
zeugt baue und. 1498 abdanken morste, vorauf da& Herzogtbuo* an 
die Deftttiidenfe -Heinrich'* von Bfompelgard kam. \ „/ 
~ Beil. 149S. fand in Würtemfcerg iejne eigentliche .Landes- 
theHurig jfcehr statt (abgesehen vori der Grafschaft ^impelgwd, 
Welche, als otebtr incorporirt betrachtet wurde). '< Dagegen erhielten 

die jSöchgeAoroeti häufig Aemter mit niedern Regalien zum Haler» 

• » • _* * • 

batye .eingeräumt - 9 so räumte Herzog Christoph 1553 dem Grafen 

Georg ^on Mömpetgard auch Neuenburg ein, „damit Genf Georg 

* . - % * ' 

»uCh hier aujfee» im.ffirsteAthuin&eiu,gelegeu Au.- odec Heimweseo 

* • 

mit Wohnung und Nfe&ung, auch Aus- u9<L>Einfeiteii bäbeq möge," 
so räumte Eberhard HL 1649. dem .natfigebornen- Bruder,. Friedrich, 
Stadt und Amt Neoenetatt am Jftocber , auch MeckmShl mit niedrer 
Obrigkeit Und zwar ertlich «a. Alleipim J» 1664 wurde durch 
da* Testament Eberharde. III, auch diese. Art der, Äbindugg mit 
Land ihm) Leuten übgesebafffe, .„wert die Trennungen, .Abschied und 
Zergfiedenmgentdem .fiefzoglhume.sefar.verkleia&Iich und djsrepatir- 

■ • -*▼.»" , m — 

Jich und daforn*hifl künftig- jeder Primogenitus und tegJQEfetyfar Hör 
«ejiu* nachge&ar-nen Biräder dergestalt mit iä^orporirten JHemcbaDei 
apanagiren und abfertigen sollte, endlich die künftigen' Stsccessares 
im Regimente Herzogen ohne Herzoglhumb werden mülsteo!" 



VII. B a'cLe a. 



■•' ; RuJMf VL, 'welcher von 1&6S — 1572 regierte,' brachte sämnt* 
liehe markgräfiiete Lande wieder zusammen- (S. :14&). ' ^Mirchiae 
badensf» partes tarn di* divisae i^ uuum denique- corpus stA hoc 

Rudoifa redierunt l ). u - u . 

■ ,,i , ... 1 1. « ^ • .... 

• 1) Schbpflin, historia zanago - badensis II. S. 57, Ich folge iu Bezog aot 
"<3$e Öenemiang der. einzelnen Regenten dem berühmten' li^duchtsschreiber des 
$ältringischen Hauses Schöpflik; bei Moser sind dSe'Beseiduuingea Tenddeden, 
iadera bei ihm .z. If. ,die»eV Rudolf als der Yll-^ß^immt wircU "l 
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Smne baden Sftbne, BeraBardwiÄmdolfVn., tbftilen im lehre 
1380 die väterlichen Lande und zwar so, dafs Bernhard Durlaeh 
und Pforzheim, Rudolf Baden mit der obern Mark erhielt 1 ). Ru- 
dolf Vll. halte keine bleibende Descendenz ; Bernhard hinterUefs bei 
seinem Tode 1431 nur eisen Sobo, Jakob I. , welcher »von 1431— 
1453 regierte. Von seinen fünf Söhnen traten die Tier Nacbgeber- 
nen in den geistlichen Stand, nur der Erstgeborne Jtarl (1463 — 1475) 
succedirte in Land und Leuten. 

Karll. hatte zwei weltliche Prinzen, Christoph I. und Albrecht; 
hn J. 1476 überliefs Albrecht seinem altem Bruder die Gesammt- 
regiernng auf sechs Jahre. Im J. 1482 fand eine Brüderthei- 
lung statt. 

Christoph erhielt Baden und die halbe Grafschaft 'Eberstein, 
Albert Haehherg 2 ). 

Albert ging ohne Descendenz ab und Christoph I. vereinigte 
nicht nur alle Lande seines Vaters Karl I., sondern ihm fiel nach 
dem Tode Philipp's und nach Abgang der schon bereits im Anfange, 
des 13. Jahrhunderts entstandenen sausenbergischen Linie nach einer 
Erbeinigung ,,des rötel'schen Gemachtes von 1490" Sausenberg, 
Baden weiler und Röteln zu, so dafs unter ihm alle Lande des ba- 
den'scben Stammes wieder zusammenkamen. 

Christoph I. hinterliefs 1527 sechs Söhne , wovon drei geistlieh 
wurden, die weltlichen aber waren Bernhard III., Philipp und Ernst. 
Er machte 1515 eine Disposition, welche ,,die väterliche Th ei- 
lung" genannt Wird; danach sollte Bernhard die halbe hintere Graf- 
schaft Sponheim nebst den Herrschaften im Lande Lützelburg, Phi- 
üpp die Markgrafechaft Baden , Ernst die Markgrafschaft Hachberg 
erhalten« Dieser Disposition zufolge wurden die baden'schen Lande 
nach des Vaters Tode 1527 wirklich getheilt. 

Philipp verstarb 1535 ohne Söhne; die Brüder Bernhard und 
Ernst t heilten ihres Bruders hinterkssene Lande dermafsen, dafs 



1) Schöpflin IT. S. 66 : „Diviaionis pattom inivit com fratre sibiqne Pforzhe- 
miam atqae Darläcam com inferioribus terris retüxoit, Badam com soperiöri 
marchia fratri reUnqoena/ Inatromentam divisionis neu reperi*" 

2) Schöpflin II, S. 241. 

Schabe Erstgeb.Rt. 49 
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Markgraf Bernhard die Tbeilung des Landes machen, Markgraf Ernst 
die WaU haben sollte« Letzterer erwählte den pferz heimer und 
dirrlacher Theil end Bernhard erhielt somit Baden 1 ). 

Bernhard behauptete zwar, dafs ihn, vermöge seiner Primo- 
genitur, ein Vorzug zustehen mühte; allein er drang mit dieser 
Prätension nieht durch *). 

1. Badenische Linie. 

Bernhard zu Baden hinterliefs zwei Söhne, Philibert und Chri- 
stoph , ' welche sich darüber einigten , dafs die Mark Baden und die 
Grafschaft Sponheim ungetheilt bei Philibert und seiner Linie bleiben, 
Christoph aber die luxemburgischen Lande und eine Pension haben 
sollte 3 ). % Philibert 's einziger Sohn Philipp ging 1588 ohne Descen- 
denz ab und obgleich Christoph, welcher die Lande der, baden 1 schen 
Linie vereinigte, mehrere Prinzen hinterliefs, suecedirte dennoch 
nur der älteste, Eduard Forlunatus. Seitdem hat Individual- 

• 

succession stattgefunden und von w ei lern Theilungen ist daher 
nichts zu berichten. Im J. 1771 ist die badeq'sche Linie ausgestor- 
ben und die durlach'sche in den Besitz aller Lande gekommen. 

2. Dndaclfsche Linie. 

Den Markgrafen Ernst,. Gründer der dorlach'schen Linie, über- 
lebte nur Ein Sobn, Karl, weicher drei Prinzen hinterliefs: Ernst 
Friedrieh, Jacob und Georg Friedrich. 

Diese nahmen eine derartige Subdivision vor, dafs Ernst 
Friedrich die niedere Markgrafschaft ,' Jacob Hachfierg und Rötete, 
Georg Friedrich Sausenberg bekam 4 ). 

Alle drei galten als regierende Herren, da in dem Reicbs- 
absebiede von 1582 ihrer ab solcher gedacht wird« 

Ernst Friedrich und Jacob hinterliefsen keine bleibende Descen- 
denz nnd so kam alles an Georg Friedrich. Seitdem ist keine 
Theilung in der durlach'sche« Linie mehr vorgekommen. 

1) Sehöpflin IH. p. 9. Moser XI! f. S. 121 ff. 

2) Siehe hierüber Schöpflki II! . p. 7 and 8. 

3) Sehöpflin HL p. 21. 

4) Moser XIII. 8. 127. 
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VIII. HeiMn. 

An anderer Stelle habe ich bereits den merkwürdigen Kampf 
geschildert , welcher im hessischen Hause »wischen dem privatrecht- 
lichen .Tbeilftngssysteme und dem alten Principe der Individualsuo» 
cession stattgefunden hat (S. 138)* Otto's merkwürdige Verordnung 
über die Unteilbarkeit der hessischen Lande beendigte diesen Kampf 
noch nicht. 

Trotz dieser väterlichen Verordnung hatte Otto's erstgebornev 
Sohn , Heinrich II. , mit seinen nachgebornen Brüdern , welche auf 
Theilung drangen, einen schweren Stand. Erst 1336 gelang es 
ihm durch einen Vergleich mit seinen Brüdern , sich die ausschliefst 
liehe Regierung Kit verschaffen, indem jene sich miC einigen zöge- 
wiesenen Orten abfinden liefsen. „Unter den nächstfolgenden Land- 
grafen gab es keine Gelegenheit zur Ausübung des Erstgeburtsrechts, 
Ms Ludwig I. a , nachdem das Land einigen Zuwachs erhalten hatte, 
eine Tbeilung unter seinen Söhnen zu verordnen für gut fand 1 )." 

Die hessische Reimchronik drückt sich darüber folgendermaßen 
aus: 

„Er meint nun indemLänd- 

Zween könnten halten Fürstenstand. " 

Trotz dieser väterlichen Erbtheilung nahm der Erstgeborne 
Ludwig II. , nach dem Tode Ludwig'sl. , die Regierung des gan- 
zen Landes an sich und gebrauchte nur die Formel: . „Wir als- 
der'älteste Fürst zu Hessen-, für uns und unsre lieben 
Bruder." 

Im J. i467 kam es endlich zu einem Vergleiche, durch welchen 
eine Landestheilung unter den Brüdern durchgeführt wurde« Lud 
wig'sll. alte stet Sohn, Wilhelm I., übernahm ebenfalls nach seines 
Vaters Tode dieAlleinregieruirg und hielt dem Ansprüche sei- 
nes Bruders Wilhelm II. auf Theilung sein Recht der Erstgeburt 
entgegen! „So nun der genannte junge Fürst sein Theil an seinen 
Bruder den altern Herrn Wilhelm forderte und begehrte eine .Thei- 
l QD gi wollte ihn der Bruder nicht willig zulassen, und weigerte ihm 
sftn Tbeil in Meinung sein und seiner Räthe : er wäre der erst- 

1) Pfeiffer, die Ordnung der Regierungsnachfolge S-177. 

19* 
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gebogne und sollte Vortheil haben, und die .Regierung sollte ihm zu- 
stehen »)." Im J. 1485 kam ein Vergleich, auf ein Jähr zu Stande, 
nach welchem Landgraf Wilhelm „als der älteste Fürst in Hessen" 
die Regierung fuhren, seinem Bruder aber einige Orte zum. Unter- 
halte bestimmen sollte. Im «f. 1487 wurde jedoch wieder hiervon 
abgegangen und durch einen neuen Theilungsrecefs das Ganze in zwei 
gleiche Theile getbeilt. Allein schon 1493 gab Wilfielm I. den ihn 
Zugefallenen Antheil auf und trat somit seinem Bruder Wilhelm II. 
das ganze Land ab mit der erklärten Intention: „Zu Mehrung des 
Fürstenthams Hessen , damit dasselbe durch mannigfaltige Theilon- 
-gen nicht geringert oder vernichtet , sondern zu einem beständigen 
fürstlichen Wesen oder Regiment gekehrt werden möge." 

•Wilhelm's II. Sohn , Philipp der Grofsroüthige , vereinigte alle 
hessischen Lande unter sich und machte im J. 1562 ein Testament 1 ). 
Dem Landgrafen Philipp „deuchte es das beste zu sein, dafsdie 
Söhne bei ■einander Haufs hielten , wie die Herren von Weimar nod 
das Land nicht theilten." Im Fall dafs eine solche Gemein- 
schaft von den Söhnen aber nicht beliebt würde, sollte folgende 
' Theilungsnorm Platz greifen : „Landgraf Wilhelm als erstgebonter 
Sohn sollte haben tlas niedere Fürstenthum Hessen mit Cassel, 
Ludwig Marburg, Philipp Rheinfels, Georg Darmstadt." 

Im J. 1568 trafen die Brüder einen Erbvergleich, wodurcMie 
-Theilung der väterlichen Verordnung gemäfs bewirkt wurde ')• 
Schon 1583 starb die Linie Rheinfels wieder aus und ihrLaadesW 
wurde unter die drei übrigen gleich vertheilt. Im J. 1604 starb and 
Landgraf Ludwig IV. zu Marburg ohne Kinder. Nach einem lang 
wierigen Processe über seine Erbschaft kam es .endlich 1627 n 
einem Vergleiche, welchen der Kaiser 1628 bestätigte. 

Durch diese erbliche'Theilung entstanden zwei hessische Haupt* 
limen : 

1) Die ea s sei' s c h e , abstammend vom Landgrafen Wilhelm 
'dem erstgebomen Sohne Philipp's des Grofsmüthtgen; 

1) Nohe, hessische Chronik Gap. 61 bei Pfeiffer a. a. O. S. 178. 

2) Lünig, Part. spec. cont'll. «nter Hessen 3. 776. 7§8. Moser XfH. S. 125 

3) Lünig a. a. Ö. &. 789 — 798. 
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,%} die* darmstädtiso4ie, deren Stifter Georg, der vierte,. 
Sohn Philipp's, war. . ., » 

Der wichtigste Punkt dieses Vergleichs ist die 3&tmmm§ i 
„Dafs in den ganzen fürstlichen Hanse , so lange der*» die beiden 
jetzige cassel'sche nnd darmslädtische Liuie in Esse bleiben, bei 
jeder Linie nur* ein einziger Regent und daher bei beiden Linien 
mehr nit denn zwei Hegenten seiu sollen." _. • . * • 

Durch diese Bestimmung waren natürlich alle wirklichen Lan~ 
desllieilungen im hessischen ßesammthaose ausgeschlossen, die nach* 
geborneu Söhne erhielten von Zeit zu Zeit Abfindungen in Land 
und Leuten , jedoch ohne eigentliche Landeshoheit. 

IX. Meklenburg. 

Niklot erscheint im J« 1131 als der historisch uubezweifelte 
Stammvater des jetzt regierenden Fürstenhauses; er wird von Hei- 
mold „major terrae Obotritorum" genannt 1 ), lieber die Succes- 
sionsart der obotri tischen Fürsten bemerkt JLützow: „Ob bei der 
Erbfolge, deren Recht wir schon in den früheren Perioden be- 
gründet gesehen habep, die Einführung , dafs mehrere Brüder 
gemeinschaftlich regierten , nnd schon bei des Vaters Leben die 
Söhne an den Regierungsgeschäften selbstsländig Theil nahmen, was 
namentlich bei dem Fürsten Heinrich Borowin und dessen Söhnen 
der Fall was, als Nachahmung deutscher Einrichtung anzusehen, 
oder nicht vielmehr deren Ursprung wendisch und. aus frühester Zeit 
herzuleiten sei , wenn gleich auch für die-Gülügkeit des Rechts der 
Erstgeburt sich Beweise führen lassen möchten , lasse ich dahiii ge- 
stellt sein." 

Lutzow betrachtet als die erste förmlich vorgenom- 
mene Landestheilung diejenige, welche 1184. unter ver~ 

• • • 

rittelnder Autorität des Königs Kanut von Dänemark dermafsen 
zu Stande gebracht, wurde ^ dafs Heinrich Borowin die Schlösser 
und Lande Meklenburg, Niklot Stadt und Herrschaft Rostock be- 
ll Ltozoto I. S. 315. Für die altere meklenburgische Successionsgeschichte 
™* zur Errichtung des Herzogthams halte ich mich ausschHefslich an diese flei- 
ßige Monographie. 



294 Zweite Periode. 

kftm*); diese Tbeilung Wieb jedoch ntdht lange ron Bestand, .weil 
Niklot kinderlos starb und Heinrich Borowin beide Tbeile wieder 
vereinigt besafs, bis er zu Gunsten seiner Sohlte, Heiorieh's und 
Nikolaus, abermals eine Trennung der Lande Rostock and 
Meklenburg vornahm. Im J. 1225 trat Meklenburg in eine unmit- 
telbare Verbindung zum deutschen Reiche, welche aiimäiig deo 
Uebergang zur wirklichen Reichsbelebnnng bildete. Letztere fand 
erst in J. 1348 statt, wodurch Meklenburg zu eine« Reicnsfahn- 
lehen erhoben wurde. Einige Decennien nach der Schlacht bei Bora« 
hövde (das Jahr läfst sich nicht genau bestimmen) vereinigten sieb 
vier bisher gemeinschaftlich regierende Söhne Heinrich BorowiVs, 
„weniger vielleicht in eigennütziger Absicht, als dem von deutscheu 
Fürstenhäusern gegebenen Beispiele folgend, zu dem Wunsche, 
ihre Erblande zu theilen; und es kam zu einer förmlichen Thei- 
Inng, wodurch das regierende Hans in vier besondere Linien und 
das bisher verbunden gewesene Wendenbmd in vier kleine abgeson- 
derte Staaten zerfiel.'* 
« 

Johann I. war der Stifter der nreklenburgischen, x Boro- 
win I. der rostock'schen, Nikolaus I. der werle'sehen, Pri- 
bislaw I. der richenbergischen Linie. Die Linie desPribis- 
iaw stark sehr bald aus; 1314 erlosch die Linie Berowin's zu Ro- 
stock mit Niklot dem Kinde, 1436 die Linie za Werle. 

Von Johann's I. sechs Söhnen hatte nur Heinrich I. (der Pilger) 
eine bleibende Deseendenz, er starb im Jahre 1301 und hinter« 
liefs Einen Sohn, Heinrich den Löwen (1301 — 1329), welcher die 
Herrschaft Stargard erwarb. Die Söhne Heinriche des Löwen, 
Johann und Albrecht , wurden 1348 die ersten Herzöge , Meklen- 
burg wurde zur vollen Reichsherzogthumswürde erhoben. 

Im J. 1352 machten die beiden Herzöge einen TbeiiUngsrecefs 
zu Wismar, kraft dessen Jobann Stargard bekam und die mcklen- 
burg-stargardische Linie gründete, Albrecht, der ältere Bra- 
der, aber alle übrigen Lande behielt. 

Johann's des ersten Herzogs zu Stargard zwei Söhne, Johann II. 



1) LVtaow I. S. 319. 
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und Ulrich L, legten wieder cwei besondere Linien an ;. Johann'* iL 
Descendenz starb aber mit seinem Enkel Johann IV», die Desceu«- 
denz Ijlricb'sl. mit «einem Enkel Ulrich II. wiederum aus, und die 
starganfschen Lande .fielen an die Linie des Erstgebornen zurück, 

Albrecht, erster Herzog zu Meklenbnrg, balle drei überlebende 
Sohne : Albrecht IL , Magnus und. Heinricjt Suspenso**, wejcbe eine, 
Subdivision ihrer Lande vornabmen und drei Linien' anlegten. 
Albreeht'* II. Linie starb 1493 mit seinem Sohne Albreeht IV. und 
Heinrich^ Linie mit seinem Sohne Albreeht III. wiederum ab. Nur 
Magnus hatte eine bleibende Deseendenz ; sein einziger Sohn-, Jd-. 
bann III. , hatte zwei Prinzen, Johann und Heinrich den Fetten, 
Johann starb 1443 ohne Erben , Heinrich der Fette bekam daher 
nicht nnr seines Bruders Portion , sondern auch nach Abgang der 
stargard'scben Linie deren Lande, endlieh nach Aussterben der Für- 
sten der Wenden , welche sieh schon vor der Zeit Heinrich'» des 
Löwen vom mekienburgischen Hauptstamme abgezweigt hatten, deren 
Erfrtbeil, und war somit Herr von ganz.MeMeaburg. 

Heinrich der Fette hatte drei Söhne, Albreeht V, , Magnus IL 
und Balthasar, welcher Bischof zn Schwerin war. Die drei Brüder 
regierten anfangs gemeinsam; im J>-1400 kam aberwe Ausein* 
andersetzung der fürstlichen Brüder in der Art zu Stande* tjafs 
Herzog Albreeht das-Fürstenthnm Wenden, die Hersage; Magnus 
und Balthasar sämmüiche übrige Erblande in gesammter Hand uuge- 
iheilt erhielten. Auch nach dem Tode des Herzogs Magnus II. blie- 
ben Balthasar, und seine Neffen Heinrich IV., Erich und Albreeht VI, 
zusammen 'und bestätigten die gemeinschaftliche Aegmentsfiibruug. 
durch einen besondern Vertrag, in welchem sie ihre sammtlichea Erb- 
lande vorläufig ungetheilt zu lassen bestimmten. Balthasar starb 
1507 ohne Erben, ebenso Erich 5 Heinrich IV. und Albrecht VI, ver- 
einigten demnach das ganze Land., Im J. 1334 schlössen diese Brüder 
eine Mntacharong auf zwanzig Jahre, wonach das Land zwar in An«- 
sehung der Einkünfte getheilt werden , die Regierung aber gemein- 
schaftlich bleiben sollte. Herzog Albrecht fiel das Fürstentum 
Wenden, die Herrschaft Rostock und Stargard zu,- das übrige blieb 
dem Herzoge Heinrich. Dieser hatte seine Residenz zu Schwerin, 



396 Zweite 
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jener aber zu Güstrow. Albrecht starb und- htnterliefs fikif Prin- 
zen: Johann Albrecbtl. , Ulrich, George Ghrkioph und Karl. 

Ulrich, Bischof za Schwerin, Christoph, Coadjutor von Riga, 
Karl , Bischof von Ratzeburg , Georg setzten den Stamm nicht fort. 
Johann Albrecht I. machte im J. 1573 ein Testament, in wel- 
chem er bestimmte, dafs mir der äl feste Sohn regierender flerr 
.sein und alle Regiernngsacte ,,vor uns unsern freundlich lieben Bru- 
der" unterzeichnen sollte 1 ). Der jüngere Bruder Siegmund August 
starb ohne Kinder, der regierende Herr, -Jobann, binterKefs zwei 
Prinzen, Adolf Friedrich I. und Johann Albrecht IL, welche ungeach- 
tet des grofsväterlichen Testaments 1611 einen Theilungsreeefs tra- 
fen, wonach alle Lande in zwei ganz gleiche Theile zerlegt und dann 
verlost werden sollten 2 ). Der ältere Adolf Friedrich erhielt 
das Schwerinische, Hans Alb recht das Güstrowische. Mancher- 
lei blieb gemeinsam, 1621 wurde auch dieses noch getheilt und 
die TheilOng für erblich und unwiderruflich erklärt 8 ). „Nachdem 
Wir befunden, dafs -durch. die von uns den 9. Juli 1611 fflrge- 
nommene *und zu Werk gerichtete Theilnng der Aemter der vorge- 
setzte Zweck brüderlich Einigkeit nicht gänzlich erreicht werden 
inögen, sondern aus der noch übrigen Gommunion vielfältige Irrun- 
gen und Mifsversländnisse. entstanden, dadurch zu allerhand Weite- 
rungen Ursach und Anlafs gegeben worden, dafs wir demnach, zn 

fernerer Verhütung und gänzlicher Aufhebung derselben unsere 

angeerbten Fürstenthümer und Landein zwei Theile, das Schweri- 

m 

nische und Güstrow'sche gleichmäfsig von einander gesetzt und der- 
gestalt, dafs keiner ohne was nacbgesetzlermalsen in specie eximiret, 
in des andern Aütbeil etwas bebalten soll, unwiderruflich , beständig 
und erblich dividiret und getheilet," 

Im J. 1605 ging die güstrow'sche Linie wieder ab. 

Adolf Friedrich 1. zu Schwerin machte 1654 eine letztwillige 
Disposition, wonach der älteste und seine Nachkommenschaft das 

1) Lunig, Part. spec cont. II. anter Meklenburg S. 502 — 518. 

2) Lünig, Part. spec. cont II. unter Meklenbarg In supplem.- alt 1038* 
Moser XIII. S. 187. 

3) tünig a. a. O. S. 1045. 
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Herzegthvm Schwerin naeh' Ordnung der Primogenitur erteilen, 
die beiden riefele* ab« 1 mit den säcularisirtea Bwtbpmfeai Ratee- 
borg und Schwerin abgefunden werden sollten. 

Adolf Friedrich I. hatte sechs Söhne, der erste, zweite, dritte 
nnd vierte Bruder starben ohne Erben ; so kam Sie Reihe au des 
fünften Bruders Friedrich Kinder. Der sechste Bruder hatte unter** 
dessen eine* Linie *u Strelitz * angelegt« ... 

Ab nun 1695 die güstrow'seho Linie abging, entstand ein Streit 
zwischen der schwerinischen nnd strelitz 'sehen Linie, weicher 1701. 
dahin verglichen wurde , dafs Adolf* Friedrich von Streute das Fur- 
stenthtHn Raizeburg „eum voto et sessiöne in cotrotiis" bekommen 
und seinen- ganzen Distrikt „cum omni jure prnicrpum imperii 4 ^ ert- 
lich innehaben sollte. Durch diesen Vergleich sind die gegenwär- 
tig regierenden. Linien zu Schwerin und Strelitz begründet. 

Weitere Theilungen haben innerhalb derselben 
nicht stattgefunden.. 

X. Holstein. 

Auch die holsteinische Suceessionsgeschichte hat dieselben 
Stadien durchlaufen, welche wir in allen deutschen Territorien regele 

• 

mäfsig wahrgenommen haben. Ich habe bereits angefahrt , dafs die 
Individualsnccession unter den frühem Schauenburgern die regel- 
mäfsige Art der Erbfolge war (S. 1 76), dafs erst seit der zweiten 
Hälfte des 13. Jahrhunderts das Theilungswesen um sieh -griff und die 
verderblichsten Folgen äufserte. „Die Zeit der Sohauenburger war 
auch die der ersten Landestbeihingen. Während dritthalb Jabrnun* 
derten hatte unter den holsteinischen Regenten dieses Stammes die 
schlimme -Sitte geherrscht, dafs sie da* Gebiet des Staates, Land 
und -Leute ,* als väterlichen Nachlafs einem Acker gleich , unter ihre 
Söhne theäten. So verästele sich der Fürsteftstamm gleich, von sei- 
ner Wurzel aus in zahlreiche SchöTslinge, die gleich Wässerreifsern 
üppig emportreibend- seine Kraft schwächten« . Immer neuer Für- 
stenlinien Stiftung erneuerte unter den eifersüchtigen Velterö Feind- 
seligkeit und Kampf zum Unheil des Landes 1 )/' 

1) Niemann in seiner akademischen Rede zu der Feier der funfzigjahri- 
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Während Holstein unter den Schauenbuigern da* «agKddiclM 
Sebicksal der. fortwährenden Tbeiiungen tfaf , sa stand damals für 
das Herzogtum» "Schleswig, als dänisches FahMnleben, die Ua- 
thcMbarkeit fest, wie auf dem grofsen Herrentage' 1586 zuNyburg 
nnter Autorität dfer Königin Margaretba ansdriieklieh festgesetzt wv- 
dea war. 

Im J. 1459 starb Adolf VIIL unbeerbt nud mit ihm war dtf 
schauenburgische Fürstenhaus., ■ weiches in Holstein und Schleswig 
regierte, im Mannsstamme ausgestorben. 

In dem Gruudrertrage, welcher 1460 mit Christian von Otden- 
borg geschlossen wurde, war die feierliche Zusage enthalten^ dab 
did beiden Lande ewig beisanimen und nngetheilt bleibea 
sollten, folglich war das .wahrhaft staatsrechtliche Prinetp feierlick 
sanctiouiri. „Aieses bedingt eine ezchisive Erbfolge, nur Einer 
kann regierender Herr werden , die Unteilbarkeit fuhrt von selbst 
zur Individualsuccesston. Die Bestimmung des jedesmaligen Nach- 
folgers unter den Söhnen des verstorbenen Lande&färsten sollte durch 
Wahl der Landschaft geschehen 1 ).* 4 

Obgleich diese Bestimmung unzweideutig genug war, so konnte 
sich der Grundsatz der Unteilbarkeit gegen den andringenden Stro» 
des herrschenden Zeitgeistes nicht behaupten , welcher kein Beden- 
ken trug, die privatrecbtlieben Grundsätze auch auf die Staatssucce*» 
aion anzuwenden. „Also hat," sagt Mickelsen 9 „wenn wir das 
ganze unserer Laridesgescbiehte überschauen, das heillose Thei- 
hingssypLem das höhere Reehtsprincip verdunkelnd, zweimal bei nas 
seinen Kreislauf förmlich vollendet: erstlich unter dem sebaoenkur- 
gisefaen , zweitens jinter dem oldenburgischen Hause. Aas- erste 
Mal 'wurde demselben die Leichenrede gebalten durch die beräbariea 
Worte in dar Grundaete Christian 's I. , aber es war nur scheialodt 

und lebte sehr bald wieder puf. Heillos griff es abermals um sieh, 

■ 

gen Wiedervereinigung Holsteins, bei Michelsen, zweite polemische Erörterung 
8.83. ' • • 

1) Michelsen, zweite polemische Erörterung S. 61. Zeitschrift für deutsches 
Recht III, 8, 84 ff. 
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bis es sein zweites -Grab in der neuern , während des 17. Jahrhun- 
derts festgesetzten Soecessionsordnung gefunden bat 1 )*" 

Die erste Tbettmig unter dem oidenburgiscben Hanse fand » 
J. 1490 stau »). Christian , König von Dänemark , erwählter Her« 
zog von Schleswig- Holstein , hatte zwei Söhne, Johann und Fried- 
rich. .Nach längerem Streite «kam es 1490 zwischen diesen beiden 
Söhnen zn einen- Vergleiche , wonach zwei Theile gemacht werden 
sollten* Gottorf und Sc geh erg. Diese Theile /sollten zu ewigen 
Zeiten beisammen bleiben („dar *e erffiicken tho ewigen Tyden by 
tho bliven getenket"). • ■ ._ 

Friedrich als der jüngere hatte die Kür und wählte sich Gdttorf, 
der König nahm Segeberg erblich zu ewigen Zeiten ; doch sollten 
beiden Theilen manche Institutionen gemeinsam bleiben. Die Bit» 
terschaft und Prälaten sollten beiden verpflichtet sein, sie sollten 
von beiden belehnt werden uud beiden, schwören , die Landbeedeu 
seihen mit beider Parteien Wissen und Willen geschehen und gleich 
getheilet werden. 

König Johannas einziger Sohn, Christian II« , wurde abgesetzt, 
und beschlofs 1559 seine Linie ; so bekam König Cbristian's I. 'zwei- 
ter Sohn, Friedrich I., wieder alles zusammen. Jedoch schon nach 
dem Tode Friedrich's I. and naehdem seine Söhne mündig geworden, 
trat abermals eine Theilung ein, welche Michelsen „die wich- 
tigste von allen in der Geschichte der politischen Drangsale des 
Landes'* nennt. In Folge dieser Landestheilung hat es bis 1715 in 
Schleswig, bis 1773 in Holstein zwei eigentliche Landesregierungen, 
die königliche und die gottorfische, gegeben 8 ). König Christian fll., 
welcher anfangs für sich und seine Brüder regiert hatte , sehritt im 
J. 1544 znr Landestheilung mit seinen Brüdern Johann dem altern 
und Adolf. Adolf als der jüngste wählte zuerst und bekam Got- 
torp, Johann erhielt Hadersleben, Christian III. Sonderburg. 



1) Mieteten a. a v O. S. 93. 

2) Die Theilungsorkunde findet sich in Hansen'8 Staattbeschreibung S. 577., 
im Aaszuge bei Moser Xlft. S. 158— 161, hei Aünig y Part. spec. cont. II. unter 
Holstein S. 25. 

3) JHefeton a. a. O. 8. 7d. 
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Aller man . beabßichtigle nicht drei abgeschlossene Territorien* zu 
bilden, sondern wollte die> Terrilorialeinbeit möglichst retten, indem 
«an wieder bei -dieser getheilten Landesregierung eifie gemein- 
same Regierung anordnete, „und zwar geordneter und bestimmter 
als es bei altern Theikingen der Fall gewesen war." Absichtlich 
scheint man daher den «einzelnen Theilen keine bestiou^ten Kränzen 
gegeben zu haben, sondern die einzelnen Schlösser , Aemter und 
Städte lagen in Schleswig und Holstein bunt dureb einander. Ferner 
Hieb die Regierung über Prälaten, Ritterschaft und Stifte gemein- 
sam , auch die Städte blieben in gewissem Betracht nngetheilt. Der 
Landtag wie das höchste Landesgerichrt, die Legislation in alten 
wichtigen Angelegenheiten, die Huldigung, die Candesvertheidignng 
wurden für gemeinsame Angelegenheiten erklärt, sd dafs man 
anit Recht diese Theilung „nur für eine Theilung der Ein- 
künfte und der Nutzungsrechte in Bezug auf die städtischen 
und ländlichen Communen" ansehen kann, bei welcher die eigentliche 
Regierung gemeinsam verbleiben sollte 1 ). Durch den flensburgi- 
schen Landtagsabschied vom 26. October 1564 erhielt das System 
der gemeinsamen Regierung, dadurch. eine nähere Regelung, dafs 
jeder der regierenden Herren abwechselnd das Directorium in deo 
gemeinschaftlichen Regierungsangelegenheiten führen -sollte 2 ). 

Im J. 1580 starb Johann zu Hadersleben ohne mäqnliche De- 
scendenz , durch einen Vergleich von 1581 *) Gel sein Gebiet theils 
dem Herzoge Adolf von Gottorf, theils dem Könige zu , so dafs es 
von dieser Zeit an nur zwei mitregierende Hauptlinien gab, die gpt- 
torfisebe und -die königliche. Innerhalb letzterer aber, sind vielfache 
Subdivisionen vorgenommen worden. 

• * » 

A. Königliche Linie. 

Christian III. hatte drei Prinzen : Friedrieh: II. ,. Magnus und 
Johann den Jüngern. Magnus, wurde mit einigen Stiftern abgefun- 
den ; er cedirte seinen Antheil an den ältesten Bruder, und so theü- 

1) Moser XIII. 8. 161 — 164. Michelsen a. a. 0. S. 76. Lünig a. a. 0. S. 36. 

2) Michelsen a. a O. S. 77. 

3) Mom XIII. S. 165. Lünig, Part, spec. ecpU IL unter Holstein S.öl. 
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ten 1&64 Friedrieh II.- und Johann der jüngere farmafsen, dafsTried- 
rich II., der ältesle Sohn und Nachfolger Ckristian's III., $Moera Brü- 
der Johann dem Jüngern ein Drittlheil des väterlichen Antheils- in 
den Herzogthumern überliefs. Jobann der jüngere erhielt Sonderburg 
auf seine Portion nnd wurde der Stifter des sonderburgischen 
Hauses. Er konnte es jedoch trotz aller Bemühungen nicht da- 
bin bringen , dafs ihm die Landstände einen Antheil an der Ge- 
sammlregief üng einräumten '). „Sie be$afsen ihren Landestheil mit 
subordinirter Landeshoheit , mit zwar sehr ausgedehnten , aber doch 
verfassungsmässig untergeordneten Regierungsrecbten." Die 
Nachkommen Johaftn's des Jüngern emp6ngen zwar die Belehnung 
mit den Herzogtümern vom Kaiser und dem dänischen Könige^ zur 
gesammten Hand, aber sie standen unter der allgemeinen 'Landes- 
regierung und sollten den Landtagsbescblüssen unterworfen 
sein. Sie wurden daher im Gegensatze zn den regierenden ,,die 
abgetheilten Herrn" genannt. 

1) Jflifer« kSatgltcke oder panderbargitfi^e Iilsie: 

Johann der jüngere zu Sonderburg starb* 162$, .nachdem er tu 
seinem Testamente sein Land unter seine fünf- Söhne ge*theilt hatte*). 
-. Darnach erhielt Herzog Alexander Sonderburg, Hans Adolf 
Norburg, Christian Arroe, Philipp Glücksburg, Joachim 
Ernst Plön, der sechste Sobii Friedrich erhielt vorläufig nur ein 
Gelddepulat, bis Johann Adolf zu Norburg' abging und er in dessen 
Theil trat. . * ^ 

So hatte sich der abgesonderte Landestheil Johann's des Jüngern 
in fünf Territorien zersplittert, deren jedes aus einem. Schlosse, einer 
Stadt und einem Amte bestand ! Dennoch theilten sich die Söhne 
Herzog Alexander'* zu Sonderburg wieder in fünf Linien* 
von denen nur eine zu Sonderburg- Augustenburg blijht. Herzog 
Joachim Ernst zu Plön theilte seine Lande ebenfalls unter seine 
Sohne, und es entstanden die Linien zu Plön, Norburg und 
Reth wisch, welche aber sämmtlich ausgestorben sind. Ebenso 

1) Michelsen S. 79. * 

2) Hauen** Staatsbefchreibuig Von Schleswig S. 632. 
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sind die Linien Christiau's zu Arroe und Hans Adolfs zu Norborg 
abgegangen. Dagegen hat die Linie zo Glücksburg zahlreiche Nach- 
kommenschaft. 

2) Aeltere königliche Linie. 

In der altern königlichen Liqje Friedrichs II. fanden keine wei- 
tern Tbeilungen statt , obgleich der Stifter derselben , Friedrich II., 
drei Söhne hatte: Christian IV. , Ulrich und Johann. Die Land- 
stände wählten nur den ältesten, nachmaligen König Christian IV., 
welcher nur Einen Prinzen hinterliefs, dieser wurde als Friedrich III. 
König von Dänemark und in seiner Linie alleinregierender Herzog 
zu Holstein. 

B. Gottorfische Linie. 

Der Stifter dieser Linie, Adolf, der Sohn Friedrich'» I., welcher 
1544 Gottorf erhalten halte , hinterliefs. vier Söhne : Friedrich , Phi- 
lipp, Johann Adolf und Johann Friedrich. Nach des Vaters Tode 
snecedirte Friedrich allein , und als dieser bald starb , wurde Philipp 
allein regierender Herr. Allein auch er regierte nicht lange und 
ihm folgte sein Bruder Johann Adolf, Erzbischof von Bremen. 
Der jüngste Sohn , Jobann Friedrieb , verlangte nunmehr, dafs sein 
Bruder die Schleswig - holsteinischen Lande gottorfischer Linie' mit ihm 
theilen sollte, und- als dieser die Theilung verweigerte, reichte er eine 

Klage beim Reichshofrathe ein. Die Stände nahmen sich kräftigst 

« 

des regierenden Herrn an und erklärten: „<lafs die gesuchte Erh* 
theilupjg dieser Lande nicht allein der Landschaft Privilegien nnd al- 
tem Herkommen dieser und auderer benachbarten Fürstentbümer zu- 
wider ^ sondern auch , da mehr als zween regierende Landesherren 
angenommen und die Lande ferner vertbeilt weiden sollten , solches 
zu endlichem Verderb, zu Verwirrung und Untergang der Herrschaf- 
ten sowohl ^ls auch des Landes gereichen würde. " 

Im J. 1606 kam es endlich zu einem Vergleiche r wornach der 
regierende Herr seinem Bruder die Städte und Aemter Oldenburg, 
pebst der Insel Fehmern zur Abfindung überliefs. Johann Friedrich 
und seine Linie' sollte diese Lande mit aller Herrlichkeit besitzen, 
nur die Landfolge ausgenommen, an der gemeinsamen Regierung 
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aber sollte er nicht Tfceil nehmen, vielmehr den Verfägungcft der- 
selben unterworfen sein* 

Diese Linie ist 1634 wieder abgegangen ; weitere Tbeilüngen 
haben 4m gottorfischen Hause nicht stattgefunden. 

• XI. Anhalt. 

_ » 

Die Theilangen in diesem fürstlichen Hause sind so zahlreich 
gewesen , dnfs nur die aller hauptsächlichsten hier erwähnt werden 
können« 

Der Stammväter dieses Hauses ist Bernhard von Asca* 
oien , Herzog in Sachsen , welcher sdine Besitzungen so theilte, 
dafs Albreeht das Herzogthtim Sachsen , Heinrich ,die ascanisehen 
Slammlande erhielt (S. 132). 

Nach Moser'* Angabe geschah die erste Theilung unter den 
Söhnen Henrich'* I., von denen Heinrich II. die Grafschaft AJobers« 
leben, Bernhard Bernburg und die nach dem Harz hinaufgehen* 
den Stücke, Siegfried aber die niedrigen Lande, wie Köthen, Des« 
sau und was diesseits der Elbe in dem zerbstischen Antheile gelegen 
ist, bekam l ). 

Im' J. 1415 theillen die Bruder Georg, Johann, Siegmund und 
Albreeht mit ihrem Vetter Albreeht ihre bisher in Gemeinschaft 'be* 
sesseneti Lande. Albrecht erwählte zu seinem Antheile die Herr- 
schaften, welche auf der zerbstischen Seite der Elbe in der- Herr- 
schalt zu Anhalt gelegen sind , den andern Fürsten Bei Dessau, KfrV 
Orcn u. 8 . w. *u. 

Im J. 1544 theillen die Söhne des Fürsten Ernst unter sich und 
mit ihrem Vetter Wollgang; Joachiin bekam Dessau,* Jobann 
Zerbst, Georg Plotzkau mit dem Harze, Wolfgang Kolben 
und Bernburg. Nach Joachim Ernst's Tode behielten dessen fünf 
Prinzen das 'Land in Gemeinschaft und der älteste davon führte in 
aller Namen die Regierung, -wofür er ein praeeipuum erhielt« Im 
J. 1603 erfolgte aber die wichtigste brüderliche Erbtheilurig , wo- 
durch jedoch nur vier Theile entstanden, da Prinz August auf seine 
Erbportion verzichtete:* Johann Georg erhielt D*essau erblich und 

1) Staatsrecht des fäfttliched Hauses Anhalt ron Moser 9. 69. 
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cij^ntböinlich , Christian -Bernburg, Rudolf Z erbst, Ludwig 
Köthen 1 ). Gewisse Dinge, wie Bergwerke, Landsteoero, Erb- 
hnldigüng, blieben in Gemeinschaft. • 

Im J. .1611 liefs sich der Prinz August , welcher anfangs r*r- 
ziehtet hatte, das Amt Plötzkau abtreten*). 

* , 

- Im J. 1665 starb die alte kötheh'sche Linie -mit Fürst Ludwig's 
Prinzen , WHnelm Ludwig , aus 9 worauf Fürst August'« Prinzeo, 
Lebrecht und Immanuel , in den köthen'schen Theil succedirten no4 
Plötzkau an die bernburgische Linie fiel. Nach obiger Haupttheümg 
von 1603 haben jedoch in den Particularlinien fortwährend Sub- 
divisio neu stattgefunden, bis die Erstgeburt in allen. Special 
linien eingeführt wurde. ' So erhielt z.B. in der dessauischen Linie 
nach Johann Georg's I. Tode der jüngere Bruder Georg Artbert Ra- 
de gast und Kleutseh, in der bernbur£isebeu der zweite Bruder 
Friedrich Harz^erode und Gerarode zu seinem Antheile. Die 
Brüder Lebrecht und Immanuel regiertep den kßtheu'schen Theil ge- 
meinsam , bis' 1696 der ältere Bruder verstarb. 

XII. Nassau, 

leb erwähne von den allem Theilungsfällen , welche v kn ehe- 
mals, gräflicheu Hause von Nassau vorgekommen sind , nur die be- 
rühmte „divisio terrarum,Nassoicarom inter Walramum et Ottooen 
iratres" im J. 1255. Walram und Otto waren die Söhne des Grafen 
•Heinrich von Nassau, des gemeinsamen Stammvaters aller noch leben- 
den Fürsten dieses Geschlechts. Sie verwalteten bis zu ihrer Thei- 
long die ihnen zugefallenen väterlichen Lande in Gemeinschaft 
und defshalb werden sie in alten Urkunden neben einander genannt 1 )* 

Ihre wirkliche Abtheilung kam erst im J. 1256 zu Stande, 
welche dadurch so bedeutsam geworden ist, dafs die beiden noch 
blühenden Aeste dieses Hauses sich schon damals von* einander ab- 
gezweigt und die Namen ,,walra mische* und ottönische Linie" bis 



1) Der Theilungsvertrag findet sich in Moser's anhaltinischem Staatsrechte 
$.57, S. 60 — 71. Lünig, Part. spec. cont. II. anter Anhalt 8.188—201. 

2) Lünig a. a. 0*. 8.227 —230. 

B) Originum 'Naatoicftrnm Pars I. von M. Kremer 8.432. 
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heutzutage beibehalten haben. „Durch diese TbeJIung wurde der 
Labnfiufs zur ScheidungsHnie angenommen lind Otto wählte- nach 
deutschem Rechte als der jüngere Brqder denjenigen Tbeil der: Län- 
der, welcher auf der rechten Seite dieses Flusses lag, und überlieb 
den andern Theil auf der linken ßeite. des Flusses seinem Bruder 
Walram. u Andere Gegenständeblieben dagegen trotz dieser Thei- 
long zwischen den Brüderd gemeinsam, hesonders die alte Stamm- 
borg Nadsau mit ihren Zubehörungen und das Landgericht im Ein«- 

* 

rieb („castpum in Nassau et coraitia per lotam provinejam .indi- 
visa").. 

Ich übergehe die zahlreichen Theilungeri ; welche im Mittelalter 
in den beiden Hanptästen des nassauischen Hauses vorgenommen 

worden sind und berücksichtige aussohliefslich die neuere Zeit. 

• •. * 

*A. Walramische Linie. 

Im J» I6Ö5 starb. Graf Ludwig von Nassau, welcher fünf Sehne 
hinterliefs , nämlich Wilhelm Ludwig , Philipp , Johann , Ollo und 
Ernst Kasimir. , Philipp starb 1621 und «die vier übrigen Bruder 
thcilten 1689 mit einander ab. Wilhelm Ludwig erhielt Saar- 
brücten, Johann Idstein, Otto Kirchheim* Ernst Kasimir 
Weirburg. Manche Landeslheile verblieben in Gemeinschaft.' 

Im J. 4632 «starb« Olto ohne Kinder. Ueber seine« ^faehlafs 
entstanden grolse Streitigkeiten , welche ihre Erledigung durch eine 
kaiserliche Couimission finden sollten. 

1) In Wilhelm Ludwig's saarbrücken'scher Speciallinie nahmen 
seifte 'drei* Söhne eine. Subdivision Vor, wodurch 

a) Johann Ludwig Ottweiler, 

b) Gustav Adolf Saarbrücken $ 

* ■ 

c) Votlratb Usingen . . 
erhielt« 

Nach Moser 9 * Angabe soll 1659 zwischen diesen drei Special* 
Knien die Abrede. getroffen worden sein, dafs jeder Bruder in «einem 
Tbeile die Unlheilbarkeit und Primogenitur festsetzen solle. 

Die Speciallinie zu Ottweiler starb 1728« die» zu Saarbrücken 
1725 aus; trotz der. verabredeten Primogenitur th eilte der Fürst 

Schake Bntgeb.Rt. 20 
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i 

zv Nassau -Usirtgen mit seinem qacbgetaraen. Bender im J. i756, in- 
dem er ihm Saarbrücken überliefe. Die saarbrücken'scbe Linie be- 
stand daher aus zwei £>peeialüni©a zu Nassau -Usingen und 
Nassau -Saarbrücken; letztere 'starb 1797 aus und in ihre 
Lande succedirte Nassau-Usiqgen, welches am Q.Januar 1816 
erlosch. 

' %y Jnhatin's Linie zu Idstein starb 1721 aus, die Lande die- 
ser Linie kamen an Usingen. 

3) »Die Linie Ernst's zu Nassau - Weiiburg ist der- einzig noch 

blühende Zweig des walramischen Astes. 

* - . * 

* * * 

B. Ottonische Linie. 

. * * • . ... - 

Die zwei Söhne WilhelnTs des altern (f 1599) legten zwei Li- 
nien an j Wilhelm der jüngere die oranische, welche mit Wil- 
helm III. von England ausstarb, Johann der ältere die k atzen- 
ellenbogen'sche. Johann der ältere vertheilte 1595 seine Lande 
unter seine fünf Söhne,, woraus fünf Speciallinien entstanden, nämlich: 

1) Dilleuburg, 

2) Siegen, 

-3) Beflstein oder jüngere dillenburgische Linie ,* 

4) Hadamar, 

5) Dietz. • . 

Die vier zuerst genannten Speciallinien sind wieder ausgestorben, so 
blieb nur ein Zweig der Ottonischen Linie, Nassau-D fetz, übrig, 
welcher gegenwärtig den königlichen Thron der Niederlande einnimmt. 

XIII. Schwarzburg,, 

Aucji an der Successionsgeschichle des ehemals gräflichen, jetzt 
fürstlichen Hauses. Schwarzburg können wir die drei allgemein be- 
obachteten Stadien wahrnehmen. 

In der ersten Periode läuft die Reihe der Grafen von Schwarz- 
burg in einer geraden Linie fort, ohne dafs wirkliche Th ei langen 
stattgefunden zu haben scheiuen , wenn auch, die §pbne verschiedene 
Residenzen , besonders zu Setwarzburg und Käfernburg , ; einzo- 
nehmen beliebten. . Dje ^erstgebojraen scheinen regelmässig Schwarz- 
burg, die zw^itgebornen Kaferaburg erhalten zu haben 5 so residirte 
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der älteste Sohn Sizzo's III.., Heinrich t., ; z» Schwarzburg, der zweite 
Sohn , Günther IV* , »pflanzt» «las Jlaus JKäferafarg fort. Di» beiden 
Sahne- Günther W. zu Käfornborg regierten anfangs gemein- 
sam, ii» dm* ersten Hälfte dos 13. Jahrhunderts, thettten sie jedoeh 
*se ab^mafsGoftther Vi. als der allere» das Hans Käfemburg allcin y , der 
jüngere, Albert I., Hie Herrschaft ttabinswalde übernahm» 

Das kifernburgische Hans erlosch im J. ,1383 gänzlich. 

In der zweiten Periode. reifst seit dem- Ende -de? 13. Jahrbun- 
derla (ungefähr seit 1275) Auch im schwarzburgisehen Hanse das 
vollständig* Theiiangssyslem ein y es zweigt pik der alte gräfliche 
Stamm, in vier Aeste. ab 9 welche uach< ihren Haaptschlössern eis. «die 
schwarzburgische oder güntherisebe, die wachsenburgiache, dieJeu- 
tenbergische und die blaukenbuigische Linie bezeichnet werden. 

. {Die eigentlich, schwarzburgische Linie ging' zuerst ab » indem 
die noch übrigen zwei -mäunltcbeii»Glieder, GjiniherXVUl- v uud,Hein« 
rieh XV», eigene Linien anlegten, welche sieh nach» ihren Stamm* 
bargen nannten, ersterer zu Wachseaburg, .letzterer m Lepteubecg* 
Die wa.chsenburgische Linie erlosch im J. 1450 mit Gün- 
ther XXXII., die leutenb ergische mit Philipp I. im J. 1564$ 
somit vereinigte dieblankeuburgische Linie sämmtliche-Stamm- 
lande des schwarzburgischen Hauses , ihr gehören die gegenwärtig' 
regierenden Fürsten zu Schwarzburg an. 

.. „Schon unter Güuther XL. „mit dem fetten Maule*' kamen die 
sämmtlichen schwarzburgischen Lande, äufser der Herrschaft Leuten- 
berg, wieder zusammen. Er hatte sechs Söhne, vou denen jedoch 
nur der zweite, Johann* Güuther L, uud der fünfte, Albert VII., eine 
bleibende männliche Descendenz hinterliefsen. Zwischen diesen fand 
die wichtigste Erbtheiluug in der Geschichte dieses Hauses statt* in- 
dem 1584. sein zweiter Sohn , Johann Günther 1. , die Herrschaft 
Arnstadt und Sondershausen, sein fünfter .Sohn, Albert VII., 
Rüdolstadt erhielt '). 

XIV. Die RenTsen. 

Das ehemals gräfliche , jetzt fürstliche Haus der Reufsen hat 



1) Spieili ■S«c'2.'rheü > JS.1B49 ü, 1262. . , t »u . . .. . 1 

Äö* 
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seil früher Zeit fortwährend Theitangea vorgenommen $ es zerfiel 
in vier-Linien: zu Weida, Plauea* Greiz and Gera. Von diesen 
vier 'alten Linien sind drei abgestorben; es besteht- nur noch eine, 
die der, Reufsen zu. Plauen. * Der nächste gemeinschaftliche 
Stammvater alier' gegenwärtigen Mitglieder dieses Hauses ist Hein- 
rich der jüngere* welcher im J. 1535 starb. Seine drei Sohne, 
Heinrich der ältere, Heinrich der mutiere und -Heinrich der jüngere, 
legten drei Linien an. 

- Im J. 1562 fand unter diesen drei Brüdern die erste Landes- 
theüung statt. Im J. 1578 fiel ihnen, die Herrschaft Sehleiz und 
Lobenstein zu ,* eine Vermehrung des Besitzes , welehe eine neue 
Tbeitung veranlasste, v 

Heinrich der mittlere hatte wieder drei Söhne , deren Special- 
theikingen ich übergebe 9 da diese ganze mittlere Linie schon 1616 
wieder abging. Die Lande dieser abgegangenen Linie wurden dank 
einen Erbsondernngsrecefs am 27. August des J. 1616 zwischen 4er 
äkern und Jüngern Linie geftbeiit. 

A. Aeltere Linie. 

Heinrich der ältere, der Stifter dieser Linie, halte zwei Söhne, 
Heinrich II . und Heinrich V. , welche sich in zwei Speciallinien zu 
Burg und Greiz theilten.. Die burgische Linie ging aber 1640 
wiederum ab. 

* • * ^ _ * 

Heinrich V. zu Greiz hatte zwei Söhne , Heinrich IV. und Hein- 
rich V.', welche abermals Speciallinien anlegten, jener, zu. Ob er- 
Greiz, dieser zu Unter- Greiz. 

Das Theilungssystem wurde hier bis auf das äufserste gelrie- 
ben 5 Heinriche V. zu Unter-Greiz drei Söhne legten abermals drei 
Subspeciallinien an, nämlich zu Burg, Unter-Greiz und Ro.tenlhal. 

Alle diese Speciallinien , in welche sich die ältere Linie getheilt 

* * * 

hat, sind aber wieder abgegangen und es besteht nur ein Zweig der- 
selben, welcher die Lande dieser sämmtlifchen Speciallinien vereinigt. 

B. Jüngere Linie. 

Die Enkel Heinricb's des Jüngern , des Stifters der jüngerä Li- 
nie , Heinrich II. , Heinrich'! IL , Heinrich IX*. und Heinrich X., 
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teilen* vier SpeoiaHinien zu Gera, Schiefe, Labenstein und Saal- 
Morgan. 

Der Haupltheilungsrecefs wurde im J. 1647 abgeschlossen,' da 
man sieb bei der gemeinsamen Regierungsweise nicht mehr wohl 

« 

vertragen konnte (,, indessen aber in der Comniunion länger zu be- 
harren und dieselbe fortzusetzen alten Theilen höchst riachtheilig und 
ganz schädlich fallen würde"). v 

Nach dem Aussterben Heinrich's IX. zu Saalburg wurde aber- 
mals zwischen den drei noch bestehenden Speciallinien getheilt. 
Aber in diesen Speciallinien wurden noch Subdivisioneri vorge- 
nommen. • 

In der sehleizer Linie legte Graf Heinrich's I. nafchgäborner 
Sohn, Graf Heinrich XXIV., eine Nebenlinie zh Köstriz an, welche 
bis heutzutage besteht , jedoch nur untergeordnete* RegieYungs- 
rechle hat. . • ' * : 

In der lobensteinischen Linie legten die drei Söhne Hein- 
richs X. wiederum drei Subspeciallinien an : *" 

a) zu Lobenstein, 

b) zu Hirschberg, 
e) zu Ebersdorf. 

Alle diese Speciallinien des jungem Hauses blieben jedoch in viel- 
facher Beziehung in Gemeinschaft, ja sogar die ältere und jün- 
gere Linie ^gaben ihre Communiou nicht vollständig auf *). 



t) Da "die Zahlen bei den reu falschen Grafen, «ehr -verschieden angegeben 
werden, so halte ich mich streng an den gewissenhaften Gewährsmann J.J.Moser, 
Staatsrecht B. XIII. S. 329 0. Familienstaatsrecht I. 249. 
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Die Rückkehr zur Individualsuccession. 
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Der Kampf zwischen dem staatsrechtlichen .Principe der In- 
dividualsuccession und dem privatrechtlichen Theilungs- 

« • 

Systeme. 

•• 

• §. 37. , _ . 

-Die Rcaction gegen das Theilungssystem. 

9 

Seit der Mitte des dreizehnten Jahrhunderts war es den deut- 
sehen Fürsten gelungen , die letzte Erinnerung an ihre .frühere Bc- 
amtenstellung abzustreifen ; ihre Amtsbezirke hatten sieb in lehnbare 
Territorien verwandelt, welche sie. ganz nach privatreebttichefl 
Grundsätzen behandelten. In der zweiten Unterabthetfung der zwei- 
ten Periode haben wir gezeigt , wie, diese Auffassung der Fürsten- 
gewalt mit Notwendigkeit zum vollständigen Tbeiluugssysteme 
führte. ' Es begann für Deutschland eine Zeit der tiefsten politischen 
Versunkenheit, das Reich, ging seit dem Interregnum mit langsamen, 
aber bestimmten Schritten' sejner Auflösung entgegen ; es verlor im* 
inei> mehr den Charakter einer wahren Staalseinb eit undver- 

• » 

wandelte sich in ein föderatives Band * welches seine Glieder aor 
lose umschlang* ßo war der deutschen Nation weder in ihrer Ge- 
sammtexistenz , noch in ihrer Territorialverfassung die Möglichkeit 
«iner gesunden politischen Entwicklung gegeben. Die Geschichte 
der deotschen Territorien ist in diesen Jahrhunderten fast nichts als 
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eine I/eiden*geV©Wefcve d£r gekTe^igton^Staalseiriheit, 'Scho- 
noDgsios zerfleischt, eine egoistische Politik utid ein irrshüarlich in* 
gewandte? Rechtsprincip die ähefriKitärticbea Amisbezirke der Her*: 
zog^meriwd Grafschaften. „Die organische GliederuQg.de* Staats« 
ganzen*, * die festere Consoiidation (ter Territorien wird durch die 
fortwährenden Zerreifsungen unmöglich gemacht. Die alten natu** 
gemäfcen Stammgränzen werden zersohflritteii von/wiMkftrlich. gezo^ 
genen Linien. - \ 

Dieser heillose, unnaturliche Zustand fuhrt die» deutschen Lande 
oud die deutschen Stämme ihrem Untergänge entgegen. Das coase- 
qaeut abgesendete Theilungssyslem vernichtet selbst'die. Dyjnastieenr 
und zerstört ihre Kraft, ihr Ansehen im Seiche, ibrenVfärstitcheft 
Fatiitienglanz. Die furchtbaren Zerstückcitftigen, welche das Their 
lüDgssystem mit sich führte, sind aus §. 30 hinlänglich ersicbtUoh; 
ich erinnere besonders an die 4 Geschiebte des pfalzischen £fauses, -der 
ertaestmischen Linie des sächsischen Hauses , der Linie Jobann's des 
jungem- zu Schleswig -Holstein. Doch meinte es die Vorsehung mit 
dem Schicksale der Dynastieen noch besser, als ihre eigene politische 
Verblendung. .Denken wir uns den Fall, dafs alle diese abgezweig- 
ten Nebenlinien nicht wieder abgegangen wären , soodero* da&- sie 
sich alle von neuem veraltet und abgeheilt hallen, so .hatte es leicht 
Wo kommen können , dafs in einem solchen Duodeztändphen .auf 
jeden Unterthanen auch ein Regent gekommen wäre l . Diese „ analyse 
des inßniraent petita," wie Moser dieses .System in seiner «ejttcemei» 
Anwendung richtig bezeichnet , war bei einzelne^ Territorien wirk" 
feh eingetreten.. So ist die alte Reicbsgrafscbaft Limpwrg durch 
fortwährende Theihingen geradezu verschwunden und M sich in un- 
sichtbare Atome aufgelöst. • • 

„Die vormals reichsständische Grafschaft Lhnpurg ist sei Erlöschung des 
gräflich limporgisohen Mannsstammes so vielfach vertheilt worden, dafs blofc 
an 1er Stadt Gaildorf mit 1400 Einwohnern einer der verschiedenen Theil- 
habar nicht mehr als £ s and ein anderer sogar ^ b$safs. Öaher sah man hier 
während der Reichsverfassung regierende Landesherren, auf deren Einen man 
nicht' mehr -als ein halbes Dutzend Unterthanen 'rechnen konnte M." 



1 Klüber, «ifietrtHches «Recht des deutschen fiunftes. 1840. S> 89& 
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. ; Bisse unseligen Folgen des Theitoug^ystems, konnten selbst der 
verbündetsten Kurzsicbtigkeif nicht langet* entgehen! Die* deutschen 
Fürsten hatten ihr Ziel erreicht,« nachdem sie ihre ehemaligen Amts- 
bezirke in lehnbares Famiiieneigeuthum verwandelt hatten 5 aber sie 
begingen einen furchtbaren Selbstmord an ihrer fürstlichen Stellung 
durch Adoption des ptfvatrechtlichen Theilungssystems.- Errat durch 
bittere. Erfahrungen gelaqgten sie zu einer klaren Einsicht in die 
Verderblichkeit ihres Verfahrens; erst die praktischen Folgen 
des Theitupgssystems zeigten ihnen den furchtbaren- Abgrund , an 
welchen sie ihre Macht und ihr Ansehen gebracht hatten. Aber diese 
Einsich tjeam nicht überall zugleicherZeit zum Durcfabruche. Die 
gegenwärtige Gröfse, eines Fürstenhauses beruht zum guten Theile 
auf dem Umstände, dafs man in demselben. recht bald zu. dieser 
Einsicht gelangte und energische Mittel ergriff, um diese gewonnene 
Einsicht. praktisch durchzuführen. 

. Der von* den Historikern oft übergangene oder höchstens nnr 
Beiläufig bemerkte Act, wodurch Unteilbarkeit und Primogenitur in ei- 
nem Lande eingeführt \\orden ist, bezeichnet den grtiffrten.Wende- 
puakt in der Staatsgeschichte eines Terriloriums. 
Dieser Act schliefst eine jahrhundertlange Leidensgeschichte ab 
und giebt dem Slaalsleben eine neue sichere Basis, Die .Fürsten, 
weiche in ihrem grofsen oder kleinen Lande die 'Primogenitur zuerst 
eingeführt haben , erscheinen daher als erleuchtete Wohlthäler ihrer 
Unterthanen, als Restauratoren der wahren Staatsidee, «ts:Grände? 
feiner höheren poljti sc Iren Ordnung, welche in dem Strudd 
des Theilungssystems völlig untergegangen war. 

Aber selbst bei der klarsten Einsicht in die Uebelstäude d?s 
Theilungssysteins korinte man nicht sogleich zum erwünschten Ziele 
gelangen. Die Macht der Gewohnheil und der Vorurtheile stand 
der bessern Einsiebt gegenüber und liefs dieselbe erst nach langem 
Kampfe zum Sieze gelangen. Dieser "Kaflipf wurde anfangs ink ver- 
schiedenem Erfolge gekämpft, indem das unberechtigte prfvalresbt- 
liche Princjp die kaum erstarrte Idee der Staatseinheit öfters wiflfer 
zu» Boden warf,; endlich siegte letzlere in allen deutschen Teirito- 
rien vollständig und heutzutage, ist in allein -deutschen Regenten- 
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die Primogenitur bausge&eteHeh eingeführt. In der ersten 
Uoterabtbeiluog der dritten Periode wird uns dieser «merkwürdige 

Kampf zwischen dein Principe der Staatseinheit und den privati<eeht» 

^^ < « 

liehen Tbeiftto(gsgelÜBten vorzugsweise beschäftigen. 

§. 38. . 
Pte goldene Bulle. 

" Am augenfälligsten traten natürlich* die grolsen Uebelstande des 
Theilungssystems bei den weltlichen Churfürstenithümern her- 
vor, lue Churffirsten waren an die SleHe der groben Sfammesher- 
zöge getreten und bildeten den höchsten "Rath des Kaisers. Schott 
in den Rechtsbüchern werden sieben Churfiifsten genannt, -welchen 
das ausschliefs liehe Recht beigelegt wird , den Kaiser zu wäh» 
len. So lange die lndividualsuccession hei den groben Fürsten- 
ämtern feststand , unterlag die Ausübung der Churstimme keiner 
Schwierigkeit. Als man aber auch die Cburfurstenthümer zu theilen 
begann-, .entstand häufig die Frage: wer zur Ausübung des Wahl- 
rechts befugt sei ? Die verschiedenen abgetheiken Linien und in den* 
selben wieder die. gemeinschaftlich regierenden Herren stritten oft 
heftig über, die Ausübung der Churstimme. Während Familien- 
Streitigkeiten in andern Häusern, welche hn Gefolge des Tbeifarigs- 
Systems nirgends ausbleiben konnten , nur für die einzelne Dynastie 
und deren Unterthanen verderbliche Folgen hatten, so empfand der 
ganze Reichskörper unmittelbar die Differenzen jn den churiurst- 
liehen Häusern; die Sicherheit' des Reichsfriedens wurde auf das ge- 
fährlichste bedroht^ wenn bei einer Königswahl mehrere Fürsteh 
an Einer Cburstimme Theil nähmen und zufällig verschiedenen Sinnes 
waren öder wenn gar unentschieden war, welcher Linie eines 
fürstlichen Hauses die Churstimme gebührte. 

Das Recht der Churstimme wurde nach der Anschauungsweise 
der damaligen Zeit nicht als persönliche Befugnifs, -sondern als 
ein auf dem Grunde und Boden haftendes politisches Immobiliar- 
recht betrachtet. Da man aber Land und Lebte als theil bar an- 
s^h, so lag der 'Gedanke sehr nabe, auch die-Churwurde als Per- 
tinenz. des Landes K zu theilen oder wenigstens gemeinsehaft- 
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lieh» zu verweilen. DieüeseWcbte-der einzelnen 

beweist hinlänglich , welche klägliche Ungewißheit über die Aus- 

Übung des wichtigsten politischen Rechtes bestand. 

. Ini J. 1255 fand die erste Theihing im Herzogtbume Baiern statt ; 
über, die Churstinnne wurde dabei nichts verabredet, und 1257 und 
1273 scheinen beidje Bruder dieselbe gemeinsam geführt zu ha- 
ben. Nachdem .1295 unter den Sehnen Ludwig^s des Strengen eine 
neue Theilang stattgefunden hatte , blieb die Chutwürde bei derni- 
dolfiftischen Linie , welche die- Pfalz erhalten hatte. Allein dieser 
Besitz wurde ihr bald bestritten, . indem Ludwig der Baier auf Au- 
theil. an der Chürwürde drang. Im J. 15.13 kam der bereits S. 270 
erwähnte Vergleich über die Ausübung der. Chürwürde zu Stande, 
welcher schon 1 $29 durch den Vertrag von Pavia wieder abgeändert 
wurde« 

Ebenso- sehwankend war man über das Recht der jChurstimme 
in dem sächsischen, Hause, seitdem* dufch die Theilang von 1260 
zwei Linieu entstanden waren , . die ältere lauenburgjsche und die 
jüngere witteobergische. *■ Obgleich es feststeht, dafs die wittenber- 
gische Linie, bei* der. Wahl Adolfs von Nassau und Atberl's I. die 
Churstimme allein führte /so prötesUrte doch die lauenburgiscfae 
Linie dagegen , indem sie für sich das Churrechtin Anspruch nahm. 
Die' laueuburgische Linie stützte sich dahei auf ihren Altirsvor- 
zug, die wittenbergische auf -den Besit« der Cburlande. 

• Bei der Wahl.Heihrich's VII. (von Luxemburg) hielten die Cinir- 
fursten selbst die Rechtsfrage für zweifelhaft, ob -die Herzöge 
von Lauenburg zur Ausübung der Churstimme zuzulassen seien : ,,si 
de jure yel consuetudine repertum fuerit, eqs fore inr.ipsa electione 
admissos 1 )." . * 

Auch im brandenburgischen Hause fehlte es seit £iftreifsen des 
Tbeilungssystetns nicht an Streitigkeiten über dasChurrecht(S. 130). 
Selbst unter dem baierischen Stamme herrschte über die, Ausübung 
desselben noch grpfse Ungewißheit. Bei keinem andern Fürstenamle 
war daher, die Bestimmung der Suclessitmsordnung so dringendes Be- 
dürfnils, als bei den-Churfurstenthümern. Eine Cngewifsheil in der 

1) WahMe&et Heinrich'* Vif. bei OleiMOägtr- im Urkundeubaoh Su &• 
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Erbfolge Kiesen Furstenlhtimer wirkte nicht nur ungünstig auf die 
eigenen Uirterlhairan , sondern führte noth wendig eibe Störung de» 
Reiobsfriedens herbei. In Erwägung -dieser dringenden Uebelstände 
erlicfs Karl IV. in. seiner goldenen Bulle Cap. VH und Cap. XXV 
folgende wichtige Verordnungen über die Succession in die Chur- 
lande: "*"'•"• 

* • ■ 

Cajx. VII : „Ne roter eoruncjem, principum se<;ulariam . electorum filios saper 
jure voce et potestater praefata , futuris temporibus scandalorum m et dissen- 
sioaum possit materia suscitari, et sie bonum commune periculösis dilacionibus 
impediri futoris , aactore domitfo , cupientes periculis salubriter obviare statui* 
mos et imperial* auqtoritate pfaesenti lege perpetuis temporibus valitura decer- 
nimas,-nt postqoam iidem prindpes electores secülares et eorüm-quilibet esse* 
desierit jus vox.et poteetas eleqtionis hujusmodi ad filiunr suum priraogenkum 
legitimnm laicum, illo vero npri esstante ad ejusdem primojgeniti primogenitum 
similiter . laicam libere et sine coatradictioue cujuspjara devolvatur. Si vero 
primogenitus hujusmodi absqae heredibas mascalis le'gitimis laicis ab hac luce- 
migraret, 'virtote presentis imperialis edicti jus vox et potestas* electionis prae- 
dietae ad seniörem fratrem laicam per veram litieam paternalem descendentem 
et deiooeps ad illios* primogenitam laicam {fcvolvatur et talw successio in pri- 
mogeoiti* cjt heredibas prineipum eoraadem in jure voce et potestäte prae- 
missis' perpetuis temporibus observetur. . • * . . . 

Cap. XXV. Si cöteros prineipatus congroit in sna integri- 

• • • 

ta-te seirari, ot corrobofretur jasticia et subjeeti fidel es pace gandeaht et quiete*; 
malto mägis? magnifici prineipatus, domiuia, honores et jtira electorum principdm 
debent illaesa servari. Nam ubi majus- ineumbit periculom, majus debebit re- 
mediom adbiberi, ne columnis rueatibus, basis totius edificii collidatur. 

Dqcernimus igitur et hoc perpetuis temporibus valituro saneimas edicto, 
qaod ex nunc in antea. perpetuis futaris temporibus insignes et magm'iici prin- 
cipatos , videlicet regnnm Bohemiae , comitatus Palatinos Rheni , ducatns Saxo- 
niae et marchionatus brandenbnrgensis terrae, districtus, homagia, vasallagia 
et alia qnevis ad ipsa speetantia scindi , dividi seu quavis condiciene dimem- 
brarinou'debeant, sei. ut potius in sua perfecta integritate perpetua maneant; 
primogenitus • ßüus soccedat in eis sibique soli jus et dominium cpmpejat (nisi 
forsitan meute eaptus, faiuus , seu alterjus* famosi et notabilis defectus existeret, 
proptei; quem , nqn deberet seu posset homjnibus prineipari , in quo casa injii- 
bita sibi successione seeundögenitum^si fuerit in ea-progenie seu aTium senio- 
rem fratrem vel consanguineum laicum, qui paterno stiplti iö descendenti recUt 
lineä proximior fuerit, volumus successurnm). Qui* tarnen apud alios fratres et 
sorores se dementem et pidm- exhibebit continuo juxta datam sibi a deo gra- 



316 Dritte Periode. 

defti, et joxta'mm bceeplaeitiim et ip*fati patrimomi facoltata* djHrione, adi- 
siooe «ou dunembracione prindpatos et pertmentjarum xj«s «bi medis ouuuboi 
interdictaV" 

* Die Streitigkeiten zwischen den verschiedenen Linien der ehnr- 
fürstlichen Häuser beseitigte der Kaiser dadurch, ddfs er im wiücls- 
bachischen Hause die pfälzische , im sächsischen die wittenbergische 
Linie für die Churlinie erklärte. Diese .Erklärung zu Gunsten 
der wittenbergischen Linie war schon im J. 1555 durch die sog. 
prager goldene Bulle erfolgt' und wurde anfserdem noch wiederholt 

in den sog. sächsischen goldenen Bullen von 1356 und .137$. 

■» - 

. Es ist eine vielbestrittene Frage r ob^ Karl IV. den Grundsitz 
der Unlheilbarkeit auf alle Lande der Churfursten ausdehnen oder 
ihn nur auf die eigentlichen Ghurlande, „darauf die Chor 
gegrundvestig t ist," beschränken wollte 1 ). 

Sowohl die Worte als die Tendenz der goldenen Bulle lassen 
darauf schliefsen , dafs nach KarPs Willen die churfiirstliche Würde 
auf allen zur Zeit von den cburfürstlichen Familien besessenen, 
ja sogar auf allen noch -zu erwerbenden Landen, als*aüf einem unheil- 
baren Ganzen , ruhen sollte. Diese Absiebt des Gesetzgebers geht 
aus folgenden Worten der goldenen Bulle Cap. XX deutlich hervor: 

„Quin universi et singuli prineipatus, quorum virtute seculares principe* 
electores jus ac vocem in electione obtinere noseuntur, com jare hnjasmodi 
nee noo offieiis — - — et cuilibet eorum anaexis et dependentibas abeisdem 
adeo conjnncti et inseparabiliter sipt u n i t i , . . . . presenti edicto 
sandmus, imumquemque prineipatum praedictorum cum jure et voce electiooi* 
ita perseverare et esse debere unitum perpetuis temporiboJ'indi- 
visibijiter et conjunetam, — • — cum sint et taae debeapt i n s e pa- 
rabilia. 

Ebenso wird die angeführte Absicht KarFs IV. dadurch bestätigt, dafs 
er die Versorgung der Nachgebornen lediglich der Milde des Erst* 
geborenen anheimstellt: 

riQui tarnen apod alios fratres et soröres se dementem et pirinvexhibeMt 
cootiouo jnxta datam sibi a dep gratiam et juxta squm beneplacitum et ipsra* 
patrimonii facultates dirisione , scissione seu dimembratione prineipatus et per- 
tinentiarum ejus sibi raodis omnibus ihterdieta." 



1) HäbiHin , Repertoriom S. 272 r Aum. a. 
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Wäre setne Abriebt gewesen , dafs die Nächgeboraen».<Ke ßesitznn* 
gen, aufser den eigentlichen Churlande, mit dem- Erstgebornen 
hätten theilea sollen: so wäre eine solche Vorsorge durchaus über* 
flüssig gewesen. 'Diese 'Auslegung der goldenen Bulle ist, logisch 
genommen , zwar die allein richtige, indem die ratio legis nur durch 
die Uniheilbarkeit aller einer chur fürstlichen Familie zugehörigen 
Lande erreicht werden konnte. Aber das Reichsherkommen wider- • 
spricht dieser Interpretation unläugbar. .Dieses beschränkte KarFs 
Verordnung nur auf die eigentlichen Churlande und lieb nur bei 
diesen keine Theitung zu , während alle andern Besitzungen , be* 
sonders alle neuen Erwerbungen, nach wie vor unter die Brüder ge- 
lbeilt zu werden pflegten. Beispiele von diesem Reichsherkommen, 
welches in den Churfürstenlhümern Pfalz und Sachsen hoch lange 
geherrscht und unendliche Teilungen möglich gemacht bat, haben 
wir hinreichend^ angeführt (§.36). Ueber die Successionsdrd- 
nung der goldenen Bulle , welche ebenfalls nicht gan£ unbestritten 
ist, werden wir an anderer Stelle sprechen. 

§. 39. 
Weiterer Emflufs der goldenen Bulle. 

Die goldene Bulle bezog sich a 1 s G e s e tz nur auf die Cburfqrslen- 
thwner,* wenn. sie auch beiläufig die Tintheilbarkeit der andern 
Furstenthumer für angemessen erklärte („si congruit oeteros 
prineipaliis in sua integritate servari")/ Derthatsächliche Einflufs 
dieser Verordnung der goldenen Bulle fing aber weit über ihren ur- 
sprünglichen Zweck hinaus. Ihre energische Reaction gegen das 
Theüungssystein übte einen mächtigen moralischen Einflufe auf die 
Ansichten des -deutschen Fürsienstandes aus, welcher durch sie 
zuerst wieder aufmerksam gemacht wurde auf die Verderbliebkeit 
des eingerissenen TbeHungssystems. Es ist eine häufig wiederkeji- 
rende Erscheinung, dafs, wenn einmal ein Anstofs in einer gewissen 
Richtung gegeben ist, sich derselbe fortpflanzt und ähnliche Wirkungen 
in weitern Kreisen hervorbringt, auf welche er. zunächst gar mehr be- 
rechnet war. Dieses ist besonders dann <ftr Fall, wenn eine solche 
Richtung von dem herrschenden Geiste des Zeitalters getragen wird. 
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Bas Theäungssystera hatte, seit einem Jahrhunderte geherrscht, und 
tot alle deutsche Fürstenfamilien ergriffen, so dab die meisten Ter- 
ritorien zersplittert und die mächtigsten Dynastieen entkräftet 
worden waren. Das Bewufstseiu, dafs eine Reaktion gegen dieses 
System nothwendig werde , mufste durch diese Erfahrung hei aiki 
Machthabern lebhaft erweckt werden * Als daher die goldene Bulle 

• 

•den Anstofs gegeben hatte , folgten unmittelbar darauf , "meist noch 
unter der Regierung Karl's IV. und theilweise unter seinem direeteo 
Einflüsse, mehrere Versuche deutscher Fürsten, auch für ihre Lande 
das Princip der Untheilbarkeit wieder neu festzusetzen. 

Die w i e b t i g s t e n UntheilberkeRs verordn tftigen in nicht ehor- 
fifrstfichen HSusern, welche bald nach der goldenen Bulle erschie- 
nen, sind folgende: 

1) Der Vergleich im- würtembergischen Hause im J\ 1361 zwi- 
schen Eberhard IL dem Greinfer und Ulrich IV. , wodurch 'die un- 
theilbarkeit der Grafschaft dir alle Zeiten angeordnet wurde *). ' 

Diese Zusammenziehung der würtembergischen Laiode in Eh 
Corpus wurde 1366 vor. dem kaiserlichen Hofgerichte zu Würziurj 
confirmirt (S. 283). 

2) Die Verordnung Graf Simon 's HL zur Lippe von 1368*). 

3) Das 'gräflich hanauische Statut von 1:375: 

„t)afs , immer ewicliche n am me dien n ein Herr sin solle — wenn 
das von onsern Aeltem auch also anf ans ist kommen •)." 

4) Der Lehnbrief, welchen Karl IV. im J. 1377 den Herzog« 
von Meklenbarg ertheilte* nennt dieses Land ein j, verum illustre fea- 
dum ac soliduut et indivi&um perpetuo jfrineipatum et ducatmi 
megalopdlitensem *);" Die Untheilbarkeit wird also hier als die 
natürliche Eigenschaft eines wahren und regulären Reidtelebens 
angesehen. • • 



1) Moser XIII. S. 210. 

2) Moser XIII. S. 306. Liinig, Part. spec. cont. unter Grafen und Herrn 
S. 91. ' 

3) Hofacker a. a. O. }. 66. p. 80. 

4) Ffeffinger, Vitr. iUnstr.' I. p, 1260. * 
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5) Der baden'sche.BrtKlervergieich vom J. lS80-Elriaclien Berit- 



hard I. oj»d Rudolf VII: , 

„Zorn Ersten setzen "und wollen wir , dafs tum und hernach zu ewigen Zei- 
ten die Markgrafschaft zn Baden mit Schlossern , Landen und Leuten , die wir 
jetzund han und hernach gewinnen • mögen * nicht mehr getheilt soll 
werden 1 )." • 

Diese fünf Untheilbafkeitsdispositiouen fallen sämnUlteh iik die 
nächste Zeil nach der'Publication der goldenen Balle und d$r£in- 
Auf? isl nicht zo verkennen , welchen dieses wichtige Reichsgesetz 
auf sie gehabt bat. 

> - Remerkeuswerth .ist es, dafs sich dieselbe Tendenz aber auch* 
schon vor dem Erscheinen der goldenen Bulle manoigfacli' offen- 
barte. % 

Schon Ludwig IV. von Baiern, der Gegner Karfs JV., soll 1340 
für sein Stamipland Baiern die Unteilbarkeit festgesetzt haben und 
sein treuer Anhänger und erster Ratfageber, 'der Graf Berthold "der 
Weise von Henneberg, welcher in der Eotyrickelungsgeächkbte 
der Landeshoheit und Landesorganisation überhaupt .«eine sq bedeut- 
same Rolle spielt, .verordnete im J* 1310, gleich nach seiner Erbe- 
hung in den Reichsfurslenstand : 

„üt oni tantam'cederet comitatus in s o 1 i d um , reliqui tero ' 
sibi servitHs prospicerent , summa .pecuniae in alimoniam Ulis sohrnmistrata *). M 

Schuttes, der gründliche Geschichtschreiber des henhebergischeh 
Hauses, spricht sich über dieses Hausgeseta folgendermaßen aus : 

„Das warnende Beispiel der im J. 1274 geschehenen Verkeilung der henne-. 
bergisclfen Lande hatte vermuthlich in diesem gräflichen Hause den Grundsatz 
hervorgebracht, dafs man allemal dem erstgebornen Söhnt, nach der alten 
fränkischen Ursitte , die alleinige Lehns - und Landesfolge gestattete und hin- 
gegen die Jüngern Söhne insgemein mit einem lebenslänglichen Genüsse ge T 
wisser Einkünfte abzufinden. pflegte. Dieses Majorat hatte Graf Berthold .schon 
im J. 1310 eingeführt »)." 



1) Schotpflin, hist. zaringo-badensis T. V. p. 513. '• 

2) Knicken , de saxonico non provocandi jure p; 166. * 

3) Fälschlich giebt Lttöolf, de jure primogenit. p. 25. als Entstehungszeit 

« 

dieser Verordnung das Jahr 1350 an. 
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Anfserdenr wurde vop Bertbold zur gröfsern Sicherheit noch die 
Vorsicht angewendet , die Jüngern, weltlichen Sohne dahin zu bewe- 
gen *, dafs sie im J. 1316 zum Vortheiie des erstgebornen Bruders auf 

• ♦ • 

die hennebergischen Lande Verzicht leisteten l ). 

• -Eine fast gleichzeitige Verordnung des Landgrafen Otto voi 
Hessen über die Herstellung der Individualsuccessidn in seinen 
Hause ist-, bereits S..138 erwähnt worden. •/ 

Ebenso fällt die Untheilharkeiftsverordnttng des Grafen Wilheb 
von Katzenellenbogen vom J. 1531 noch vor die Errichtung der got 
denen Bulle» Die hierhergehörten Worte lauten : 

„Wir. wollen anth'me, das keiner dan* Ein unse Leynserfce ein tan* « 
der hersSchaft die wir nach nnserai Lloide jaizin und das sal angaindis Wilhdn 
unse Eiste Sun syn Ein Here der Herrschaft und ob der abgienge von Des- 
wegen , das Got nit inwolle , sq soll iz Dyther nnse fcun syn und ob der ahe- 
gienge, so soll ie aber der Eiste darna sin; und das hant uns auch nnse Stc- 
ger vorgemannt gelobt, wann das Got ufcir uns gebadet, das si kern Lejv- 
erben nnse Herrschaft sollen machin me da Einen *nnd das aal aHia der Ehirte 
sin, nnd-me so hait Wilhelme nnse Eiste Sun in gaden Truwen ans gelobt, 
dit allis stede zu haldene, das an disem geinwortigen Brib geschrieben steh V 

Sehr kurz vor der. Publica tion der goldenen Bulle (im J.tfSl 
nach Moser 9 * , 1355 nach Liinig's Angabe) errichtete auch Her«; 
.'Magnus I. von firauuschweig ein derartiges Testament , wodurch er 

* • 

die UntbeUbsirkeit seiner Lande und'die Individualsuccession anori- 
nete 8 ) (S. 279). Diese Unlheilbarkeilsverordnungen , welche tfaeib 
vor, theils nach der goldenen Bulle erlassen wurden, beweisen, dab 
dieselbe, keine .neue. Idee in die Welt, hineinwarf, sondern diu 
ähnliche staatsmännische Pläne zu derselben Zeit von den intelligente- 
sten Fürsten gehegt wurden. 

§. 40. 
AllmSliger Uebergang zum Principe der Individualsuccessioo. 

Wir. haben gesehen, dafs die Bestimmung der goldenen Bolle 
nicht .ohne Einflufs blieb auf die übrigen deutschen Territorien wd 

1)' SthuUes II. S. 27, (U rknndenbucjfi zur Geschichte der Grafschaft Hennebert* 
8chieÜ8ingöt];) ."*"". • * 

2) Wenek, Hessische Landesgeschichte I. Urktmdenbach 8. 13a No.CXCm 

3) Part, «pec cont. unter Brannschweig in snppl. ult. 1012. 
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dafs weise Regenten -den Grundsatz der Unteilbarkeit in ihren Fa- 
milien dusch hausgesetziiche. Bestinimungen toeu begründeten.' Aber 
diese Bestimmungen blieben immer, noch sehr vereinzelt, das 
Theilungssysteih hatte zu' tiefe Wurzeln geschlagen , um es sogleich 
mit Stumpf upd "Stiel ausrotten zu können. 

Wenn selbst auch in vielen' Fürstenhäusern die bessere Er- 
kenntnifs damals durchgedrungen wäre', .selbst wenn man von den 
unglückseligen Folgen der privatrechtlicben Succession sieh 
völlig überzeugt Mite t so hätte man dqch die Individuajsuccessjon in 
der Form der Primogenitur nicht sogleich vollständig und consequent 
durchfuhren können. Durch das Theilungssystem , welches' schon 
mehrere Jahrhunderte hindurch in fast »allen RegentenfamiHen be-. 
folgt worden war, hatte sich ein Familieuberkommen gebildet, welches 

den Ansprüchen der Nacbgebornen entschieden günstig war. Defs* 

* * . « 

halb konnte man * diese nicht sogleich von der Succession in Land 
und Leute ausschließen , sondern mufste sich gelinderer Mittel 
bedienen, welche die eigentliche Primogenitur erst vorbereiteten. 
Die völlige Aüsschliefsung der Nachgebornen von der Sucr- 
cession in'I^and und Leute konnte erst das letzte.Resu!ta.t dieser 
Bestrebungen sein, welches durch Uebergangszu stände ange- 
bahnt werden mufste.* Erst als sich alle diese Mittel als unwirksam 
erwiesen hatten, griff man zur strengen Prfmogenitur mit allen ihren 
Konsequenzen. Als solche gelindere Mittel zur. Beseitigung oder 
Sesohränkung: desTbeilungswesens sind besonders folgende zu'be- 
rachten: 

I. Beschränkung in der Anzahl der regierenden 
lerren. 

Ehe man die Erstgeburt völlig durchzuführen wagte, begann' 
ian in einigen Häusern damit, die regierenden Herren auf eine 
estimmte Anzahl zu beschränken ,' so dafs die Söhne, welche 
her diese Zahl hinaus vorhanden waren , auf andere Weise abge? 
rjctden wurden. Besonders häufig War es, dafs aufser dem Erst- 
spornen auch noch der Zweitgeborne regierender Herr wurde, 

• ■ * * 

d^m die 2ahl der Regierenden *uf zwei lixirt war. 

f^ckabe Bntg eb.Bt« • ... 21 *- ' 
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• * • 

Aufserdenv wurde von Bertboid zur gröfsehi Sicherheit noch die 
Vorsicht angewendet ,. die jungem weltlichen Sohne dahin zu bewe- 
gen; dafs sie im J.1316 zum Vortheile des erstgeborneo Bruders uf 
die hennebergiscben Lande Verzicht leisteten l ). • 

* -Eine fast gleichzeitige Verordnung des Landgrafen Otto von 
Hessen über die Herstellung der Individualsuccessiön in seinen 
Hause ist*, bereits S..138 erwähnt worden. • 

Ebenso fällt die Untheilharkeitsverordnttng des Grafen Wilbek 
von HatzeneUenbogen vom J. 133* noch vor die Errichtung dergoL 
denen Bulle» Die hierhergehörigen Wortp lauten : . 

; „Wir .wollen aach'me, das keiner dan Ein unse Leynserfee* ein hart« 
der hersSchaft die wir nach nnserm Lloide jaizin find. 'das, sal angaindis Wilheh 
nnse Eiste Sun syn Ein Here der Herjrtchaft und ob der abgienge von Dato« 
wegen , <fcs Got nit inwolle , so, soll iz Dyther nnse &un syn nnd ob der ahe- 
gienge 9 so soll iz aber der Eiste darna sin ; und das haut uns auch aase Ste- 
ger Vorgemannt gelobt , wann das Got nbir nns gebadet , das si kein Lejv- 
erben nnse Herrschaft sollen mächin me da Einen *nnd das sal aflia der Ehate 
sin t uad-me so hait Wilhelme nnse Eiste Sun in guden Truwen uns gelobt, 
dit 'allia stede zu haldene, das an disem geinwortigen Brib geschrieben steh y 

Sehr kurz vor der. Publica tion der goldenen Bulle (im J. 1551 

nach Moser' s, 1355 nach Lünig's Angabe) errichtete auch Herzog 

.'Magnus I. von Braunschweig ein derartiges Testament, wodurch er 

die Untbeilbsirkeit seiner Lande und die Individnajsuccession aoorl 

• • • 

nete 8 ) (S. 279). Diese Unlheilbarkeilsverordnungen , \yelchc theüs 
vor, tbeils nach der goldenen Bulle erlassen wurden, beweisen, dak 

m 

dieselbe, keine .neue* Idee in die Welt, hineinwarf, sondern dili 
ahnliche staatsmännische Pläne zu derselben Zeit von den intelligente- 
sten Fürsten gehegt wurden. 

§40. 

AllmSliger Uebergang zum Principe der Individualsuccessioo. 

- 
Wir haben gesehen, dafs die Bestimmung der goldenen Bolle 

nicht .ohne- Einflute blieb auf die übrigen deutschen Territorien d 

1)' ttohuttes II. S. 27. (Urknndenbucjti zur Geschichte der Grafschaft Henneboy- 
8chieusing£t]:) , 

2) Wench, Hessische Landesgeschichte I. Urkimdcnbuch S.130. No.GXGflI 

3) Part, spec' cont.' unter Brannschweig in suppl. ult» 1012. 



§. 40. Allmfttiger Uebergang zum Principe der Indiriduaisuceession. 3ÄI 

dafs weise Regenten -den Grundsatz der Üntheilbarkeit in ihren Fa- 
milien dusch hausgesetzliche Bestimmungen neu begründeten. Aber 
diese Bestimmungen blieben immer. noch sehr vereinzelt, das 
Theilungssystem kalte zu" tiefe Wurzeln geschlagen , . um es sogleich 
mit Stampf upd Stiel ausrotten zu können. 

Wenn selbst auch in vielen Fürstenhäusern die bessere. Er- 
kenntnis damals durchgedrungen wäre*, .selbst wenn man von den 
unglückseligen Folgen der privatrechtlichen Succession sieh 
völlig überzeugt Mtte t so hätte man <k>cb die Individualsüccessiofl in 
der Form der Primogenitur nicht sogleich vollständig und conseqflent 
darcbfubren können. Durch das Theilungssystem , welches' <schon 
mehrere Jahrhunderte hindurch in fast »allen RegentenfamiHen be-. 
folgt worden war, hatte sich ein Familienherkommen gebildet, welches 
den Ansprüchen der Nachgebomen entschieden günstig war. Defs* 
halb konnte man * diese nicht sogleich von der Succession in Land 
und Leute ausschließen, sondern mufste sich gelinderer Mittel 
bedienen, welche die eigentliche Primogenitur erst vorbereiteten. 
Die völlige Aüsschliefsung der Nachgebornen von der Sucr- 4 
cession inl^and und Leute konnte erst das letzt e.Resnlt^t dieser 
Bestrebungen sein, welches durch Uebergangszustände ange- 
bahnt werden mufste.* Erst als sich alle diese Mittel als unwirksam 

• • • 

erwiesen hatten, griff man zur strengen Prfmogenitur mit allen ihren 
Konsequenzen. Als solche gelindere Mittel zur; Beseitigung oder 
Beschränkung: .des Theilungswesens sind besonders folgende zu Ve- 
rachten: 

1. Beschränkung in der Anzahl der regierenden 
lerren. 

Ehe man die Erstgeburt völlig durchzuführen wagte, begann 
iap in einigen Häusern damit, die regierenden Herren auf eine 
estimmte Anzahl zu beschränken, * so dafs die Söhne, welche 
1* « r diese Zahl hinaus vorhanden waren , auf andere Weise abger 
Loden wurden. Besonders häufig war es, dafs aufser dem Erst- 
^ttornen auch noch der Zweitgebqrne regierender Herr wurde, 
die 2ahl der Regierenden *uf zwei tixirt war. 

cfcolae Bfftgeb.Bt. : • . 21 • ' 
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*• ■ • • • 

Aufserdenr wurde voji Bertbold zur gröfsern Sicherheit noch fo 
Vorsicht angewendet , die jungem weltlichen Söhne dahin za bewe- 
gen *, fhftfs sie im J. 1316 zum Vortheile des erstgebornen- Bruders auf 
die hennebergischen Lände Verzicht leisteten 1 ). 

* -Eine fast gleichzeitige Verordnung des Landgrafen Otto von 
Hessen über die Herstellung der Individualsuccessidn in seinen 
Hause ist. bereits S..158 erwähnt worden. •/ 

Ebenso fallt die Untheilharkeitsverordnttng des Grafen Wilheb 
von Katzenellenbogen vom J. 133* noch vor die Errichtung der got> 
denen Bulle» Die hierhergehörigen Worte lauten : 

';'' „Wir wollen auch'me, das keiner dan Ein onae Leynserfce ein taerrt b 
der hersSchaft die wir mich unserm Qoide Jaizin und.'das>sal angaindis Wilhdn 
nnse Eiste Sun syn Ein Here der Herjrtchaft und ob der abgienge von Dotd* 
wegen , dßä Got nit inwolle , sq soll iz Dyther nnse Sun syn nnd ob der abe- 
gierige, so soll iz aber der Eiste darna sin ; und das hant uns auch nnse Sw- 
ger Vorgemannt gelobt , wann das Got ubir uns gebadet; , das si kein Leyu- 
erben nnse Herrschaft sollen machin me da Einen "und das aal aflia der Ehkte 
sin^.uad-me so hait Wilhelme nnse Eiste Sun in guden Trnwen uns gelobt, 
dit aliis stede zu haldene, das an disem geinwortigen Brib geschrieben steh *)." 

Sehr kurz vor der. Publica tion der goldenen Bulle (im J. 1551 
nach Moser' s, 1355 nach Liimg's Angabe) errichtete auch Herzog 
Magnus I. von Braunschweig ein derartiges Testament , wodurch er 
die Untbetlbarkeit seiner Laude uud*die Individuajsuccession aoorl 
nete 8 ) (S. 279). Diese UnlheilbarkeiUverordnungen, \yelchc theä 
vor, theils nach der goldenen Bulle erlassen wurden, beweisen, dab 
dieselbe, keine .neue. Idee in die Welt, hineinwarf, sondern diu 
ähnliche staatsniännisehe Pläne zu derselben Zeit von den intelligente- 
sten Fürsten gehegt wurden. 

§. 40. 

AHmSliger üebergang zum Principe der Individualsuccessioo. 

- 
Wir haben gesehen , dafs die Bestimmung der goldenen Bolk 

niett .ohne Einflufs blieb auf die übrigen deutschen Territorien od' 

1) &4huUes II. S. 27. (Urfcundenbucjfi zur Geschichte der Grafschaft Hennef- 
8chleusing£t];) . ' * T 

2) Wench, Hessische Landesgeschichte I. Urktmäenbuch S. 13a No. CXCfli 

3) Part, «pec cont. unter Braunschweig in snppl. ult, 1012. 



§. 40. AMmätiger Uebergang zum Principe der Individnaisneeettu». 3$t 

dafs weise Regenten -den Grundsatz der Üritheilbarkeit in ihren Fa- 
milien durch hausgesetziiche. Bestimmungen neu begründeten.' Aber 
diese Bestimmungen blieben immer. noch sehr vereinzelt, das 
Theilungssystem hatte zu" tiefe Wurzeln geschlagen , , um es sogleich 
mit Stumpf upd "Stiel ausrotten zu könoeu. 

Wenn selbst auch in vielen Fürstenhäusern die bessere Er- 
kenntnifs damals durchgedrungen wäre*, selbst wenn man von den 
unglückseligen Folgen der privatrechtlichen Succession sieh 
völlig überzeugt hätte t so hätte man doch die IndividuaJsuccessioA in 
der Form der Primogenitur nicht sogleich vollständig und consequent 
darcMohren können. Durch das Theilungssystem , welches' ächon 
mehrere Jahrhunderte hindurch in fast «allen Begentenfamitien be-. 
folgt worden war, hatte sich ein Familienherkommen gebildet, weiches 
den Ansprüchen der Nachgebornen entschieden günstig war. Defs<- 
halb konnte man * diese nicht sogleich von der Succession in Land 
und Leute aüsschliefsen , sondern mufste sich gelinderer Mittel 
bedienen, welche die eigentliche Primogenitur erst vorbereiteten. 
Die völlige Ausschliessung der Nachgebornen von der Sucr- 
cession iuXand und Leute konnte erst das letzt e.Resu!ta.t dieser 
Bestrebungen sein, welches durch Uebergangszustände ange- 
bahnt werden mufste. Erst als sich alle diese Mittel als unwirksam 
erwiesen hatten, griff man zur strengen Primogenitur mit allen ihren 
Konsequenzen. Als solche gelindere Mittel zur; Beseitigung öder 
3e<schränkung: des Tbeilungswesens sind besonders folgende zube- 
rachten: 

I. Beschränkung in der Anzahl der regierenden 
Ferren. 

Ehe man die Erstgeburt völlig durchzufuhren wagte, begann* 
tau in einigen Häusern damit, die regierenden Herren auf eine 
estimmte Anzahl zu beschränken i • so dafs die Söhne, welche 
tv c r diese Zahl hinaus vorhanden waren , auf andere Weise abger 
xzden wurden. Besonders häufig war es, dafs aufser dem Erst- 
»]>4>rnen auch noch der Zweitgebprne regierender Herr wurde, 
cl^ra die 2ahl der Begierenden *uf zwei tixirt war. 

aJd mh« Bwtgeb.Bt. : • .. 21 ' 
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Anfserdenr wurde, von Berthold zur gröfsehi Sicherheit noch die 
Vorsicht angewendet, die jungem weltlüfren Söhne dahin zabewe- 
gen v dafs sie im J. 1516 zum Vortheile des erstgebornen Bruders u! 
die hennebergischen Lande Verzicht leisteten 1 ). 

* «Eine fast gleichzeitige Verordnung des Landgrafen Otto voi 
Hessen über die Herstellung der Individualsuccessidn in seines 
Hause ist. bereits S..138 erwähnt worden. * • ■ 

Ebenso fällt die Untheilharkeitsverordnttng des. Grafen Wilhck 
von Katzenellenbogen vom J. 1531 noch vor die Errichtung dergoi- 
denen Bulle» Die hierhergehörten Worte lauten: 

; „Wir wollen anch'me, das keiner dao Ein unse Leynserfce ein torre « 
der hersSchaft die wir nach unserm Dloide jaizin and. 'das sal angaindu Wilhen 
nmse Eiste Sun syn Ein Here der Herjrtchaft und ob der abgienge von Dotds- 
wegen , das Got nit inwolle , sa soll iz Dyther .nnse Sun syn und ob der ahe- 
gienge , so soll is aber der Eiste darna sin ; und das hant uns auch nnse Ste- 
ger vorgemannt gelobt, wann das Got nbir uns gebndet, das si kein Lejv- 
erb'en nnse Herrschaft sollen machin me da Einen "und das sal allia der Ettiste 
sin t . und • me so hait Wilhelme nnse Eiste Sun in guden Truwen uns gelobt, 
dit 'allis stecle za haldejie, das an diseni geinwortigen Brib geschrieben stät *)." 

* ** 

Sehr kurz vor der. Publica tion der goldenen Bulle (im J. 13&1 

nach Moser' s, 1355 nach Lünig's Angabe.) errichtete auch Herzog 

.'Magnus I. von Brauuschweig ein derartiges Testament , wodurch er 

die UntbeUbsirkeit seiner Lande und 'die Individuajsuccession awri- 

• * • * 

nete 8 ) (S. 279). Diese Unlheilbarkeilsverordnungen , \yelche thcik 
vor, theils nach der goldenen Bulle erlassen wurden, beweisen, dife 
dieselbe, keine .neue- Idee in die Welt, hineinwarf, sondern daß 
ähnliche staatsmännische Pläne zu derselben Zeit von den intelligente- 
sten Fürsten gehegt wurden. 

§. 40. 
AHmSliger Uebergang zum Principe der Individualsuccessioo. 

Wir haben gesehen, dafs die Bestimmung der goldenen Bolle 

nicht .ohne- Einflufs blieb auf die übrigen deutschen Territorien wd 

~ « ■ ■ . ? 

iy SthuUes II. S. 27. (Urkundenbucjji zur Geschichte der Grafschaft Hennebert- 
Schleusinggft:) ."'*".'" , 

2) Wench, Hessische Landesgeschichte I. Urkimdenbuch S. 13a No. GXGfll 

3) Part. «pec. cont. unter Braunschweig in snppl. nlt. 1012. 
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dafs weise Regenten «den Grundsatz der Uritheilbarkeit in ihren Fa- 
mitien ducch hausgesetzliche Bestiihmungen neu begründeten.' Aber 
diese Bestimmungen blieben immer. noch sehr vereinzelt, das 
Theilungssysteih hatte zu' tiefe Wurzeln geschlagen , . um es sogleich 
mit Stumpf und 'Stiel ausrotten zu können. 

Wenn selbst auch in vielen' Fürstenhäusern die bessere. Er- 
kenntnifs damals durchgedrungen wäre*, .selbst wenn man .von den 

* « 

unglückseligen Folgen der privatrechtlichen Succession sieh 
völlig überzeugt Mite : so hätte man doch die IndividualsuccessioA in 
der Form der Primogenitur nicht sogleich vollständig und consequent 
durchführen können. Durch das Theijungssystem , welches <schon 
mehrere Jahrhunderte hindurch in fast «allen RegentenfamiHen be-. 
folgt worden war, hatte sich ein Familienherkommen gebildet) welches 
den Ansprüchen der Nachgebornen. entschieden günstig war. Defs* 
halb konnte man * diese nicht sogleich von* der Succession in Land 
und Leute aüsschliefsen , sondern mufste sich gelinderer Mittel 
bedienen, welche die eigentliche Primogenitur erst vorbereiteten. 
Die völlige Ausscbliefsung der Nachgebornen von der Sucr- 
cession iuT^and und Leute konnte erst das letzte.ResuItsit dieser 
Bestrebungen sein, welches durch Ue bergan gszu stände ange- 
bahnt werden mufste. Erst als sich alle diese Mittel als unwirksam., 
erwiesen hatten, griff man zur strengen Prfmogenitur mit allen ihren 
C o nsequenzen. Als solche gelindere Mittel zur; Beseitigung öder 
Beschränkung des Theilungswesens sind besonders- folgende zu' be- 
richten:. 

I. Beschränkung in der Anzahl der regierenden 
lerren. 

Ehe man die Erstgeburt völlig durchzuführen wagte, begann' 
tau in einigen Häusern damit, die regierenden Herren auf eine 
estimmte Anzahl zu beschränken,' so dafs die Söhne, welche . 
Y* & r diese Zahl hinaus vorhanden waren , auf andere Weise abge? 
xzden wurden» Besonders häufig war es, dafs aufser dem Erst- 
»bornen auch noch der Zweitgeborne regierender Herr wurde, 
cl^ra die 2ahl der Regierenden *uf zwei fixirt war. 

aSckabe Bntgeb.Bt* : .21 ' 
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Aufcerdem wurde voji Benbold zur gröfseru Sicherheit noch k 
Vorsicht angewendet ,. die jungem weltlichen Söhne dahin zu bewe- 
gen v dafs sie im J. 1316 zum Vortheile des erstgebornen- Bruders auf 

« * 

die hennebergiscben Lande Verzicht leisteten l ). 

* -Eine fast gleichzeitige Verordnung des Landgrafen Otto voi 
Hessen über die Herstellung der Individualsuccessiön in seines 
Hause ist. bereits S..138 erwähnt worden. •/ 

Ebenso fällt die Untheilharkeitsverordnttng des Grafen Wilbda 
von Katzenellenbogen vom J. 1331 noch vor die Errichtung dergoL 
denen Bulle* Die hierhergehörten Worte lauten : 

; „Wir -Wollen anch'me, das keiner dan'Ein unse Leynserfee ein her« « 
der hersSchaft die wir nach unserm doide laizin und.'das.sal angamdia Wilhda 
. nnse Eiste Sun syn Ein Here der Herrschaft und ob der abgienge von DA 
. wegen , das Got nit inwolle , sa soll iz Dyther unse Sun syn nnd ob der abe- 
gierige , so soll iz aber der Eiste darna sin \ und das hant uns auch anse Swe- 
ger vorgemannt gelobt, wann das Got ufcir uns gebadet;, das si kein Leyui- 
erben nnse Herrschaft sollen machin oe da Einen *nnd das aal alüa der Btstt 
sin, uad-me so hait Wilhelme nnse Eiste Sun in guden Truwen an« gelebt, 

dit allis stede zu haldene, das an disem geinwortigen Brib geschrieben steit V 

* - " * * * * 

Sehr kurz vor der. Publica tion der goldenen Bulle (im J» 1551 
nach Moser' s, 1355 nach Ldhtig's Angabe) errichtete auch Herzog 

.Magnus I. von firauuschweig ein derartiges Testament, wodurch er 
die Untheilbsirkeit seiner Lande und die Individualsuccessiön anori 
nete 8 ) (S. 279). Diese Unlhejlbarkeilsverordnungen , welche theüs 
vor, theils nach der goldenen Bulle erlassen worden, beweisen, dab 

• dieselbe, keine, neue Idee in die, Welt . hineinwarf , sondern diu 
ahnliche staatsmännische Pläne zu derselben Zeit von den intelligente- 
sten Fürsten gehegt wurden. 

§.40. 

AlhnSliger Uebergang zum Principe der Individualsuccessioo. 

« * ■ • — 

. Wir haben gesehen , dafs die Bestimmung der goldenen Bolk 

niett .ohne Einflufs blieb auf die übrigen deutschen Territorien od 

■ « ■ • . ? 

1) SthuUes II. S. 27. (Urfcundenbuch zur Geschichte der Grafschaft Henneberf 

• • • 

Schieusingöt]:) 

2) Wench, Hessische Landesgeschichte I. Urkandenbuch S. 130. No. CXCDT. 

3) Part, «pec cont. unter Braunschweig in suppl. olt> 1012. 
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dafs weise Aegenten <den Grundsatz der €ritheilbarkeit; in ihren Fa- 
milien durch hausgesetzliche Bestiftrirangen toeu begründeten.' Aber 
diese Bestimmungen blieben immer noch sehr vereinzelt, das 
Theilüngssystem halte zu' tiefe Wurzeln geschlagen , um es sogleich 
mit Stumpf upd Stiel ausrotten zu können. 

Wenn selbst auch in vielen Fürstenhäusern die bessere Er- 
kenntnifs damals durchgedrungen wäre*, .selbst wenn man von den 
unglückseligen Folgen der privatrechtlichen Succeasion sieh 
völlig überzeugt Mite i so hätte man doch die IndividualsiiccessioA in 
der Form der Primogenitur nicht sogleich vollständig und conseqflent 
durchführen können. Durch das Theilüngssystem , welches' schon 
mehrere Jahrhunderte hindurch in fast «allen RegentenfamiBen Sc*, 
folgt worden war, hatte sich ein Familienherkommen gebildet, welches 

* * * 

den Ansprüchen der Nachgebornen entschieden günstig .war. Defs<- 

• * * 

halb konnte man * diese nicht sogleich von der Suecession in Land 
und Leute ausschliefen , sondern mufste sich gelinderer Mittel 
bedienen, welche die eigentliche Primogenitur erst vorbereiteten. 
Die völlige Aiisschliefsung der Nachgebomen von der Sucr-* 
Zession iuX<and und Leute konnte erst das letzte.Resnlt^t dieser 
Bestrebungen sein, welches durch Uehergangs-zustände ange- 
bahnt werden mufste.- Erst als sich alle diese Mittel als unwirksam 

* 

i* wiesen hatten, griff man zur strengen Primogenitur mit allen ihren 
Konsequenzen. Als solche gelindere Mittel zur; Beseitigung oder 
Aschränkung: des Theilungswesens sind besonders folgende zube- 
acbteo :, 

I* Beschränkung in der Anzahl der regierenden 
erreo. 

Ehe man die Erstgeburt völlig durchzufuhren wagte, begann 
iWM in einigen Häusern damit, die regierenden Herren auf eine 
tCJmmte Anzahl zu beschränken 9 so dafs die Söhne, welche. 
« r diese Zahl hinaus vorhanden waren , auf andere Weise abge? 

den wurden. Besonders häufig war es , dafs aufser dem Erst- 

. * • 

*>rnen auch noch der Zweitgebqrne regierender Herr wurde, 
?m die Zahl der Regierenden *uf zwei fixirt war. 

FcJwlze Brstf cb.Bt. • ..21 ' 
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** * . • • 

V t 

Anfserdem wurde vop Bertbold zur gröfsehi Sicherheit noch die 
Vorsicht angewendet , die jungem weltlichen Sohne dahin zu bewe- 
gen v dafs sie im J. 151$ zum Vortheile des erstgebornen- Bruders auf 

• ■ 

die hennebergiscben Lande Verzicht leisteten 1 ).- 

« * 

* -Eine fast gleichzeitige Verordnung des Landgrafen Otto von 

» 

Hessen über die Herstellung der Individualsuccessida in seinem 
Hanse ist. bereits 3. 138 erwähnt worden. ' • • 

Ebenso fällt die Untheiiharkeitsverordoüng des; Grafen Wilhek 
von Katzenellenbogen vom J. 1531 n'och vor die Errichtung der gol- 
deften Bulle» Die hierhergehörigen Worte lauten : . » 

„Wir. wollen auch 'nie, das keiner dan Ein unse Leynserfce ein tone « 
der hersSchaft die wir nach unsejrm Lloide laizin und 'das . sal angaindis Wilhelm 
. mne Eiste Sun syn Ein Here der Her/s'chaft und ob der abgienge von Doklii- 
. wegen , das Got nit inwolle , sa soll iz Dyther unse Sun syn nnd ob der ab«- 
gienge, so soll iz aber der Eiste darna sin j und das haut uns auch unse Swe- 
ger vorgemanöt gelobt, wann das Got nbir nns gebadet, das si kein Leynt- 
erben nnse Herrschaft sollen mächin me da Einen *und das sal allia der Eltiste 
sittj und-me so hait Wilhelme nnse Eiste Sun in guden Truwen ans getobt, 
dit allis stede zu haldene, das an disem geinwortigen Brib geschrieben steit *)." 

Sehr kurz vor der. Publica tion der goldenen Bulle (im J. 4351 

nach Moser' s, 1355 nach Lünig's Angabe) errichtete auch Herzog 

.'Magnus I. von Braunschweig ein derartiges Testament, wodurch er 

die Unteilbarkeit seiner Lande und'die Individuajsuccession aoord- 

nete 8 ) (S. 279). Diese Unlheilbarkeilsverordnungen , \yelcbe theils 

♦ 

vor, theils nach der goldenen Bulle erlassen wurden, beweisen, dafe 

dieselbe, keine .neue, Idee in die Welt, hineinwarf, sondern dab 

• * 
ähnliche staatsmännische Pläne zu derselben Zeit von den intelligente- 
sten Fürsten gehegt wurden. 

§. 40. 
Allmaliger Uebergang zum Principe der Individualsuccession. 

Wir haben gesehen , dafs die Bestimmung der goldenen Balle 
niett .ohne Einflute blieb auf die übrigen deutschen Territorien uod 

1) Sthultes IL S. 27. (Urkundenbucjfi zur Geschichte der Grafschaft Henneberg- 
8chieusing6n;) .'"".' 

2) WencK, Hessische Landesgeschichte I. UrkimcTenbuch S. 130i No. CXCIH. 

3) Part. spjBc. cont. unter Braunschweig in suppl. ult, 1012. 
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• • • 

dafs weise Regenten «den Grundsatz der Unteilbarkeit in ihren Fa- 
mitten durch hausgesetzliche Bestimmungen neu begründeten.' Aber 
diese Bestimmungen blieben immernoch sehr vereinzelt, das 
Theilungssystem halte zu' tiefe Wurzeln geschlagen 9 um es sogleich 
mit Stumpf upd Stiel ausrotten zu können. 

Wenn selbst auch in vielen' Fürstenhäusern die bessere Er- 

« • ■ 

kenntnifs damals durchgedrungen wäre*, .selbst wenn man von den 
unglückseligen Folgen der privatrechtlicben Succession sieb 
völlig überzeugt Mite t so hätte man doch die Individuajsüccesgion in 
der Form der Primogenitur nicht sogleich vollständig und cossequent 
durchfuhren können. Durch das Tbeilungssystem , welches' «schon 
mehrere Jahrhunderte hindurch in fast «allen Regen tenfamiBen be-. 
folgt worden war, hatte sich ein Familienherkommen gebildet» welches 
den Ansprüchen der Nachgebornen entschieden günstig war. Defs* 

• • 

halb konnte man ' diese nicht sogleich von der Succession in Land 
und Leute ansscbliefsen , sondern mufste sich gelinderer Mittel 
bedienen, welche die eigentliche Primogenitur erst vorbereiteten. 

Die völlige Aüsscbliefsung der Nachgebomen von der Sucr- 

• • • • 

cession inXand und Leute konnte erst das letzte.Resulta.t dieser 
Bestrebungen sein, welches durch Uebergangszu stände ange- 
bahnt werden mufste.- Erst als sich alle diese Mittel als unwirksam . 
erwiesen hatten, griff man zur strengen Prfmogenitur mit allen ihren 
Consequenzen. Als solche gelindere Mittel zur: Beseitigung öder 
Beschränkung: des Theilungswesens sind besonders folgende zu'be- 

* 

trachten:. 

* •« 

l. Beschränkung in der Anzahl der regierenden 
Herren. 

EJie man die Erstgeburt völlig durchzufuhren wagte, begann' 
man in einigen Häusern damit, die regierenden Herren auf eine 
bestimmte Anzahl zu beschränken i so dafs die Söhne, welche, 
über diese Zahl hinaus' vorhanden waren , auf andere Weise abge? 
fanden wurden» Besonders häufig war es , dafs' aufser dem Erst- 
gebornen auch noch der Zweitgeborae regierender Herr würde, 
indem die 2abl der Regierenden auf zwei fixijrt war. 

Schulze Brstgeb.Bt. : • • . 21 ' 
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4) Unter den. Martgrafen von Baden wurde im J. 4*89 ver- 
iihredet j 

'. „Veit» nitt mehr dann z ween »Ifrbe» Manftesgesoblecht* dieselben muri 
Markgrafscbaft. , Herrschaft und Schloß, Land und Leute innehaben and ba» 
sitzen sollen , and were daf& wir Bernhard und Rudolf abgehen und unser jeg- 
licher mehr denn Einen ehlichen Sohn gewunnen, so soll doch unseres jeglicher 
ehester Sohn nach ans die Markgrafschaft Land und Leute , Eigen zu seinem 
Theüe einen und haben und ein einiger Herr zu demselben Triette sein 1 ). M 

' $) Im J. 4460 verordnete Albreeht HI. von Baiern, dafs das 
Herzoglbnm nngetbeilt bleiben und nur die JB^ideif Sllenten 
Söhne regierende Herren werden sollten. • Adtzreitä- (8. 27f) 
siebt «in dieser Disposition mit richtigem Tacte eine natürliche 
Brücke rar Einführung der Primogenitur („his gr&dibus.ibaluT ad 
monarebiatn") tmd erklärt : 

1 '„Triboenda haec prineipis optimi provisto divinae dient! , qua* taäviter 
nd auoa fines <tisp<mens, omnia non longo admodum temperia inteirallo da an* 
Viral um ad seenturam unius dietaturam differebat." 

M 

3) Im J. 1613 wurde in dem Hause Wied: ein Erbslatut §e- 
macht, wornaeji immer nur zwei regierende Grafen sein sollten 4 ). 

4) Durch' einen Vergleich von 1627 wurde in dem hessischen 

• » » 

Gesammthjtuse folgende Bestimmung getroffen : 

„Nachdem wir uns -freundvetterlich vereinbaret und verglichen, dals iü un- 
serm ganzen furstl. Hause , . t solange darinn die beide jetzige cassetsche ood 
darmstädtische Linie in Esse bleiben, bei jeder Linie nur eia einiger Regent 
und daher bei beiden Linien mehr rrit denn zwei Regenten sein'sonW (8.293). 

5) Eine gleiche Bestimmung wurde 1641 in der neuen Inne- 
faurgischen Linie von Herzog Georg getroffen , weicher verordnete, 
dafs in seinem Hause zwei regierende Herren sein sollten, einer zo 
Zelia , der andere zu Hannover (S. 282). 

6) Bisweilen wurde eine gröfsere Anzahl von regierenden Her- 
ren zogelassen $ so wurde z. B- 1473 im brandenbmrgiscben Hanse 

.. von Albreeht Achilles die Bestimmung getroffen , - dafs nicht mehr 
als drei regierende Herren sein sollten (S. 267) ^ * 

7> Eine noch gröfsere Anzahl regierender Herren Hefs man 
vermöge des Gescbleohtsrecesses vom J. 1668 im gräflich reufsiscbei 
Hause zu , indem man die Zahl derselben* abf fünf festsetzte. 

•1) SchöpfAn a. a; O. V. S. 514. 2) LÜnig , Spiel sec. Theil IK' S. 1496. 



§.40. AllmÄKgei 4 UeWg«Djf ÄB«ftiJodp^derIndiWdnalsqc<^8aioD. 303 
• IL* Die Anocdeung einer gemeinsamen Regierung mit üb* 



tbeiltaffceit der Lende wurde in d e n Fürstenhäusern sehr häufig ge> 
troffen , wo inen sich von der Verderbliebkeit der Theilungen über- 
zeugt bette , sich aber dennoeh nicht über die vermeintliche Gleich- 
berecbtigung aller Sehne hinwegsetzen, konnte« 

„Diesd RegfernogBart »"• tagt J. J.Maer, „war ehedesaen in Oratechladd gar 
beliebt and wurde nodi im vorigen Jahrhunderte von manchen sowohl dem 

Erstgeburtsrechte, welches man als eine sehr unbillige Sache ansah, als auch 

• • • 

den Theilnngen, deren unausbleiblicher Schade für das Hans und Land, zo- 
malen wenn sie in infinitum fortgehen, ebenfalls bald klar ist, weit vorgezogen 
und denen Nachkommen in den Testamenten sehr nachdrücklich angepriesen. 
Und w4na alle grqfse Herrn eine- solche Furcht Gottes hatten und so vertrag- 
lich wären-, als der liebe. Herzog Ernst sd- Sachsen -Gotha und andere gewesea 
seynd, so hiebe e» ja auch von ihnen; Siehe, wie fein und lieblich es ist, 
wann Brüder und Vettern einträchtig bei einander wohnen." 

Aber der jedem Menschen inwobnende Egoismus, die hervortre- 
tende Verschiedenheit der Ansichten und Charaktere liefs bei einer 
solchen Gemeinschaft selten Frieden undvEintracht bestehen« JJei 
der sich vermehrenden Regierungsthätigkek wurde eine einheitr 
liehe Regierung immer notwendiger , die Gemeinschaft immer 
schwerfälliger und unpractischer , besonders -wenn sich die Zahl 
der Gemeiner sehr vermehrte. 

Das Testament Herzog Johann Albrecbt's von Meklenburg vom 
J. 1573 charakterisirt die Nachlheile gemeinsamer Regierungen am 
besten : 

„ßo wissen wir auch, was aus gesanrmter ungeschiedener Regierung , da der 

eine Bruder in" allem durchaus soviel Gewalt und Macht als der andre hat, vor 

* . ■ 

Unrichtigkeit erfolgt und .dafs keiner der Landschaft recht und vollkommen 

mächtig ist, noch sein kann, sondern Trennungen des Adels und« der Städte 
erwachsen und wann ein Herr gebeut , der andre verbeut , wann der 'eine ver- 
folgt,' der andre vergleitet und dergleichen Unheil entstehet,, darüber die, Herr* 
Schäften und ihre Autorität zu Verachtung - und Schimpf gesetzt, auch wohl 
zwiespaltige mifshellige Religion eingeführet wird *)." 

Die Gemeinschaften trugen den Todeskeim in sich. Wie oft 
auch auf dem Wege der väterlichen Disposition oder des brüderlichen 
Vergleichs derartige gemeinsame Regierungsformen angeordnet 

— — — f^ ^ii i ii i i i 

1) Ludolf, de introd. primog. Fase. IV. 88 — 111. 

21* 
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wurde« — sie hatten niemals einen langem- Bestand, and fahrten 

. . • * ■ 

fast immerzu Landestheilungen. Die Gemeinsamkeit erschien 
den Brüdern und Stammesvettern als eine diruckende Fessel ; das 
fortwährende .Bestreben , dieselbe abzuschütteln , .führte notwendig 
zu Mifsvergnügen und Zwietracht In mehreren Fürstenhäusern 
verb&nd man die - Form der gemeinsamen* Regierung mit einem Di- 
rectorium des ältesten, wodurch man die angeführten Uebelstände 
einigermaßen zu vermeiden hoffte. • % 

III. Das Directorium des ältesten wurde als das Cor- 
rectiv einer, gemeinsamen Regierung angewendet lind bahnte zugleich 
den Weg zur Primogenitur. Nach den Grundsätzen .des .deutschen 
LehnrecbU empfing der älteste regelmäßig für sieh und seine 
Mitbelehnten die Gestfmmtbetehnung aus der Hand des Lehnsherrn 
(S,205); es war natürlich, dafs man ihm zugleich die Besorgung der 
gemeinsamen Familienangelegenheiten übertrug und ihm in der Ver- 
waltung der gemeinsam besessenen Lande einen Vorzug einräumte. 
Die Direeloriälverfassung tat besonders in der ernestinischen Linie 
des sächsischen Hauses eine grofse Rolle gespielt', indem man hier 
sich sehr spät' zur Einführung der Primogenitur bequemte. So blie- 
benilie drei SöhneFriedrichVdes Ernsthaften, Friedrich der Strenge, 
Baltbasar und Wilhelm, anfangs .in Gemeinschaft, jedoch so, dafs 
Friedrich als der älteste im Namen der Jüngern an der Spitze der 
Gesammtregierung stand (S. 259). Andere Beispiele einer solchen ge- 
meinsamen Regierung unter dem Directorium des ältesten: sind bereits 
§.36 erwähnt worden. Regelmäßige Hausverfassung war diese 
Art der gemeinsamen Regierung auch in dem herzoglich braun- 
schweigisehen Hause . , ,Regelmäfsig regierte nach des Vaters Tode der 
älteste Sehn zugleich im Namen seiner Brüder während ihrer .Minder- 
jährigkeit , hernach erforderte er derselbeu Bewilligung zu wichtigen 
Regierungsgeschäften , wie die vorhandenen Urkunden zeigen*' *). 
So regierte nach Otto's Tode Albrecht I. anfangs zugleich im Namen 
seines Bruders, bis er 1267 mit Johann theilte (S. 278). Dieselbe Re- 

gierungsform wurde im J. 1374 von den vier Prinzen des Herzogs 

. . . . '• . . • 

* 1) Koch, Versuch einer pragmadschea Geschieh te.des.durchlauchtigBtttiHaiues 
Braunschweig S. 95. 
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Magno* IL verabredetes. 279). Eine solche Gesammlregiecung unter , 

der Direktion des ältesten verabredeten im J. 1482 Eberhard der ältere 

* . » 

und Eberhard der jüngere von Würtemberg in- dem berühmten man- 

singen'scben Vertrage (S. 285). Merkwürdig ist besonders ein Brüder- 
vertrag in der weimarischen Linie von 4629, wodurch die Jüngern 
Bruder dem ältesten ein Directorium übertragen , mit der klaren 
Einsicht, dafs eine, solche Uebertragung von der Einführung der 
Primogenitur wesentlich verschieden sei, 

„Damit aber bei solcher ungetheilten Landesgemeinschsit unterem all- 
gemeinen Hotz, Fürstenthum, Hofwesen, Land and Leuten desto besser vor- 
gestanden werden möge, haben wir ans ferner dahjn verglichen, dafs, obwohl 
wir (Namen <Ser jungem Brüder) uns der Regierung "heben, samt und mit 
Herrn Wilhelm (dem ältesten befugt erachten und an den meisten Fäl- 
len Exempel haben, dafs die jungem Bruder solchen Landesprincipa- 

• • • 

tum, imperiäm, Potestat, Herrschaft, Macht und Gewalt und alles was m 
brüderlichen oder andern verordneten gemeinen Rath darch den mehreren Theil 
der Stimmen tor gut angesehen und beschlossen worden neben dem Eltisten 
attsdrückBclt , unter und in ihrer aller Namen auszuschreiben , zu«, gebieten , zu 
verordnen » an Feibieten und an exequiren bisweilen in die 20 » 90 und mehr 
Jahre mit dem Eltisten zugleich besessen, geetyt, gebraucht and zu gebührlichem 
Vorzüge» and Vortheile Alters halben berührtem Erlisten nicht mehr dann das 
Direktorium oder -Präsidenten Amt, mit seinen Rechten und Gerechtigkeiten 
als die Ehre der Oberstelle in allen Zusammenkünften , Rathschlagen , Handeln 
und Sachen zu haben and zu halten , die grö'ste Aufsicht , . Sorge und Mühe vor 
allen andern Gebrüdern zu tragen; was Rath oder Nutz zu* erinnern., anzu- 
fallen, fortzutreiben, Rathschlage fnrznnehmen, darinnen zu praaidiren, und 
zu prqponiren, uffs erste zu votiren und umzufragen, und wann, gleich ^otirt, 
den Ausschlag zu geben, zu beschliefsen und andere dergleichen Präeminenziett 
mehr gelassen haben: demnach aber und dieweil wir bei uns erwogen*, wie 
aus solcher gleichmä fsigen Regier ung vieler« Personen zu- 
gleich mehr ITnordnnngen und Schadens* als Wohlstands zu 
entstehen pfleget So .wollen wir jetzo gedachten» un- 
ser« Herin Bruders Herzog Wilhelms Liebden aHeine wir die Jüngern Brü- 
dern, besagte Macht der landesfurstlichen Regierung über dero als denvEltisten 
gebührendes . Dfoektorjum , solange als unsere* brüderliche Larfdesgemeinschaft 
währet, auch freundbrüderlich abgetreten , anvertrauet, gegeben und überlassen 

* 

haben. — r- Jederzeit soll dem altisten Bruder oder Vetter, ohne einigen 

Unterschied der Linien,- solcher Principat aufgetragen und anvertrauet werden 1 }/' 

■ • 

1) Lttmg , Part. spee. cont. JI. unter Sachsen 8. 413. 
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Wo. man sich zur 'Einführung der Primogenitur nicht entsehlie- 
fsen konnte', blieb, wenn ein Fürst eine grobe Anzahl von Söhnen 
Unterliefe, bei ihren anerkannten gleichen Successionsrephten 
nichts anderes übrig, als die Gemeinschaft, deren nachtheilige Fol- 
gen man durch ein solches, dem ältesten Sohne eingeräunites Di* 
reotorium zu umgehen' suchte. Autib Ernst der Fromme beab- 
sichtigte in seinem Testamente von 165*4, diese Regierungsform 
unter seinen Söhnen einzuführen, und erklärte ste „dem kündbaren 
Herkommen in dem sächsischen Hause" angemessen.' Philipp der 
Grofsmütbige stellte in seinem Testamente von 4562 diese gemein« 

* 

same Regierung mit dem Directorium des ältesten als Muster für 

- - " • * • 

seine Söhne auf: 

• *\ • 

„Es deuchte 'uns das beste vor sie zu sein, dafs sie bei einander 

Haufs hielten, wie die Herren von Weimar thuq und das Land 

• • ... 

Hiebt theilste* 1 )." (S. 292.) . 

Auch in andern Fürstenhäusern Wurde die gerne in saune Re- 
gierung unter dem Directorium des äUesten vielfach in Anwendung 
gebracht, konnte aber den Uebelständen der gemeinsamen Regierung 
nicht vollständig abhelfen ; sie hat daher entweder keinen langen Be- 
stand . gehabt oder allmälig zur wahren Primogenitur übergeleitet, 
wo der Erstgeborne allein als regierungsberecbtigt erscheint und die 
Nachgebornen eine blofse Anwartschaft auf die .Succession haben. 

iy« Bestimmung der Naobgebornej» für den geist- 
lichen S-Jand. 

Der Organismus der katholischen Hierarchie kam der Einfobrnng 
der Indi.vidualsuccession trefflich za statten. Im hohen Clerus 
fanden die nachgebornen Herren eine glänzende und würdige Ver- 
sorgung ; der Colibat schnitt jede Möglichkeit einer legitimen Descen- 
denz ah« Welche Menge bochfiirstlichen Blutes lagorte sich in dem 
Clerus ah , besonders seit der Zeit , wo an aUto Haehstiftera die 
Ahnenprobe .eingeführt worden war! Wenfger der. religiöse Drang 
als das glänzende irdische Ziel mag die Nachgebornen häufig zur An- 
nahme der Tonsur« bewogen haben.. Wie hoch stieg oft an Macht 

■ • * _ 

und Jtang der naphgebome Sohn eines kleinen unbedeutenden Für- 

- 

1) Lümg , ReichMurclfr Part, spcc. etoft. II. lutter Brno* & 779. 



§•40. AllmaligerUebergpi^Jim 327 

steil' oder Retcbsgrafen über seihen eralgebörjieü regierenden Bruder, 
wenu w ihm glückte,. den Bischofsstab oder gar den Cimrbüt zu er- 
ringen. Die Zahl reicher Pfründen an Dom- lind Collegtatsttftern, 
die Probateren und geffirsteten Abteien boten cten hachgebornen Söh- 
nen der grofsen Herren , welche es nicht zu der imposanten nnd 
mächtigen Stellung ein$s Bischofs bringen konnten , wenigstens eine 
behagliche' und* anständige Versorgung. Es mochten sich daher ge- 
wiüs freiwillig viele Prinzen entschließen , die Weihen zu neh- 
men. ' Aber dies war in einzelnen Häusern nicht hinreichend; man 
verordnete' hatasstatutenmä&ig, dafs nur eine gewisse Anzahl voll 
PrhigM weiilich bleiben dürfte, eine .Mafsregel, wodurch man 
die übertriebene Zerstückelung der Territorien zu hindern suchte.' 
Ich werde einige Beispiele' von derartigen Häosstatu^A an- 
fuhren: 

~ * _ * 

1)4 In der fränkischen* Linie des hohenzoller'schen Hauses ver- 
anstaltete Markgraf Friedrich der ältere 15Q7 eine neue Theiiong und 
verordnete dabei« 

„Dalk die andern unsere Söhne and Töchter alle , die wir nach unsem 
Tode ipnter und unberaihen vertieften, da fs' die gemeldeten untern sween Sohne 
Markgraf Casimir und Markgraf Georg sammtlich dieselben unsere unberathene 
Söhne und Töchter mit einander berathen helfen sollen, die Söhne alle in 
geistlichen Stand.. Wir ordnen setzen und wollen auch alle, dieweil der 
unberathene Söhn* einer oder mehr, derVdes die, als obsteht, geistlich wer- 
den, sollen, mit Bisthunf nicht versehen seind, daft die andern ihre Brüder die 
wärentfich seind, and die Land innen haben, sie teor Schot oder «af ihren Pfrü»- 
dea yersorgen J ).u, s. w.". • 

Eine ähnliche Verordnung hatte Chutfiirgt Albrecht Acbfllea 
1473 erlawsu, traft deren nur drei Söhne weltlich verbleibe* 
sollten» . 

2) In dem gräflich hanauiseben Hause wurde nach der im J.. 14&.Q 

• * . ^^ 

vorgenommenen Tbeilung folgende Bestimmung getroffen: 

„Welcher* unter yne beyden (den TheüendQn) mer eeliche 6öne hatte dann 
einen Sone, so sollte, doch ire jeglicher nit mer denn Einen Sune werentlich 
lassen der yne deuchte der Grafen der nutzte und der redlichste sin und die andern 
alle geistlich machen, off dafs die Grafschaft Ftanau nit ferner verteilt und 
zorissen würde •*— hette aber yre einer 'eeliche Söne und der ander nit , weren 

1) Moser XII. fr. 613.* 
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der 8one swene, die möchte er werentlidr lassen : weren »her me dann ; Bweeae, 
so sollte er dieselben Sö'ne, wjub der über sweede weren, geistlich machen 1 )." 

5) Heinrich , Graf von Würtemberg , gab in seiner Renuncia- 
tionsurkunde von .1465 ab Grund, warum er den geistlichen Stand 
erwählte, an, dafs die Grafschaft nicht weiter zertheilt werden 

sollte: 

« 

, „Nachdem wir vermerken und sehen daz nichtzit mer zu. verdrackong and 
andergang der*ffcstenthnmb und Herrschaften dienet and gepuret dann der tei- 
lang and zertrennung, als das leider an viel handelt Jaren vast hoch und w- 
digfichen herkommen nnd von kungen und kaysern gef ryet ist , Sin wir beging 
dieselben unsere herrschaft nach unserm Vermögen auch tu erhöhen, and dar- 
mnb das die anzertrennet und desterbas erhalten and in irem alten löblichen 
Wesen und Herkommen belieben möge* 2 )." 

4) Auch im Hause Wittgenstein wurde 1553 eine ähnliche Be- 
Stimmung getroffen 8 ). 

In yielejr Fürstenhäusern muteten die in den geistlichen Stand 
tretenden Prinzen auf die Staatssuccession ausdrücklich verzichten. 

Ob geistliche Prinzen überhaupt in deutsche Territorien succe- 
diren kannten, war zur, Zeit des deutschen Reichs eine Fragft, welche 
von den' Reichspublicisten sehr verschieden geantwortet wurde 4 ). 

V. Das Verbot der Ehe für die Nachgeboruen. 

Einzelne Hausstatuten, besonders brüderliche Verträge, such- 
ten durch diese Mafsregel der zu grofsen Vermehrung der fürst- 
lichen. Familien entgegenzuarbeiten, welche freilich höchst gefahrlich 
war, so lange das Theilungssystem noch beobachtet- wurde. 
Das Eheverbot hatte ungefähr das nämliche Resultat, wie der 
gezwungene Eintritt der Nacbgeftornen in den geistlichen Stand. 
Wir finden dieses Eheverbot bald in einer mildern, 'bald in einer 
strengern Form; indem bisweilen die Verehelicbung absolut ver- 
boten, wurde, so lange der* Stamm des Erstgebornen, noch blühte, 
bisweilen eine Verheirathung nur unter der Bedingung gestattet 
ward, dafs der Nachgeborne sich durch die Vermählung selbst eine 



1) HaberUit, Repertorium IV. S. 274. 

2) Satüer^s Geschichte von Würtemberg Theil IV. Beil. N. 34. 

3) Lünig , Spie. seo. p. 1023. n. 74. 

4) Siehe hierüber besonders Familienstaatsrecht I. -3. 23 — 50. 
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Versorgung verschaffte, („-fcb auf. ein Land beweibte 41 ) -, obae dem 
erstgebornen Bruder zur Last zu fallen. 

Ab Beispiele eines soleben Eheverbotes führe ich 1) ein* 
Erklärung des Grafen Jobann von' Ziegenbain aus dem J. 1440 an : 

„tfcft wir uns wyben sollen , und he soU ans ror den eldesten Hern» tat- 
da», «ff dafs die Grafschaft zu Ziegenhain und Nidda angeteilt bleibe: 
and were, dafs ans kein Weib würde, so solten wir anserm Bruder wohl gön- 
nen ein Wcip z>u nehmen, es were denn, dafs wir ein Wein und Erben, heddea: 
konnte he-'sich dann gewiben auf ein ander Lant, das sulde he tan 1 ).". " 

2) Im J. 1497 verglichen sich die beiden Brüder Emich VIII. 
and Hesso „der Grafschaft Leiningen zu Ehren, Nutzen und From- 
men," dafs Hesso ohne s seines Bruders Bewilligung keine 
Gemahlin nehmen soMte*). 

Graf Einich's VIII. fünf überlebende Söhne paciscirten 1529 
auch, dafs nur der älteste heirathen sollte, ein Vertrag, welcher 1536 
erneuert wurde 8 ), t % 

5) Die Söhne Herzog Wilhelm's von Zetla machten Jdll einen 
Vergleich, wonach das Furstenlhum nimmermehr gelheilt werden, 

sondern stets und allezeit bei Einem regierenden Landesfürsten un- 

* 
getrennet verbleiben und defshalb von den Prinzen nur Einer heira- 
then und die ändern ledig bleiben sollten 4 ). 

4) Edzard I. , Fürst von Ostfriesland , verordnete in seinem 
Testamente von 1512 6 ): 

„So soll unse oldeste Sohn , de dann in levende ist, ein regeereqder Herr 

und Gräfe seyn aller unser Lande uqd Gebiete-, sick ock alleine da roh 

Termahien and syne Erben also fort.'" 

• * 

1) Häberlin, Repertorium S. 274. Kuchenbecker, Annales hass. collect. XII. 

p. 414. • 

2) Ufoser XIII. 3. 299. Als .Beweggrand wird angegeben , „dafs unaer Va- 
ter nnd andere unsere Voreltern hinter ihnen eine bdechwerte Grafschaften mit 
kleiner Nutzung gelassen." 

3) .„Wir haben uns bedacht, wie unsere Grafschaft in merklichen Abfall 
kommen und deren nicht bafo denn durch eine gute Heirath wieder aufzuhelfen, 
welches aber, so wir alle oder mehr denn einer unter uns steh beweiben würde, 
zor Verderblichkeit unser aller diente." 

4) Moser XIII, S. 99. 

5) Lünig, Part, spec pont. II. unter Ostfriesland, ia supplem. ultitn. 499. 

und Moeer XIII. 8. 263. 
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Noch itäufiger als das Verbot der Vermählung für die Nackte- 

•bornen ist die blofse Erschwerung -derselben dunch beschränkende 

Bestimmungen. * So wird- in, vielen fiausstatuten Ebenbürtigkeit 

der Gemahlinnen zur wesentlichen Bedingung gemacht und bei (Jeher- 

schreituag dieser Vorschrift selbst der Verlust der Apanage angedroht. 

Während in einigen Häusern streng darauf gesehen wird , dafs 
auch die Naehgebornen nur ständesmäfsige EJien eingehen , wird 
ihnen in andern fürstlichen Familien die morganatische* Ehe empfoh- 
len/ wodurch dasselbe erreicht wird, wie durch ein Eheverbot, 
da die Kinder aus einer solchen Ehe nicht successionsfähig sind. So 
verordnete Adolf Friedrich I. zu» Meklenhurg- Schwerin in seinem 
Testamepte von 1654: • 

„Würde es aber unsern jungem Söhnen an solcher Gelegenheit sich zu ver- 
mählen ermangeln (nämlich mit Erlangung ansehnlicher Mitgift oder Land and 
Leute) , • wollen wir lieber , dafs sie mit einer ehrlichen züchtigen Jungfer Pri- 
vatstandes in eine solche christliche Ehe , welche man nennet matrimoniom ad 
morgaoaticam , sich begeben sollen 1 )." 

Andere. Hausstatuten erklären sich gegen jedes Eheverbot, 
Weil ein solches zur Sünde fähre ; so heilst es in dem Testamente 
Herzog Wol%ang's zu Zweibrücken von 1568: 

„Wo sich zutrüge , dafs unsere drei jüngsten Söhne alle oder ihr «iner 01 

Semen Tagen und nemlich über 24 Jahre seines Alters käme ~ und er 

mit Rath seiner Freundschaft sich in den Ehestand begehen wolt, welches 
wir in Betracht Oöttlichs Befehls, der alle Unzucht erstlich 
verbeut und zum höchs ten * straft, ihnen durch diese' aniere 
Disposition nit wollen abgestrickt oder benommen haben 1 )." 

v Durch derartige Mittel konnte man zwar einzeluen Inconvenieo- 
zen des Theilungssystems zeitweise%vorbeugen; eine gründliche 
Kur des Uebels war aber nicht möglich, bis mau fragte , dasselbe 
mit seiner ganzen Wurzel herauszureifseu. So lange die gleich- 
beröchtigten Ansprüche der Naehgebornen noch Anerkennung 
fanden, hatten derartige Verordnungen nur eine vorübergehende Be- 
deutung. Unter günstigen Umständen sachten die Jüngern Söhne 
ihre Ansprüche auf Tbeilung Wieder durchzusetzen und oft gelang 
ihnen dies vollständig. Sehr treffend ist hier Eichhorn'* Bejner- 



1) Ludolf de introd. p. 111 — 133. 2) Moter XIII, $. $8. 
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kung: „Diese Bestrebungen hatten mir uöi de£swillcn nicht umner 
eine» günstigen Erfolg, weit man sieh yon -dem «Iten Systeme noch 
nicht ganz loswaehen wollte, und~dur;ch halbe Mafsregeln, die 
man ergriff, den Uebergäng zu einer wahren Theilong doch noch 
möglich maebte*)." 

Gescheiterte Versuche , die Individaakaccessio» einzuführen.. 

Die goldene Bulle gab einen mächtigen Anstofs zur Durchjüh- 
rang der Individuais uccession. Das alte staatsrechtliche Successions- 
prineip tauchte mit erneuerter Macht auf, und weise Regenten t 
welche üb er j eD Vorurtheüen ihrer Zeit standen, stiebten dasselbe 
durch specielle Bestimmungen in- ihren. Familien einzuführen» Ich 
habe eine Reibe solcher Beispiele (§.59) angefahrt, welche mei- 
stens der zweiten* Hälfte des 14. Jahrhunderts angehören. Aber' die 
klare Regentenweisbeit einzelner erleuchteter Fürsten, welchen 'das 
Wohl ihrer Lande und-Unterthanen höher stand, als der eingebildete 
Familienvortheil, vermochte zu wenig gegen die Vorurlheije des 
Zeitalters. Es 'zeigt sich auch' hier das 'allgemeine Gesetz in der 
historischen Entwicklung, dafs selbst die größten Geister mit ihren 
Bestrebungen wieder untergehen , wenn sie nicht von der. Anerken- 
nung der Mitwelt, von dem Genius ihrer* Zeit geträgen werden. Was 
schon im Jahre 1310 ein Berthold von Henneberg mit Staatsmann*- 
schem Bücke erkannt .hatte, war selbst am Ende dieses Jahrhun- 
derls -dem grcKsern Theile des Fürstenstandes noch nicht zur Klarheit 
gekommen; sie sahen entweder den Abgrund nicht, welchem v al|e 
fürstliche Macht auf diesem Wege entgegenging, oder -hatten we- 
nigstens triebt den moralischen Muth*, kleinliche Familienrücksichten 
dem Staatswohle unterzuordnen. Besonders konnte sich der Egois- 
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1) Eichhorn III. $. 428. üaberlin in seinem Repertorium IV. S; 276. s*g| 
über diese Versuche : „Diese verschiedenen Einrichtungen mochten vielleicht hin 
und wieder von gu$er Wirkung sein , aber zuletzt ging es ihnen doch , wie es 

allen Palliativkuren zu gehen pflegt r die den Ausbruch- der Krankheit zwar ver- 

« 

hindern , aber den Schaden- doch nicht von Grand aat ausrotten können , hier- 
zu war eine Radicalkur erforderlich." 
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ms* 4er nachgebornen Herreta mit der bescheidenen Stellang irichl 
befreunden, welche ihnen die neu- eingeführte Successionsordming 
zuwies, nnd sie wandten,, off mit Erfolg, alle nur ersinnlichen Mit- 
tel an, die hansgesetzlich eingefu'hrte~Primogenitur unter irgend 
einem Vorwande wieder umzustürzen. X /. Moser charakterisirt 
ihr Treiben folgendermafsen : 

„Es ist ein Stück des allen Menschen angebornen Verderbens, dafs sie gern 
grofs -onü reich wären and lieber über andere herrschen, als sich selbst beherr- 
schen lassen oder 'auch nor in der Stille für sich leben Trollen , es ist dahero 
kein Wander, dafs, wenn gleich das Erstgebartsrecht auf eine oder andere 
Weise eingeftihret , jawojü schon vom Kaiser bestätiget worden ist , sich doch 
von ZeR za Zeit einige nachgeborne Herren finden, welche alles anwenden, am 
es entweder gar wieder über einen Hänfen za werfen oder sich dadurch fettere 
Bedingungen zuwegen zu bringen I ). u 

' Zahlreiche Versuche, die Individualsuccession einzuführen, schei- 
terten an dem Vorurtheile der Zeit und an der verkehrten Anwen- 
dung .der Successionsgrundsätze des römischen: und longobardischen 
Reehfs (S. 231). Nur einige. Beispiele dieser Art mögen hier'Plalz 
finden $ fast jede Landesgeschichte weifs von solchen gescheiterten 
Versuchen zu melden. . * ♦ 

1) Herzog Magnus 1. von Braunschweig verordnete 1351 Un- 
theilbarkei t seiner Lande. Seine Enkel, die £öbue Magnus IL, 
trafen 1374 einen Vergleich , kraft dessen das Herzogthum Braun- 
schweig jedesmal nngetbeitl von dem ältesten an Jahren regiert wer- 
den sollte* Dennoch trugen diese Söhne Magnus IL, Her%o£ Fried- 
rieh, Bernhard und Heinrich, k$in Bedenken, «1368 ihre Lande zo 
theiteu ohne Rücksicht auf ihren eigenen Vergleich von 1374 and 
die. grofsväteriiebe Disposition von 1351 **). 

S) Trotfc einer gleichen Bestimmung, welche 1375 im Hanse 
Hanau getroffen worden war, wurde 144a von neuem getheilt. 

Durch diese Theilung entstand die lichtenbergische und niünzen- 
bergische Linie. 

3) Ungeachtet des Vertrags von 1 361 , wodurch Würteniberg 
für ünth eilbar erklärt wurde, theilten die beiden Söhne Eber- 

i\ Moser XIII. S.498. • . . , 

2) Uottr XIII. S. 69. 



§. 41. Gescheiterte Versacke,' d. hdiridnalsuccessian einzuführen. 333. 

hard's des Jüngern , Ludwig 4er ältere und Ulrich , im J. 1443 die 
Grafschaft Würfemberg.- '• 

4) Auch in Baden wurde trotz des brüderlichen Vergleichs von 
138Q noch lange und vielfach getheHt. 

5) Karl IV. erklärte.zwar Meklenbarg 1377 für ein „solidem 
et indivisum perpetu.o principaLum;" dennoch wurde bis 
in das letzte Decennium des 17. Jahrhunderts in diesem, fürstlichen 
Hause flott getheilt. 

Allein nicht nur diese ersten verfrühten Bestrebungen am 
Ende des 14. Jahrhunderts wurden im Keime erstickt, sondern auch, 
manche spätere Versuche erlitten durch die Ungunst der Zeiten ein 
gleich trajiriges Schicksal« 

Ich habe schon erwähnt , dafs nach Aussterben des schauen-- 
burgischen Hauses für Schleswig- Holstein das Princip der Unteil- 
barkeit (zwar nicht in der Form der Primogenitur, sondern des erb- 
lichen Wahlreichs) im J. 1460 grundgeselzlich festgestellt wurde. 
Dennoch begann. man schon 1490 wieder zu theilen. 

Auch in Baiern ging es- ähnlich mit einem Versuche Albrecbt's fV. f 
die Unteilbarkeit und die Primogenitur einzufahren. Der bayerische 
Staatsminister ton Kreitmayr schreibt über diesen gescheiterten Ver- 
such l ) : 

„Denn obschon Albertos IV. mit seinem Bruder Wolfgang durch den am 
Mittwoch nach St. Ulrichstag 1506 getroffenen Vergleich dahin vereinigt ward, 
dafs allezeit nur Einer in Baiern regieren , die Nachgebornen aber mit «iner 

4 

Apanage und dem blofsen Grafentitel vorlieb nehmen, auch dem regierenden 
Herrn wie die Landstande untergeben «ein sollten, so kam* doch dieses so 

m 

wenig als das .vorige zu Stand und die Sohne AÄerti FV. waren gleich die aller- 
ersten > welche dem zuwider handelten und sich statt der Primogenitur die ge- 
meinscKaftliche Regierung gefallen liefsen." 

Abgesehen von dem schon erwähnten Testamente Magnus I. 
wurden im bräunschweigischen Hanse mehrfache Versuche gemacht, 
die Unteilbarkeit und Individuaisuccession einzuführen , . aber sie 
scheiterten^ immer von neuem. 

So trafen die Herzöge Bernhard und Heinrich 1415 in der alten 
bräunschweigischen Linie einen Vergleich : 

1) Baier. Staatsrecht §. 13t. p.222. 
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. »Bat alle, unsere Lande und Lüde, de wy rede hebben und. an .uls noch 
lUÜcamen mögen, tho ewigen Tyderi Jbi ujs unde usen Erven n n ver- 
de e'Ut blivenM. ". ' 

t " Aber schoo 1428 kam nach dem Tode Herzog Heinrich's ein 
-neuer Erbtheilungstractat zu Stande. 

«Ebenso Wurde in der neuen lüneburgischen Linie 1611 einBru- 
dervergleich getroffen: 

„Dafs das Fürstenthum und angehörige Graf- und Herrschaften , wie die 
anjetzo 'sein , anch was an Hand und Leuten klein oder grofs noch mehr dazu 
kommen wird tmd mag t nimmermehr getheilt werden , sondern' stets trad alle- 
fceit bei .Einem regierenden Landes forsten, dem es Rechts und der Natur weg» 
jederzeit gebühren will, allein allerdings uqgetrennet und unabgetheüt verblei- 
ben solle*)."* ... 

Altfr .schon 164i verordnete Herzog. Georg, einer der Paci- 
scenten des erwähnten Vergleichs, dafs .das Land in zwei T heile 
getheilt werden sollte?). 

Im herzoglich raeklenburgischen Hause hatte im J, 1573 Johaoa 
Albrecht durch sein Testament die Primogenitur verordnet, aber 
schon seine Enkel theilten 1611 die väterlichen Lande 4 ) wieder. 
. „ Die Zahl der fehlgeschlagenen .Versuche dieser Art ist ao grofs, 
dafs an eine vollständige Zusammenstellung derselben nicht zo 
denken ist. Ich verweise auf den §. 56 dieses Buches , .wo ich eine 
kurze Successionsgäschicbte der wichtigsten deutschen Fürstenhäu- 
ser gegeben habe 6 )'. 

•§; 42. 

Die Opposition gegen die Einführung der Primogenitur. 

Der Umstand, dafs so viele Versuche; die Untheilbarkeit und 

•* * . . * 

Primogenitur einzufuhren , ohne Erfolg blieben, darf nimmer- 

• 

mehr als etwas z uf älli ges betrachtet werden. Es waren gewaltige 
Kräfte,, welche diesen höhern politischen Bestrebungen entgegen tia- 

1) Moser ,XIIf. S. 71. 
- 2) Moser XIII. S. 99. 

3) Moser XI». S. 100. 

4) Moser XIII. S. 184 und 187. - 

5) Siehe Pfeiffer a. a. O. 8. 202 — 2Q6., welcher solche Falle fleifsfc zusam- 
mengestellt hat, und Michelstn, zweite polemische Erörterung S.70. 
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teil.. Biese mufate man erst v*)leti»dig besiegen, wann mait einen 
bleibenden Erfolg erreichen wollte. Alte grofsen Fortsehritte in der 
Geschiebte missen pich Beim brechen gegen die Macht der Voror- 
theile ; sie müssen sich mnfasam das Terrain Schritt für Schritt* er* 
kämpfen. Dasselbe Schicksal halten die ersten Versuche erleuehte- 
ter Fürsten , das staatsrechtliche Princip wieder zur Grundlage def 
Erbfolge zu machen. Die Unfcenntnib der altern deutschen Verfas- 

m 

stmg , der Mangel alles StaattfbewofcUeins , die Einmischqng .privat* 
recbtlieber Principieb iö publicisliscbe- Verhältnisse waren die Hin- 
denrisse , welche zuerst «ti beseitigen waren. So lange nufn sieb 
nicht davon losmachen konnte, -das Territorium wie ein Privatgnt 
zu betrachten, so lange man noch den hohem Begriff des Regenten 
nicht von dem eines blofsen Pat'rimonialberrn zu treonen ver- 
mochte, mutete (trotz aller lelztwiltigen Dispositionen, Und alier brü- 
derlichen Vergleiche) das privatrecbOicbe •Theilungsprincip immer von 
neuem, sich erheben« War es auch für* einige Decennien schlafen 
gegangen , batte matt ihm auch schon feierlich die Leichenrede ge- 
haben, bald erwachte es wieder von deinem Scheintode und übte von 
neuem seine verderblichen Wirkungen. So lange man den höhern 
staatsrechtlichen Gesichtspunkt nicht lestzuhalten vermochte» war es 
unmogHcb, die Ansprüche der naebgebornen Herren zurückzuweisen, 
welche sich auf eine jahrbundertlange Gewohnheit stützten. 

Der Egoismus der Nachgefordert, welcher den- eigenen 
Vertheil höher schätzte;, als das Wohl der fürstlichen Familie itfld 
der Unlerthanen , stellte sieh. als mächtigstes Qindernifs der Kmfijh- 

rnng der Primogenitur entgegen, oder suchte dergleichen Verordnun- 

* 

gen nachträglich wieder umzustoßen?). 

1\ Mit Recht bemerkt 'Moser Xiir. S. 431 Über die Abneigung der Nachge- 
bornen gegen die Primogenitur : „Dafs und warum die nachgebornen Sohn« mei- 
stens die Einführung des Rechts der Erstgeburt angern gesehen haben; ist lejcat 
begreiflich, sie wölken nämlich lieber, auch über noch so wenig -als über gar 
nichts zu befehlen haben »ad lieber das gewisse und die ihnen dermalen bei 
einer Theüung zufallende geringere Landesportion annehmen ; als erwarten : ob 
und wann nach Absterben dessen oder, derer , die- ihnen nach der Ordnung der 
Gebart vorangehen, die Reihe' der Snccession auch sie treffen und sie oder ihre 
Nachkommen alsdann das Ganze bekommen möchten?'* 
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• • 

- Dfer Widerwille der. Nacbgebemen gegen die Einführung der 
Primogenitur war bisweilen so stark, dafs die. Räthe, welcbe.bei der . 
Errichtung einer Primogeoiturordnung thäiig gewesen waren, au- 
drücklich den Schutz des Erstgebornen gegen, den dadurch .zugezoge- 
nen Hab der Nacbgebornen sieb auszubedingen. für gut fanden 1 ). 

Aber nicht nur die Nacbgebornen , sondern auch die regie- 
renden Herren selbst hatten, nicht selten einen 'starken Widerwil- 
len gegen die Einführung der Primogenitur. So lange sie ihr Terri- 
torium als Patrimonium betrachteten,* mutete ihnen die.Primo- 
genjtur, welche Ein Kind so eminent bevorzugte, als etwas wider- 
natürliches erscheinen. . 

Ja, bisweilen nahmen zärtliche Eltern aus Verliebp zq ihren 
jüngsten Kindern , trotz schon bestehender Primogenitnrorduungco, 
neue Tbeilungeu vor. - 

Besonders war es die Zärtlichkeit der .Mütter, welche sich 
Unit einer solchen Zurücksetzung der Jüngern Sohne nicht befreunden 
konnte. Sehr charakteristisch für die Anschauung der Zeit ist die 
Erklärung 4er Wittwe Herzog Albrecht's von Baiern zu Gunsten 
ihrer Jüngern Söhne. ; In dem erwähnten Primegeniturverträge zwi- 
schen Herzog Albrecht und Wolfgang von 1506 w«tf verordnet: „Die 
Naebgeborneh sollten nit mehr den- ainen Graventitl und standt hal- 
ten und gebrauchen." .Albrecht's Wittwe erklärte dagegen, „sie 
wollte junge Herzöge, * nicht aber Grafen oder gar Bastarde in ihrer 
Ehe geboren haben I" 

. itobleswigrllolatein verdankt einer solchen mütterlichen Zärtlich- 
keit seine erste Landestheilung unter dem oldenburgischen Haoseim 
J. 1490; indem die Wittwe Chrfstian's I. , die Königin Dorothea, 
sich bemühte , die Herzogtümer ihrem jüngsten Sohne , 'Friedrich, 
zu verschaffen und dessen Wahl bei den Ständen durchzusetzen. Da 
aber auch; der König Johann seinen Antheü verlangte , so bequemte 
man sich* endlich dazu, von der ^rundgesetzlichentfntheilbarkeit ab- 
zusehen und beide Brüder als regierende Herzoge anzunehmen *)• 

1) Mater XIII. S. 4dl. 

2) ißehdsen, zweite polem. Erorterang 8. 67. ChrUünm's Geschichte der 
Herzogthümer unter dem oldenburgischen Hanse S. 128. 140. 
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— Besonders stark trat'die Antipathie der Mütter gegen die Primo- 
genitur de hervor, wo ein erotgeborner Stiefsohn die leiblichen Kin- 
der von der väterlichen Soccespion auasehliefsen sollte. So begann 
im gräflichen Banse Reufs die-Wittwe Heinrieh's des altern zu Ober- 
greiz gegen* den eutgebornen Sohn ihres Gemahls, Heinrteh VI. , 
ihren Stiefsohn, einen Procefs beim Reiehshofrathe, wodurch sie 
den Primogeuiturvertrag von 1668 zum besten ihrer löblichen Kin- 
der umzustofsen. Suchte, indem sie ein , Jas ad aequajiter in feudo 
succedendum" behauptete *). 

Auch vom religiösen Standpunkte aus erklärte man sich 
geg-eu-die Einführung, der Primogenitur. 

Die Worte der Bibel: „Sind wir denn Kinder $- so sind wir 
auch Erben" (Römer 6. V. 17.) und ,,wenn dein Ende kommt, daß 
du davon raufst, alsdann theile dein Erbe aus" (Jes. Sirach 33. 
V. 24) , sah man als ein göttliches Gebot ah , welches die Gleichbe- 
rechtigung -aller Kinder um väterlichen Erbe zu verlangen schien. 
„Ißinige fromme grofse Herren (Welche damals noch ungleich mehr 
Ehrerbietung gegen die heilige Schrift hatten , als die meisten heut- 
zutage) hielten es gerade wider das Wort Gpttes zu sein, als* nach 
welchem Kinder Eines Vaters auch gleichen Antheil an dessen 
Erbgute haben sollten 9 )." Wir finden daher gerade bei streng- 
protestantischen -Fürsten einen besonders entsciiederiefn 

Widerwillen gegen die Einführung der Primogenitur. In der Ein? 

* ... 

führurig-der Primogenitur sab man besonders defsbalb eine antipro- 
testantische Tendenz, weil für die von der Succession ausge- 
schlossenen Nachgebornen dadurch leicht ein Beweggrund zum Re- 



ligion$wechset gegeben werden konnte. Während in den ka- 
tholischen Fürstenhäusern die nachgebornen Prinzen die glänzend' 
sten Aussiebten hatten , blieb einem protestantischen Nachgebornen 
nichts übrig,, als eine abhängige, untergeordnete Existenz am Hofe 
des altern Bruder» oder der magere Sold eines Officiers in fremden 
Diensten.. 

Es fehlt auch nicht an Beispielen , dafs protestantische Nach- 

i)' Motor Xltl. 8v 387. • 

2) Moser *ill. 8. 431. ~ 

SckolxeBntgeb.Rt 22 
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gdmne zur katholischen Kiroh* übertrafen 9 * am öch dkm. Weg z« 
deren beensten gehtitteheti Würden ssu bahne». -So trat der Prinz 
Christian August von Sachsen ~Zeiz .zum katholischen Glauben über 
und Wurde zam Cardinal der römischen Kirche, zum EhuVisehef v« 

• * 

Gran und. Primas von Ungarn erhoben» Die Primogenitur fügte sieh 
„ vortrefflich in da* stolze .Gebäude der'kalhotiscben Hierarchie and 
kennte daher viel leichter von katholischen Hangern adoptirt werdes. 
So ist es leicht erklärlich , dafs man die Einführung der Prinogem- 
tur als eine dem Geiste des Protestautismas widerstrebende 
Einrichtung betrachtete. 

Philipp der Grohmüthige von Hessen * der gefeierte Heros da 
Protestantismus, erklärte es in seinem Testamente von- 1562 „als 
seiner Conscieqz nnd seinem Gewissen beschwerlich," 
den erstgebornen Sohn zu sehr bevorzugt, die nachgebernen zu whr 
zurückgesetzt zu haben *). 

So sehen wir auch in der ernestinischeji Linie-des säuhi- 
sehen Hauses eine entschiedene Antipathie gegen dte Prima« 
genitur, welche sich m mehrfachen Verordnungen gegen diesen« 
ausdrücklich kund thnt. Diese Linie . welche dem Protestasusotu 
ihre weltliche Macht and GröCse zum Opfer gebracht hatte, sah gm 
vorzüglich in der Primogenitur .eine antipf ot es lan tische Ein- 
richtung, besonders seit die albertinische Linie zum Rathoticismsi 
übergetreten war. Die erleuchtetstem Fürsten dieses edien Zweigs 
vermochten sich- sieht «her dieses Vorurtheil lunwegzusetzan. Aus 
allen hierher gehörigen. Documenten geht hervor, dafs Brost der 
Fromme die grofsen prac tischen Vorzüge der Indtvidualsueces- 
skmjtlar erkannt hatte, dafs aber seine religio s-e Anschauung der 
Dinge nicht zugab , die vermeintliche Gleichberechtigung der Söhne 
aus politischen Gründen aufzuopfern. Ich habe m weimarischta 
Staatsarchive unter den die Einführung der Primogenitur betreffen- 
den Acten eine merkwürdige Deduction gegen die Primogenitur ge» 
fanden, welche kein Datum und keine Unterschrift trägt, ihrer ganzen 
Abfassung nach aber 'nichts anders sein kann* als ein bei Einführung 
der Primogenitur eingeholtes Gutachten. Diese Deduktion erklärt 

%) (fiftty, Reichsarchiy Part, spec cont, II, unter ftase* 8; 788t ^ 
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die EtaKbrag der Primogenitur geradezu für dtnen Abfall von der 

* 

evangelischen Kirche und für eine in Deutschland -unerhörte Ein» 

» 

richinag , siebt dagegen in der gemeinsamen Regierung unter der 
Directum des ältesten ein christliches Institut. 

Die ernestinisohe Linie bequemte sich fast von alten detitschen 
Fürslenftätaserit am spätesten zur Einführung der Primog^ftitor, 
obgleich sie sah, wie die albfertinische .Linie durch deren Baldige 
Einfuhrung «u immer größerem Flore gelangte. Zu diesen religio- 
sen Gründen , welche bei den gewissenhaften Fürsten dieser Linie * 
schwerer in die Wagschale fielen , als aUe politische Berechnung, 
mag noch ein andrer speeielter Grand des Widerwillens gegen die 
Primogenitur gekommen sein. Durch die Theilttng Johann's zu Wrf* 
mar mit den Söhnen seines altern Bruders Friedrich Wilhelm f. riä 
J. 1605 war eine altenburgische und weimarische Linie entstanden. 
In einem Präcedenzstreite zwischen diesen Linien stützte* sich die 
altenburgische auf ihr JErstgebarts-recbt und die Prärogative der 
Linie, die weimarischen Fürsten dagegen auf ihr höheres 
Alter. Ein kaiserliches Decret entschied sich' am 27. Stfpt 4007. 
für die. altenburgische Linie, weil durch die gofdene Bulle von l£7tf 
die Primogeniiur für das ganze chur- und fürstliche Haus Sachsen 
eingeführt sei und die altenburgische Linie vom erstgebornen 
Sohne Johann Wilhelm's, Friedrich Wilhelm L^ die weimarische 
dagegen, vom zwei tgebornen, Johann, abstamme 1 ). Erstfcre? 
wurde daher die Präcedenz und alle Vorzüge der Erstgeburt zu- 
gesprochen (S. 264). * Dieses kaiserliche Decret zu Gunsten der 
Primogenitur machte einen so unangenehmen Eindruck autdie 
ganze weimariadie jLinie, dafs man seitdem die Primogenitur wie 
ein böses Gespenst fürchtete und sich erst zur Annahme derselben 
entschließen konnte, nachdem die ganze altenburgische Linie im 
J. 1672 -abgegangen war. Aber fast mehr der einmal in Mifscredit 
gekommene. Name, als die Sache selbst war diesem fürstlichen 
Hanse verbalst} denn man trog kein Bedenken f den Alters vor- 
zug überhaupt jßb «berücksichtigen, man übe^liefs sogar dem ältesten 
die ganze landesfürstliche Macht, den s. g. Principat, während man 

1) Lfiaty, Part, spec unter Sachsen 8wl2& 

22* 



1 
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sieb gegen „das unbillige Dominats* and. Primogeniturwesen aaf das 
stärkste verwahrte.* ' 

m Herzog Johann Wilhelm zn Weimar erklärte 1573 in seinem 
Testamente: 

„A,ber alle «nsere Fwstenthümer — - — — sollen zugleich getheflet, and 
keinem für dem andern einiger Vortheil nicht gestattet werden, sondern in den 
allen dem löblichen Exempel unserer lieben Vorfahren nachfolgen. Inmaben 
denn auch unser gnädiger lieber Herr und Vater in seinem väterlichen Testa- 
mente solche Gleichheit in der Theflung zu halten uns und unsern lieben 
Brüdern auch gnädiglich befohlen und aufgelegt. Und ob uns wohl unverbor- 
gen, dafs exempla im Chmr- und fürstlichen Hause au Sachsen, Pfalz und Bran- 
denbnrg sich zugetragen, dafs obgemeldete Gleichheit in den fürstlichen Thei- 
lungen nicht gehalten worden , und solches vielleicht darum , damit die chmr- 
fürstlichen THgnitaten und Regierung soviel stattlicher haben mögen erhalten wer- 
den, so stellen wir doch alles an seinen Ort und lassen uns die angezogene 
Gleichheit vielmehr Wohlgefallen, sintemal die selbige in Gottes Wort 
gegründet, welches lauter saget: du solt dich aar deines Vaters ErbtheÜ 
haken, so ist es auch den geschriebenen Rechten und vielen loblichen B«m- 
pehj gemafs, da-fs unter Brüder in der Snccession die Gleichheit 
solle gehalten werden ^ £enn die wahret am längsten und beständigsten nod hat 
sonder Zweifel den Seegen Gottes r ist auch zu Erhaltung brüderlicher Liebe 
und Einigkeit sehr nützlich und verträglich ; an welchen allen gar vielmehr ge- 
legen, denn an einigen 1 Vorzug und Vortheile 1 )." 

In dem brüderlichen Vergleiche der Herzöge zu Weimar von 
1620 wurde, verabredet, dafs ,, aller Einführung eines fremden, dem 
Fürstenstande und Einigkeit ebenbürtiger Gebrüder öder Vettern 
höchscfaädlicfaen, ungleichen und unbillige^ Dominats- 
und Primogeniturwesens. fürgebauet werden sorlle*)." 

Mit denselben WoHen spricht man sich id dem. weimarischen 
Brudervertrage vom J. 1662 gegen die Einführung der Primogeni- 
tur aus 1 ),. 

Eine gleiche Tendenz tritt uns in einem Famifienslatnte des 
Hauses Löwenstein vom J. 1597 entgegen : 

\ „Und ob ans wohl unverborgen ist , was bei etlichen gräflichen Geschlech- 
tern wegen der erstjgebohrnen oder altern Sehnen Prärogativen and alleiniger 

r 
I - - 

1) Lünig f Part; spec. cont.11.' unter Sachsen S, 93. ' * 

2) Lünig, Part. spec. cont. II. 4J3. ' , 
Lünig > Part, spec oont.II. 643.« 
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calargebrauch und ^wohlbekannte^ — — — ebenmäßigen Beginnen nicht unpeit- 
lich zu befahren, deshalben aowehl dergleichen anbrüderlicher Yernachtheilang, 
als daraas fliefsenden Zwitracht npd brüderlichen Feindschaft durch zulässige 

Disposition zu steoren und abzuwehren 9 als haben wir nicht unterlassen 

wollen , aU solche Ungleichheit aufzuheben und zu einhelliger und durchgehen- 
der Gleichheit zu richten; SO stafuiren , setzen , ordnen und wollen wir , * dafs 

— • keiner ans onsern altern Söhnen keine Prärogativen oder Vorzug — '— 

haben , suchen oder gewinnen, -sondern alles vermög beschriebner Rechten zu 
gemeiner und getamnfter Erbschaft fallen und kommen solle 1 ). << 

Es wprde auch dieses Statut 1608 .vom Kaiser Rudolf IL be- 
stätigt. 

Hie .und da scheinen auch allgemeine politische (Gründe i>ei 
der Opposition gegen>die Primogenitur mitgewirkt zu haben..- In 
früherer Zeit wurden die Stimmen in dem Fürstencollegium nicht 
nach gewissen Landen, sondern nach Anzahl der regierenden Herren 
geführt; defshalb glaubten einige weltliche Fürsten das Uebergewicht 
der geistlichen Fürsten am sichersten zu brechen , wenn sie durch 
Tbeifung ihrer Lande die Zahl der weltlichen Regenten, und somit 
der Stimmen versteh rten *). Ein grobes Jtfifsyerständnifs war e& 
aber,- wenn man sich bei diesen Bestrebungen gegen die Einfüh- 
rung 'der Primogenitur auf den Reichsabschied zu Speyer von töft* 
§. 163. berief, wo es für gut befunden ward, „daCs das Reich an 
Gliedern und Stimmen gestärkt .werde ; c< da dieser Wunsch nicht 
auf Vermehrung der Fürsten durch Zersplitterung der Fürstenthü- 
mer, sondern auf eine wünschenswerthe WiedererweFbung von.Laad 
und Leuten ging. 

Bisweilen gab die Rücksicht auf Erhaltung der Familie, 
einen Grund ab , das schon eingeführte Primogeniturwesen wieder 
zu durchlöchern. Da die- blofs mit Geld 1 abgefundenen Nacbgebor- 

nen meist ein eheloses Leben zu führen pflegten, so stand der Stamm- 

» • 

bisweilen auf wenig Augen und . War dadurch dem Erlöschen nahe. 
In solchen Fällen glaubte man für die Erhaltung desselben- nicht 
besser sorgen zukÖnned, als wenn 'man von der Primogenitur wie- 



1) .Lüstig, Reichsarchiv Spie. sec. TheU I. S. $01. Moser XIII. 8. 325. 

2) Moser XIII. S. 430. 
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der ahgitfg «od den Naekgeborhen Land «ad JLeote nacheilte, dank 
ihnen eine fceqneme Gelegenheit zor Verehelichnng gegeben würde. 
Aas diesem Grunde wich man im gräflich hanauischen Hanse von 
der bausgesetzlich eingeführten Individpalsuccession ab und griff wie- 
der »um Tbejiuügssysteme zurück , „dafs die Grafschaft Ha- 
nau one Söne uit ufsstfirbe, als kürzliehen an faste m* Grave- 
Schäften und Herrschaften geschehen wer«.'* * 

Ans diesem Grande wich Churfärst Friedrich Wilhelm von 
Brandenburg 1664 wieder von der schon durch Albrecht Achilles 
festgesetzten Unlheiibarkeit der brandenburgischen Lande %T>, indem 
er bestimmte: 

'„Alldieweil wir aber zugleich und reifflich überleget und erwogen, dafs zer 
^fialttmg eiqes hohen Hausee nicht allein «öthig solches mH Landen und Leuten 
m «»Pf hon * besonders auch auf ordentliche Mittel bedacht au sein , dafs toW 
<$?*, nach, flotte* Willen- fortgepflanzt und vermehret werde 
imd wir dann wahrgenommen , dafs öfters jüngere Herrn, welche der pactoram 
familiae halber nicht zur Regierung kommen können, sich von dem He a- 
ratjißri abhalten lassen: so haben wir, damit unser churfürstl. 
Hans, welches ceithero auf $ehr wenig Augen beruht hat, an- 
jetzo<nach Gottes gnädigem WMleu, dureh. alle gebührliche 
B(itrtel hinwiederum ausgebreitet und ferner erhalten wer»- 

jvnjnögec beständig und mit guten)' Bedachte beschlossen, unter Für- 

stent])uin Jfalberstadt tind das Amt Egla dem durchlauchtigsten Fürsten unserm 
freundlich geliebten Sohn flerrn Friedrichen und sr. Liebden mannlichen Leibe»* 
erben zuzueignen 1 ). 4 * ** * • 

„ So verschiedenartige Gründe standen der Einfuhrung derPrimo* 

» 

getaitur entgegen, und es ist daher kein Wunder, wenn sie in man- 
chen Heusern , erst nach langen Kämpfen , endlich siegreich durch- 
drang. 

Noch in der Mitte des vorigen Jahrhunderts gab es Staatsmann 
ner, welche den Vorzug der Primogenitur vor dem Theilungssysteme 



1) lfai§ , Part. spec. unter Churbrandenburg $. 13% Diesen Grand fftit 
mh Herwm Coming adlarapad* Pars 3. eap.4. <J,28. gegen diö Unfthrna* 
der Prin^Qfenjtur an: „At vejro diyisio consujit diuturnifcati familiarum pritf' 
dpalium , frequentieribus matrimoniu , haec ex adrerso , dum ad conjogiow om 
tantum., alteriqqe fyfr aditum, ^miliam ad paueos wataMt «imp^«*' eam in 
pericnlnm conjicit facilis interitus." 
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sehr in Frage- stellten, tc&i benne nur Carl Friedrich von Moser, 
den frommen Patrioten, welcher in seinem Werte „der Herr qnd 
Diener" (S. 36) die Frage aufwirfl: . 

„Ob sich die Unterthanen dabei besser befinden, seit die Sorge um den so- 
genannten Flos der Häuser es nun einmal «um unabänderlichen Principe gemacht : 
Es mufs nur Ein Herr im Lande sein? Ob es ein gröfseres Glück für Deutsch- 
land ist, wenige mächtige Herrn allmälig zu bekommen als viele mittelmäTsige 
gehabt zu haben? Ob wir nicht die Bevölkerung Deutsehlands, die Verwahde- 
lftng dir Ötidte and dar Meierhöle in .Dörfer, ob vir «iaht dj© Monge treflhV 
eher Schlosser und Landhauser den verschiedenen Hothaltungen abgetheüter- 

Herrn zn verdanken haben ?"• 

» * 

So* konnte noch in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts 
ein aufgeklärter Staatsmann fragen! . 

Sein Mitleid mit dem Schicksale der nachgebornen Herreu führt 
ihn so weit, das wichtige und mit dem Wohle der Ge«ammtbetf so 
eng verbundene Gesetz der Staatseinheit ernstlich zu beklagen: 

„Der älteste Bruder kommt zur Regierung des Landes und die andern su-. 
chen mit mehr oder weniger Mühe sich durch die Welt durchzubringen. In 
dem Land und rlaus, wo sie geboren sind, sind sie fremd, kaum siehts mans 
gerne, wenn sie Öfters zum Besuche hinkommen " und am liebsten, wann sie bald 
wieder fortgehe*»: Die wenigsten dürfen an* eine Vermahlung denken und ster* 
bea mR sich* wieder ab ; • dort wird einem andern eine. Kugel durch "den fc^opf 
geschossen und welche Freude ist es , wann eine solche Apapage wieder toin*» 
fallt 1 Selbst bei ihrem Leben bekommep sie solche unrichtig und, halb «als einen 
Raub und werden durch Mangel -einer und Ehrgeiz andrer Seit* verleitet , das 
einzige was sie zu verhandeln übrig haben, ihre Religion izur Verbesserung ihrer 
Umstände ' zu Geld zu machen. Mittlerweile leben die Exeellenzen und Junker 

* 

am regierenden Hofe in vorlem Uebetflufs, die Mätresse kostet dem ältesten 
Bruder in Einem Jahre mehr, als seine Brüder so lange sie. lebe». .-Dm ist kein« 
Quelle so klein , es graben ihrer zehn darnach, nur' dem Bruder , der ein Cadet 
ist, ist Wasser und Weide aufgesagt. " 

Diese sentimentale Opposition gegen die Primogenitur cha- 
rakterisiren besonders folgende Verse: 

„Perisse avec ses loix la dure politique, 

Qui, sur le freie, e&poir d'un honneur chimerique, 

Depouille les cadets en faveor d'un aine* 

Souvefit peu digne encör' de ceux, donc rl est ne*.** 



* 

Zweite Unterabteilung, 

* « 

YoQfftibräger Bieg de* rtaatsrechttichen Successionsprincip«. 

■ 

l En ltche i d em l e Grosse für die Einführung der Primegeoiftts. 

- Die Macht des Vorurtheils kann zwar den Sieg des Fortschritts 
für eise Zeillang verzögern, nicht aber für immer' hemmen. 
Die angefahrten Ursachen machten zwar dem richtigen Principe der 
staatsrechtlichen Suecession den Sieg schwer und liefsen dasselbe 
erst nach angerm Kampfe zum Durchbrach gelangen, aber endlich 
triumphirte die flacht der Wahrheit über alle Sche+ngründe und in 
allen deutschen Fürstenhäusern, selbst in denjenigen^ welche sich 
am hartnäckigsten dagegen gesträubt hatten, wurde lndividuaUucces- 
sioQ und Primogenitur hausgesetzlich zur Successionsnorm erhoben. 
Schon das 16. Jahrhundert beginnt reicher an PrimogeniturordnuD- 
gea zu werden; die umfassendsten Hausgesetze dieser Art fallen 
ihrer Mehrzahl nach in das 17. und 18. Jabrhuhdert. Durch den 

■ * * * 

Anstofs, den die goldene Bulle gegeben hatte, waren in der zweiten 
Hälfte des 14- Jahrhunderts einzelne IJntheilbarkeitsyerordnungen er- 
lassen worden, sie hatten sich aber gröfstenth'eils gegen die Macht 
des TheflungssystemS nicht aufrecht erhalten können; darauf trat eine 
längere Pause ein; in dem 15. und der ersten Hälfliedes 16. Jahr- 
hunderts erfolgen Uniheilbarkeitsbestimmungen nur sehr vereinzelt. 
Erst im *iy. Jahrhunderte, besonders während und nach dem dreifsig- 
jährigen Kriege, beginut die Blüthezeit der Primögenityrordnungen! 
Versuchen wir, diese Erscheinung im gjröfsern historischen Zusam- 
menhange aufzufassen,. 

Seitdem die Fürsten ihre Beamtenslellung völlig verwischt hat- 
ten, war die Staatsidee in dem Eigenthumsbegriffe untergegangen; 
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sie war. ans dem Bewufstsein des spätem Mittelalters völlig ver- 
schwanden und Deutschland bestand aus •einer Masse von gröTserri 
oder kleinen* Patrimonialhefrschafteri', welche einen vorzugsweise 
privalr^cfa Hieben Charakter an sich trugen. Die Territorien 
selbst bildeten keinen zusammenhängenden Körper, sondern be- 
standen meist ans zufällig zusammengewürfelten Elementen, und losen 
Aggregaten. Aber in diesen Territorien hatten die Fürjsten, ..trotz 

• 

ihrer patrimonialhe'rrlichen Stellung, im eigentlichen Mittelalter durch* 
aas keine nnkegränzten, willkürlichen Rechte. Ihrer privatrecht- 
liehen Regentenbefugnifs standen andere Privatrechfe in den Privilc* 
giert der Landst$nde, des Adels, der Geistlichkeit,, der Städte 
gegenüber f wodurch ihre- Regentengewalt sehr beschränkt wurde, 

Exemtionen • und Privilegien , verschiedene Verfassungen der 
einzelnen, allmälig zusammengekommenen Landestheile machten 
eine Coosolidirung der Territorien, eine wahre' Staatseinheit, so 
lange unmöglich , bis ein vollständiges Ni v e 1 1 e ra e n t dieser chao- 
tischen Verbältnisse durchgeführt, war. Die Stände waren durch 
eine ungeheure Kluft getrennt , welche kein« organische Verschmel- 
zung zufiefs^, es bedurfte eines mächtigen Factors zur Ausgleichung 
so disparater Verhältnisse. Die Aufgabe, den starren Nacken des 
Ständelhums zu brechen., den Boden für die consequente Durchfüh- 
rnng der Staatseinheit zu ebenen, fiel in der Entwickeluogsgeschichte 
der europäischen Staaten dem Absolutismus zu. Schonungslos, 
mit starrer Consequenz zertrat er die morsd) gewordenen Ruinen des 
Feudalismus und der einst so stolze Lehnsadel vertauschte den blan- 
ken StaUharnisch mit Jer bunten Hoflivräe. 

Auch in Deutschland ging die Restauration der Staatsidee 
zuerst von den Fürsten aus. Aber der wesentliche Unterschied 
zwischen der* deutschen. Entwickelung und derjenigen der -übrigen 
europäischen Staaten besteht darin , dafe in letzteren die siegreiche 
Wiederbelebung der Staatsidee vom Mittelpunkte des Königtbums 
ausging, während in Deutschland gerade das Königthum als Cen- 
tralpunkt sich immer mehr auflöste und den modernen.staatlichen Ent- 
wiekelungsprocels den Fürsten überliefs, welche dereinst nur Be- 
amte des Reichs gewesen yaren. Der sieche Körper des deutschen 
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Reichs halte nicht mehr. die. erforderiiohe Kraft, um sieb ans den 
Zurtahde des mittelalterlichen Feudalismus zum modernen Staatsbe» 
griff zu erhebe«, Das Sobickäal des deutschen Reichs, war mit dem 
weslphälischen Frieden entschieden, die Geschichte weife. yo« da u 
uur von seinem AuflösuogsprQcesse zu erzählen. Die Entwicklung 
der Staatsidee wurde in die kleinen) Sphären der Territorialge- 
schichte verwiesen, .und begann hier den mittelalterlichen Feudal- 
Staat allmälig zu paralysiren. Die deutschen Fürsten, .durch ein 
stehendes Heer allen Forderungen der Feudalaristokratie gewachsen, 
uptefstützt von der Theorie ihrer Hofpubücisten und Hoftheolo- 
gen, brachten es von patrimonialen Landesherren zu fast unbe- 
schrankten Menarchen, welche nur nominell noch ein bock- 
stes Reiohsoberhaupt über sich hatten. 

Mit dieser intensiven Entwickelung des monarchischen Princips 
ging das Bewufstsein von der Staatseinheii Hand in Hand. Der 
Monarch betrachtete- sich nicht, mehr als einen grundbesitzenden Dy- 
nasten- mit vogteilich unterworfenen Hintersassen, sondern als. einen 
Herrscher von Gottes Gnaden.* 

' Diese moderne Staatsentwickelung batle besonders in Frankreich 
ihren Höhepunkt gefunden. 

Wie jeder deutsche Fürst, als ein Louis XIV. en miniature, 
seine Lustschlösser k Ja Versaille, seine Hofchargen, seinen Regie- 
rungsapparat, seine Leibgarde im französischen Zuschnitte babea 
uiufste, so adopturte m^n auch gelehrig die Principieu des französi- 
schen Absolutismus. 

Diese Tendenz mufste nothwendig zur Primogenitur fähret, 
weicht in Frankreich zwar nie durch ein ausdrückliches Gesetz ein- 
geführt, allein stets stillschweigend beobachtet worden war 1 ), 

Es- ist ein merkwürdiges Zeugnifs für die einheitliche &*- 
wickehtng der deutschen Staatsverliältnisse , dafs in allen deutschen 
Frimogemturordnungen eine vollständige Übereinstimmung, selbst 
in Bezug auf die M o l i v i r u n g, stattfindet. Dieselben Gründe, wo- 
durch die Einführung der Primogenitur gerechtfertigt werden 
soll* erscheinen in altei* Primogenitardispositionen Eist wörtlich <wi* 

1) Schaff er, Geschichte der Bechtaveiftsanni Frankreichs & it. 8^306. 
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der. Dieeeg beruht tbetfweise tof dem gleiten Bedürfnisse , wel- 
che« alte Priaogentturordnungen t ihr Dasein verdanken , theilweise 
auf wirklicher Jtffttbeilung schon vorhandener Primogeniturordnüngen 
zum Modell für neu zu entwerfende. . 

Ich will versuchen, die Gründe, welche am häufigsten zur 
Mplfvirung der Primogeniturdispositionen benutzt wurden, über? 
sichtlich zusammenzustellen. Ich werde mich dabei nur auf die 
beispielsweise Anführung solcher Stellen beschränken, welche 
eine besonders charakteristische Motivirung enthalten. 

1) Ganz im Geiste der damaligen Zeit, wo der Fürst sich selbst 
und sein Haus mit dem Staate idetitificirte , wird fast in allen Pri- 
jnogeniturdispositionen 'die Rücksicht auf den Glanz der Fa- 
milie obenan gestellt. Die Gefahr, durch fortwährende Thei- 
lungen die Möglichkeit eines standesmäfsigen Lebens zu verlieren, 
war ein Hauptbeweggrund zur Einführung der Unteilbarkeit und Pri- 
mogenitur. Wie der niedere Adel sich durch fid ei com ntrs sa- 
rische Bestimmungen gegen die Zersplitterung seines Familienguts 
und die Verdunkelung seines Familienglanzes zu schützen suchte, so 
wollte der Fürstenstand durch Primogeniturordnungen „Spien-* 
deur", „Estime" oder „Lustre" seines Hauses aufrecht er- 
halten. - 
» 

Alle Primogeniturordnungen weisen auf dieses Moment hin 
und stellen dasselbe . regelmässig sogar an die Spitze; z. B. in der 
weimartseben Prknogeoiturordnung von 1724 heifst es; 

„Wafanie die fernen) Sobdiviaianes in den bereits mehr als zu viel geschwäch«- 
ten Ftroteathümern and Landen continuirea sollten, endlich nichts -anders ah die 
gäjytUcJie Zerreif&up^uod Dismembrirong. derselben .daraus .nathwendig erfolgen 
müßte , jnitjiin ein Herr mit dem andern außer Stand gesetzt sein würde , die 
zur Erhaltung des fürstlichen Hauses Splen.denrs und Ansehens nöthig 
seiende une\ bei regierenden Herrn sici h« ?» T* je mehr and mehr yergröfsern- 
den Kosten , phne aufserste Beschwerde und Ruin derer Untertanen und Ltuide 
anjwfhiaTeji.« * 

Ganz ähnlich lautet es in der fcchwarzburgisehen Primogenitur« 
Ordnung von 1713:. 

„Da unsere forstliche Lande dergestalten nicht beschaffe* *M 9 * dafs ein 
jedweder vpn nnsern Prinzen eine eigene Begierijsg o4ör nur ein*» forstlichen 
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4 • 

Hofstaat fahren,. noch weniger ansei» fürstlichen Anses Dignität, R c - 

spect, Hoheit und Splendqur In ihrer Integrität verbleiben könne." 

* * * 

In dem meklenburger Pnmogenituirertrage von 1707 heibt es: 

„Man hat wohl bemerket, dafs nichts so sehr als die bisherige Zertrennong 
nnd Zerstückelang der* Herzogthümer und Lande Meklenbnrg unter die diversen 
Regierungen des uralten fürstlichen Hauses Meklenburg gedeihliches Aufnehmen, 
Anwachs und Wohlfahrt behindert haben- und dabei reiflich erwogen, dafs 
falls die noch nicht gänzlich cessirende Theilnng der meklevburgischen Lande 
'durch ^ei dem ganzen höchfurstlichen Hanse Meklenburg auf. ewig festzusetzen- 
des Primogenitnrrecht hinkünftig nicht präeaviret würde, es schwerlich so gro- 
fsera Lustre tind Ansehen gedeihen werde, gestaltsam die Succession nach 
Primogeniturrecht das principalste Mittel ist v die alten fürstlichen Häuser bei 
ungeteilten Kräften, Macht *und hoher Estime zn erhalten ! ) u 

2) Aber nicht allein dieser rein dynastische Gesichtspunkt 
wird zur Motivirung der Primogeniturdisposition benutzt, es tritt 
nicht seilen ein höheres staatsrechtliches Motiv hinzu, wo- 
durch die Einführung eines derartigen Hausgesetzes gerechtfertigt 
werden soll. Nicht blofs der Glanz des Hauses, auch das Wohl 

der Unterthanen , die salus publica wird als gewichtiger Grund 

* ^^ • 

.gegen das Theilungssystem und für die Primogenitur hervorgeho- 
ben.. Meist werden diese beiden Motive in eine enge Verbindung 
mit einander gebracht. 

In dem Testamente des Herzogs Wolfgäng ,von Zweibrücken 
vom J. 1568 wird dieses Motiv angeführt : 

„Zu Erhaltung fürstlichen Namens und Stammes , auch dafs die Fürsten- 
thümer und Herrschaften unzerstreut, ünzergänzt und ungebrochen hei einander 
bleiben Und die Regie rang den Landen nnd Leuten zn Not«, 
Heil und Trost desto füglichvr angeordnet werden möge" 1 ). 

Julius voirBraunschweig sagt in seinem Testamente Vom J. 1582: 

„Dafs die Primogenitur 8 ) dem alten feochlöblichen Stamme Braunschweig, 
auch djeroselben Land und Leuten zu unaufhörlicher allezeit wehrendes 
Frieden,' Einigkeit und brühendem Wachsthüm bedinget, ver- 
handelt, aufgerichtet und vollzogen sei sintemal ans Vertneil und Zer- 

reifsungen der Land und Leuten gemeiniglich Unfried , Uneinigkeit und Krieg» 
aqch endliche Zerrüttung und Untergang der Geschlechter herfliefsen , mmafseo 

1) Moser XIII. S. 206. 

2) Moser XHI. 8.44. - 

3) Lümg, Part. spec. cont. II, S. 286— 306. 
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solches* nicht allein viel 'auswärtige Historien ', sondern auch 'unsere .hochlob-* 
liehen Voreltern, Geschlechte and Exempel genugsam- bezeugen. u 

Die .ostfriesische Primogenitur von 1595 wird durch den Kaiser 
Rudolf II. mit folgenden Worten bestätigt : 

„Zu Vorkommung gehässiger Zwietracht, Irrungen und anderer schädlichen 
Zerrüttung , Verderbens und Unheils , so beide Herrn und Unterthanen aus 
Spalt und Theilung der Grafschaft zu gewarten , wie bei vielen Fürstenthümern 
und Grafschaften die Erfahrung leider öfters als gut ist an- Tag geben" 1 ). 

- In der nas£au*dillenburgischen Primogenitur *) von 1U62 heifst es : 

„Wir haben nicht ohnzehig betrachtet , dafs grofse und ansehnliche ge- 
ehrte Familien sowohl in und außerhalb des heiligen römischen Reichs, wie 
auch. Fürst eathums, Qraf- and Herrschaften .durch Menge der regierenden 
Herrn zerstückt und Theilungen der Land and Leuthe von Tag zu Tag je mehr 
und mehr abnehmen nnd endlich entweder gar zerfallen oder mit des heil.rö- 
mischen Reichs Schimpf gar geringschätzig, ja die armen Unterthanen selbst 
durch gedoppelte Landesherrn mit taglichen Beschwerungen überhäuft und ganz 
zu Boden gelegt werden." 

In der Sachsen -gothaischen Primogenitnrordnnng vom J. 1685 
heilst es : •* 

„Dafs wir in Erwä'goqg gezogen , was vor Nachtheil , Zergliederung and 
Zerrüttung mehrmals den fürstlichen Häusern aus den vielfaltigen Zertheil - und* 
Vereinzelungen ihrer Fürstenthümer und Länder , bei denen sich nach und nach 
ereignenden Successionsfallen pflegen zuzuwachsen und wie dadurch auch die 
gröfsten Familien in solche .Verringerung ihrer Autorität verfallen können , da/s 
sie weder sich -selbst hei 'ihrer Geburts- und. Standeswürde, zumalen zu jetzigen 
Zeiten und bei den bekannten an groJDsen Höfen mehr and mehr zunehmenden* 
Principien sich mit Nachdruck zn erhalten, noch au-ch'di e anvertrau- 
ten Unterthanen, derentwegen doch von Gott 'alle Obrig- 
keit verordnet, nur gegen geringe Gewalt zu beschützen 
vermögen." . 

In einer hohenlohe'schen Primogenitnrordnang von 1717/ heifst 
es 1 )? 

„Demnach wir hei uns wohl erwogen* und reiflich überlegt, welchergestalt, 
nächst göttlicher Gnadenverleihung zu beständigen Wohlwesen und Aufnehmen 
eines Hauses, wie auch steter Ruhe und Glückseligkeit der denen Regenten und 
Obrigkeiten von dem höchsten Gott anvertrauten. Herrschaften und Unterthanen, 



1) Moser. XUJ. 269. 

2) Ludolf im append. 'Fase. V. p. 1681 

3) Ludolf im append* VI. 21. 
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die Indifidmtat und UjuBtirtrennttohkeit derselben nidit ein geringes bcittige, 
hingegen die Zenpalt- und Zertheflong aUerimad «chadliche Zerrtittoog, Vcr- 
derbalfs und Unheil caoairt and befördere*" 

Da die Einführung der Primogenitur von so wesentlichem Vor- 
theile ffir das ganze Territorium war, so sah man häufig die Auf- 
rechterhaltung, derselben als ein Recht der Landschaft aß, 
welches dieselbe gegen die fürstliche Theilungssucht mit aller Ener- 
gie zu verfechten suchte. Die Opposition der österreichischen Stände 
gegen die Theilungspläne Rudolfs I. und ALbrecht's I. (S. 113 
ii. 137) Meten für diese Betrachtungsweise ein ebenso interessantes 
Beispiel, als der Kampf der holsteinischen Stände" gegen die Thei- 
Ictngsprojecte ihrer Landesherren aus dem oldenburgischen Hause, 
In einer Zeit , wo im Fürstenstande die Einsicht von der Wichtig- 
keit der lndividualsuccession noch nicht durchgedrungen war, kämpf- 
ten besonders die Landstände energisch gegen das Theilungssysten» 
In Holstein zog sich der edle Ritter Johann Ranzau, „ebenso hervor- 
ragend, im Kriege als Feldherr, wie im Frieden als Laüdrath," da- 
durch die Ungnade des Fürsten zu f dafs er sieh kräftig gögfcn die 
Landestbeitung von 1544 erklärte. Die Zeitverhältnisse begünstig- 
ten aber damals die Entfaltung der Fürstenmacht gegen die standi- 
sehen Verfassungen und der Widerstand der Landschaft wurde fast 
überall gebrochen. Die Primogenitur gelangte erst dann zum Siege, 
als die Fürsten selbst die Gefahren des Theikingssystema erkanntes 
and dasselbe aus "eigenem Entschlösse aufgaben. 

3) Aber nicht blofs das Wohl der Unterthanen des eignen klei- 
nen Staates hatte man bei der Einführung der Primogenitur im Auge; 
noch war der erhabene Gedanke eines grofsen deutschen Gesammt- 
vaterlandes nicht ganz verschwunden , noch wölbte sich das Reich 
wie eine majestätische Kuppel . über alle die kleinen Territorien, 
noch fühlten sich die deutseben Fürsten als Unterthanen des Kaisers, 
als Bürger des deutsehen Reichs. Wir finden .daher nicht seilen als 
Metiv für Einführung der Primogenitur auch das Wohl des ganzes 
Vaterlandes und des heil, römischen Reiches deut- 
scher Nation mit angeführt. 
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So helfet "es 4, B. in der eisenachilchen Prioiageaiturordntihg 
von 1*85 :;.'.'* 

„Dafs bei fortwährenden Theiktagrn am allerwenigsten dem k Reiche und 
dem' geliebten Vaterlande erspriefsliche und kräftige Dienste zu leisten sein 
werden.'* Die 'eisenachische Primogenitur wird eingeführt „der römisch kaiseri« 
Majestät als dem von göttlicher Allmacht vorgesetzten Oberhaupt zu Diensten, 
dem heiligen Reich und gemeinen Wesen zur Zierde, Nutz und Beförderung 
allen Ghurfursten and Standen zn sonderbarem Wohlgefallen." 

In dem hessischen Primogenitorvertrage von 1627 kommt fol- 
gende Stelle vor : 

„Ingleichen , dafs der romischen kaiseri, Majestät and .dem heü. römischen 
Reiche durch Zasammenbehaltung der Fürstenthumb und Lande viel besser denn 
sonst <jie schuldige Gebühr und Dieaste geleistet wenden können" *). 

-4) Als ein weiterer Grand für Einführung der Primogenitur 

« 

wird öfters auch „die Kleinheit der Lande, welche keine 
weitere Thetlung zuliefse," angeführt. Die sachten -merseburgi- 
$che Prinlogeniturordnung von 1688 sagt : 

„Gestalt es denn* klar und am Tage ist , welchermafsen unsere Lander der- 
gestalt nicht. zureichen, dafs ein jedweder unser freundlich geliebten vier 
Sohne eine eigene' Regierung oder nur eirien fürstlichen Staat von Dienern, 
Beamten nnd anderer Notwendigkeit führen, noch weniger unseres fürstliches 
Hauses Digaität, Respect, Hoheit und Splendor zumal da künft ig , wie zu ver- 
mnthen, alTerseits mehr fürstliche Erben erzeugt wurden, in ihrem Weaen .und 
Integrität verbleiben können'* a ). 

In dem. Testamente Alexanders von Zwei brücken vom J. 1514 
heifst es : 

„Und die weil unser Fürstenthum durch Krieg und andere Zufalle in merk- 
lichen Abfall und Schmälerung kommen, also" dafs es in zwei oder mehr 
Theile nicht füglich getheilt werden and dafs jede» fürsitL 
Staat halten und ertragen möge, so haben wir dem Namen undStama* 
des löblichen Hauses zu Baiern auch Landen nnd Leuten zn Gut und Trast 
geordnet, dafs unser ältester Sohn allein regierender- weltlicher' Fürst seye'< 3 ), 

Mit dieser physischen Unmöglichkeit , noch weitere Theihuigen 
vorzunehmen , hängt der Umstand zusammen , dafs man gewöhn-* 
lieh nach einer sehr extremen Anwendung des TbeiLungssystems, 



1} Momr XIJl. S. Mb 

2) LMj'f ReichsarcmV 9*t. spte, cont. II. pv22& 

3) Moser XIII. S. 42. 
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• • • 

durch' die Erfahrung belehrt, -zur Einführung der Primogenitur seine 
Zuflucht nahm. So hatte Ernst der Fromme , von einer falschen 
religiösen Auffassungsweise und dem eingewurzelten Vorurtheile 
seines Hauses bestimmt, hoch nicht den 'Math, die Untheil- 
barkei t seiner Lande festzustellen ; aber seine Söhne , welche 
4urch diese Theflung auf ein Minimum reducirt waren , sahen sich 

• • • 

in die Notbwendigkeit versetzt., die Primogenitur. für ihre Portionen 
einzuführen. Gerade wo die traurigen Folgen des Theihmgssystems 
noch in recht frischem Andenken waren , wq man mit Theiluogen 
und Gemeinschaften recht schlimme Erfahrungen gemacht hatte, ent- 
scblofs man sich am schnellsten zur Feststellung der* Indjvidoalsoc- 
cession. So erzählt Adlzreiter P. II. Lib. 9. §.97 von Baiern : 

„Et quamyis Alberto non erat ignotam, quam noxiae «int in herdscundi 
fanufia diseordiae, tarnen recenti hoc experimento rursnm fuit edoetnm, hajos- 
modi incommodis in futurum esse ponendam obicem. QuamobremWolf- 
gangam fratrem indaxit, at vellet indivisam Bojariae prineipatum oniai 
damtaxat ixnperio gubernari." 

5) Eine. eigen thümliche Erscheinung ist.es, dafs viele Primo- 
genitnrordnungen sich auf den ältesten Zustand* in Deutschland 
berufen' und denselben wissentlich restaurireri 1 ). In vielen 
fürstlichen Heusern hatte sich die Kenntnjfs des altern Zuslandes 
durch Familientradition erhalten; man war sich wohl bewufst, dafs 
das ThtiilQngssystem nicht ursprünglich in deutschen Jürsten- 
thümern stattgefunden hatte , sondern erst später eingerissen war. 
Die Primogenitürordnungen recurriren häufig auf ,, die ganz alten 
Teutschen 1 - und meinen damit den Zustand bis in die Mitte des 
13, Jahrhunderts , wo ebenfalls Individualsuccession galt. Bezeich- 
nend ist auch, die in einzelnen Häusern traditionelle Ueberfieferang, 
.dafs vor mehrern hundert Jahren die Primogenitur bereif? eingefahrt 
oder stillschweigend beobachtet worden* sei. 

In der kaiserlichen Bestätigung der ostfriesischen Primogenitur 
von 1595 heifst es : 

. ,',Sintemal Herr* Graf Edzard einzig and allein regierender Graf and Herr 

1) Wir finden daher bisweilen , ■ dafs die Primogenitürordnungen ausdrück- 
lich von einer Wiederherstellung der Primogenitur -reden, z. B; die waldecki- 
sche Primogeniturordnung. Mater XIII. 8. 377. 



§• 43. Entscheidende .Grande Airilie Einführung der Primogenitur. 353 

zu Ostfpedbad sei , auch -solche uralte S u.c c e «a i o ji je imd^-aHewege bis 
an- Ihne £f*f Eduarden continua serie nneubrüchMch , wie obberührfr, gestammt 
and herkommen' 1 )/' '.•'♦■. 

In dem sähwarebargiscben Familienvertrage voq 1713 heifst es: 

• . * r . * .* ■ 

„ — - — am welcher willen nicht allein heut zu Tage fast im ganzen römi- 

*♦_ * •_.■ • • 

sehen Reiche das Recht der Erstgeburt eingeführt x - sondern selbiges in vorigen 
undenklichen Zeiten von den meisten uralten Teutschen ebensowohl' 
beobachtet.* 4 • - ♦ 

Ais. iiralte Famiüensuccession . wurde die Primogenitur be- 
trachtet in dem Hause Lippe, so dafs Rudolf H. in seiner Bestäti- . 
gungsurkuride der lippischen Primogenitur von 1595 anführen konnte : 

„Dafs uns $imon ' Graf und Herr zur Lippe in. Ünterthanigkeit vorbringen 

lassen , was "mafcen mit etzlichen glaubwürdigen uralten vor 200 und mehr Jah- 

ren seinen Unterthanen zu Land und Stätten gegebenen Privilegien zu beschei- 

<* * •• * , * 

nigen, auch sonsten der Orts manniglichen bewufst und unverborgen sei, dafs 

bei den Grafen und Herrn zur Lippe über undenkliche Jahre eine stete Ge- 

wohnheit gewesen , auch. noch sei, und also hat es bis auf ihn Graf Simon 

continuirt Verblieben, dafs die ganze .Grafschaft Lippe — . — jederzeit zu 

desto stattlicher Erhaltung und Fortpflanzung desselben grailnften Stammes und- 

Namens unzerstiiekt lind unzertheilt von dem ältesten männlichen Leibes Lehens- 

Erben nach dem Prärogativ und Successiön -der Primogenitur oder. ersten Ge- 

* burt allein« regiert , innegehabt und gebraucht worden sei- 2 )." 

Unbestimmter tritt eine solche Erinnerung an die frühem Zu- 
stände bei den -Grafen von Leiningen auf, indem "von ihnen be~ 

* * ■ * 

hauptet wird, „sie halten schon vor etlichen Seculis, obgleich nicht 
dem Namen nach , doch in der That selbst ein statutujp pripiogeni- 
turae eingeföhrt 3 ).* 4 . 

Eine ähnliche unbestimmte Erinnerung hatte sich auch im Hause 
Löwenstein- erhalten 4 ). Diese Ueberheferungen sind gewiCs. keine' . 
unwichtige .Stütze für unsere Ansicht , .dafs die Individualsuccession 
die ursprüngliche Successionsform gewesen, das Tbeilungssystenl 
erst später -eingerissen sei.. 

Erwähnung verdient auch die eigentümliche Erscheinung , dafs 

* • ■* 

viele fürstliche Primogeniturprdnungen sich plötzlich wieder jener 
alten Constitution Friedrichs I. von 1158 erinnern und sich auf 



1) Moser XIII. s! 269. * ' •' 2} Afcwr Xlil'. S. 30Ö N 

3) Moser XIII. S..299. 4) Moser Xtll. S..324: 

Schulze Eretgeb.Rt. 23 
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dieselbe «a&drueklich berufen , nachdem dieses Gesetz • seil Jahrirat- 
derten vergessen gdegen hatte (S. 161). ' 

6) Mächtig wickter/ wie wir schon gesehen haben, das Bei- 
spiel des Auslandes auf die Einführung der Primogenitur ein und 
auch dafür .finden . sich* in den Worten einzelner Primogeniturori 
■ nungen mancherlei Andeutungen. - 

So heifst es in dem angefahrten schwarzburgischeh Fajnilien- 
vertrage r 

„JHs Erstgeburtsrecht iit apeh immer in auswärtige* c h r i * 1 1 i cb«B 
Königreichen und Landen Brauch und wird vor eine dem natürlichen ood 
göttlichen Recht nicht znwiderlauifende Regel gehalten, sondern hat vielmehr 
den Beifall aller vernünftigen Völker, ja es ist vielmehr eine die Regel dw 
Observanz vor sich habende , ganz billige , rechtmässige und höchst nöthige 
Anstalt.*' 

|n diesem Sinne wird das Erstgeburtsrecht auch hier and da 
als „Völkerrecht" bezeichnet. So heifst es in dem Testamie 
des Herzogs Wolfgang von Z weibnicken von 1568: * 

„Setzen, ordnen und ernennen wir- zu unsren rechten unzweifentKch« to- 
ben und Snccessoren den hochgeboraen Fürsten, unsfern freundlichen Sohn, fler* 
zog Philipp Lodwig ab den altern und erstgeborenen, der vonüUtn, 
Rechts und Billigkeit, auch fürstlidher Gewohnheit und Herkommens wegen md 
gleicher Gestalt Aach Ausweisung göttlicher Rechte , zu geschweigen der all- 
gemeinen Völkerrechte, so in allen Königreichen, Fürstcn- 
thümern, Nationen und Landen üblich und gebräuchlich , vor «t- 
dem seinen 1 Brüdern und Miterben, die von der Natur angebohrene und also toi 
Gott selbst verordnete Praerogativam und Fürgang billig haben und behalten soll." 

' Ein so elastischer Begriff war dieses sog. allgemeine Natur- 
und Völkerrecht^ dafs man die Principien desselben ebensowohl 
zur Unterstützung des Theilungssystems , als zur Verteidigung 1« 
E r s t g eb u r t s re c h t s anwandle (S. 232). 

7). Auch die Bibel, aus der man früher die Gleichberechti- 
gung aller Kinder deducirt Und deshalb das Erstgeburtsrecht & 
unevangelisch betrachtet hatte (8.537), mufste Jet^t Gründe für k 
Einführung der Primogenitur liefern. Man berief sich auf einzelne 
Bibelsprüche und die Vorzüge , welche das mosaische Recht des 
Erstgebornen einräumte , und erklärte somit das Recht der Erstge- 
burt „für eine göttliche Institution. " . 
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So kühle* in dem Testamente des Ftirnten Ludwig Heinrich 
zu Nassau: „es sei schon ia& dien Testament .bräaehfich gewesen, 
dafs de* Erstgeborenen ein Vorzog gegönnt werde*). 44 

Ferner heilst es in der weldeckischen Prinrogenitnrofdnnng von 

1687: ' • ' 

„(Jeber das alles ist auch ans göttlichem Worte bekannt, wie das JUeJzt 
des Erstgebornen oder jus primogeniturae zu jederzeit für das bequemste Büttel 
geachtet worden, Königreiche, Herrschaften, Furstenthümer in Flor and An- 
sehen su bringen und zu oonserriren •)." , ; » 

8) Nicht zu übersehen ist ferner die völlig veränderte Ten- 
denz der juristischen Literatur in Bezug auf das' Recht 
der Erstgeburt. Während früher die romanisirenden Schriftsteiler die 
Gleichberechtigung aller Kinder als Rechtsgrundsatz auch in den 
deutschen FürstenthSmern geltend zu machen suchten und jede ent- 
gegenstehende Gewohnheit hartnäckig ignorirten, so Wurde Seit 
dem 17. Jahrhunderte die Tendenz der Literatur eine völlig ändere. 
Die damaligen juristischen Schriftsteller standen meistens als Kanzler 
und Rätbe irjri Dienste von Fürsten oder wurden als Mitglieder der 
Juristenfacuttäten häufig in fürstlichen Familienangelegenheiten zu 
Gutachten aufgefordert. Da der Fürstenstand jetzt darauf ausging, 
die ludividualsuccession von neuem rechtlich wiederherzustellen und 
bausgesefzlicb zu begründen,. so kam es darauf an, die Recht» 
mäfgigkeit der Primogenitorordnungen nachzuweisen. Die Juri- 
sten betrachteten es als ihre Aufgabe , durch Deductienen zu recht- 
fertigen, was die Fürsten practisch in's.Leben einführten» Aber die 
Ausführung dieser Aufgabe war für sie mit grofsen Schwierigkeiten 
verbunden 5 die deutsehen Juristen hatten einzig, und allein das roroi- 
sehe Recht zu ihrem Studium gemacht, auf alle einheimische Rechts- 
gebräuche sahen sie mil vornehmer Verachtung herab und bezeich- 
neten sie als ,, mores barbarorum. " Die ältere deutsche Staats- 
verfassung war ihnen ein völlig unbekanntes Feld, und doch hätten sie 
nur aus den Principien des altern deutschen Staatsrechts die Frage 
über die Recbtmäfsigkeit der Einführung der Primogenitur «richtig be- 
antworten können. Von ihrer einzigen Stütze, dem römischen 



1) I*dQlf im a>p, V. p. 168. 2) Jtfosei». XlU. S,3o7. 

23* 



356 -Dritte Periode.- *■• 

Rechte, vollständig- im Stiehe gelassen; , ja in vermeintlichem Wider- 
spruche mit dessen Satzungen , befanden sie sich in. großer- Verlegen- 
heit und sahen sich ängstlich nach einer Autorität . um^ auf welche 
sie sich etwa berufen könnten. Sehr richtig schildert Tkomaskt 
diesen Zustand wissenschaftlicher Impotenz unter den deutschen Ju- 
risten*: 

„Unde vero peterent rationes jurisconsulti , qoorum opem implarabant prin- 
cipes , dubitabant ; assoeti erant omnia aactoritatibus stabilire et tantum aliono 
cogitata bona fide describere, et uti.turpe credebatur jurisconsdUo in doctrini 
jure civiK decisis sine verbis legam loqni , ita deficientibiis legibus , tarpe esse 
eredebatar sine jureconsalto aliquo itisigm loqoi et ex proprio ingenio safere 
reife »)•" , * , 

In dieser Noth erschien ihnen, wie ein guter Geist, der fran- 
zösische Parlamentsrath Andreas Tiraquellus mit seinem weitläufi- 
gen tractatus de jure primigcniorum im J. 1559 : 

„Soccurrit tandem <( (sagt Thomasius a. a. O.) „anxiis et ad extremas itdacti 
angoArias, tamquam deus ex machina, Andreas Tiraquellus, cajaa tractatym „„de 

jure primigeniorum" if tantam rion exscripserant omnes." 

» 

Dieses einflufsreiche Buch wirkte mächtig auf die deutsche Literatur 
ein und bald entstanden zahlreiche Abhandlungen über das Recht der 
Erstgeburt, welche alle auf der 'Grandlage dieses" Werkes ruhen. 
Es verdient dasselbe hier eine kurze Charakteristik., welche freifteb 
nicht erbaulieh ausfallen kann. 

Mit Recht nennt unser wackerer Thomasius den gelehrten Fran- 
zosen „einen Mann von unbegrenzter Belesenheil, " und in der Thal 
ist mir auch nie ein solches Convolut übel angebrachter Gelehrsam- 
keit vorgekommen. Alle römischen uud griechischen Schriftsteller, 
Bibel und Kirchenväter, Scholastiker uud Naturforscher müssen 
herhalten t das Recht der Erstgeburt als etwas stilgemein ver- 
nünftiges, unmittelbar von Gott eingesetztes darzu- 
stellen. 

Tiraqnell bemüht sich, die Existenz der Primogenitur bei 
allen Nationen nachzuweisen ; er behauptet daher , dafs die Juden 
nicht nur in privatrechtlichen, sondern auch in staatsrechtlichen Ver- 
hältnissen die Primogenitur gekannt hätten. Von. den Juden komal 
- • 

1) Thomacius , vindiciae dutinet. inter par. et apafittg. *Cap. I. f. €l 
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er auf die Aegypter und die Moabiter; er -weist ans dem Herodot 
nach , dafs auch bei der persischen Thronfolge Primogenitur gegolten 
habe. Dann sagt er mit einem kühnen Schlusses • „Ex Asia haec 
jurn una cum gentibos in Europam et Africäm migrarunt." •' Er vin- 
dicirl den alten argivischen, korinthischen , sicyoniseh.en , athpiri- 
schen Königen die Primogenitur. Schwerer füllt es ihin, bei den 
Römern etwas-ähnliches nachzuweisen j allein auch hier sollen sich 
Spuren vorgefunden haben. Besser geht es mit dem Staatsrechte 

s 

von Tonis und Fez und der Successionsordnung der Inkas. ." Leider 
waren damals Otaheiti und die Sandwichinseln nicht entdeckt, um 
auch von dort schwerwiegende Gründe für die Rechtmässigkeit der. 
Primogenitur herzuholen ! 

Aber mit diesen Argumenten aus der Menschenwelt war man 
noch nicht zufrieden, die Naturgeschichte mufste Analogieen aus der 
Thier- und Pflanzenwelt liefern; besonders wurden Schweine, 
Hunde« und Elephanten zum Belege für die Verbreitung der Primoge- 
nitur im Thierreiche angeführt ; denn, scharfsinnige Naturforscher 
sollten bemerkt haben, dafs diese Thiere ihren erstgebornen 
Jungen zuerst die Brust zum Trinken darreichten („utpote etephanles, 
porci, cänes primogenitis lamquam omnium sibi cbarissimis primae 
mammas praebent"). 

Ein solches in der Luft schwebendes, aller historischen Grundr 
läge entbehrendes, durch und durch geschmackloses Buch wurde das. 
Vorbild der deutschen Publicisten, welche über das Recht der Erst- 
geburt schrieben. Es läfst sich denken, welche Resultate aus der 
Nachahmung eines solchen Originals hervorgingen ! Viele deutsche 
Schriftsteller thaten weiter nichts, als dafs sie ein ungeschicktes Ex- 
zerpt aus dem dickleibigen Bande des gelehrten Franzosen machten. 
Aber wie geschmacklos und unwissenschaftlich auch vom gegen- 
wärtigen Standpunkte aus das Werk des Tiraquell erscheinen mufs, 
►© hat es doch grofsen practischen Einflufs geübt, indem es 
;uerst die Juristen auf die rechtliche Existenz eines Instituts auf- 
aerksam machte", von dem weder die Pandectcn , noch der Codex 
twas wufsten. Es kam darauf an, der deutschen Juristenwelt zu 
.eigen , dafs für die Succession der Fürsten andere Grundsätze zu 
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. * * 

webe» seiet, «b die fifov. *48\nnd die römische^ Grundsätze voi 
de* Gleichberechtigung eller Kinder. 

So übte Frankreich auf die deutsche Staelsentwiekelung im 16.^ 
17. und 18. Jahrhunderte einen mächtigen EinBnfs. au», theore- 
tisch dunsb «eine Pubjicklan, besonders Tiraqudl, poetisch 
durch das Vorbild eines modern orgatrisirten Staatswesens , in dessen 
bünstlieb gegliedertem Bau sich alles am eine Centratstinne T die Per- 
mtk des Königs, drehte. Durob den AbseitAisms wurde das n 
Gninde gegangene PrtncSp der Staats einholt in den deutschen 
Territorien restanrirt nnd dem Tbeilungssysteme damit der Stab ge- 
feroeben. Dem grofsen französischen Könige riefen die deutschen 
Landesherren das stolze ,,1'etat c'est moi"< naeh nnd proolamirten 
damit für immer den Sieg der StaaUeuriieit , .wen» auch zuerst in 
absolutistischer Form , übär privatreebdiohe Thetkmgsgeiüafte. 

§,44. 
Verschiedene Einfiihrwigsformen der Primogenitur. 

Da seit der Mille des 13. Jahrhunderts das Theilungssystem die ' 
herrschende Gewohnheit im deutschen Fürsienstande bildete, so 
bedurfte es eines besondern Actes 5 um das Erstgebur Urecht in 
einem Fürstenhanse einzuführen. Dieser ^Einfuhrungsact fand unter 
verschiedenen Formen statte welche nach den Umständenge- 
rade am zweckmäfsigslen erschienen. Es sind besonders fünf Ein- 
• fuhrungsarten zu nennen, durch welche die Primogenitur in deutschen 
Fürstenhäusern begründet wurde : 

1) Durch e.in Reicbsgesetz. In dieser Weise wurde die 
Primogenitur in den alten weltlichen Churhäusern eingeführt , eine 
Bestimmung , welche durch die Wahlcapilulation immer von neuem 
bestätigt wurde 1 ). 

Es ist unrichtig , die Einführung der Primogenitur im landgräf- 
lich hessischen Hause einem Reichsgesetze zuzuschreiben ; sie ist 



1) „Wir wollen allewege die weltlichen Churhauaer bei ihrem Prinwgenitur- 
neht und ohne dasselbe wider die Gebühr restrmgiretf tvr lassen , nach Tabak 
dar güMsaft» Bnlte tenUribm kssea.* Wfchleapw Art. I; f % 
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nickt dopeh dag weJtpfcäKsehe Friedtenanisfriiiiieuit eingeführt, sou- 
dem durch dasseike aar bestätigt worden. 

Der Antrag, welchen Sachsen- Attenburg, Rraimsobweig, Hes- 
sen -und Holstein im J. 16&3 beim Wehlconvente stelhe»,, er» all- 
gemeines Primogeniturgeaetz an errichten* wtrde ver- 
worfen, weil mm der Ansicht war, dals sich die disseniire,fid«n 
Rciehsatände hier auf die iura singulorum berufen würde». ' 

2) Durch ein kaiserliches Privilegium. Ein solches 

m 

konnte natürlich nur dann bindende Kraft. äufserui, weriu die Ibterr 
essenden damit übereinstimmten. Solche kaiserliehe Privilegien ru# 
Einführang der Primogenitur worden meistens mit den Staadeo- 
erbohungen' verbunden, So führte der Herzogsbrief fürWörtem- 
befg von J. 1495 zugleich die Primogenitur in. diesem Hause ein, 
nachdem der Grupd dagu durch vorhergegangene FamiUeiwertrig» 
gelegt "worden war (S. 287). 

5) Durcb eine väterliche Disposition, welche entweder 
in Form etaes Testaments oder CodieiUs, oder als dispositio 
intervivos abgefafst wurde. Die Einführung der Prünogeniton 
durcb ein väterliches Testament ist von. allen die gebräuchlichste Art 
der Einführung gewesen. 

4) Durch eincto Vertrag zwischen den fürstlich** Br&tern 
und Stammes veitern» Ein deraftigr r Vertrag bedorfleiu materieller 
Beziehung nur der Zustimmung der Interessenten uud efae£ hia* 
rekhenden Aussetzung fiir den slandesmafaigen UnterbaA der Nach- 
gebomm- 1 ) ;•• in formeller Beziehung genügte die Beobachtung darf 
Befuifitte , welche auch bei andern Verträgen zu beobachte« wutren; 

6) Durch das- Herkommen konnte ebenjMrnroU wie durch 
eine ausdrückliche Primogeniturdbpos*tk>n das Recht der Erstgeburt 
in einer bestimmten Familie eingeführt werden , nur mußten natür- 
lich alle notwendigen Erfordernisse eines gülligen Gewohnheils- 
rechts vorbanden sein. 

Sine solche stillschweigende Einführung des Reihte der 

* < 

i) „UÜi primogeüitura, ib? apanagiom" S. 177. Moser Xlfl. S, 467 drückt 
dfe£s «ehr hoiy an* r „darfe den Ifaehgafcorne» das Broä möh Proportion dos 
dem firtgdtarng» a^ewqndotea nicht zu knapp' zogetckaitteii wecd««* 
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Erstgeburt nimmt J.J. Maser fürdas ChurbaosJPfalz {simmern'scher 
Linie) an, indem die nachgebornen "Brüder sich nicht -dagegen regten, 
dafs der Erstgeborne Karl Ludwig sie in dem westpbäBscben Frie- 
densinstrumente als apanagirte Herren bebandeln Itefs,- 

Häufig trafen mehrere EHnffihruQgsarlen zusammen und das 
Erstgeburtsrecht manehep fürstlichen Hauses beruht z vgl eich auf 
einem väterlichen Testamente .und einem Brüdervertrage ; se ist es 
z. 9- in. Baiern der Fall, wo Arbrecht V. im J. 1573 durch sein 
Testament. die Primogenitur einführte, dessen Söhne aber im 
J. 1588 durch einen Vertrag diese Successionsordnung von neuem 
feststellten, 

Mehrfach kam es auch vor, dafs vorläufig verabredet wurde, 
eine Primogeniturordnang festzustellen und die ausführlicheren Be- 
stimmungen einer zukünftigen Disposition zu. überlassen. Bis- 
weilen verabredeten sich mehrere Fürstenhäuser über die allseitige 
Einführung der Primogenitur , besonders Janderf derartige Verab- 
redungen bei den verschiedenen Linien eines Stammes Statt. Oef- 
ters wurde auch die Primogenitur inEhepacten verabredet, 
indem der Vater des zu verhefrathenden erstgebornen Prinzen dem 
Vater der» fürstlichen Braut versprach -, dafs • dieser sein erstge- 
borner Prinz allein alle väterlichen Lande erben sollte. Dieses 
geschah z.B. in Oesterreich im J. 1299 bei der Vermählung des Her- 
zogs Rudolf, erstgebornen Sohnes des Kaisers, und der französischen 
Prinzessin Bianca (|5. 129); im. J. 1555 wurde ein gleicher in der 
Heiraibsabrede der Prinzessin Maria von Oesterreich und des Prinzen 
Albrecht von Baiern vom Vater;, des- letztem ; Herzog Wilhelm von 
Baiem., versprochen und dieses Versprechen sodann in den wirk" 

licheq Eheppcten feierlichst wiederholt, " ■ 

# » ... 

§.45, 
Von der Zustimmung der Interessenten: 

Die Einfährung des Rechts der Erstgeburt war ein in die früher 
bestehenden Rechtsverhältnisse tief einschneidender Act, und berührte 
sowohl die Familieninteressen des fürstlichen. Hauses ,» als auch die 
Interessen des Reiches und des Einzelstaates so nahe , dafs man es 
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nicht der Willkür eines Firsten überlassen zu können glaubte, wie 
weit er dabei- diese verschiedenen Interessen zu beachten etwa für 
gut befände. Die Doctrin erklärte daher, die Einwilligung gewisser 
Personen für ein noth wendiges Erfordernifs jeder neu zu begründen- 
den Primogeniturordaung. In wieweit dieses .mit Recht geschehen 
ist, wird die folgende Betrachtung zeigen. 

1) Die Desc«ndenten. 

• ■< - • 

Am meisten wurden durch die Einfuhrung der Primogenitur die 
nachgebornen. Söhne berührt, welche ohne dieses Ereignifs. alte 
zu gleichen Theilen succed jrt sein würden . leb werde daher zaerst 
erörtern * in wieweit der Consens der Desceudenten bei Einführung 
der Primogenitur zu berücksichtigen, war. Selbst wenn der Fürst,, 
weleher dte Primogenitur einzuführen gedachte, noch gar keine 
Söhne hatte , so hielt man es doch für nothwendig , die Rechte der 
künftig zu erwartenden Nachgebornen «o zu berücksichtigen , su*s 
wenn sie- wirklich exislirten. Erf bedurfte jedoch in solchem Falle 
keines eigentlichen Tutors ad hunc actum, sondern der Reichshof- 
rath liefs es bei^einer Untersuchungscoh\mission bewenden. Waren 
dagegen „minderjährige Kinder vorhanden , so roufste der Vatcp bei 
dein Reichskammergerichte oder dem Reichshofralhe uro Bestellung 
eines Tutors ad hoc nachsuchen. Diese Vormünder hallen ebenso 
gut wie volljährige Kinder das Recht , die Vorlegung* des vollstän- 
digen Inhalts der väterlichen Disposition zu verlangen. In gleicher 
Weise raufste ihnen eine genaue Auskunft über alle Einnahmen un<) 
Ausgaben des Landes und über die den Nachgebornen. ausgesetzten 
Alimente gegeben werden. Darauf hatten sie sich zu erklären, ob sie 
mit der väterlichen Disposition einverstanden wären oder' nicht? 
War ein Einverstäudnifs nicht zu erzielen , so kam es auf einen 
kaiserlichen Ausspruch an , welchen dieser in seiner Eigenschaft als 
oberster Richter ertheilte. 

Manche Reicbspublicisten meinten, wenn die Söhne nicht zu- 
stimmen wollten , so könnte unter diesen Umständen die Primogeni- 
tur nicht eingeführt werden 5 „denn die Söhne hätten alle ein glei- 
ches Recht auf die Verlassenschaft vom ersten Erwerber -und es 
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könnte ihnen diese* nicht wider ihren. Wüten von ihren Yater ge- 
nommen werden *)." — Dagegen wendete man ein, dafe.xwarda* 
Reeht der Erbfolge vom ersten Erwerber herrührte, dafs aber 
dieses durch eine Priwogenitarordoung auch nicht affieirt würde. Es 
bandelte sich dabei picht um das Recht der Erbfolge überhaupt, 
sondern um die Ordnung, in welcher es ausgeübt werden sollte. 
Die Erbfolgeordnung aber würde immer vom letzten Besitzer ao ge- 
rechnet und könnte also auch von diesem abgeändert werden. 

Gegen letztere Dedaction kennte man sehr gegründetcBedeokea 
habe» ; allein nach einem entschiedenen Reichsherkommen wfcrde dann 
anf den Widersprach der Söhne nicht weiter Rücksicht genommen, 
wenn derselbe gegen die Einfuhrung der Primogenitur überhaupt 
gerichtet war, sondern dennoch für die Primogenitur gesprochen 1 ). 
Der Widerspruch der volljährigen Söhne oder der Vormünder der 
Minderjährigen konnte sich nur gegen den Modus 4er Primogeri- 
tur, webt gegen die Einführung selbst richten. Reispete tob 
kaiserlich bestätigten Primogenkirrordnungen , welche tr^tz des 
Widerspruchs der Nachgebornen rechtsgültig geworden sind, kom- 
men im Hause Waldeck und Schwarzburg -Rudofatadt vor 1 ). 

'Da die Töchter entweder überhaupt nicht succe$sionsfahig 
waren , oder" wenigstens nicht, so lange der Maansstamm Mibte : 
so war ihr Consens zur Errichtung der Primogenitur nicht erforder- 
lich 4 ). Selbst die Aussetzung einer Snstentationssumme für diesel- 
ben gehörte nicht in eine Primogenitarerdnung' und wurde in der 
kaiserlichen Resolution von 1724 (wegen dotifirmatiea der weinan» 
sehen Primogenitur) ausdrucklich zurückgewiesen*: 

„Daß» der passus testamenti , worinnen. wegen der 'tiustEchen Primenmeeo 
disponiret woedeo, ola zur Prünogeniturconstitution ond , derselben allergaadig- 
sten. kaiserlichen Confirmation eigentlich, nicht gehörig , auszulassen." 



1) HSberün, Repertorium IV. S.276. 
. 2) Mom, Staatsrecht XIII. S.44A. Familienstaatsrecht I. S.273. Häbfffa* 
Repertorium IV. S.276. 

3) Voü a Salzburg, de emolumentis territoriprum §.72. Moser, Kamilieo- 
Staatsrecht I. .8. 273 u. 907. 

4) Moser XfH. 8. 446. ' 
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2) Die Agnaten. 

Beabsichtigte 4er Stifter der PrknegenkuftHrdnitttig' dieselbe nicht 
nur auf seine (tastendem,, sondern aucK auf- seine Seite.» v er - 
wandten auszudehnen, so muteten diese ihre Zustimmung erklä- 
ren. Die Agnaten kennten -zu einer seieben, nicht einmal , .u?ie die 
Deseendenten , genbthigt werden > 4m ein Fürst, nach de» Her- 
kommen ies Reichs , über seine Seiteifcverwnifdte nicht gleiche Ge- 
walt hätte , wie über seine Deseendeng J ). 

Sollte steh die Einführung der Primogenitur jedoch nur auf die 
Descendenz des Stifters erstrecken, an bedurfte es keiner agna- 
tischen Zustimmung. 

d) DJe Lands tan de. 

Wir finden , dafs -die Landstände bei Errichtung der Piimoge* 
nkurordnung bisweilen zu Rathe gezogen wurden (z. B. in Sachsen^ 
Weimar) ; ja dam hauptsächlich auf ihr ausdrückliches Gesuch die 
Primogenitur eingeführt wurde. Ueber die rechtliche Nofebwendig* 
keit ifirer Zustimmung vom Standpunkte tfes damaligen Territoriale 
Staatsrechts, drückt sicb/J«AeWtV*Reperk)riuni fotgemleraaJsen aus : 

,J4an findet ^war einige Beispiele, wo die Lands£ände das neo errichtete* 
Primogenitargesttz beschworen hatten. Aber daraus folgt noch keineswegs, daXs 
ihre Einwilligung nothwendig sei ; nur in solchen Ländern konnte sie dieses wer* 
den , wo vermöge der besondern Verfassung in wichtigen , das Land , besonders 
auch die Snccession betreffenden Sachen die Landesherren ohne Einwilligung (Jer 
Landschaft nichts gültig vornehmen können*)." 

4) Der Kaiser. .' - 

Es, war ' unter den Reichspüblicisten eine ahe Coaüwrerse 9 eh 
die kaiserliche Confirmation eine uotltwei»dig$ Bedin- 
gung für #e Gültigkeit; einer Primogeniturordnung sei oder eb si* 
nur als nützliches Sicheruagsmittel betrachtet werten dürfe? 
DieTerfheidtger dieser entgegengesetzten Ansichten gingen von einem* 
völlig verschiedenes* Gesichtspunkte aus und kamen so natürlich au 

1 ) Moser, Staatsrecht Xtlf. S. 447.: 

S) Bübtrttk's *•{*. IT. 207.- DersAen Ansicht ist «g*r XIII. S; 4». 
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widersprechenden Resultaten. Ich will versuchen , den Kernpunkt 

* 

dieser Controverse kurz zu cbarakterisiren. 

Die ältere Sühnte der Juristen, wie z. B. Geäl, Lyncker und 
Ludolf\, erklärte die kaiserliche Confirmaiion für ein notwendiges 
Erfordern! fs jeder Primogeniturordnung. Diese Ansicht war eine 
eonsequente Folge ihrer romani sirenden Do c tri n. . 'Sie gingen 
von dem falschen Principe aus , dafs die ©rutidsälze de» römischen 
Rechts auch auf die staatsrechtlichen Verhältnisse in Deutschland an- 
wendbar wären nnd dafs auch der. hohe reichsständische Adel sieb 
ihnen unterwerfen mfifste; sie wendeten daher das Verbot der Erb- 
verträge auch auf die fürstlichen Hausverträge an und erklärten, dafs 
kein Hausvertrag, welcher über die Erbfolge Bestimmrairgen träfe, 
nach gemeinem Rechte Gültigkeit haben könnte. Ebenso betrachte- 
ten sie die Zurücksetzung der nachgebornen Söhne und die not- 
wendigen Erbverzichte der Töchter *ak eine rechtswidrige Verletzung 
des Pflicbltheils. Die gemeinrechtliche Ungültigkeit derartiger Haas- 
gesetze konnte nur dadurch gehoben werden , dafs der Kaiser ver- 
möge seiner Machtvollkommenheit ein Privilegium ertlieilte and 
de/* an sieh ungültigen Disposition Gültigkeit einräumte. 

-Allein zugegeben , dafs das römisch rechtliche Verbot der Erb- 
vertrage auch alle fürstliche Hausgesetze' über die Successlon be- 
troffen hatte , so würde die kaiserliche Confirmaiion die mangelnde 
Rechtsgültigkeit keineswegs haben ersetzen können. Wären alle 
Erbverträge wirklich in deutschen Fürstenhäusern verboten -gewesen, 
hätten die nachgebornen Söhne und die fürstlichen Töchter wirtlich 
einen Anspruch auf den vollen Pflichtteil gehabt, so hätte keine 
Macht der Erde durch ihre Bestätigung eine so schreiende Unge- 
rechtigkeit, wie unter diesen Voraussetzungen die Einführung der 
Primogenitur gewesen wäre , sanetionifen können : , ,confirmatio fir- 
mat jus jam existens , sed nova jura dare neqnit." Die*e irrthüm- 
lictie Ansicht über die Bedeutung des römischen Rechts und die' un- 
bedingte „plenitudo potestatis" veranlafsie seit dem Ende des fo. Jahr- 
hunderts die meisten deutschen Fürsten, regelmäfsig für ihre Haus- 
statuten die kaiserliche Bestätigung zu suchen , obgleich, es auch 
im 16. und 17. Mrhumlerte nicht an unbestätigten Hausgesetzen 
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fehlte , denen deßdialb ihre volle Galligkeit nicht bestritten werden 
konnte.» 

Seit man durch wissenschaftliches Stadium der deutschen Rechts- 
geschiente und des deutschen Stattsrechts sich von jenen einseitigen 
Vorurtheilen losgemacht hatte, wurde von den ersten deutschen 
Publicisten unumwunden erklärt, dafs die kaiserliche Bestätigung 
zwar als eine angemessene Vorsichtsmafsregel , aber keineswegs 
als ©in rechtliches Erfordernifs zo betrachten sei. 
J.J. Moser 1 ) und St Putter*) stimmen darin völlig oberem, daft 
der Kaiser weder in seraerEigeoschaft als Lehnsherr aller deutschen 
Reichslehen , noch als Reichsoberhaupt seine Genehmigung zur Er- 
richtung einer Primogeniturordnung zu ertheilen brauche. 

Was die lehnsherrliche Stellung des~Kaisers betrifft , so war 
defsbalb. der. Consens nicht erforderlieh, weil die Einführung der 
Primogenitur nur die' Successionsordnung unter denjenigen verän- 
derte , welche schon ein Erbrecht hatten und niemand dadurch ein 
Erbrecht eingeräumt wurde , welcher nicht schon in der Investi- 
tur begriffen war. Jedem Einsprüche desLehnsherrn hätte hier ohne 
weiteres, ein „lua non ititerest" entgegengestellt werden können. So 
ist auch der Widerspruch anderer Lehnsherren gegen Einfuhrung 
der Primogenitur nicht berücksichtigt worden, indem. z. B. der 
Kaiser im J. 171^, ungeachtet der lehnsherrlichen Protestation 
von Seiten Ghursachsens , die schwarzburgiscfae Primogenitur con- 
firmirte. • 

Aber auch aus der Stellung des Kaisers als höchsten Retclis- 
oberhaupls und aus dem ihm defsbalb zukommenden Obefauf- 
sichtsreehte konnje eine unbedingte Nothwe.ndigkeit der 
kaiserlichen Bestätigung nicht hergeleitet werden. St. Putter in 
seinem erwähnten Aufsatze sagt mit vollem Rechte : 

„Wenn man also, wie billig, zum Grundsätze des Staatsrecht» annimmt, 
dafs immer nur der möglich geringste Theil der natürlichen Freiheit den Hechten 



1) Moser, Reichsstaatsrecht XIII. S. 469 — 498. 

2) Pütter m seinen Beiträgen II. S. 179—220 über die Frage : „Ob reich*- 
standische Erbvertrage ohne kaiserliche Bestätigung gelten ? /. F. Runde, dissert. 
de confirmatione caesarea juris primogeniturae in famitiis illaitribtit 1770. 
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der höchsten Gewalt Aufgeopfert werfen *usse, •«> i»t wenigstet» ms allge- 
meinen Gründen mehr gegen als für die Notwendigkeit obrigkeitlicher Be- 
stätigung zu sprechen , znmal wenn nur davon die Rede ist , was jeder in sei- 
ner Familie für Einrichtungen zu treffen für gut findet Wie viel weniger würde 
es mit der Freiheit der deutschen Reichsstände und mit der hauptsächlich ä 
Heren Familiensachen uralt . hergebrachten Autonomie zu vereinigen seil, 
venn ihre Verfügungen and Verträge in solchen Sachen nicht anders , als oad 
eingeholter oberstrichterlicher Bestätigung gültig sein, sollten ? " 

Seil' man wieder angefangen hatte, das deutsche Staatsrecht, 
besonders in seinem Verhältnisse zu den reeipirten Rechtsquellen 
näher zu untersuchen , waren alle bedeutende Publizisten darin eto- 
verstanden , dafs die kaiserliche Bestätigung nichts weiter als eine 
zweck mäfs ige S jeher ungsmafsregel sei. Sogar der kaiserliche 
Hof seihst scheint die Confirmation nicht als nothweudiges Erförder- 
nifs betrachtet zu haben, denn, bei der Bestätigung der hessen-cas- 
seTscben Primogenitur erklärte K. Ferdinand II. : 

99 $s würde zwar phne dieses aothanes Primogeoiturrecht seinen Stand 
Und Richtigkeit haben , auch hinfüro dabei verbleiben ; allein der zanksüchtigen 
Weh Spaltungen nnd Irrungen halber habe man solchen kaiserlichen Consent 
auch einholen wollen l )." 

Doch wurde fast bei allen Primogeniturordnungen die kaiserliche 
Bestätigung nachgesucht , da man in derselben die beste Garantie für 
die Sicherheit und ungeschwächte Aufrechterhaltung derselben faul. 
Die letzte Primogeniturordnung , welche die kaiserliche Bestätigung 
fand, ist die herzoglich Sachsen - meiningen'scbe vom J. 1809. 

Das Gesuch um Confirmation wurde regelmäfsig beim. Reichs* 
hofrathe eingereicht. Es inufste demselben die Disposition in 
Originale oder in beglaubigter Abschrift beigelegt werden. Handelle 
es sich um Bestätigung eines Vertrags , welchen alle bei der Sache 
interessirteh Collateralen wegen Einführung ,der Primogeniturordfltö? 
eingegangen hatten , so konnte dre Confirmation brevi manu erfol- 
gen**). Bei einer elterlichen Disposition trat dagegen regel- 
iriäfsig . eine. Commission ein , welche des Stifters Vermögen zu 
untersuchen und die Grö'fse der den Nachgebornen ausgeworfenen 
Apanagen zu prüfen tatie. Waren' unmündige Rinder vorhanden, 

1) Mtwr XIII. 8.475. 

2) Moser, Staatsr. XIII. S. 4Ö5. 
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so worde für dieselbe« aufserdem noch eiue Vormundschaft ad 
bunc actum angeordnet, Welche deren Interesse wahrzunehmen hatte. 
Fand eine solche Cemmisston die Rechte der Nacbgeboroen hin* 
länglich gewahrt, so erstattete sie Bericht an den Kaiser, und es 
erfolgte alsdann die allerhöchste Bestätigung/ Waren die Naehge» 
bornen zu sehr benaohtheiligt oder fanden sich andere bedenkliche 
Punkte in. der Primcgenituropdnuög , so wurde die Bestätigung, hie 
auf Abänderung dieser Mangel , beanstandet. 

Solchen Comniissionen wurde aufgegeben, in Erwägung zu. zie- 
hen , „ob denen Postgeiiilis an der ihnen zuständigen legitima' durch 
diese Disposition kein Präjudiz zugefügt sei ?" oder nach einem an* 
dem Commissionsformulare : ,,ob durch obitiserirte Primogenttor- 
df9position und die darin verordneten apanagia gedachten jungen Prin- 
zen nicht zn kurz geschehen sei , sondern ihnen vielmehr ein er- 
kleckliches zugeordnet sei , als jeder nach Proportion der Lande und 
deren Gefalle , worauf bei-Erbtheihtagen in diesem fürstlichen Hause 
reflectirt gu werden pflegt, nach Abzog der obliegenden onerai», 
womit die Regierungskoslen auch milgemeint sind, zur Jegitiraa 
zu gewerteir haben möchte ? " Daraus haben ältere Juristen ftd» 
gern woUen, dafs die Grundsätze der römischen Legitima auch 
auf die amtlichen Nachgebornen und deren Erbrechte angewendet 
werden «räfeten l ). Allein es ist diese Ansicht ebenfalls nur eine Folge 
jener verderblichen und falschen Doctrin , welche die Grundsätze des 
römischen Privatrecbts ohne weiteres auf die völlig verschiedenen 
Verhältnisse der deutschen Aeichsstände übertragen wollte.' Die 
Verfasser der Hausgesetze waren meist römisch gebildete Juristen, 
welche ihre lateinischen Floskeln ohne Bedenken einschmuggelten 
und von einer heredis institutio , einer legitima , faloidia,' tnebetlia- 
nica, cautela Socini , clausula codicillaris faselten , ohne zu. er- 
wäget , dafs in deutschen Fürstenhäusern gerade das Gegentheil 
von allen diesen Grundsätzen des römischen Erbrechts von jeher Gel- 
tung gehabt hatte. Selbst als man zu besserer Einsicht. gelangte und 
den eigentümlichen Charakter einer Staatssuccession richtiger auf- 
fafste, halte man doch nicht den Math, die illusorischen Fes- 

1) Moser XIV. S. 387. 
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. sein des römischen Rechts zu zerbrechen , sondern zog es vor, die 
Grundsätze desselben sophistisch zu verdrehen 1 ). Abu erfand 
daher eine Anzahl von unnützen Clansein , wodurch die schon an 
sich unabwendbaren Grundsätze des römischen Rechts aufser Kraft 
gesetzt werden sollten« Häufig untersagte man z. B. den Nachgebor- 
nea f ad-suppiendam legitimam zu klagen, oder reservirte sich, eine 
solche Verordnung zu machen, dafs ein jeder Söhn ,, seine, ziemliche 
legitimam si non totam, tarnen dfminntam" bekommen möge, oder 
es wurde die Clausel hinzugefügt: ,,unabgesehen, ob gesagt würde, 
dafs der- eine, oder andere Theil oder dessen Nachkommen zu viel 
oder übermäfsig an der legitima, faloidia, trebellianica oder sonsten 
vernachlheilt. wäre." 

Es versteht sich von selbst, dafs bei einer wirklichen An- 
wendbarkeit des römischen Rechts alle diese Clausein die Gültigkeit 
einer den Pflichttheil verletzenden Bestimmung nicht hätten aufrecht 
erhalten können. Es dauerte lange , ehe man die Nutzlosigkeit sol- 
cher' Clausein einsah und sie ein -.für allemal über Bord warf 9 ). 

Der gründlichste Kenner des Reichsstaatsrechts, J. J. Moser, 
bezeugt es als ein feststehendes Reichsherkommen , dafs die Grand- 
sätge des römischen Pfliphttheifs auf die Succession deutscher For- 
sten keine Anwendung fänden und dafs keine Primogeditnrordnung 
wegen angeblicher Verletzung der legitima mit -Erfolg angefochten 
werden könnte a ). 

Die zur ^Untersuchung des Sachverhaltes ernannten kaiserlichen 
Commissionen verstanden unter der zu gewährenden legitima keines- 
wegs einen römischen Pflichttheil., sondern standesmäfsige Ali- 
mente, welche den Kräften des Landes und dem Herkommen der 

1> Eichhorn IV. §.40. S. 316. 

7) Moser XIV. S. 397 : „Hinc superfluae plane atque otiosae sunt claaw- 
lae de legitima »altera diminuta relicta , de non objicienda exceptione legithnae, 
vel de non provocando ad ejus supplententum. Si enim necessario debetor le- 
gitima in sensu juris romani , utique integra debebitur ; sin vero non debetor, 
cui bono clausula haec superadditur ? ' Pöterat videri, praescindendarum htioffl 
caussa id fieri , at vero qui sorte sua contentus non est , clausula ejusmodi non 
terretmy ad ipsam vero litis decisionem eam nihil conferre apparet ex jtfm dicti*- 1 

3) Moser XtV; S..389. 



§. 46. Ausdehnung 4er Primogenitur. 369 

fürstlichen» Häuser angemessen wären. Waren solche Alimente aus- 
gesetzt , so erfolgte die kaiserliebe Bestätigung ohne weitere Rück- 
sicht auf den Pflichtteil. 

Die Summen, welche für die Bestätigung, der Primogenitur be- 
zahlt werdet* mubtenj waren verschieden nach dem Range des -Sup- 
plicanien und von bedeutender Höbe. Nach der Reichshofratha-Kanz- 
leitaxordnung von 1059 Lostete einem Fürsten die Cobfiirmation 
5000 fl. , einem Markgrafen 2000 fl. Diese Kostspieligkeit war bis- 
weilen die Ursache, wefshalb man die Confirmation anstehen» liefs. 

§. 46. 
" Ausdehnung der Primogenitur. 

Wo die Primogenitur hausgegetelicb festgestellt ist , versiebt es 
sich von selbst, dafs nur der Erstgeborne als regierender Herr 
betrachtet. wird ; er ist der a 11 e i nige ' Inhaber der Staatsgewalt in 
dem Territorium. Es fragt sich. nur, auf welche Vermögens- 
besftndt heile sich das Recht der Erstgeburt erstreckt? In- der 
ältesten Zeit, wo vor Einreihen des Theilungssystems ebenfalls* 
der Altersvorzug den Regenten bestimmte, bezog sich das Recht der 
Erstgeburt .immer nur auf das unt heilbare "Reichsamt, die Fa-' 
milienguier wurden unter alle Söhne gleich Vertheilt (S. 178). 

Die moderne, hausgesetzlieh eingeführte Primogenitur giebt 
dem Erstgebornen häufig viel umfassendere Vorrechte. 

Wo derartige bestimmte hausgesetzliche Verordnungen vorlie- 
gen , hat die Sache keine Schwierigkeit. Eine solche tritt nur ein, 
wo es an solchen. Bestimmungen fehlt oder dieselben wenigsten» nicht 
die gehörige Klarheit bieten. In. diesem Falle kommt es darauf an, 
ein richtiges Kriterium aufzufinden , . wonach diejenigen Vermögens- 
stücke, welche dem Rechte der Erstgeburt unterworfen sind , ge- 
sondert, werden können von den Gütern, welche nach gemein- 
rechtlichen Grundsätzen vererbt werden. 

-Die neuere staatsrechtliche Doctrin geht bei Behandlung dieser 
Frage vom Unterschiede gwiächen der Staats- und Atlodial- 
verlassen schaft aus , eine Lehre, welche ich. hier nur kurz be- 
rühren kann. Den Gegenstand der Staatssuccessbniildet die S t a a ts - 

Schake Ewtgcb.Rt. 24 
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gewait oder Souveränität und dasjenige S taa t ieigcMh afo » welches 
im Besitoe des jedesmaligen Regenten sieh befindet, des sog. Krön- 
fideicommifs l ). Der Stafllssuccession steht die Alledialver- 
tessenschaft gegenüber, d. b. dasjenige Vermögen des verstor- 
benen Regenten, welches nicht nothwendig immer auf des 
Staatsuaobfolger zu fallen braucht. 

Die AUodialverlassenschaft zerfäHt in zwei wesentlich ver- 
schiedene Theile: 

4) in das Sohatullgut, 

2) in das Haus- oder Familienfideicoitf mi fs. 
Das Schatullgut ist vollständig ein Priva t eigen thum des Re- 
genten, er kann darober ebenso frei Verfügen, wie jeder Privat- 
mann über das seinige. Erwerbung, Verlust und Wirkungen dieser 
Vermögensrechte sind daher ganz nach den gewöhnlichen Grund- 
sätzen zu bebandeln. Der Berechtigte kann daher über diese Ver» 
mögeusgegenstände, auch auf den Todesfall, völlig Crei.dispotwm 
Hat er keine derartige Verfügung getroffen und liegt keine gegen- 
teilige Bestimmung der Hausgesetze vor, so tritt hier die ktesUt» 
erbfolge des gemeinen Landraehts ein und die Erben suocedirea ifl 
* das Schatullgut wie in eine gewöhnliche Privatverlassenschaft. Der 
Thronfolger kann daher durch andere Familienglieder von dieser Stw- 
cession ausgeschlossen werden, wenn diese einer frühem Ciasse 
der Intestaterbfolge angehören, oder kann mit, ihnen gemeinschaft- 
lich zur .Erbfolge gelangen, wenn sie mit ihm in djerselben 
Clasae stehen. Hausgesetzlich wird diese Rechtsregel nicht selten 
durch die Bestimmung mpdificirt, dafs in Ermangelung letztwil- 
liger Dispositionen auch das Pjriyalvermögen des Landesberrn den 
Kronfideicommifs einverleibt und somit der Staatssucceasien unter- 
worien werden aolle. 

Von dem Schatullgut .des einzelnen Regenten ist das Vermögen 
der gesammten Regenteitfamilie, das sog. Hausfideicommif*! 
wohl zu unterscheiden. Dieses ist vollständig als deutsches Stamm- 
gut oder Familienfideicommiis anzusehen., Die. stewmatische Eigen» 

1) Sehr klar spricht sich hierüber aus Wrtfr, System dee dcoUcbeii Statt»* 
rechts S. 650. $. 9&. 
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schuft fiikrl aber kninttwegs ipso jure Uniheilbarkeit mit sieh 
und es ist «ehr wohl denkbar, d*h auch das sog. Hausfideicom~ 
mifs Hi andere Hände gelangt, als. die Staatsgewalt; ein Fall, 
welcher. dann immer eintreten mufe, wenn die StaalMnecesskm 
anfaerhaib der Familie stattfindet, z. B. wenn Erbverbrüdert« 
suocediren. In den meisten Hausgesetzen ist jedoch die Beatimniuag 
getroffen, dafs auch das FamilienBdeicommifs der exclusiven .Erb* 
folge der Primogenitur unterworfen sein soll , wodurch herbeigeführt 
wird , dafs die Suceession in das Familiengut mit der Staatserbfolge 
meist in einer and derselben Person zusammentrifft 1 ). Nur 
durch eine derartige Bestimmung, welche sich keineswegs vor selbst 
versteht, kann der Zweck der Primogenitur vollständig erreicht 
werden. In Ermangelung solcher nähern hausgesetzlichen Bestim- 
mungen kann die exclusive Erbfolge der Primogenitur nur auf die 
Staatsgewalt, das Staatseigentbum und alle damit verbundenen Rechte 
bezogen werden. 

§- 47. * 
Die Stellung der naehgebornen Herren.. 

So lange das privatrechtliche Theilungssystem in deutschen Re- 
gentenhansern üblich war, fand kein Unterschied zwischen den eben«' 
bärtigen weltlichen Söhnen eines regierenden Fürsten statt; sie 
wurden nach dem Tode des Vaters sämmtlich regierende Herren, 
wenn auch dem ältesten Sohne regelmäßig ein Vorzug.j>der gar ein 
Directorium eingeräumt wurde. Die Einführung der Primogenitur aber 
bewirkte eine tiefe Kluft zwischen dem allein zur Regierung be- 
rechtigten Erstgebornen und seinen naehgebornen Briidern. Erst 
seit Einführung der Primogenitur kann man vo0 Naehgebornen 
im juristischen Sinne sprechen 2 ). Die Stellung der naehgebornen 

t) Ein sehr ausgedehntes Famüieofideicommrfs besieht im königlich würtenv- 
bergischen Hause , dessen Einkünfte nach der Bestimmung des Stifter«, Eber- 
hard JH., der regierende Herzog za geniefsen bat. Das Hofkammergnt ist 
reines Privateigenthum des königlichen Hauses and würde daher beim Ausster- 
ben des' jetzt rsgiereadan Mannsstammes nicht an das « e b e Königshaas , son- 
dern an die Cognaten gelangen. JfoW, wurtemb. Staatsr. I. £.274. 

2) Für diese Herren werden hier and da noch andere Ausdrücke gebraucht* 

24* 
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Herren in deutsehen Fürstenhäusern zudem regierenden Herrn und in 
persönlicher Beziehung ihre wohlbegründeten Ansprüche auf standes- 
gemäße Versorgung, ihr eigentümliches Familien - und Erbrecht, ihr 
Gerichtsstand nimmt eine so bedeutsame Stellung im modernen Privat- 
fürstenrechte ein, dafs ich ihre Rechtsverhältnisse hier nur beiläu- 
fig besprechen kann 1 ). Von besonderem Interesse ist die Art und 
Weise, wie man die Ansprüche der nachgebornen Herren auf stan- 
desgemäTsen Unterhalt zu befriedigen suchte. „Die von glän- 
zenden Hoffnungen in eine weite Ferne zurückgewiesenen Söhne 
verlangten mit, Recht für das Opfer, welches sie der ältesten Linie 
brachten, für das, was sie aufgaben , bestimmte und verbürgte Zu- 
sagen über das, Was ihnen verbleiben sollte 2 )." ; 

Anfangs war die Abfindung mit Land und Leuten 
vorherrschend. In den Häusern , in welchen man sich seit Jahr- 
hunderten an eine Tbeilung der väterlichen Lande unter die gleich- 
berechtigten Söhne gewöhnt hatte, konnte man sieh nach Ein- 
führung der Primogenitur nicht sogleich entschließen , die Nacbge- 

« 

bornen von der Succession in Land und Leute auszuschliefsen ; man 
fand es zu hart, dieselben ganz und gar in den Privatstand zu 
verweisen und sie blofs mit einer Summe Geldes abzuBndeo; man 
suchte eine mildere Üebergangs form, wodurch den Nachgebor- 
nen der ungeheure Abstand ihrer Stellung zu der des Erstgebornen 

* - «. 

weniger fühlbar werden sollte. 

Auch, noch aus einem andern Grunde zog man die Abfindung 



sie heißen bisweilen „Depatatherren", „Erhherren" (besonders im lippisches 
Hanse), „apanagirte Herren", „abgetheilte Herren", „abgesteuerte Herren", „ab- 
gewiesene Herren", „Cadets." " ^ 

t) Eine vollständige Darstellung „des Rechts der nachgebornen Herren" 
würde eine eigene Abhandlung erfordern. Für ihre Rechtsverhältnis« tat 
Zeit des deutschen Reiches gjiebt Moser im 14. Bande wenigstens ein umfassen- 
des Material ; über ihre gegenwärtige vielfach veränderte rechtliche Stel- 
lang, welche durch die Auflösung des Reichs und haasgesetzliche Bestimmungen 
begründet ist , giebt es nichts Genügendes. Ihre speciellen Rechtsverhältnis« 
im würtembergischen Hause behandelt Hobert von JtfoW in . seinem würtemberg. 
Staatsrecht I. $.80 — 84 mit gewohnter, Meisterschaft. 

2) DdMmam, Politik LS. 99. 
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mit Land und Leuten der jährlichen Auszahlung einer haaren Geld?» 
summe vor. Die Finanzkunst war nach so unentwickelt, dafs es 
selbst gröfsern Landesherren schwer fiel, eine verbSttnifsmaTsig nur 
geringe Geldsumme aufzubringen. Der Reinertrag der Doniuen 
war sehr unbedeutend , das Steuersystem und der Siaatseredit noch, 
wenig ausgebildet;. die Landstände waren karg mit ihren Verwilligun- 
gen , die Fürsten daher häufig in grofser Geldverlegenheit. Bei se 
bewandten Umständen fiel es dem Erstgebornen schwer, seinen 
nachgebornen Brüdern, besonders wenn sie zahlreich waren, jähr- 
lich nicht unbedeutende Summen in baarem Gelde zu zahlen. Er. 
zog es daher vor, ihnen einige Aemter des väterlichen Fürstenthums 
zur Nntzniefsung abzutreten *)• DieBedingungen, unter denen 
diese Landestbeile den nachgebornen Herren - übergeben wurden, 
waren sehr verschieden je nach dem Einräumungsvertrage. Nur 
durfte den Nachgebornen dabei nicht die. eigentliche. Ländes- 
hoheit, „jus sublime territorü", zugestanden werden,, denn ein 
solches Zugeständnis würde das Wesen der Primogenitur geradezu 
aufbeben ,. wir würden es in diesem Falle nicht mit einer Abfin- 
dung, sondern mit einer ungleichen Theilung, nicht mit nach- 
gebornen, sondern mit lauter regierenden Herren zu thiin haben. 
Im allgemeinen läfst sich für die Rechte , welche den nach- 
gebornen abgetheilten Herren in ihren Landestheilen zustanden, 

1) Ich yenneide absichtlich den , für die Abfindung mit Land und Leuten 
hanfig gebrauchten Ausdruck „paragium." Dieser Ausdruck gehört dem' fran- 
zösischen Lehnrechte an nnd bezeichnet ein demselben eigentümliches 
Rechtsinstitut (S. 217). Als man ihn unpassender Weise für deutsche Verhältnisse 
anwenden wollte, gab er die Veranlassung zu grofser Verwirrung in der Wissen- 
schaft nnd der staatsrechtlichen Praxis. Es entstand ein langwieriger Streit de 
distinctione äpanagii et parägii; viele hierhergehörige Streitschriften finden sich 
bei Joachim Meier in seinem corpus juris äpanagii et paragii. Der gesunde Sinn 
eines Meter sah die Bedeutungslosigkeit eines solchen Streites ein : „Es lauft 
die ganze Sache doch auf eine unnöthige und nur Confusion. anrichtende Schul- 

zankerei hinaus es ist wohl das beste, man abstrahire von diesem Worjte, 

um so mehr, als es uns nicht an andern einheimischen und deutschen einzelnen 
Wörtern oder wenigstens kurzen Redensarten fehlet, wodurch das, was man 
sagen will, so ausgedrückt wird, dafs weder Dunkelheit, noch Mißverstand, 
noch Zweifel übrig bleibt." 



374 Dritte Periode» 

durchaus keine Norm aufstellen. Es entscheidet. Mar allein derVer- 
trag oder die letztwillige Disposition , wodurch eio derartiges Ver- 
haltuifs begriiiidet worden ist. Bald wird ihnen ein guter Theil der 
Landeshoheit zugestanden , bald müssen sie sich raitefoer gewöhn- 
toben PatrimonialjorisdietioQ begnügen. Viele derartige Abfindun- 
gen mit Land ond Leuten waren mit so ausgedehnten Hoheitsrechten 
-verbunden , dafs man zweifelhaft sein konnte, ob man die Nacbge- 
bornen für abgefundene oder regierende Herren erklären sollte; be- 
sonders lag ein solcher Zweifel sehr nahe , wenn die Dispositionen 
so schlecht abgefafst waren wie das Testament des Churfärsten Jo- 
hann Georg I« von Sachsen. 

Der Concipient bat sich bei Abfassung dieses Testaments eines 
so unseligen romanisirenden Kauderwelsches bedient , dafs alles da- 
durch in die tollste Verwirrung gerathen mußte 1 ). Da wird nnM 
derChurprinz „der Universalerbe" genannt und de* Jüngern 
Herren Antheil mit dem Namen eines Deputats bezeichnet, ein 
andermal keifst es, die Jüngern hätten ihren Antheil „hosornMi 
institntionis titulo" erhalten , als einen Theil der Erbschaft und ab 
Erben. Dem zweiten Prinzen wird sein Antheil „mit landeshint- 
lieber Obrigkeit and andern Herrlichkeiten ," dem dritten ond vierten 
nur „mit Herrlichkeiten' 4 eingeräumt. Kein Wunder, dafs ein so 
unklar geordnetes Verhäknifs die langwierigsten Familienstreitigkei- 
ten hervorrief. Die Nebenlinien, besonders Zeitz, protesu'rten 
heftig gegen jeden Eingriff in ihre landesherrlichen Rechte und be- 
haupteten in ihren Landestheilen „omnimodam superioritatem;" die 
Churlinie dagegen erklärte die Portionen der Jüngern Brüder nur für 
ein zum fürstlichen Unterhalte angewiesenes Deputat , denn es liege 
im Wesen der Primogenitur , dafs dem Erstgehornen das %o «i>fw 
oder die Oberterritorialgereclitigkeit öfter das ganze Land allein 
zustehe. Die «Streitigkeiten über die Stellung der naebgebornen Li- 
nien horten nicht eher auf, als bis diese völlig erloschen waren *)• 

Ein ahnliches Verhältnifs fand zwischen dem erstgebornen Sohne 

1) CKq/W, Kern der sächsischen Oeschicbte 0. 381. £en»Jfcr, de put*» * 
apsaagio $• 4& seqq. 

2) Moser XIV. S.7 — 31. 
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Ernst des Frommen in Gelb« und den vier jüngere nacfcgtbernen Söh- 
nen des letztern zu Hildbnrghauten, SaptfeU, Römhild und Eisenberg 
statt, indem' dem Erstgebornen und seiner Linie in den Luiden der 
Nachgebornen wesentliche Hoheitsrecbte vorbehalten würden , z. B. 
die Vertretung beim Reiche , das Ausschreiben gemeiner Landtage, 
die letzte Berufung in Rechtssachen , die Anordnung von Bub" und 
Bettagen und allgemeinen Landesvisitationen. Obgleich den vier jun- 
gem Brüdern ausdrücklich „die fürstliche Landeshoheit" zugespro* 
dien wird , so wird an anderer Stelle wieder behauptet, dab sie 
nur „quandam umbram" regierender Herren oder „eine sonst 
in andern deutschen Fürstenhäusern unbekannte niedrigere Art 
der Regierung" hätten ') ! 

Im landgräflich hessischen Hause gaben zwei derartige Abfin- 
dungen mit ausgedehnten Hoheitsrechten zu jahrhunderilang^ea Strei- 
tigkeiten Veranlassung. Zwar war 1627 im hessischen Gesamtnthause 
verabredet worden, dafs eenur zwei regierende Herren, einen «i Gas* 
sei* den andern sa Darmstadt, geben sollte-, aber man hielt es für an* 
bedenklich, den Nachgebornen Landestheile mit gewissen Hoheitsrech- 
ten einzuräumen (S.293). Landgraf Wilhelm zu Cassel scblofs 1627 
mit seinen nachgebornen Brüdern einen Vergleich, kraft dessen letzter* 
„quartam tarn praesentium , quam fnlnrorum bonorum absque omrii 
omone" erhalten seilten. Den Jüngern Brüdern sollten die dominia utilia 
au den assignirtea Orten und die. niedern Regalien, dem Erstgebornen 
alle hohe fürstliche Obrigkeit zustehen. Die Unterlhaaen in der Quart 
sollten den Jüngern Söhnen huldigen , „excepto tarnen regimifle, re- 
galium et superioritatis jure 2 )." Nach mannigfachen Streitigkeiten 
wurde 1654 ein definitiver Vergleich abgeschlossen, wonach dem 
regierenden Landgrafen für die Quart der Nachgdbornen die Landes« 
hobeit, Sitz und Stimme anf Reichs- und Kreistagen, die Ausschrei- 
bung der Landlage , Entwerfung der Landesocdnungen in Justiz - und 
Kirchensachen , die Episcopalrechte , das Geleite , Folgerung , Mu- 
sterung und Reifs, Land-, Trank- und herkömmliche Soldaten- 



1) Hoter XU. * 476 eod XIII. S. 57—73. 

2) Moser XIII. 3. 139* 
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steuern vorbehalten wurden l ). Die abgeheilten Linien zu Each- 
wege (1656) und Rothenburg (1685) starben aber in der zweites 
Hälfte des 17. Jahrhunderts wieder ab bis auf Rheinfels, wel- 
ches bis in die neueste Zeit mit Hessen-Cassel im erbittertsten Fa- 
milienstreite lebte. Besonders bildeten das Besatzungmacht «nf 4er 
Festung Rbeinfels und die kirchlichen Angelegenheiten den Zank* 
apfel*). Als das Haus Hessen-Cassel seine. Lande durch die Er- 
richtung, des Königreichs Westphalen verloren hatte , erhielt sich das 
landgräflich rbeinfelsische Haus unter der französischen Herrschaft 
im Besitze seiner Domänen und würde 1815 in seine alten vertragt- 
inäfsigen Hechte, wieder eingesetzt 3 ). Durch* einen Vertrag vom 
16« Oct. 1815 Irat Hessen - Rheinfels einen Theil seines Gebietes 
an Preufsen ab und. verzichtete auf den Namen „Hessen~Rheio- 
fels- Rothenburg." Aber nach der Restauration entstanden neue 
Streitigkeiten zwischen Cassel und Rotbenburg über die Grenzen 
zwischen der höchsten und der untergeordneten Laudesherr- 
lichkeit. Heffter theilt uns in seinen verdienstlichen Beiträgen einen 
interessanten Rechtsstreit dieser Art mit, welcher 1823 von der Ja- 
ristenfacultsit zu Bonn zu Grünsten Rothenburg^ entschieden wurde 4 ). 
Diese Linie, welche durch ihr Bestehen fortwährend Veranlas- 
sung zu Zwistigkeiten gegeben* halte , rief durch ihr .Erlöschen 
im J. 1834 neuen Streit hervor/ indem die Landstände behaupteten, 
dafs die rothenburgische Quart nicht dem FamilienEdeicQmmifs, son- 
dern dem Staatsgute zufallen müsse. 

Auch in der darmstädtischen Linie gab , nach Einführung der 
Primogenitur, eine abgetheilte Nebenlinie Stoff zu fortwährenden 
Streitigkeiten'. Im J. 1622 trat der regierende Landgraf zu Hessen* 
Darmstadt „sälvojure primogenitnrae" seinem Bruder. Friedrieh in 
Abschlag und Kürzung des jährlichen Gelddeputats Schlofs, Stadt und 



1) Lünig, Part. spec. cont. II, unter Hessen S. 910. Moser XIII. S .150 o. 

xiv. s. m. ' 

2) Moser theilt diese Streitigkeiten sehr ausführlich mit XJII. S. 121 — 1^7 
und Famflienstaatsrecht I. S. 377 — 388. 

3) Heffter, Beiträge «im deutschen Staats*- und Fursteorechte 8.304. 

4) Hefter a. a. O. S. 3(4 — 309. 
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Amt Homburg ab, damit er solches erb- und eigentkumlieh be- 
sitzen möge. Dabei wsrde dem Jüngern Bruder and dessen Descea- 
denz die Obrigkeit in bürgerlichen nnd peinlichen Sachen, Gebot 
und Verbot-, was dazn gehört, eingeräumt. Dock resenrirte sieh 
Darmstadt viele Hoheitsrechte in Stadt nnd Amt 'Homburg *). Aber 
bald gab die Ausschreibung eines Jubiläums , bald die Leichenpredigt' 
nnd das Kirehcngebet , bald die Müazsorte des zu gewährenden 
Gelddeputats, bald die Einlegung dannstädliseher Einquartirung Ver- 
anlassung zu erbitterten Contestationen *). In der Rheinbundsacte 
Art. XIV wurde Homburg als apanagirte Linie behandelt und wie 
andere Standesherren der dannstädtischen Souveränität, unterworfen. 
Da aber diese Linie durch die SchluCsacte des wiener Congresses 
Art. 48 und den Generairecefs der frankfurter Territorialeommission 
von 1819 Art. 30 für souverän erklärt wurde,, so kann auch Hom- 
burg heutzutage nicht mehr als praktisches Beispiel einer mit 
Land nnd Leuten abgefundenen nacbgebornen Linie gelten*). 



1) Moser XJII. & 155 o. XIV. S. 159. 

2) Maser XIV. S. 160 - 172. FamfflensteaUrecht S. 391 —401. 

3) Seit dem Aussterben der Linie Hessen - Rheinfels - Rothenburg , seit der 
Soureränitätserklärung der landgräflich homburgischen Linie , seit Erloschen des 
anhält - bernburgisch - scfraumbnrgischen Mannsstammes (wegen des Amtes Hoym) 
giebt es in Deutschland keine nachgeborne nicht regierende Linie mehr, welche 
sich ausgedehnterer Hoheksrechte erfreute. Am meisten verdient noch* das 
sog. Paragium Kost ritz hier erwähnt zu werden, welches einein Nebenast der 
fürstlichen Linie Schleiz zur Abfindung gegeben worden ist. Da sich über das 
rechtliche Verhaltnifs dieses sog. Paragrams nirgends eine Angabe findet und 
dasselbe gegenwärtig eine publicistische Singularität ist, so führe ich hier 
an, was mir durch die gütige Mittheilung eines erfahrnen und gründlich gebil- 
deten reufsischen Beamten , des Herrn. Raths Attxrti in Hohenlenben , über die 
Stellung dieser Nebenlinie bekannt geworden ist. - „Das sog. Paragium Köstritc 
ist ein Güterbesitz,- welcher nach der Disposition Heinrich's 1. zu Schleiz vom 
1. Dec. 1669 und 25. März 1687 an die Stelle derjenigen Apanage getreten ist, 
welche der zweite Sohn Heinrich's I. , Heinrich XXIV., zu erhalten hatte. «Dieser 
Güterbesitz liegt theils im Fürstenthume Gera, thefls im Fürstenthume. Schleiz, 
theüs endlich im Fürstenthume Greiz. Derjenige Thefl de» Paragii, welcher im 
Fürstenthume Schieb und Greiz liegt, heilst die Pflege R eichen fei s nnd 
es sind rücksichtlich dieser dem Pantgiatsuhaber einige Vorrechte eingeräumt, 
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leb käute diese Beispiele leicht vaudut» ; überall wo mm 
n 'Quasten der Nachgebornen dieses Abfindangssystem beibehielt, 
dauerten die gehässigsten Streitigkeiten ununteritrochea fori und scha- 
deten dem Fh>re* : der fürstlichen Familien mehr als das wirkliche 
Theilnogssystem. Bei der Unmöglichkeit, zwischen der oberstes 
Landesherriichkeit der regierenden und den untergeordnetes Re- 
gienmgsrechten der nachgebornen Linien eine scharfe Grunze zu 
sieben , bei der Unklarheit eines derartigen Staatsverhältnisses wa- 
ren Streitigkeiten geradezu unvermeidlich. 

Die Abfindungen mit Land und Leuten vernichteten geradeso 
das Werk der Primogenitur; die dem Erstgebornen reservirte Ober- 
hoheit war nicht im Stande , gegen die Unabhängigkeitsbestrebaagn 
der Nachgebornen die S t ä a t s ei n h e i t zu behaupten, deren Bewah- 
rung der eigentliche Zweck der Primogenitur ist. Die zar Abfindung 
verwendeten Landestheiie -gehörten nur nominell zum ätaatskörper, 
welchem sie in der Tbat mehr und mehr entfremdet wurden. Bei 
fortwährender Anwendung würde dieses System dahin geführt 
haben , dafs der regierende Herr nichts behalten haben würde , als 
die nackte Landeshoheit über lauter, selbstständige Parzellen des 
zerrissenen Fiirstenthums (,,die künftigen successores im Regiment 
müfsten endliche Herzogen ohne Herzoglbumb werdeu" (S. 288). 
Die Einführung der Primogenitur konnte erst dann wahrhaft segens- 
reich wirken , als man es über sich gewann , diese unzweckmäßige 
Art der Abfindung ganz aufzugeben. Die groben Uebdslftnde dieser 
Abfindnngsart machten sieb immer fühlbarer und die neuern Haos- 
gesetze führten überall die Versorgung der Nachgebornen in baa- 
rem Gel de ein. So verbot Eberhard HL ausdrücklich in seinem 
Testamente von 1664 alle Abfindungen mit Land und Leuten» welche 
bis dahin häufig im würtembergischen Hanse vorgekommen waren. 



welche regelnafSrig za den eigentlichen Hoheitsrechten gerechnet werden; ü»- 
besondre ein Begnadigungsrecht in Straffaileo (nach den Werten des 
ftecesses: „„in eilen Falles, wo es nicht an Haat und Haar geht*" 4 ) and eis 
Anthefl an den Handwerksgeldern. Diese Vorrechte sind jedoch den in Für- 
stenthame Gera gelegenen Theile des Paragn nicht beigegeben, viejsnear steh« 
aW in gleicher Linie -mit jedem andern Rjttergiite." 
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Ein derartiges Verhol jeder Abßmtang der Nacbgebornen mit liegen- 
den Gründen oder Hoheitsrechten findet sieb in vielen nenera Hans*- 
gesefeen (S. 383). 

Die zur Versorgung der Nacbgeborneii bestimmte Summe wurde 
entweder ausdrücklich festgesetzt oder dazu eine gewisse Quote 
der Einkünfte des regierenden Herrn bestimmt. Die letztere Art, die 
Apanage zu bestimmen , findet sieb z. B. in der PrimogenituroriMriig 
des -Herzogs Moritz zu Sachsen - Zeitz , kraft deren die Nacbgebor- 
nen den vierteil Theil der Landeseinkünfte erbalten sollten 1 ) 9 in 
der dessen ~bomborgiscben Primogemtardfsposition^von 17 1U , worin 
ihnen ein Drittel ausgesetzt wurde 8 ), ebenso in dem Geschlechts* 
reeesse der Grafen von Kenia vpm J. 1668 8 ). 

Da aber über die Berechnung einer solchen Quote leicht 
Streitigkeiten entstehen konnten, so fand man es in den meisten 
Hänsern räthUeher, die Stimme in baarem Gelde. auszudrucken, 
weiche jedem nacbgebornen Primsen des regierenden -Herrn verab** 
reicht werden sollte. In früherer Zeit waren alle Apanagen erb- 
lich im Mannesstamme, von einem Heimfalle konnte erst die Rede 
sein , nachdem der letzte männliehe Sprofs der nacbgebornen Linie 
verstorben war. 

Dieses System der Apanagirung war früher das allein übliche^ 
es entspricht „den lebendigen Verhältnissen und den alten Fanutien- 
ordntingenV ind ist auch in vielen neuen tiansgesetzen beibehalten 
worden , z. B. in dem mit grofser Einsicht entworfenen wvrtem- 
bergiseben Hansgesetze vom J. 1828 , ebenso in den neuen Haus- 
gesetzen von Sachsen, Baiern und Hannover. Diesem sog. Ver- 
erbungssysteme steht das. Heimfallssystem oder das der 
persönlichen Bezüge entgegen, welches wesentlich darin be- 

1) Lümg , Part. spec. cont. II. unter Sachsen 'S.' 6&1. 

2) Archivar. Mittheilang. 

3) Jn dem Hause Heufs - Schleis wird den Apanagirtm aach ein. Anspruch 
auf ein Drittel aller Einkünfte zugestanden, welche durch einen neuen Anlal 
▼eranlalat werden. So z. B* erlosch im X. 1802 das Specialhaus Ger» nad es 
besag von da an $e apaaagfrte Linie Köstrkz den dritten Theil der den schlei- 
zer Speciathaose ans dem Fürstaatanme Gera zukommenden Revenue«. (Mit- 
theilang des Herrn Rath AlberH.) 
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steht, dafs bei dem Tode eines Prinzen seine Apanage an die Staats- 
kasse tranafallt , dagegen jeder Prinz mit meiner Volljährigkeit eine 
eigene persönliche Apanage erhält, deren Höhe nach der Nähe der 
Verwandtschaft mit dem ' regierenden Könige bestimmt zu werden 
pflegt 1 ). Letzteres war in dem altern würtembergischen. Haus- 
gesetze vom J. 1Ö08 adoptirt und liegt jetzt dem baden'scben 
Apanagegeselze vom 21. Juli- 1859 zu Grunde. s 

Da bei dem Verernnngssysteme die Apanage so klein werden 
kann , dafs sie zu einem stahdesmäfcigen Auskommen nicht mehr 
hinreicht., so hat man hier häufig ein Minimum bestimmt, unter 
weiches sie nicht herabsinken darf. Da hingegen (ei dem Heimfalls- 
Systeme die Zahl der zu apanagireiiden Prinzen sich leicht in'« 
unendliche vermehren und der Staatskasse dadurch eine unerträgliche 
Last aufgebürdet werden kann , so hat man bei Adoption dieses 
Systems für. nothwendig befunden, ein Maximum festzusetzen, 
ufier welches die Apanagen in ihrer Gesammtsumme nicht stei- 
gen dürfen. Im königlich sächsischen Hause ist die zweitge- 
bor ne Linie durch Errichtung. einer S-ecundogenitur begün- 
stigt, deren Genufs in einer aus der Staatskasse zu bezahlenden 
Jafyresrenle besteht *)« Wo eine Civilliste eingeführt ist , werden 
die Apanagen regelmäfsig ans der Staatskasse erhoben» Früher er- 
hielten , nehen den Geldrenten , die Apahagirten häufig Naluralliefe- 
ferangen , Holz , Wein ,' Getreide , selbst gemästete Schweine darf« 
ten töeht fehlen ; bisweilen . sollten sie sogar aufser ihrem Geld* 
deputate bei dem Erstgebornen ,,nothdürftige Unterhaltung an Kost 
und Wohnung" haben., aber sie wurden dabei ermahnt , ,,sich mit 
ziemlichen leidlichen Dingen zu begnügen , wie dann die Gelegenheit 
an Futter und Mahl sich geben würde. " - Gegenwärtig erhalten die 

1) Siebe über diese beiden Systeme der Ap'anagirnng DaNmam f. §. 128. 
MoU, würteroberg. Staatsrecht I. S. 448. Mütermaier , deutsches Privatreiht II. 
J. 451 and dessen Cammissfonsbericht in der zweiten baden'schen Kammer vom 
4. Juli 1839. 

2) Hansgesetz vom 30. Dec. 1837 VI. Abschnitt. Früher gab es aoeh Se- 
condogeniUiren für Nebenländer, wovon 4 mehrere Beispiele {. 36 vorgekommen 
sind. Im österreichischen Kaiserhause wird* das Grofsherzogthom Toscana sls 
Secondogemtnr behandelt. 
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Naehgehornen fast überall nur baares Geld. Hier und da werden 
ihnen noch Residenzen, sog. Apanageschlösser zugewiesen. 

Es läuft dein Wesen der Primogenitpr schnurstracks entgegen, 
wenn den Nachgebornen irgend ein Anlbeil an der Regierung zuge- 
standen wird 5 dennoch konnten einzelne ältere Priraogeniturordnungen 
es nicht aber sich bringen , sie von allen Regierungsrechten auszu- 
schließen ; so- fordert die PrimogeniturdisposUion Christian Ludwig^ 
von Waldeck vom J. 4685, dafs die- Nachgebornen bei Strafe der 
Nichtigkeit in allen wichtigen Staatsangelegenheiten um Raih gefragt 
werden müssen; so bestimmt die Sachsen -gotbaiscbe Primogenitur» 
Ordnung, dafs alle Vollmachten bei Reichs - , Kreis - Deputatione- 
und Probationstagen mit im Namen der Jüngern Brüder ausgefertigt 
werden sollen *). Abgesehen von solchen vereinzelten Bestim- 
mungen haben die Nachgebornen überall , wo die Primogenitur ein- 
geführt ist,* gar keinen Einflufs auf die öffentlichen Ge- 
schäfte. Jede derartige Specialbestiuiurong , wekhe dem Nach- 
gebornen die Tbeilnahme an irgend- einem Hoheitsrechte, zugesteht, 
iaL als Abweichung von der Regel anzusehen. Wo den voll- 
jährigen Prinzen Sitz und Stimme in der Ständeversammlung einge- 
räumt ist , zählt ihfe Stimme in der Kammer nicht mehr als die jede* 
andern- Mitgliedes. 

Die wichtigste Abänderung in der rechtlichen Stellung der nach- 
gebornen Herren ist seit Auflösung des deutschen Reichs 'eingetre- 
ten. So lange die deutsche Reichsverfassung bestand $ waren die 
ebenbürtigen Mitglieder regierender Häuser reichsunmitt^lbar; 
sie waren zwar keine Reichsstände, aber sie waren Reichsfüp- 
sten, über deren 'Leib, Ehre und- Gut niemand Richter sein konnte, 
als der Kaiser. Durch die Auflösung des Reichs verloren sie ihre 
Reichsunmittelbarkeit und wurden der Souveränität, des Fami- 
lienoberhauptes unterworfen*). Es ist als die letzte Consequenz 
des Primogeniturwesens anzusehen, dafs alle nicht regierenden Mit- 
glieder der fürstlichen Häuser als Unterlbanen des regieren- 

1) Moser XIV. Ä. 77. 

2) Heffler , Beiträge S. 31 1 ." Zachoriä , deutsches Staats - und Bundesrecht 
I. §. 30. II. 
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den Harfen gehen. Seit Auflösung der Reichsverfassung müssen 
sie in alba deutschen Staaten als Unter trauen des Souveräns be- 
trachtet werden, wenn ihre Stellung auch eine vielfach privilegirte ist. 

* . §. 48. 

Das Gradnalpriocip. und die reine Linealfolgeu 

Die Succession in deutsche Fürslenlefaeu blieb seihst naeb dwta- 
gesetzter Erblichkeit eine sehr beschränkt e, indem dieselbe nach 
dar Grundsätzen des deutschen Lehnrechts eine reineJDeseendeaten- 
erb folge war; der Lehnsiuhaber vererbte auf Sohn und Enkel, 
nie auf Seitenrerwandte. . Die Succession des qitern dänischen Lehn» 
rechts war eiufc rein vertragsmäßige, keine Erbfolge nach 
Geblütsrecht, wie sie in deutschen Landrechte und im longo- 
bardischen Lebnrechte stattfand (S. 167). Eine Succession der 
Seitepver wandten, welche nicht als stillschweigend in dem Lehm» 
vertrage iftit einbegriffen, galten, wurde durch künstliehe Büttel an- 
gebahnt, besonders durch Anwendung der sog. gesammten Hani 
Während die gesammte Hand des altern Rechts zu ihrer Gültig- 
keit die actuelle Gemeinschaft der Gesammtbelehnten veraofr 
tefcge, verflachte sieh die gesammte- Hand des neuem Rechts 
ajhnäligzu einer reinen Formalität, welche in einer blofsen ße- 
kennung der gesammten Hand bestand (S.248). Das gemeine 
Reicbslehftrecbt gab die Ceinvestitur als Sudesaionsgmind auf voi 
adoptirte den Grundsatz 9 dafs. alle vom ersten Erwerber abstammen» 
den Agnaten successionsberechtigt seien (S. 249). In der Zeit, 
wo dieses neuere Successionsprincip durchgedrungen war, hatte man 
auch den Grundsatz . der Untbeilbarkeit der Territorien völlig 
aufgegeben und ging bei der, Erbfolge, in deutsche Fürstentümer von 
dem privatrecbtlichen Gedanken aus, .dafs alle Söhne gleichbe- 
rechtigte Erben der väterlichen Lande und der damit verbundenen 
Regierungsrechte wären. 

Bei der allgemeinen Zulassung der Cellatertfcn zur Lehnfolge 
in deutsche Territorien kamen natürlich viel verwickeitere Suc- 
cessionsfragen vor , als bei der frühem einfachen .Descendeuten- 
erb folge; für diese Fragen fand man in den Grundsätzen j}es altern 
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deutschen Lehnrechte satartieh keine Lösung. Es Jus* jetfct darauf 
an, ein Successionspriftcip aufeufinden, wonach man die ausgedehnte 
Erbfolge aller rem ersten Erwerber abstammenden Agnaten kernt» 
thette* konnte. . Seit die Bekhnung zur gesammten Hand sieht mehr 
ab eigentlicher Successionsgrund galt, ja dieselbe nicht einmal mehr 
in allen* reiehsständiscben Häusern in Hebung blieb , so mulste an 
die Stelle des frühem ConsoUdalienfnrincqis ein Successiona- 
princip treten.. Nor in einzelnen Tbeilen Deutschlands, bcson* 
ders in Sachsen , hielt man an den Utero Grundsätzen ober die G*> 
sammtbeiebnung fest. Für das übrige Deutschland adontofe das 
Reichslehnrecbt itie longobardisohe Sucetssiensordjinag^ nach* 
dem die libri fendorum als gemeines Lehnreckt in Pfnlnrhlaud 
reoipirt worden waren. Böhmer erklärt daher mit voller Bestimmt» 
beit in seinen berühmten Principien des Lehnrechts §. 437: „Ordo 
succedendi, jure feudali communi defiuitus, regulam facit m fett* 
dis imperii.** 

üeber die Suceessionsordnung der longobardischen Lehnrechts- 
bucher herrschten früher sehr verschiedene Ansichten , welche man 
als das Gradual-, das reine Lineal- und das Liaealgra» 
dual system bezeichnet. Das Linealgradualsystem ist durch Eich- 
horp, selbst gegen Pütter'& imposante Antori tat , durcbgedrun* 
gen 1 ). , Es hat den grofsen Vorzog , zwei sich scheinbar wider- 
sprechende Stellen der libri feudorum II. 57 und II. 50 vorkom- 
men in Einklang zu setzen; außerdem entspricht es den Grund* 
sätzen der altdeutschen Parentelordnung vollständig, bei welcher 
ebenfalls der Grad es Vorzug beachtet wurde. Die einzige Ab- 
weichung von dem altgermanischen Principe besteht in der Aufnahme 
des römischen Repräsentationsrechts , welches dem reinen deutschen 
Rechte. völlig fremd war (S. 193). Wo man in deutschen Fürsten» 
häueern die privat rechtliche Suceessionswsise adoptirte und 
zugleich die Grundsätze des- altern deutschen Lehnrechts über die 
gesammte Hand aufgab, griff man zur Suceessionsordnung des Ion« 
gobardischen Lehnrechts, welche im wesentlichen mit deu Grund« 

1) Eichhorn , Einleit. in das deutsche Privatrecht $• 365. Dessen Staat** 
u. Rechtsgesch. T& II. $. 366. IV. $. 567. 
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satten des altera' deutschen Laftdrechts zusammenfiel. In dem 
chursachsisehen Lehnrechte behielt 'man ' freilich die gesamute Hand 
als Grundlage der Snccession bei und nahm dabei inconsequenter 
Weise die Erbfolge na oh Köpfen 'an. Die Erbfolge (and ohne 
Rücksicht auf Gradesnähe stati 1 ). 'Nor wo ausdrücklich in der 
Belehnungsurkunde die Erbfolgeordnung „u ach der Sippeaul" 
bestimmt war, wurde die Gradesnähe berücksichtigt. Diese eigen- 
thümliche chursächsische.Siiccessiousordnnng hat für uns weiter kein 
Interesse, da die albertiuische Fürstehlinie schon im £.1499 die In- 
imduakaeeegston annahm (S. 261) und diese particulairechtKehe Erb- 
folgeordnung somit nur auf die Privatleben Anwendung finden 
konnte« Langer behielt man freilich die privatreehtlrchp Snccessions- 
weise in der'ernestinischen Linie bei; aber in dieser kam jenepar- 
tieuUrrecbtliche Lehnsfolge nicht in Anwendung, indem in Tbö- 
ringen die starren sächsischen Lehnsgruudsätze nife Geltung bat- 
ten. fn Thüringen hatte man, wie in den meisten andern deutschen 
Territorien , die Successionsoriraung des Landrechts oder gemeinen 
Lebnrechts angenommen, so dafs die Gradesnähe berücksichtigt 
wurde, auoh wenn dieselbe nicht ausdrucklich vorgeschrieben war 9 ). 

Da die Häpptbesitgungen der ernestinischen Linie in Thü- 
ringen lagen, so' wendete mau die in Thüringen befolgten Succes- 
sibnsgruudsaHze des gemeinen Lehnrecbts auch auf die Successkm 
des regierenden Fürstenhauses an. Diese Suceessionsnorm ist auch 
mehrfach in Hansgesetäea anerkannt worden. 

Die wichtigste Bestimmung dieser Art findet sich in dem be- 
rühmten Restitotionsedicte von 1552, worin es keifst: 



1) Kind, quaest. forenses Tom. I. cap. 7. p. 64: „nt omnes singuli agnati, 
vi impetratae simükaneae investkurae, utx aeqaale jus sudcedepdi in feftdo Bau- 
ciscantur, sie quoque aeqaati online succedendi gaudeant, nulla hahiU 
ratione agnationi* vel proximjtatis gra.daum." 

2) Emminghaus , Pandecten des gemeinen, sächs. Rechts S. 718. K. Cdff t 
dedsiones German. P. I. d. 52. p. 16 : „nos in ha(x parte Thnringiae simultan«» 
investituram semper intelleximus seeundum praeregativam grada s." Heß- 
feld , elem. jur; fead. 249-: „In Tharingia ubique fere consaetudine reeeptam est, 
nt prares simaltanee investiti snecedant secondum graduum proximitatem." 
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„Dal* solche gtasjam l e f nhnirnaft anrerrockt and ewenodert bleiben and 
ihre Liebden und ihre Erben hinfiirder m ewigen Zeiten mit einander in ge- 
sammter Lehnschaft ahzea and berührte ihre Land und Leute ron einem Stamm 
auf den andern nach solcher Sippzahl, wie im Hanse im Sachsen für 
Recht gehalten nnd herkommen , fallen and erben sollen *)." 

Der Zusatz : „wie im Hause zu Sachsen für Recht gehalten,'* 
bezieht sich auf die Eigentümlichkeit des sächsischen Rechts, wel- 
ches nicht , wie das römische und longobardiscbe Recht , die Bru- 
derskinder zur Gradesgleichheit mit ihren Oheimen heraufhob, 
sondern die Bruderskinder den Brüdern nachsetzte *)• Mit diesem 
Linealgradualprincipe vertrug sich das Theilungssystem sehr wohl, 
indem dann eine Theilung oder eine gemeinschaftliche Regierung 
eintreten mulste, wenn in der nächsten Linie des Erblassera meh- 
rere dem Grade nach gleich nahe Agnaten vorhanden waren. So 
entschied also im J. 1552 Kaiser Karl V. über die Regierungsfolge der 
sächsischen Herzöge ernestinischer Linie mit ausschliefsüäher Be- 
rücksichtigung des privatrechtlicben Princips. 

Es läfst sich nicht in Abrede stellen, dafs in allen deutschen 
Fürstenhäusern Jahrhunderte lang das privatrechtliche Princip das 
herrschende war; aber immer von neuem wand sich, selbst in 
der Zeit des extremen Theilungssystems , das staatsrechtliche Prin- 
cipwie eine Schlingpflanze durch das Gestein hindurch. Selbst in 
der ernestiniscben Linie, wo die Regel der gleichen Vertheilung 
des Landes unter mehrere zur Succession berechtigte Agnaten so 
lange in Anwendung blieb , wirkte das staatsrechtliche Princip fort- 
während ein. 

So verzichtete Friedrich Tutta im J. 1298 auf seinen Antbeil der 
Markgrafschaft Meifsen, um das Land nicht mit einer doppelten 
Regierung zu beschweren (,,non valenfe terra commode pluraütatem 
principum sustinere") ; so überliefsen die jungern Bruder sehr häufig 
dem ältesten die Regierung , um die Kraft und Einheit des Landes 
nicht zu zersplittern ; so übertrug z. B. Johann der Beständige sei- 
nem altern Bruder Friedrich dem Weisen die Regierung. Eine an- 

1) Lünig , Part. spec. cont. II. anter Sachsen S. 64. 

2) Pfeiffer, über die Ordnung der Äegienmgsnaehfolge im sächs. Hanse 

S. 395. 
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fort Eiöwif ktirtg des staaftsredrtffeben Prmripä zeigte sieh darin, dafs 
bei vielen Landfestoeilurigeu dem ältesten Bruder ein exorbitanter 
Vorzug eingeräumt wurde ; so erhielt Jobann Friedrich bei der Thei- 
lung von 1542 alle Besitzungen der erneslinisehen Linie mit Aus- 
nahme der Pflege Coburg , welche an den jungem Bruder Johann 
Brust fiel. Jobann Friedrich der mittlere übernahm nach dem Tode 
seines Vaters die alleinige Regierung für sich und seine Brüder. 
Nach acht Jahren erst drangen die Nachgebornen auf gleiche The* 
lung y gegen deren Anwendung, sich der älteste aus staatsrechtlichen 
Gründen verwahrte, bis ersieh endlich im J. 1566 zu einem Mut» 
scharungsverftrage verstehen mufste» Wo solche staatsrechtliche Ein- 
wirkungen durchbrachen, nahm man immer den Altersvorzug 
zu Hülfe und räumte dem ältesten eiu bedeutendes Vorrecht ein , be- 
sonders wurde ihm bei allen gemeinsamen Regierungen ein Di- 
reetorium oder ein Principat zugestanden. Die Söhne Johann Fried- 
richs des mittlem erklärten im J» 1590: ,,dafs im. Hause Sachsen 
sowohl als in andern chur- und fürstlichen Häusern löbliche» Her- 
kommen sei, dafs der jüngere dem ältesten Herrn die gesamarii 
Regierung eine Zeit lang resignire und abtrete/' 

Diese hier und da vorkommende Berücksichtigung, des Aker* 
vorzugs war aber von der eigentlichen Primogenitur im modernen 
Sinne sehr verschieden. Die reise Primogenitur , bei welcher ledig- 
lich die Prärogative der Linie entscheidet, Wurde erst ailnrälif 
in neueren Ha u s g esetzen eingeführt. Wir .bezeichnen die reine Li* 
nealprimogenkur.als die strenge oder eigentliche Primogeni- 
tur, weil wir in einem weitern Sinne häufig „das Rech t der Erst- 
geburt' 4 für AltevsvoF29ug überhaupt gebraucht haben} so sprachen 
wir §• 51 u. 32 „vou einem Rechte der Erstgeburt in privatrecht- 
Ucher Beziehung ," ohne, dabei die strenge Lkealprimogenitur im- 
mer im Sinne zu haben« 

Die Beobachtung der Gradesnäbe in derselben Linie wir 
eine so tief in der deutschen Rechtsanschauung begründete ßegek, 
dafs man sie auch dann noch zu berücksichtigen fortfuhr, ab das 
staatsrechtliche Princip mäebtig einwirkte und die individealsueces- 
sion bereits festgesetzt war. Die Hausgesetze sprechen sich aafcngi 






§. 48. Das GradoafprkNfy und üe reine Linealfolge. 387 

ober die Suceeisiitisördnung sehr unklar an», bis sie, <t*rcb die 
Erfabfing belehrt, so immer schärferen Bestimmungen .fortschreiten 
und endlich die reine Linealsncceseion in ihrer vollsten Consequen* 
vorschreiben. Sc hatte Graf Amadeas IV. von Snvoyen m »einem 
Tertaueate von 196» verordnet, dafs, wenn sein erslgeborner Seht« 
unbeerbt versterben würde , die Snccessioh auf de» älteste» Bruder 
und seine männlichen Erben (ad seniorem fratrew et beredes sooe 
roascntos) kämmen sottte ')• Vor Amadens starb sein ältester Sohn 
mit Hinterlassung männlicher Erben. Dennoch kam die Snccessinn 
mdk zunächst an diese, sondern an ihren Oheim Peter; der dem 
Grade nach näher und den Jahren nach älter wer. 

Die S. 516 angeführte Stelle der goldnen Balle läfet noch einigen 
Zweifel ober die Saecemionsorduung zu , indem es Wenigstens dem 
strenget Wortkante nach scheinen könnte , als ob nneb dem unbem- 
erkten Tode des ersten Bruders der dritte Bruder „als Senior" 
den Sohn seines verstorbenen zweiten Bruders auftschüefsen sollte'; 
eine Auslegung, welche entschieden dem Principe der reinen Lineal* 
Mg* und der Primogenitur widerspricht; Dennoch ist diese Ansteht 
nicht ohne praefiscbert Einflots geblieben , indem in mehreren be- 
rühmten Erbstreitigkeiten die Entscheidung m diesem Stmfe getroffen 
wurde. So wurde nach dem unbeerbten Abgange des Churfiirsten 
Rudolf II. von Sachsen im J. 1370 der nachgelassene Sota» des t m* 
storbenen zweiten Bruders Albrecht in der Gberfolge übergangen 
und vielmehr der dritte Bruder Wenzel , weil er dem gemeinsamen 
Sippen Rudolf I. dem Grade nach näherstand, vorgezogeu. Noch 
in der Mitte des 46. Jahrhunderts kam ein ähnlicher Fall im chur- 
fiirstlichen Hause Pfalz vor, indem dem Churfursten Ludwig V« 
(f 1544) nicht gleich seines zweiten Bruders Ruprecht-Sohn, Otto 
Heinrich , sondern erst der dritte Bruder, Friedrich II. der Sieg- 
Feiehe, und erst nach dessen unbeerbtem Tode Otto Heinrich in der 
Chur folgte. Doch macht der ausdrückliche Vcraicht des Neffen die-* 
sen zweiten Fall zu einem weniger charakteristischen Ausdrucke des 
Gradualprincipn« 

Die Unbestimmtheit in den Ausdrücken der goldene» Bulle? ridf 

X) Guichenon, histoire de 8ar. prear. p. 09* 
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grobe Streitigkeiten hervor und fast bei jedem derartigen Erbfalle 
kam diese Controverse zur- Sprache, Die Auslegung zu Gunsten 
de» dritten Bruders brachte einen inuern Widerspruch in die Be- 
stimmungen der goldenen Bulle , da sie ausdrücklich in absteigender 
Linie einem Enkel vom erstgebornen Sohne den Vorzug v or dem 
zweitgebornen Sohne giebt und sieh also kein Grund ersehen läfst, 
warum nicht auch der Sohn des zweiten Bruders dem dritten Bruder 

I'' * 

vorgehen sollte; allein trotzdem entsprach diese Auslegung der 
Reehtsanschaüuog der damaligen Zeit, welche den Grades Vor- 
zug innerhalb der Linie, zu beobachten einmal .gewohnt war, und 
behielt dadurch lange eine grofse practische Bedeutung. 

Noch unklarer ist die Bestimmung <ler goldenen Bulle, wo es 
sieh um die Succession der Seiten verwandten handelt: „in 
quo casu infaibita sibi successione secundogenitum si fuerit in 
ea progenie seu alium seniorem fratrepi vel consanguineum lai$om, 
qui paterno stipiti in descendenti recla linea proximior fuerit/* 
Die Worte proximior paterno stipiti schienen auf die Grades- 
nähe hinzudeuten und man. nahm an, dafs in der Seitenlinie unter 
entfernten Verwandten nicht der Vorzug der Linie, sondern ledig- 
lich die Gradesnäbe den. Ausschlag gäbe. 

Die goldene Bulle für Sachsen vom J. 1376 sprach sich we- 
nigstens bei der Erbfolge der Descendenten deutlicher für das 
Princip der Linealfolge aus : 

„Primogeniti senior filius ex ordine geniturae et sie dekjceps a seniore fifio 
descendentes ex ordine genitarae semper senior. Sivero primogenitus dece*- 
serit , legitimis heredibns non relictis, ex tunc seenndogenitus filius et post obi- 
tum ejus seeundogeniti filius senior et si seenndogenitus sine Here- 
dibns decesserit, tertiogenitüs et deineeps per talem modum direeta linea ge- 
nitarae descendentes." 

Ebenso erklärt sich die goldene Bulle Kaber SigismuntTs für Churpfalz 
vom J. 1414 ausdrücklich für den Vorzug der Söhne des zweitge- 
bornen vor dem dritten Bruder , ihrem Oheim 1 ). 

Aber e*s dauerte lange , ehe die Hausgesetze so bestimmte Aus- 
drücke wählten, dafs auch über die Successionsordnung in der 
Seitenlinie gar kein Zweifel mehr entstehen konnte. „So kam 

1) Lünig, Part. spec. cont. II. unter Pfalz S. 603. 
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die Ordnung der Erbfolge nach dem Rechte der Erstgeburt, -wie das- 
selbe zur Befestigung der Unteilbarkeit der Churfu'rstenthtimer in 
der goldenen Bulle verordnet war, bald mit dem sog. Majorate, bald 
mit dem Seniorate , bald selbst mit der Gradualfolge in solche Colli- 
sion , dafs noch bis in die erste Hälfte des 16, Jahrhunderts. fast bei 
jeder Gelegenheit darüber gestritten wurde. " Die unbestimmten 
Ausdrücke: ,, nächster Vetter, " „ältester Verwandter, " ,, Senior," 
brachten noch mehr Verwirrung in die Sache , indem die Ausleger 
besonderes Gewicht auf sie legten , ohne den nähern Zusammenhang 
zu berücksichtigen. Wo -der Ausdruck: nächster Vetter oder 
Verwandter vorkam, glaubte man ein eigentliches Majorat mit Be- 
rücksichtigung der Gradesnähe vor sich zu haben; wo irgend 
nur von dem Vorzuge" des ältesten die Rede war, schiofe man auf 
ein Senioral. In dem münsinger Vertrage wurde festgesetzt, dafs 
nach dem Tode der beiden Paciscenten die Regierung auf „den. äl- 
testen Herrn von Würtemberg von unser einer beiden geboren" 
kommen sollte ; eine Bezeichnung , welche dem Wortsiune nach auf 
ein Seniorat gedeutet werden mufste (S. 286). Bei so unbestimm- 
ten Ausdrücken dachten die meisten mehr an eine Successionsord- 
nung, welche aus Primogenitur und Majorat zusammengesetzt war, 
als an eine reine Primogenitur im heutigen Sinne des Wortes. Eine 
solche gemischte Successionsordnung, wo neben der Prärogative ^der 
Linie die Nähe des Grades und bei gleicher Nähe das Alter der Li- 
nie oder unter Brüdern die Erstgeburt entscheiden sollte , % scheinen 
frühere Hausgeselze wirklich im Sinne gehabt zu haben. In dem 
Primogeniturvertrage, welcher 1506 zwischen Herzog Albrecht und 
Wolfgang von Baiern stattfand, wird die Successionsordnung fol- 
gendermafsen festgestellt: 

„sol — solich Fürstenthum — 'an den Eltisten unsern Sun , wo der im ^ 
Leben wäre oder wo nit an. den Eltisten nach Im unsern lebendigen Sun fallen. 
Denn sol derselb, an welch solche Herzogthum gefallen ist, and nach Im sein 
eltister Sun und also für und für in absteigender Linie zu aller Zeit der ejtist 
aus den Sunen, wo der mer dan einer im Leben wäre, allein regieren. 
Wo aber die andern all, so abstaigender Linien unser Herzog Albrechts auch 
unser Sunen geboren , Tods abgangen und der keiner mej im Leben war , als- 
dann sol solich Fürstenthum an den nechsten und eltisten Seithenerben 
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JM#?r Herzog Attrafo» r #nd unter Suue Manlichs Stammes falle* und dank 
jjer BiWhaft falben seiner absteigenden Linien und der Seithen - Erben io 
ajlweg. gehalten werden, wie hievor mit den Erben in deu Fall erster absteigen- 
der Linie davon gesetzt ist 1 ).'* 

Auch hier tritt in dem Augenblicke, wo der Uebergang auf 
eine Seitenlinie erfolgt, das vollständige Majorat ein, d. b. der 
nächste Verwandte des. Erblassers succedirl ohne Rücksicht auf die 
Nähe der Linie, unter gleich nahen hat der älteste den Vorzug. So- 
bald aber der Uebergang in die Seitenlinie auf diese Weise be- 
werkstelligt ist , lüdet der älteste Verwandte abermals eine Linie, 
in welcher nach den Grundsätzen der Descendenlen- Erbfolge succe- 
dirl wird' (,,wie hievor mit den Erben in den Fall erster atsteigen- 
der Linien davon gesetzt ist"), Fast alle Hausgesetze de« 15. Jahr- 
hunderts leiden bei der Festsetzung der Successionsorduung an einer 
grofseu Unbestimmtheit oder sprechen sich geradezu für das Gra- 
dualsystem in der Seitenlinie aus. 

Ein Zeichen der völligen Rechtsunsicherheit _, in welcher man 
sich über die churfürstliche Successionsordnung noch in der zweiten 
Hälfte des 16. Jahrhunderts befand , ist ein Vertrag in der pfälzi- 
schen Liuie, welcher 1553 über die Succession in die C hur würde 
geschlossen wurde, Die alte Churlinie neigte sich zum Untergänge 
und es wurde auf diesen Fall von den Agnaten zu Simmern, Zwei- 
brücken und Velden? ein Vertrag geschlossen , aus dem hervorgeht, 
wie wenig man sich noch von der Beobachtung der Gradesnähe in 
der Seitenlinie losreifsen konnte. Man verständigte sich dahin, dafs, 
' wenn Johann IL von Pfalz -Simmern deu Anfall selbst erlebte, die- 
ser als der dem Grade nach nächste succediren- sollte; falls aber 
dieses nicht statt fände und sein erstgeborner Sohn , Friedrich III., 
an seine Stelle getreten sein würde, so sollte dieser,, als im glei- 
chen Grade mit den übrigen Agnaten stehend, zur Chur würde be- 
rufen sein;, man erkannte also bei Gleichheit des Grades den 
Vorzug der altern Linie an, Würde aber Johann IL und sein Sohn 
Friedrich vor dem erfolgten Anfalle gestörten &fün^ mit Hinterlas- 
«ung eines Enkels, so wäre letzterer «lern Grade naoh -ein «ntferq- 

1) EwWwm JH. §. 499, not. e. 
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lerer Verwandter gewesen, *ls die Agnaten a« Zwesbrücken und 
Veldenz. Da man sich damals noch nicht Aber da» Wesen der 
strengen Linealsoccession klar war, so kam man bei Entscheidung 
dieser Frage in grofse Verlegenheit. Für den Enkel* Johann'* H. 
wurde der Vorzug der Linie, für den Agnaten aus den Jüngern Li- 
nien der Vorzugs des Grades gesprochen haben. Man hielt es da- 
her für das geratenste, diesen Fall, von welchem man glaubte, 
dafs er in der goldenen Bulle nicht bestimmt sei , der oberstrichter- 
licben Entscheidung zu überlassen 1 ): 

„Wurde «ich aber nach Willen nnd Schickung des Allmächtigen begeben, 
dafs gemeiter Herzog Hanls, Gräfe. an Sjaonheim, sampt allen aetnesr Söhnen, 
La jen, Ehe nnd vor uns Pfalzgrafen Friedrichen Churfiirsteu etc. oder aupb 
ans Herzog Wolffgangen, auch Pfalzgraften etc. mit Tod abgangen» und yer- 
fallen wären, nnd demnach sein Herzog Hannsen Enckehi eins oder mehr 
Layen , mit sampt obgedachtem Hörzog Wolffgangen , Graffen zu Veldentz, 
aoch seiner liebden Pflegsohne Herzog Georg Hannsen, oder ihrer Lbd. Lbd. 
einer-, alfs Layen, unser dreier zeitHchs Absterben ohne Verlassung ehelicher 
Mannserben verleben "wurden, auf solchen Fall seil die 8uoeeasion nnd Erb- 
schaft unser Ghnr nnd anderer Fürstenthnmben am Rhein und «u Bayrn sampt- 
allen ihren anhangenden Dignitaten, Wurden, Präeminena, Landen, Leuten, 
Nutzungen, allerdings nach Inhalt nnd Ausweisung der gülden* Buüen, kaiser- 
liehen -nnd königlichen , auch chnrföratlichen Satzungen , Deoreten , Expositio- 
nen, Ordnungen faHen und 'vererbt werden. Entstünde aber von wegen sol- 
cher jetztvermeldter Succession Erbschaft und Falls, ob vielleicht ange- 
regten -G« Idiu en Bullen und andern Ordnungen, daranf.kein 
lantere Versehung gethan, oder sonst aus andern Mängeln zwischen 
gedachtem Herzog Johannsen'En ekeln einem oder mehr,' und dann Herzog 
Wolffgangen und Herzog Georg Hannsen oder ihrer Lbd. Lbd. einem Zweifel 
oder Alifsvewtand , welcher Theil und Stamm- .dem andern in der Snccessfon 
nnd JSrbecfeaJfc furzugehen habe, zollen sie doch deshalben gegen einander zu 
keiner thätlichen Handlungen, Beschädigung Land und Leut, auch feindlichen 
Kriegen und Blutvergießen kommen , sonder solchen Zweifel , Irrthums und 
MifsveYstands sich zur selbigen Zeit die regierenden römischen Kaiser oder K6- 
nig, sampt des h. Reichs Ghurfiirsten u. s. w. alfs für die solchs ordentlicher 
Weifs gehörig auf Reeder Theil und Stamme vorgehenden genügsamen Bericht 
ordentlich entscheiden lassen, auch desselben fiatscheids oder ErHärnag fried- 
lich uui ruhig erwarten, nnd was als© erkannt , erklart und entscheiden wurde, 



1) Lfaug, Reichsarchiv Part. spec. cont. II. jonter Pfalz 8.665. 
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das sollen sie also gotisch annehmen und sich desselben ohne Einrede oder 
ohne Weiteren^ .wohl sattigen und benagen lassen/* 

• Welchen, grofsen Fortschritt zur reisen Linealsuccession man 
im Verlaufe von 132 Jahren gemacht, zeigt merkwürdiger Weise ein 
Successionsfall in demselben Fürslenhause, bei welchem der Gra- 
desvorzug durchaus nicht mehr berücksichtigt wurde, sondern das 
Alter der Linie allein den Ausschlag gab. 

Nachdem im J. 1685 die pfalz-simmern'sche Churlinie abge- 
gangen war , entstand ein Successionsstreit über die von dieser Li- 
nie hinteriassenen Lande zwischen der neuburgischen und veldenzi- 
sehen Linie, in welchem die neuburgische Linie sich auf den Vor- 
zug der Linie, die veldenzische auf den Vorzug des Grades 
stützte. Die veldenzische Deduction beruhte ganz auf jener 'altern 
Auffassung der goldenen Bulle , welche in derselben eine aus Majo- 
rat und Primogenitur gemischte Successionsord'nung vorgeschrie- 
ben fand: 

„Die güldene Bolle mache in der Churfolge drei Glassen , aber nar in der 
ersten nnd aweiten, filiorom et fratrura, sei die Sache, daß nemlich seceaden 
ordinem genitnrae snecedirt werden solle , in der dritten Glosse aber der coo- 
sangtfneornnr gedenke (He Bulle. des ordinis genitnrae nicht mehr, sondern be- 
rnfe sinipliciter proximiorem secondnm lineam paternalenx; nun könne per 
talem prorimiorem kein anderer verstanden werden als qai vasallo nltimo defoneto 
est proximus, nicht aber qpi in priori linea atüngit ipsnm, qui.primo fea- 
dnm acoeösivit. Wären mehrere gleich nahe Verwandte vorhanden, dann 
falle die Ghorwnrde dem ältesten unter diesen zu (inter pares gradn seniori), 
das Reprasentationsrecht , welches im Qeiste der Linealsncpession sei, greife bei 
entfernteren Verwandten nicht mehr Platz >).f« 

Aber die Rechtsanschauung der Zeit halte sich dermafsen geän- 
dert, der Begriff der reinen Linetflfolge hatte so sichere Wurzeln ge- 
schlagen, dafs diese Prätension von' Veldenz gar nicht berücksich- 
tigt wurde , pbgleich man gerade im pfälzischen Hause mehrere für 
die Gradualfolge günstige Vorgänge anführen konnte. 

Immer mehr lernte man die grofsen Vorzüge der strengen Pri- 
mogenitur kennen und je neuer die Hausgesetze sind,- um so be- 
stimmter und sorgfältiger schreiben sie diese Suecessionsordn auf 



1) Momr XV. 3.313-925. 
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vor , so dafs keinem Mifsverstän.dnisse , keiner irrtbümlichea Aus- 
legung mehr Ranm gegeben wird. Die reine Primogenitur, bei 
welcher allem die Prärogative der Linie entscheidet, wnrde seit den 
17. Jahrfaunderte dermafsen die herrschende Suecessionsordnung, 
dafs »an auch alle altern , noch unbestimmten Hansgesetee in d i e- 
sem Sinne aaslegte. 

Selbst die goldene Bulle, welche früher so oft zu Gunsten des 
Gradaalprracips ausgelegt worden war , wurde' seitdem überall im 
Sinne der reinen Linealsuccession aufgefafst, ja es fiel einem drit- 
ten Bruder gar nicht mehr ein, den Vorzug vor den Kindern des 
zweiten vorverstorbenen Bruders zu prätendiren. Nach der altern 
Auslegung der goldenen Bulle hätte z. B. nach dem Tode Friedriche 
des Grofsen der dritte Bruder, Prinz Heinrich, seinen Neffen, den 
Sohn des zweiten Broders August Wilhelm, Friedrich Wilhelm IL, 
ausschliefseh müssen. Aber in der damaligen Zeit, wo der Begriff 
der Linealsuccession so tief in die Rechtsanschauung der Zeit ein- 
gedrungen war, dachte niemand mehr an eine derartige Auslegung 
der goldenen Bulle. 

Dieser wichtige Fortschritt zur. reinen Linealprimogenitur stand 
in nah« 1 Beziehung zu der Art und Weise, wie die Juristen die Sue* 
cessionsordnung des longobardischen Lehnrechts auslegten. Die äl- 
tere Schule der Feudistfen war mit dem Geiste der deutschen Rechts- 
quellen völlig unbekannt, sie hielten sich daher nur au- die Sielten 
der libn fcudoninr, welche mit den Grundsätzen des römischen 
Rechts fibereinstimmten, besonders IL F. 11. und H. F. 37. Das 
Product ihrer Auslegung war das reine Gradualsystem-, welches 
die Hauptstelle iL F. 50. völlig ignorirte, um eine Successionsord- 
nung zu erhalten, welche mit der Novelle 118 übereinstimmte. Im 
Gegensatze zu dieser romanisirenden Theorie entwickelte Franz 
Hotmcmn zuerst den richtigen Gedanken, dafs die deutsche Erb- 
folge auf einer andern Grundlage als der der blofsen Gradesnähe be- 
ruhe, nämlich auf der Prärogative der Linie; er zeigte, dafs 
die Lehiifölge nach dem Principe der altgermanischen Parentelen- 
ordnung stattfinde. Wie sich die romanisirende Feudistenscbule 
ausschliesslich an IL F. 11. und IL F. 37. gehalten hatte, um ihre 
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Theorie au begründen, so fafate Uotmanst IL F. 60. einseitig in das 
Auge.. Ans dieser -einseitig-** Auffassung giog du sog, Li* 
•ealsystem als Erbfolgeordnung des gemeinen LehnreeJM* hervor; 
eine Combmalion der sieb aar scheinbar widersprechenden Stellen 
der'libri feudenun za dem Linealgradaalsysteme kam Hot- 
mann noch nichl in den Sinn. Er behandelte die wichtigsten Sao 
eessionsfragen in seinen quaest. illustre» uad ejtfsehied sich unbedingt 
für dun Vorzag der Linie. Er stellte Sir. die StaatasuocessioD 
(S. 26. fünfte Ausg. 1591) de« Grundsatz auf: „ 

„Legnm> iUanrat omniont haue ease certisainiaa* sententiam , ut qoemad- 
modum natu major filius oeteioa emne» natu minores exdadit, jta « tirps d ata 
najaris atirpem natu minoris exeludat — sequitar ut nepos filio 
mortuo iq ipsias locum ascendens solus , exclosis omnibus aliis , sui heredu jus 

obtineat. Suitas semel uni stirpr quaesita, quamdia in ea mascolioi super- 

sant , nanqaam ab ea divellitn r." 

Mit voller Bestimmtheit erklärt er sich (S. 30) auch für den 
Vorzug der Linien bei der Succession der Seitenverwandten: 

„Propterea quod in regalibus successionibus non tarn graduum aut aetatis, 
quam stirpis ratio habetur; nam aetatis praerogativa quidem dominatur, sed 
in fitioram gradu duntaxat, qui in liberorum linea primt» est, obi rem ultra 
tiliorum gradnm contwreroia producta eat, tum aefeatia latfo non babftmr, tri 
loci «c aedis." 

- Obgleich die Annahme-des reinen Linealsystem§ für die gemeine 
Feudalsuccesaion sieh nicht rechtfertigen läfst, so hat doch Hot- 
«mui»^ und. seiner Nachfolger Xheorie einen sehr segensreiches 
Einflafs auf* die Hausgesetze des deutschen Fürstenstandes atii- 
geübt. Während' man sich früher bald von der-Einmisdinng der 
Gradualfolge nicht loareifsen konnte, bald bei der Abfassung der 
Hausgesetze selbst nicht recht klar war über die einzuführende Sae- 
oessionsordoung: so erkannte man jetzt immer mehr die reine Li* 
nealfolge in Verbindung mit der Primogenitur als die 
zweckmäfsigste Erbfolgeordnung an und charakteriMrii 
dieselbe juit unzweideutigen Worten. Die Hausgesetze seit der 
zweiten, Hälfte des 17. Jahrhunderts geben einer andern Auslegung 
sieht mehr Raum; ihre genaue, oft weitschweißge Bescbrcibong der 
Primogenitursuccession schneidet die Möglichkeit jeder andern Ans- 
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ifgtm? afr. In einzelnen Hatugetete«« wird diese StMwesstonsord- 
nmg wohl o«r bejaebriebeu, sondern geradezu iei ihre» Uckni- 
sehen Namen getarnt. So teilst es z. B. in der lippe-detmol- 
(fischen Primogeniturordnung von 1694 J ): 

„Was afeer die Sqccession ja dar Regierung angehet, darinnen bleibet es, 
bßi des regierenden Herrn tö'dtlichen Hintritt bei dem Becht, so die Primoge- 
nitur nach sich ziehet ; also wann von dem Primogenito ehliche männliche Lei- 
beserben nachbleiben, der ältere von denenselben seinem Vater auf vorgesetzte 
Weise mit seinen männlichen ehlichen Descendentea , salva praerogativa aetatis 
succediret. Wann aber der AbfaH ohne Hinterlassnng dergleichen Reiser, sich 
begäbet, solch«« Anrecht auf den nächstfiflgMKlea üttarm Broder und <dites mann«- 
Jif&e Defeeftdejvten« welche auch jure repifrOiflntatioai», wann sich der Fall .nach 
Absterben dero Vätern gutragen sollte , des Vaters Brüdern vorgehen und dem- 
nächst ferner auf den. dritten und folgende Brüder verstammet, folglich in eadetn 
Ainea so lange -Descendentes legitimi männlichen Geschlechts vorhanden , ver- 
bleibet." 

In der mecklenburgischen Primogeniturordnung -vom J. 1?07 
beifet es.: 

„Dafs von nun an bis zu ewigen Zeiten das jne primogenitorae et liriea- 
Us soeeessioois in dem ganzen fürstlichen Hanse Meldenburg nach dem Primo«- 
genitarrejehte festgestellt und noverrückt ©baervirt werden aolk" 

Auch die allem ehesten tipas- und Verfassungsgeseizß be- 
stimmen ausdrücklich die Successiansordnung<als reine Lineaierb- 
folg* nach dem Rechte der Erstgeburt z. B.Aaierisc he Verfassung^ 
Urkunde Ttt, II. §. 2. 9 würtemberfisebe Ver,fa£sung&urJtjtnde §. 7., 
hessen-darrasläd tische Verfassungsuriunde §. 5. , coburger Verlas- 
s uogßurtuo4e g. 4., preufsische Verfassungsurkunde III. §. 53. 

h allen regierenden deutschen Fürstenhäuser^ giU 
gegenwärtig die rein« Linealsuccesgioji, verbunden mit 
4em Rechte der Erstgeburt ohne Einmischung des Ma- 
jorat^ und $cuiorats, wenigstens was die eigentliche Staat« - 
*vc<c,e*si>o« betrifft. Für die Ausübung einzelner gemein s.a^e r 
Familreorechte findet hier und da noch ein Seniorat statt. 

Bei dieser strengen Primogenitur wird nur auf zwei Momente 
gesehen , auf die L i n i e und i n dieser auf die E rs t g e b u r t ; die 
Nähe des Grades wird durchaus nicht berücksichtigt. Die Gra- 

1) Moser XTJT. S. 318. 
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dual- und die Linealsuccession stehen wähnehr gegen einander in 
solchem Widerspruche , da£s sobald die Linealfotge festgesetzt ist, 
die -Gradnalfolge in gar keine Anwendung mehr gebracht werden 
kann 1 ). 

* Bei dieser Linealsuccession findet ein unbegrenztes Repräsen- 
tationsrecht statt , indem selbst der entfernteste Desceadent die 
Stelle seines - vorher gestorbenen Ascendenten eiunimmt und ein 
Uebergang auf eine jüngere Linie nur dann stattfindet , wenn in der 
altern Linie gar kein männliches Mitglied mehr" vorbanden ist. Zu- 
nächst gelangt der erstgeborne Sohn des letzten Regenten zur au* 
schliefslicheir Succession. Dieser erwirbt im Momente seiner Ge- 
burt nicht nur für sich, sondern für seine gesammte Descendenz ein 
ausschließliches Recht auf die Succession 2 ). Der nachgeborne Sohn 
findet bei seiner Geburt das Recht, welches ein individuelles und 
ausschliefsliches ist, schon vorweg erworben und es bleibt für ihn 
und seine Descendenz nichts weiter übrig als ein eventuelles 
Erbrecht. Die Verwirklichung dieses eventuellen Anspruchs kann 
aber erst dann eintreten , wenn gar kein successionsfahiger Descen- 
dent des Erstgebornen vorhanden ist. Es ist nicht nöthig, dafs der 
Erstgeborne wirklich zur Succession gelangt sei, er transmittirl 
sein Erbrecht, auch wenn er vor dem Anfalle verstarb. Geht in 
der Haupllinie des Erstgebornen ein Nebenast ab , so kommt der 
zweite Nebenast und in ihm der Erstgeborne zur Erbfolge. Erst 
nach gänzlichem Erloschen aller Nebenäste der Hauptlinie des Erst- 
gebornen kommt die Succession an die Linie des Zweitgeborneo, 
welche wieder alle jüngeren Linien ausschliefst. Unter den Descen- 
denten der zweiten Hauptlinie kommt derjenige Agnat zur Succes- 

1) Pütter, Erörterungen und Beispiele Th. I. S. 347 und 380. „Die Lineal- 
folge, wie sie das Recht der Erstgeburt mit sich bringt, steht mit der römi- 
schen Gradoalfolge m solchem Widerspruche, dafs diese mit der Ordnung der 
Erstgeburt schlechterdings nicht bestehen kann , sondern ganz und gajr bei Sehe 
gesetzt werden muüs , sobald nur irgend das Recht der Erstgeburt stattfinden 
soll, als welches dem römischen Rechte gänzlich unbekannt ist und dessen gan- 
zem Successionssystem durchaus widerstreitet. Man mufs also beide einander 
widersprechende Successionsarten ganz von einander entfernen." 

2) Salsa und Lichtenau, die "Lehre von den FamiUenMeicoinmissen S. 126 ff. 
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sioo, welcher von den erstgebornen Sohne des zweiten Sohnes 
abstammt. Nach völligem Erlöschen der zweiten Hauptlinie kommt 
die Linie des dritten Sohnes an* die Reibe. . Die Erbfolgeordnung 
innerhalb dieser und aller folgenden Linien wie innerhalb ihrer Ne- 
~benäste. ist -ganz dieselbe wie in der Linie des Erstgebornen« 

Wir haben immer den Act ab einen wichtigen Wendepunkt 
im Staatsleben betrachtet, wodurch Unteilbarkeit und Individualsuc- 
cession eingeführt und das verderbliche Theilungssystem für immer 
beseitigt wurde. Freilich lag in einem solchen Acte ein sehr wich* 
tiger Fortschritt £u einem höhern Staatsprincip, aber es kam darauf 
an, auch mit. der Bestimmung der Untheilbarkeit eine 
zweckmäfsige Successionsordnung zu verbinden. Da 
weder Wahl, bochLoos, noch andere Mittel, wodurch man den 
zur Regierung berechtigten Thronfolger aus der Zahl der Agnaten 
hervorzuheben beabsichtigte, einen sichern Erfolg versprachen, so 
griff man regehnäfsig zur Bestimmung desselben durch Alters- 
vorzug. 

Hiermit war zwar ein Princip für die Durchführung der Indivi- 
dualsuceession gegeben, aber die Unbestimmtheit der Erbfolgeord- 
nungen, bei welchen Majorat, Seniorat und Primogenitur bunt durch 
einander geworfen» wurden, führte häufig zu unglückseligen Erte- 
folgestreitigkeiteh. Wollte man den vollen Segen einer staatsrecht- 
lichen Successionsart geniefsen, so mufste man alle diese scbwan- 
kenden und zweideutigen Successionsordnungen aufgeben und die 
strenge Linealprimogenitur adoptiren. Der wesentliche Vorzug die* 
ser letztern , wodurch sie sich für die Staatssucoession besonders 
eignet, besteht darin, dafs sie die männliche Nachkommenschaft des 
Stifters in eine unabänderliche Reihe stellt, welch* von 
keinem Zufalle abhängig. ist,- Während das Majorat und 
noch mehr das Seniorat ein Ueberspringen von einer Linie zur 
andern eintreten läfsr, verharrt die strenge Primogenitur im festen 
unabänderlichem Gai>ge bei einer Linie bis zu derefn Erlöschen« 
Bei einer solchen stabilen Erbordnung ist der Thronfolger unwider- 
ruflich bestimmt , es werden keine vergeblichen Hoffnungen auf die 
Succession hervorgerufen , wie es überall' der Fall sein mufs , wo 
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4er ««fällige Gradesvorzug 4Hter gur das.-. naftürüehe Alter den Aas- 

sebtag gfebt« 

Efea es nick weine Aufgabe ist, ein Thron folgerecht der deot- 
soff etf Fürstenhäuser im all gerne inen zu- schreiben, so kann auch 
von der eogna tischen Succession nur so weit die Rede sein, ab 
dieselbe mit dem Rechte der Erstgeburt zusammenhingt. Fin- 
det nach völligem Erlöschen des Manosstainittes ein Uelergang auf 
die CognateftL statt 3 so (ragt sich , ob die Primogenitur, wenn sie 
einmal hausverfassqngsnftäfsig feststeht, auch ohne au sdrtick lieb* 
Bestimmung ebensogut auf die Succession der Cognaten wie 
die der Agnaten belogen werden mofo? 

Man hat die Ansicht aufgestellt, dafs Jie Primogenitur als spe- 
zielle Suceessfonsordmuig nicht weiter ausgedehnt werden könne, 
ah die- Disposition laute; *e Primogenitur ab von 4er Regel des 
gemeinen Rechts abweichend habe die Verroaftong gegen siek 
und an dem Stifter derselben sei es gewesen , sich deutscher auszu- 
drücken, wenn er diese specielle Successionsart auch auf den Weite- 
stamm angewendet wissen wollte. 

Ich erkenne die Richtigkeit dieser Gründe vollständig an, wo 
es sich um die Succession in Privatfidcieommrsse handelt. 
Wenn bei diese« die Primogenitur nicht ausdrüekKeb für des 
Weibsstannn festgesetzt ist, so mufs nach Erlöschen des Manns- 
stummes die gememe Erbfolge eintreten. Da nämlich bei Privat- 
fideicommissen die Primogenitur keine höhere Aufgabe hat, als 
de» Glanz der Familie aufrecht z» erballen und da «it dem Am- 
sterben des Mannsst ammes .die Familie als erloschen aozuaden ist 
(femina est fints familiae): so fallt hier jeder Grund hinweg, wo- 
durch noch eine weitere Abweichung von der gemeinen Erbfolge ge- 
rechtfertigt würde. Wo es sich dagegen um die S'uecesaion is 
Land und Leute bandelt, bat bei Einführung der Pridmgeaitar 
ein höheres staatsrechtliches Motiv eingewirkt, die Rewahrsag 
der Staatseinheit und der Untbeiiharkefit war der leitende 
Gesichtspunkt , von dem mau ausging. Dieser Gesichtspunkt bleibt 
immer derselbe; und es kommt nicht* darauf an , ob der Maaoa- 
stamm oder der Weibsstamm zur Succession getätigt. Die Prima» 
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genitar ist eine Einrichtung, welche nicht nur der försttichen Fant 
He , sondern dem ganzen Staate und Volke am Nutz und Fromme« 
eingeführt ist. Alle Prhnogeniturdispositiouen , weiche sieb auf die 
Suceeaskm.in Land und Leute bezieben, müssen wegen ihren Staate* 
rechtlichen Charakters auch ohne ausdrückliche Vorschrift dann fort- 
wirken , wenn nach Ausgang des Mannsstammes der Werbsstaam» 
aaf den Thron kommt. 

Eine andere beetriltene Frage ist es, wie die Seccessioo ia dm 
Weibsstamme zu ordnen sei , besonders ob die in einer altern oder 
vergebenen Linie oder die dem letztverstorbenen Agnaten dem 
Grade nach nächste Prinzessin mit ihrer Descendeuz zur Sueees* 
sion gelange? 

Die ernte Ansieht ist jedenfalls die eonsefuentere, indem sie 
lediglich auf den Vorzag der Linie und die Abstammung vom dem 
Erstgebornen sieht ; letztere verkennt da» Wpsen der strengen Pri- 
mogenitur * indem sie das GraduaJprincip wieder einmischt und sa 
zu den Grundsätzen des Majorats zurückgreift. Die weibliche Ersk- 
gebnrtsfelgfe mufs nach denselben Grundsätzen geregelt werden , auf 
welchen die Primogenitur beim Mannsstamme beruht. Die Vorge* 
hörne «od deren sämmtlich* Nachkommen müssen die Nacbgebornen 
ausecblieisen, wenn gleich letztere in einem nähern Grade asit dem 
letztverstorbenen Throninbaber verwandt sind 1 ). Da der Eintritt 
der weiblichen Erbfolge viel Gelegenheit zu verwickelten Hechts« 
Streitigkeiten geben kann, so haben mehrere Verfassungs- und Haus« 
gesetze, welche nach erloschenem Mannsstamme ein Successionsrecht 
der Weiber und Cognaten anerkennen , genaue Bestimmungen ge? 
troffen , wie nach Abgang des Mtfimsslammes die pognatische Suc? 
cession geordnet werden soH, leb führe beispielsweise nur zwei 
derartige Jfestiuunuiigen an , welche auf einem entgegengesetzte^ 
Prioeip* beruhen. 

Die baieriscbe VerfassEngsurkuttde, Titel il. §.5., rnft die Prin~ 

n * 

1) Ich lasse mich auf diese Controverse hier nicht weiter ein und verweise 
auf Pütter's* gediegenen Aufsatz : „Wie nach Abgang des Mannsstammes der An- 
fall an weibliche Seiteöverwandte nach dem Rechte der Erstgebart M bestim- 
men sei?* in sjrim foeVteraagen and Beispielen; Th. I, 8.334—366. 
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Zessionen und deren Abkömmlinge >,nach eben der Erbfolgeordnung, 
die für den Mannsslamm festgesetzt ist, als wären sie Prinzen des 
ursprünglichen Mannsstammes des baierischen Hauses, naeh dem 

* 

Erstgeburtsrechte und der Linealerbfolgeordnung," zur Succession. 

Die würtembergische' Verfassungsurkunde dagegen legt beim 
Uebergange der Succession an den Weibsstamm die Nähe der Ver- 
wandtschaft mit dem zuletzt regierenden Könige zu Grunde. War- 
temb. Verfassungsurk. §.7., vom 25. Sept. 1819: „Erlischt der 
Mannsstamfti , so geht die Thronfolge auf die weibliche Linie ohoe 
Unterschied des Geschlechts über und zwar so , dafs die Nähe der 
Verwandtschaft mit dem. zuletzt regierenden Könige und bei gleichen 
Verwandtschaftsgrade das natürliche Alter, den . Vorzug giebt." 

Wo solche feste positive Bestimmungen zu Gunsten des Gra- 
dualprincips beim ersten Uebergange an den Weibsstamm vor- 
liegen, hat es natürlich dabei sein Bewenden. In Ermangelung der- 
selben mufs aber, nach der strengen Consequenz der Primogenitur 
auch bei diesem Uebergange die reine Linealerbfölge den Ausschlag 
geben, und zwar in derselben Weise, wie sie in der baierischeo 
Verfassungsurkunde ausdrücklich festgesetzt ist. 

Wenn die Succession einmal auf eine Cognatin gekommen' ist, 
so erhält unter ihren Nachkommen der Mann und dessen Stamm wie- 
der den Vorzugs die cognatische Erbfolge verwandelt sich 
sogleich wieder in eine agnatische« 

§. 49. 
Uebersichtliche Geschichte der Einführung der Primogenitur in deo 

regierenden deutschen Fürstenhäusern. 

I. Oes te.rr eich. • \ 

J. J. Moser hält es für wahrscheinlich, dafs Kaiser Maxi- 
milian II. das Recht der Erstgeburt in der, österreichischen Linie 
eingeführt habe, da Rudolf II. , . sein ältester Sohn, ihm allein in 
der Landesregierung -gefolgt sei , und die übrigen Söhne nichts an 
Land und Leuten erhalten hätten *). Im J. 1621 starb diese Linie 
mit Erzherzog Albrecht aus. 

1) Moser Band XII. 8. 400. Der Entwarf einer Primojgeniturordnnng, wd- 
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Erzherzog Karl , der Stifter der stöiermMrkisehen Linie , be- 
legte durch sein Testament vom I.Juni 1584 alle seine Lande mit 
einem Fideicommifs und führte das Recht der Erstgeburt für seine 
Linie ein *). 

Diese Linie vereinigte alle Lande des österreichischen Hauses; 
es erfolgte im J/I6S1 im V. Art. des Testaments Ferdinand's I. eine 
Primogeniturordnung, welche festsetzte: 

„Dafs von nun hinfuhren iu ewigen Zeiten alle nnsre Brbkonigthnmer,' Era- 
herzogthümer , Fürstenthtimer , Land, Leute sammt aller Ein - und Zegehorung 

keineswegs noch auf« einige JYeise zerthtyllet oder zertrennt, sondern, attaeit 

« « 

insgesammt auf den altisten Desceudenten nach ^rt.nnd Ausweisung dts juris 
primogeniturae und majoratus fallen und verstämmet werden sollen, sratemahlen 
die ohne* das und bei gemeinen Geschlechten jederzeit für gefährlich und schäd- 
lich gehaltene Trenn - und Theiluogen , welcne nichts- anders als neben -'Schwä- 
chung solcher Hauser und Geschlechter allerhand Zerrüttungen und Mifstraoen 
auch endliche Ruin und Bxstirpatioh nach sich ziehen, 'uns an so vielmehr satt* 
Nachdenken bewegt, je mehr und hoher an Zusammenhaltung unseres» löblichen 
Hauses und dessen Von Gott verliehenen machtigen Landen der: ganzen weiten 
Christenheit gelegen isjt , dahero wir denn diese unsere besondere unserem gan- 
zen loblichen Hause und gemeinen Wesen zu dessen beständiger Gonservation 
ganz vätterlich gemeinte Fürsehung von guter Zeit her betrachtet und nunmehr 
sonderlich darum zu Werk* gerichtet haben, die weil- wirliei fliesen gefährlichen, 
Lauflen, ungetreuer Nachbarschaft, sonderlich des christlichen Namens Erbfeinds 
des Türken, auch anderen schädlichen Empörungen und Geschwindigkeiten 'meh- 
rere als hievor jemahlen beschehen, darzu verursacht." 

Durch ein Codkill vom 10. Mai 1621 wurde diese testamen- 
tarische Verfügung bestätigt, und dieselbe auch auf alle künfti- 
gen Anfalle, welche bis zum Tode des Testators statthaben wur- 
den, ausgedehnt: m 

„Wir wollen geordnet, befohlen and. gesetzt haben, dafs nicht allein hier- 
bei vermeldete unsere jetzigen angehörigen innehabenden Erbkönigreiche, Erz- . 

• * 

herzogthümer, Füratenthipner , Markgraf-, Graf-, Herrschaften Stück und Gü- 
ter diesem von uns aufgerichteten Majorasco sollen einverleibt und unterworfen . 
verbleiben, sondern, auch alle die Fürstenthümer, so uns künftig durch Erbschaft 



eher Maximilian I. zugeschrieben wird , soll sich in Sokritter's grofsem österrei- 
chischen Staatsrechte, V. Abh. S. 19., befinden, ein Buch, welches ich leider 
mir nicht verschaffen- konnte. 
1) Moser Band XII. 8. 409. 
Schabe EratgebJU. 26 
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anfallen oder in anderweg, wie es «ich immer autragen and begebe« möchte, 
Rollen dem Erstgebornem zustehend 

.• Demnach bezog sich diese Pritnogenkurordtuuig nur auf alle Be- 
sitzungen, welche Kaiser Ferdinand II. bei seinem Tode inne hatte, 
und nicht a*uf die Lande, welche sei» Bruder Leopold noch besafs, 
and ebensowenig #uf die Erwerbungen Karfs VI. aus der spanischen 
Successipn. Durch einen Vertrag von 1625 mit dem Erzherzoge 
Leopold , dem Bruder des Kaisers , wurde die testamentarisch an- 
geordnete Primogenitur bestätigt und für den Fall , dafs einer der 
Bruder ohne nränn-liche Deszendenten abgehen sollte, eine gegen- 
seit ige Succession nach dem Rechte- der Erstgeburt ausgemacht. 
Im J. 1703 errichtete Kaiser Leopold ein Familien&tatqt, worin die 
Primogenitur von neuem anerkannt wurde }}. 

In der pragmatischen Sanktion von 1713 wurde das vom Kai- 
«er Ferdinand II. eingeführte Prhnogeniturredit auch auf alle die 
Anfalle ausgedehnt, -welche seitdem besonders durch Abgang der 
tyroiischen. und der spanischen Linie erfolgt waren. Erneust näm- 
lich: „Dafs nach Absterben weiland ihres Herrn Bruders Majestät 
ohne männliche Erben auf Ihre Kaiserliche Majestät alle dessen 
{unterlassene Erbkönigreiche und Lande gefallen, und säjnmtlicb 
bei Ihren ehelichen männlichen Leibeserbeu, so lange solche vor- 
banden, nach dem jure primogeniturae ohnzerlbeiit za. verblei- 
ben haben*)." 

Nach einer Mittheilung des Herrn Professor Hyejn Wien ist 
im J. 1839 ein neues umständliches Hausgesetz erschienen, das aber 
bis jetzt noch Geheimnifs ist. 

Die Reichsverfassung für das Kaiserthum •Oesterreich 11. Ab- 
schnitt §. 9. gründet die Succession auf die Bestimmungen der prag- 
matischen Sanction : . 

,,Die Krone des Reichs und jedes einzelnen Kronlandes ist, in OemäCsheit 
der pragmatischen Sanction and der österreichischen Hausordnung , erblich in 
dem Hause Habsburg - Lothringen." 



1) Moser a. a. O. 418. , auch in dessen' Familienstaatsrecht J. S. 87. 

2) Moser , Familienstaatsrecht J. S. 89. 
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IL Prenfieii • 

* * 4 

' Kern anderer Act in Pretifsens Geschichte ist wichtiger, als die 
Constitution Albrecht's Achilles vom 24. Fehr. 1473, der Grundstein 
zu Preußens Gröfse ist durch sie gelegt. AlbrechHiat durch seine 
hohe staatsmärinische Einsicht alle jene unseligen Zersplitterungen 
von der Mark. Brandenburg abgewendet ,. welche noch Jahrhunderte 
hindurch die Macht anderer Dynastieeq zerrütteten. Seine berühmte 
Disposition vom J. 1473 bestimmt, dafs. in der Mark Brandenburg 
nur Ein regierender Herr sein soll , sie verordnet aber zugleich eine 
Secundo- und Tertiogetiitur in dem Lande zu Franken, kraft 
deren dem zweiten und dritten Sohne und deren Linien da& Land 
ober- und unterhalb des Gebirges augewiesen wird 1 .). 

Diese Verordnung vom J. 1475 wurde wiederholt 4urch den Sog:* 
gerauische-n Vertrag, welcher zu Gera von den churfursüichen 
und markgr^flicben Rätben 1598 geschlossen und gu Magdeburg von 
dem Ghttrfiir&ten und dem Markgrafen Georg Friedrich 1599 persona 
lieb-revidirt worden war 2 ). Die Untheilbarkeit und feste Union aller 
zur Mark "Brandenburg gehörigen Gebietsteile, ja der seibat später 
noch etwa ♦anfallenden Lande wurde festgestellt, die Primogenitur 
bestätigt und eine Apanage in baarem Gelde eingeführt für, diejenigen 
Söhne, welche nicht mit Stiftern abgefertigt werden könnten} 

„Es. sollten- alle* markischen Lande ohne einigen Unterschied zu ewigen Zeit 
mit Chor Brandenburg unirt sein und alle mit einander, darunter dann nicht 

weniger die Neumark als andere Lande begriffen durch den erstge- 

boraen und äitisten Sohn , den Ghurfürsten zu Brandenburg als* einen einzigen 
Herrn regiert werden , in fränkischen Furstenthümern aber haben ihre Gnaden 
vorsehen, dafs zwei regierende Herrn sein sollen." 

Der gerauische Vertrag wurde am 11. Juni 1603 von den übri- 
gen Gliedern des erlauchten Hauses allerseits confinmrt. 

Das Testament des Cbürfär^ten Friedrich Wilhelm vom 23. März 
1664 *) bestätigt, nach einer lungern Einleitung, die Disposition Al- 
brecht's Achilles von neuem und erklärt: 



1) Mater B. XII. S, 507. Pauli , allgemeine preofskehe Btaatsgescbichte 
B. IL S. 301 tf. 

2) IAtotg~, ReichsarchiF Part. spec. cont. II. unter Ghurbrandenburg 45 — 54. 

3) LöfMg, Part, spec cont. IL unter Chnrbrandeabiirg S. 132. 

26* 
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„Dannenhero wir «billig entschlossen, den rühmlichen vestigiis unserer Vor- 
fahren zu fahariren und letztangeregte jVemm'guBg&pakte nicht allein respectn 
derer Lande , so hochgedachter Anherr nnd jlero Elter.- Herr Vater in wirkli- 
chen Besitz gehalten:, zu coofirmiVen und zu erneuern, sondern auch auf die Für- 
stenthum und Herrschaften , welche darzu kommen und wir selbst durch gött- 
liche Gnade ab uns bracht, zu ziehen und zu erstrecken." 

Dagegen erlaubte sich* der Testator eine bereits (S. 258 und 
542) erwähnte Abweichung von den altern Hausstatuten durch Ueber- 
weisung des Fürstenthums Halberstadt an den Jüngern Sohn Fried- 
rieh mit allen Hoheitsrechten und Sitz und Stimmt auf den Reichs- 
tagen, suchte jedoch dieselbe durch den Vorwand zu rechtfertigen, 
dafs er selbst viele neue Erwerbungen zu den angestammten Lan- 
den hinzugefügt habe. 

Diese anomale Bestimmung karm jedoch, durch den 1674 erfolg- 
ten Tod des Churprinzen Karl Emil, nicht zur Ausfuhrung uud Fried- 
rich Wilhelm machte 1688 ein anderes Testament, ♦ woria denNacb- 
gebornen nicht das geringste an Land und Leuten vermacht wurde. 
In diesem Testamente wurde die Primogenitur von neuem bestätigt: 
„Es soll, wie vor diesem allemal, also auch jetzo das jus pri- 
mogeniturae observiret werden. " ' * 

' Die neueste Sanktion der Primogenitur im königlieh preufsischen 
Hause findet sieh Titel III. §.51. der Verfassungsurkunde für den 
preufsischen Staat : „Die Krone ist, den königlichen Hausgeselzen 
gemaTs, erblich in dem Mannsstamme nach dem Rechte der Erst- 
geburt und der agnalischen Linealfolge." 

IU. Sachsen. 
A. Albertiiiische Linie. 

Schon Herzog Albert,, der Stifter dieser Linie; hatte Uotbeil- 

4 * 

barkeit der Lande qnd IndividjaaJsuccesäion verordnet 1 ). 

Im J. 1652 führte. Johann Georg I. durch sein Testament die 
Primogenitur mit folgenden Worten ein 2 ): 

1) Lünig, Reichsarchiv Part. spec. II. Theil p. 24. Voü a Salzburg de emo- 
lomentis $. 70. ' . , 

2) Lünig, Reichsarchir Part. spec. II. Theil nnter Sachsen 1^9 ortfl das Be~ 
stätigaagsinstrumeot des Kaisers Ferdinand III. von 1662 S. 176. 
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„W«t Bon unser ChurraratcBthnro säumt den alten und; neuen Landen und' 
Leuten und die heredis institutionem an }hr selbsten anlanget, wollen wir zw 
Conservation , Vermehrung und Bestärkung unseres von dem Allerhöchsten ver- 
liehenen, gesegneten und unter so vielfältiger Widerwärtigkeit bisher kräftig- 
lieh beschützten churfärstlichen Hauses unsern geliebten ältesten Sohu Herrn 
Johann Georg als Ghnrprtnsen und« primogenitnnr so lange seine Liebden* lebet 
oder in Ermangelung Sr. Liebden dero ältesten Herrn Sehn und nach dessen 
Liebden erwähnten Herzog Johann Georgs ältesten Sohnes Sohn oder wenn auch 
deren keiner mehr, vorhanden, mehr hochstgedachten Herrn Johann Geprrgs 
andern oder zweiten Sohn und also förderst, so lange seiner Liebden chur- 
prinzliche männliche Linie wahret, nach desselben gänzlichen Abgang abtr, 
unsern freundlichen liefen zweiten itahn 'Herzoge Augustum und nach dessen Ab- 
leiben Sr. Liebden ältesten Sohn und alsofbrt — — instituirt haben/' 

Der Testator wollte jedoch das Recht der Primogenitur erst 
unter seinen Enkeln vollständig eingeführt wissen { indem er 
selbst den drei naebgebornen Söhnen Land und Leute mit vielen 
Hoheitsrechten zuwies und nur dabei für seine Söhne- anordnete: 
„Unsere nachgelassene Land 4 und Leute sollen sie weiter weder 
trennen noch l heilen. 44 Die aus diesem Testamente entsprun- 
genen Streitigkeiten haben wir schon an anderer Stelle hinlänglich 
erwähnt. . 

Durch die Verordnung Johann Georg's I. entstanden drei ab- 
getbeilte Nebenlinien zu Weifsenfels, Merseburg und Zeitz. 

*, , 1) Weif senfelsische Liqie." . . 

' Der Stifter der weifsenfelsischen Linie, Herzog August, hin* 
terliefs fünf Prinzen, von denen nur der Erstgeborne, Johann 
Adolf I. , regierender Herr würde- . Doch erhielt der vierte Sohn, 
Heinrich, die neuerworbene Grafschaft Barby. Die hierdurch 1 ent- 
standene barby'sche Unterlinie starb 1740 mit Heinrich's Söhnen 
wieder aus, und Barby fiel an. die weifsenfelsiscbe Linie zurück. 
Mir ist unbekannt, ob in der weifsenfelser Linie, ebenso wie in den 
beiden andern albertinischea Nebenlinien, eine* ausdrückliche 
Primogeniturordnung erlassen worden ist , oder ob man , bei der 
Beobachtung der Primogenitur , sich blofs nach der angeführten Be- 
stimmung de? Testaments Johann Georg's I. und nach alter Familien- 
sitte richtete. 
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Die weifeenfekische Lim« ertoseh mit Herzog Christian im 
J. 174«,. 

Weitere Tfaeilungen waren schon durch das Testament Johann 
Geofg's I. ausgeschlossen ; es «erfolgten aber in den beiden andern 
Nebenlinien noch ausdrückliche Pcimogeniturordoungen, welche sieb 
auf diese väterliche Bestimmung bezogen. 

s 2) Mersebarger Linie, 

Am 24. Octpber 1688 errichtete Herzog Christian I. zu Merse- 
burg ein Testament, wodurch die Erstgeburt in seiner Linie einge- 
führt und den Nachgebornen nur eine Apanage iitbaarem Gelde nebst 

_ * * 

Wohnung angewiesen wurde 1 ). 

Die Entwicklung der Motive ist in dieser Disposition. besonders 
interessant (S. 351). ~ . 

Die kaiserliche Bestätigung erfolgte am 7. Januar 1689 2 .). 
' Im J. 1738 ist die Linie zu Merseburg gänzlich erloschen. 

9) Zeitsische Linie. * 

* In der naumburg- zeilzischen Linie verordnete Herzog Moritz 
am 20. Dec. 1681 in seinem Testamente ebenfalls die Primoge- 
nitur 8 ). 

Das Testament des Herzogs Moritz enthält sehr genaue Bestim- 
mungeü über Wittwenversorgung , Vormundschaft und andere Fa- 
milienverhältnisse. Es zeichnet sich besonders »durch eine echt lan- 
desväterlicbe Gesinnung aus und ist ein schönes Dokument fürst- 
licher Weisheit. 

Die naumburgische Linie erlosch 1718 mit Moritz WilBelm, 
indem die beiden noch übrigen Glieder* katholisch geworden und io 
den geistlichen Stand getreten waren (S. S&8). 

So vereinigte die Churünie seit 1146 wieder alle Lande der 
albertinisohen Linie. In derselben wurde da$ Recht der Erstgebort 
unverbrüchlich beobachtet. 



■ * • * 

1) Vollständig findet sich diese Primogeniturordnung bei Lünig, deutsches 
Reichsarchiv Part. spec. anderer Theil S. 228— 234. 

2) Lünig a. a. O. S. 234. 

3) Lünig, des deutschen Reichsarchivs Part. spec. coat. II. S.631*-^"' 
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la Äer «taktischen Constitution vom 4. Sept. 1851 §• 6. wird 
das Recht. der Erstgebart mit folgenden Wollen sanctioairt: „Die 

» 

Krone ist erblich in dem Mannsslajnme des .sächsischen Fürstenbau* 
ses nach dem. Rechte der Erstgeburt'und der agnati- 
scben Linealfolge. ' ' - V 

B. . EmestinUche Lioie. 

1) Weiatriseke Linie 

» ■ 

a) Eisenach. 

Am 30. Nov. 1685 fährte Herzog Johann (Jeorg für die eise- 
nacb'sche Speciallinie vermöge eines väterlichen Testaments die 
Primogenitur ein 1 ). Der zweite Sohn erhielt, dieser Verordnung 
zufolge, aufser einer Apanage in baarem Gelde die aüsschliefsliche 
Anwartschaft auf -die mutterliche Grafschaft Sayn». Der Erstgeborne 
bekam danach nicht nur die väterlichen Lande ungetheilt, mit 
Einschlufs aHer künftigen Anfälle, sondern auch alle steh vorfinden- 
den MoWlien, er- sollte dem Nachgebornen eine Summe zur An- 
schaffung von 'Equipage , Mobilien u. s. w. verabfolgen. 

t)ie. in diesem Testamente über die Vormundschaft .und die 
Versorgung der Töchter getroffenen Bestimmungen gehören nicht 
hierher. . , 

Das väterliche Testament wurde , seinem ganzen Inhalte nach, 
durch ein pactum fraternum vom 11. August 1685 genehmigt 2 ). 
Die kaiserliche Bestätigung erfolgte am 21. August 1688. 

. Dennoch haben .später, besonders peit dem Aussterben der je- 
naischen Linie, viele Streitigkeiten zwischen dem regierenden Herrn 
und seinem' zweiten Bruder stattgefunden , indem letzlerer , , trotz 
des erwähnten pactum fraternum von 1685, das Recht der Erstgeburt 
anfocht, und 1695 eine Supplik' an den Kaiser wegen Annullirung 
der Primogenitur richtete 8 ). In dem folgenden Jahre wurde jedoch 

ein furslbriideflicher Vergleich geschlossen , kraft dessen dem Nach - 

- 

1) Ludolf de mtroduetione primogenit. Fascic. II. S.J22. 

2) JHo*er XIV. 8, 50. . 

3) Moser XIV. S. 41 — 56. Ueber diese Streitigkeiten finden sich die aus- 
führlichsten Nachrichten bei Ludolf a. a. O. S. 77 ff. 
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9 

gebornen da* Amt Auslädt und Jena erblioh überlassen werde, 
dieser jedoch von neuem ijas Recht der: Erstgeburt anerkennen 
mufete 1 ). 

AHein schon -1698 starb- der ältere Bruder ohue £rben und es 
fiel fbrait alles an den Jüngern Bruder ,. Johann WHbeJm, dessen 
Sohn und Nachfolger, Wilhelm Heinrich, 1741 seine Linie be- 
scbtofs und seine Lande auf Weimar verslammte. 

» Weimer. 

In der weimarischen Speeiallinie dachte man ebenfalls schon in 
J. 1685 an die Einführung der Primogejritur, wie aus den Acten des 
weimarischen Staatsarchivs hervorgeht. Man wendete sich von wei- 
marischer Seite an Elisenach und beabsichtigte die Coqfirmationsan- 
gelegenbeit gemeinsam in Wieo zu betreiben, wozu man sich den 
Entwurf der eisenach'schen Primogejuturordnung mittheilen, liefs. 
Allein die, Sache blieb wieder liegen, vielleicht weil das Yororthei! 
gegen die Primogenitur zu tief im ernestinischeu Hause eingewurzelt 
war (S. 538). Dieser Widerwille gegen die Primogenitur spricht 
sich in einem ungedruckten Actenstiicke aus, von. .dem. ich einige 
charakteristische Stellen hier mitlheilen will : 

* • 

„Das Primogeniturwesen ist ein fremder in Teutschland hierbevor nicht er- 
hörter, dem Fürstenstande und der Einigkeit ebenbürtiger Brijder oder Vettern 
hÖchstschädlicher , ganz ungleicher und unbilliger Dominat, giebt auch hent zu 
tage Anlafs zum Abfalle von der Wahren evangelischen Religion und Annehmaog 
des Papstthoms, wie die heutigen leidigen Exempel genugsam ausweisen." 

„Die Einführung des PrimogenRurwesens hat alleiji das Abseilen auf- äufcer- 
lichen splendor, hält gleichsam Fleisch vor seinen Arm und setzet das Vertraue» 
nicht so sehr auf Gott. Der Seniorat ist christlicher und billiger y .trauet Gott 
und dienet weit mehr zu brüderlicher Einigkeit, als das Primogeniturwesen *)." 

# 

In der weimarischen Linie fand die erste Verabredung über 
die Einfuhrung der Primogenitur, in den Ehepacten des Herzogs 
Ernst August mit- der .Prinzessin Eleonora Wilbeimine (§. 9.) am 
24. Januar 1716 statt. Am 4. August 1717 wurde ein Testament 

« 

errichtet, in welchem der Herzog Ernst August die Primogenitur 

sehr genau vorschrieb und für die Nachgebomen Gelddeputate fest- 

> 

1) Moser XIV. S. 55. 2) Mittheilung aus dem Staatsarchive. 
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setzte* Die Zoziehnng der Stände zu diesen wichtigen Acte wurde 
für ratbsam erachtet und es erfolgte ihre Zustimmung dnreh eine stan- 

* 

dische Commission. Erst nach langwierigen Verhandlungen und 
mehrfacher Abänderung des Testaments von 1717 wurde die kaiser- 

• * » 

liehe ConGrroation erwirkt, über welche am 29; August 1724 eine 

» 

feierliche Urkunde ausgestellt wurde 1 ). 

« 

Die weimarische Primogenitur Verordnung schreibt die zu 
beobachtende Sucpessiqnsordnung auf das genaueste vor und erstreckt 
dieselbe nicht nur auf die gegenwärtigen Besitzungen, sondern auf 
alle künftigen Anfälle an Land und Leuten. Die Primogenitur soll 
für -die weimarische Sypeciallinie und nach deren Aussterben auch für 
die eiseaachische Linie gelten ; im Falle aber die gethaische Linie, 
nach Erlöschen der ganzen weimarischen Linie, eintreten würde, 
soll es auf das, „was sonsten Rechtens sein möchte, ankommen." 
Für die Nachgebornen wird eine jährliche Geldabfindung festgesetzt.. 

I) Linie Ernst des Frommen. ' . 

a) Gotha. 

In der gothaischen Speciallinie errichtete Herzog Friedrich I. 
den 22. April 1685 -eine vollständige Primogeniturordnung kraft väter- 
licher Disposition*).- Im Eingange erörtert der Testator alle Uebei- 
stände der Theülungen und der gemeinsamen Regierungen , er weist 
aus der Erfahrung nach, dafs auch das dem ältesten zustehende Di- 
reclorium nicht genüge, und deshalb nichts übrig bleibe als Ein- 
fuhrung der vollständigen Primogenitur. Nur der Erstgeborne soll, 
nach der gewöhnlichen Successionsordnung, die völlige Verlassen- 
schaft an Land und Leuten erhalten;* die Nachgebornen sollen jedoch 

m a 

in die Gesammtbelebnung mit aufgenommen werden. Der Testator 
ermahnt die Nachgebornen , zu erwägen : 

„Dafs wir diesfalls anders -nichts verschaffet, als was den heiligen göttlichen 
and andern Rechten gemäfs und worinntii ans fast die "sämmtlichen chur- und 
fürstlichen Hänser im römischen Reiche aus gleichwfchtigen Ursachen mit Ihrem 

1) Die Gonfirmation und die ganze Verordnung ist abgedruckt bei HeÜfeld^ 
sä'chs.. Staatsrecht Th« I. 8. 246, 

2) Dieselbe befindet sich vollständig bei Ludolf, de introduetione primog. 
Fase. II. p. 1 —21.; im Aaszag bei Mom XU. S. 488, 489. 
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Bxempel so merklichem Netzen ihrer Hanaer.. vorangegangen und darbe! dem 
nachgeborne männliche Erben allzomal befriedigt lebei&, auch dafs kein ander 
Mittel übrig oder erfanden sei , wodurch fürstliche Häuser von der gänzlich« 
SchWächung und also sämmtEche interessirte fürstliche Theilhaber vor allerhand 
Unterdriiikung zu verwahren wären.« " 

' Die Apanagen bestehen in baarem Gelder der Zweitgeborne er- 
hält eine höhere Summe, als die folgenden Prinzen. Auf künftige 
Anfälle , welche aufser dem Gesammthause ejtwa stattfinden sollten, 
ist die ausschliefsliche Succession des Erstgebornen nicht ausgedehnt; 
sondern den Nachgebornen auf einen Theii eines solchen Anfalls 
Hoffnung gegeben, jedoch mit Vorbehalt der hohen jurinm des regie- 
renden Herrn. • 

Die kaiserliche Bestätigung dieser Disposition erfolgte am 6. Febr. 
1688. Seit dieser Zeit ist bis zum Aussterben der gothaischen Li- 
nie im J. 1825 die Primogenitur unverbrüchlich beobachtet worden. 

b) Meiningen. 

Bernhard, der Stifter dieser Linie, errichtete am 12. Nov. 1688 
ein Testament, worin er verordnete, dafs seine Lande so lange 

• » ♦ - 

nicht weiter getheilt, sondern in Gemeinschaft behalten werden soll- 
ten, ,,bis soviel neue Anfälle einträten, dafs jeder Sohn ein gan- 
zes Fürstenthuin allein bekommen und seinen fürstliehen Stand mit 
Reputation fuhren könne. Dagegen solle die Einführung 
des juris primogeniturae oder majoratus nicht statt- 
finden 1 )." Die drei Söhne des Stifters, Ernst Ludwig, Friedrich 
Wilhelm und Anton Ulrich, übertrugen die Führung der gemeinsamen 
Regierung ihrem ältesten Bruder, Ernst Ludwig* Die&er errichtete 
mit Rücksicht auf eine schon von ihm früher getroffene Verordnung 
am 26. Febr. 1721 ein Testament, welches in seiner Linie die Primo- 
genitur einführte und in ßetreff der Apanagen bestimmte, dafs die- 
selben den vierten Theil der gesammten Revenuen des regierenden 
Herrn nicht übertreffen sollten,' Diese Verordnung verbietet d** 
Nachgebornen sogar bei neuen Erbanfallen y irgend einen Ansprach 
auf Vermehrung der Apanage zu erheben. 



1) BtUfOd a. a. O. Th. III. S. 266. 
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„8ie sollen keine neue Priktenaionea, unter welcherlei. Pritteftt es.teitt mogey 
machen oder durch unnöthiges und vergebliches Lameutiren dein -regierenden 
Herrn in» seinem Regiment hmderliöh oder beschwerlich falten, 'sondern nach 
desjenigen, was sie bekommen, ihren Etat einrichten, gute Menage führen und 
nicht durch onnöihigen Aufwand alles absorbiren und zu solchen Querelen sel- 
ber Anlafs geben." 

Die kaiserliche Bestätigung erfolgte den 9. April 1725 *). . 

Mit Karl FricdriclT ging aber 1743 die Descehdenz Ernst 
Ludwig's ab, auf welebe sich die Primogenitur allein bezieben 
konnte. Seitdem führten die beiden Oheime, Friedrich Wilhelm 
und Anten Ulrich, die Regierung gemeinschaftlich 1 , bis ersterer 
1746 ohne Nachkommen starb. Anton Ulrich regierte bis zu seinem 
Tode 1763 allein, er hinterliefs zwei minderjährige Prinzen, Karl 
und Georg, deren ersterer 1775 die Regierung übernahm und sie 
allein führte, .bis 1782 sein Bruder Georg Mitregent wurde. 
Allein in demselben Jahre starb anch der ältere Bruder und Georg 
war AMeinregen t. Am 12. März 1802 errichtete er „als Stamm- 
herr der sachsen-meiningen'schen Linie und vermöge der Rechte und" 
kundigen Reichsobseryanz" eine Primogenitnrordnung, welche die 
kaiserliche Bestätigung erhielt am 27. August 1802.'' 

Da diese meiningen'sche Primogeniturordnung bis jetzt noch 
nicht gedruckt ist, so mögen die wichtigsten Bestimmungen dersel- 
ben hier Platz finden: 

„Es soH iin Namen de» Allerhöchsten das Recht der Erstgeburt com arme- 
zis bei- allen unsem iuvstmannlichen Descendenten , sowie bereits von unsem 
sämmtlichen Herrn Agnaten .vörlängst geschehen ist, hierdurch gleichfalls za 
ewigen Zeiten eingeführt, festgesetzt und ohne Abänderung beobachtet werden. 
In dessen Gemafsheit institoiren und ernennen wir also hiermit unsem herzlich 
geliebten dermaligen einzigen Sohn, Bernhard Erich Freund, Herzog zu Sachsen, 
za nnserm Universalerben und alleinigen Nachfolger am Regiment und zu allen 
von. ans 'hinterlassen werdenden' Landen, und Leuten — es soll nach Ableben 
unseres geliebtesten* Sohnes und Erbprinzen, sorwie es das Recht der Erstgeburt 
erfordert, von seinen furstmannlichen Descendenten gleichfalls sein. erstgebor- 
nef Prinz und also 'weiter bei dessen nachfolgenden furstmannlichen Descenden- 
ten und Nachkommen jedesmal der Erstgeborne in des regierenden Herrn oder 
des vor dem Regierungsantritte mit Hinterlassung fürstmännlicher Descendenten 



1) Das Testament nebst Ccronrmation findet sich bei LwMf a. a. O. S. 97—120. 
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verstorbenen Erbprinzen fürstlichen Linie zu gleicher Untversalsuccession hiermit 
aof beständig. berufen, eingesetzt und verordnet «ein, so daf» erst auf denftdt, 
wenn unser jetziger geliebtester ' einziger Sohü, * Erbprinz Bernfiard Erich Freund, 
ohne Hinterlassung fürstmännlicher jDescendenten sterben sollte , • sodann too 
unsern nachgebornen Prinzen , welche uns die göttliche Vorsehung noch geben 
mochte, jedesmal wieder der Erstgeborne und nach Ihm ferner jederzeit der 
Erstgeborne von' seinen furstmännlichen Descendenten und nach gänzlichem Ab- 
gange dessen fürstlicher Linie, allemal der nach der Ordnung des Erstgeborts- 
rechts nächstfolgenden nachgebornen Prinzen und in gleicher Weise seine fürat- 
' mannlichen Nachkommen zu gleichmäßiger Universalerbschaft in eben der Ord- 
nung wie von uns bei der fürstlichen Linie unsers geliebtesten Herrn Erbprin- 
zen verordnet, hiermit von uns ernannt und diese unsere fürstlichen Descenden- 
ten und ihre fürstmatTnlrchen Nachkommen per successionem liaealem 
zufolge dessen einander substituirt sein sollen *)." 

Was die Apanagirung der Nachgebornen betrifft-, so ist es eine 
merkwürdige Erscheinung, dafe* diese moderne Primogeniturordauog 
den Erstgebornen verpflichtet 9 die Nachgeborne/i bei ihrer Verhei- 
ratbang, iu Abrechnung ihrer Geldäpanage, mit passenden Schlössen 
and Gütern zu versehen , über deren Insassen sie die niedere Ge- 
richtsbarkeit ausüben sollen. Ebenso soll ihnen die zu diepea Gütern 
gehörige niedere Jagd eingeräumt werden« 

Dem Stifter dieser Primogeniturordnung folgte sein einziger Sohn, 
Bernhard Erich Freund, der ^gegenwärtig regierende Herr Herzog. 
Im J. 1829 wurde am 23. August das meiningen'sche Grundgesetz 
erlassen, welches Titel I. §. 3. folgende Bestimmung enthält : 

„Die Staatserbfolge richtet sieh, was das herzogliche /Specialhaus betrilR, 
vermöge der Primogeniturconstitution vom \%< März 1802, nach den Gnmdsäteeo 
der Erstgeburts- und Linealordnung nach dem Alter der Linie." 

c) Hildburghauseor 

Herzog Ernst , der Stifter der. hildburgbäusiscben Speciallinie, 
liefs sich von der juristischen und theologrsöhep Facullät -zu Jena, 
sodann von sämmtlichen Collegieir und der. Landschaft Gutachten 
über die Einführung der Primogenitur ausarbeiten, sodann erliefs er 
am 24. Juni t703 eine Primogeniturconstitution nach' Vorbild der 
eisenachiscfaen und gothaischen 2 ), nachdem er schon in einem Te- 

1) Archiv. Mittheilung. 

2) Auch die hildburghauser Primogeniturordnang ist nirgends vollständig 
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stamente vom 7. November 4702 die Primogenitur angeordnet hatte. 
Darin heifst «es? 

„Dafs bei unsern fürstlichmannlichen Leibeserben und posteris das Majorat 
oder Seniorafc; nach der hoch fürstlichen Vorfahren Intention gänzlich cessiren 
und aufgehoben, hingegen von denselben von nun an das Primogeniturrecht 
mit allen Effekten und Qualitäten obtiniren and als unica norma in saccessione 
unserer jetzt in Besitz habenden und künftig von unsern fürstlichen Herrn Brü- 
dern durch Anfalle zu erlangenden Landen gelten und bestehen soll.' Dahero 
vir auch nnsern ältesten Prinzen als Erbprinzen, regierenden Herrn und primo- 
genitum, nach, dero Absterben aber derp ältesten yon Gott zn erlangenden Prin- 
zen und alsofort so lange unsere fürstliche männliche Linie besteht, jederzeit 
den ältesten männlichen Leibeaerben von dem regierenden Hqrrn , bei Abster- 
ben aber der Linie von dem regierenden Herrn den ältesten apanagirten Herrn 
von der nächsten Linie und so ferner dessen ältesten männlichen Descendenten, 
alles wie solches nach dem Primogenitnrrechte am kräftigsten geschehen soll, 
darzu' bestättigt." 

Der Herzog hatte in diesem Testamente dje Apanage nnr in baa- 
rem Gelde festgesetzt Auf kaiserliche Anregung bestimmte er je- 
doch auch dem Nachgebornen eine Residenz und gewisse Naturalien. 

Darauf erfolgte am 21. November 1710 die kaiserliehe. Bestäti- 
gung. Der zweite Prinz , Joseph Friedrich , erkannte- mehrfach, 
besonders aber am 27* März 1722, die väterliche Disposition äugt 
driLcirüch an und beschwor sogar mk einem leiblichen Eide: „Dafs 
wir gedachtem eingeführten Primogeniturrechte auf keinerlei Weise 
zuwider handeln • sondern zu unsere fürstlichen Hauses Besten be-" 
ständig dabei verbleiben wollen. " AHe Sachsen -hildburghätfsischen 
Beamte, Vasallen und Unlerthanen wurden auf diese Primogenitur- 
ordnung verpflichtet und weiterer Streit ist über die Befolgung der- 
selben, nie entstanden.- 

Nach dem Theiluitgsyertrage vom 12. Nov. 1826 verzichtete 
der Herzog Friedrich von Hildburghausen auf dieses Land und erhielt 
dafür das Herzogthtrm Altenburg, welchem er am 29. April 1831 
eine neue Verfassung gewährte. Diese bestätigt im IV. Abschnitt 
§. 13. die Primogenitur mit Rücksicht auf die in der Sachsen - hild- 
burghäusi sehen Speciallioie bereits ergangenen Verordnungen: 

gedruckt ; Moser in seinem Familienstaatsrechte I. S. 105. theilt sie in einem Aus- 
züge mit. 



1 
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„Die Nachfolge m der Regierung des Hcrzogürams ist vermöge der Primo- 
genitororddung. 70m 24.-Joni 1703 and der letztwilligea Verordnung vqib U. Ja- 
naar 1705 erbJich in der graden, leiblichen und gesetzmafsigen Nachkommen- 
schaft de« jetzt regierenden Herzogs vom Mannsstamme nach den Grundsätzen 
des Erstgehartsrechts und der Linealordnung dergestalt, dafis beim Erloschen 
der regierenden Linie jederzeit der nächsten Linie and in derselben dem Erst- 
gebornen and dessen männlicher Nachkommenschaft der Vorzug gebührt/ 1 

d) Coburg- Saatfeld. 

Der Stifter dieser Linie, Herzog Johann Ernst, starb, im J. 1729, 
seine beiden Söhne, Christian Ernst und Franz Josias, fahrten nach 
altem Gebrauche die Regierung gemeinsam, jedoch so, tiafs dem 
ältesten die Leitung der Geschäfte zustand. Christian Ernst starb 
1745 ohne mänuliche Descendenz,. worauf Franz Josias die Regie- 
rung allein in die Hände bekam. 

Franz Josias hatte bereits 1733 ein Testament errichtet, zu- 
feige dessen „sein erstgeborner Sohn und nach diesem jedesmal der 
Erstgeborne aus der altern Linie der alleinige Successorindeo 
gegenwärtigen upd künftig anfallenden Landen sein -sollte 1 ). u 

Da zu der Zeit, wo Franz Josias dieses Testament errichtete, 
Aeben dem erstgeboruen Prinzen, Ernst Friedrich, schon zwei jün- 
gere Söhne, Johann Wilhelm und" Christian Franz, vorhanden waren, 
so veranlafste dieser Umstand, selbst am kaiserliehen Hofe manche 
Bedenklichkeiten, weswegen der Herzog sich bewogen fand, diese 
Angelegenheit in nochmalige Herathuitg zu ziehen und zugleich zu 
bewirken, dafs vom Kaiser die Herzöge von Weimar and fljldburg- 
hausen, ingleichen sein Bruder Christian Ernst £q Saatfeld den zwei 
unmündigen Prinzen zu Vormündern bestätigt und ihnen die Leitung 
des Primogeniturgeschäfts übertragen wurde. 

Dieses Testament wurde mit zwei Erläuterungsverordnongeo 
vom 18. Mai 1755 2 ) und vom 4. April 1736 versehen 3 ). Nach 
dem Tode seines BVuderS Christian Ernst erliefe Franz Josias 



1) Schuttes, Sachsen - Coburg - saalfeldische LändesgeschichU 111. S. 30. 

2) Schulte* -ü. a. O. 8. 8— 11. 

3) Schuttes a. a. O. S. 11. 
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am 2, Nov. 1746 eine eigentliche Primogeoiturttm&tilutioa l ), welche 
am 12. Mai 1747 vom Kaiser bestätigt wurde*). 

Die coburg» saalfeldische Verfossungsurkunde vom 8. August 
1821 bestimmt §.4: 

„Pie herzogliche Würde ist erblich i» der directert leiblichen und gesetz- 
mäfsigen Nachkommenschaft <les Herzogs nach dem Erstgeburtsrechte in männ- 
licher Linie, so wie sich überhaupt die Erbfolge m dem herzoglichen Hause 'nach 
der für dasselbe bestehenden Primogeniturconstitution und nach den Verträgen 
im sächsischen Hause' richtet." 

Seit 1826 ist das Herzogthum Sachsen -Gotha durch den er- 
wähnten Theilungsvertrag an das herzoglich coburgische Haus ge- 
kommen ; es bildet jedoch mit dessen übrigen Landen keine staat- 
liche Einheit. 

Das neue Staatsgrundgesetz für Sachsen-Golha, welches bis zur 
Vereinigung der beiden Herzogtümer .Coburg und Gotha provi- 
sorische Gültigkeit hat, bestimmt in Betreff der Erbfolge §. 4t 
„Die Staatsregierung ist erblich im Mannsstamme des Churfürsten 
Ernst von Sachsen nach den Grundsätzen der Lineal- und 
Erstgeburtsnachfolge u. s. w.** 

IV. Baiern. *•.. 

* • 

A. Baierijche Linie. 

Schon Kaiser Ludwig s o 1 1 die Unteilbarkeit aller seiner Lande 
verordnet haben; selbst wenn eine solche Verordnung sich wirklich 
nachweisen liefs , wäre dieselbe von- wenig Bedeutung , da sich die 
Söhne Ludwig's keineswegs danach richteten (S. 319). Der allmälige 
Uebergang zur Jndi vidualsuccessioh tritt recht lebendig in der von mir 
bereits erwähnten Stelle des Adlzreiter hervor, worin er die Verord- 
nung Albrecht's HF. von 1460 schildert (S. 271 und 322), Diese 
Verordnung setzte zwar fest, ,,üt unicus esset suarum dilio- 
num domin atns", wagte aber noch nicht alle Nächgebornen von 
ihrer Aussicht auf die Regierung Zurückzuweisen und führte deshalb 
eine gemeinsame Regierung der beiden ältesten Söhne ein. 

t) Schulte* a. a. O. S. 13 — 20. 

2) Die kaiserliche Gonfirmationsurkunde ist im Auszuge mitgetheilt bei Pfeif- 
fer , über die Ordnung der Regierungsnachfolge im sächs. Hause 8. 816. 
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• ' ' • .. •• ' 

Aliein das ungenügende . dieser 'Verordnung "zagte sieh bald und mao 
kam daher ziir Einführung der wirklichen Primogenitur. > 

• ■ * * * ■ 

Nach einer Notiz Moser** sollen die beiden Herzöge Albrecht 
ütfd Wo.lfgang sich 1507 verglichen haben, „dafs ins künftige bin 
das Herzogthpra Baiern ungeth eilt bei einander bleiben, die Jün- 
gern Bruder aber einen blofs gräflichen Titel führen nnd sich mit 
standesmäfsigem Unterlrolte begnügen sollten * )." 

• ' * * • ' . ■ . 

In. der Heirathsabrede der Prinzessin Jtfaria von Oeslerreich 
und des Prinzen Albrecht wurde von dem Vater des letztem , Her- 
zöge Wilhelm von. Baiern, im J. 1535 versprochen! 

„Dafs Herzog Albrecht nach "seine* Vaters *Föde regierender Herr und Lan- 
desfürst in Baiern -sein und bleiben .solle ; und solle er (Herzog Wilhelm) sich 
jetzt für sich und seiner forstlichen Gnaden künftige Sohne verschreibeil und ver- 
binden, dafs der jetzige Sr. Gnaden Sohn Herzog Albrecht; dem die junge 
Königin vermählt wird, nach -seinem Herzog Wilhelm'* tödlichem Abgänge 
allein regierender Herr und Landesfurst sein und bleiben solle. 1 ' 

Am 28. April 1535 stellte Herzog Wilhelm noch . eine eigene 

* * * * 

Verschreibung über diesen Punkt aus: „Dafs der jetzige unser Sohn 
Herzog Albreehl nach traserm Tode allein regierender Herr sein and 
Weihen soll*)." Diese Verabredung wurde' in den wirklichen Ehe- 

■ * 

paoten von 1546 nochmals wiederholt. 

Im J. 1578 am 11. April machte Albrecht V. jein Testament uod 

*» * ♦«* . 

verordnete darin : - 

„Demnach ist .unser yäterliche Wille und* Meinung*, clafs auf unsern tödl- 
liehen Abgang die völlige Regierung des Landes unserm altern Sohn, Hersog Wil- 
helm, mit allen Bürden and Nutzungen aUermafsenr wie wjrs-jetzo als der einzig 
regierende Landesfurst inhaben , regieren und besitzen , aufgeladen und befohlen 
werden ohne Hinderung nnd Eintrag seiner Gebrüder.- Da, auch* unser Slqhn Her- 
zog Wilhelm mit .Tode abgehen würde,' alsdann sollen seine* Söhne ihm in der 
Regierung, auch allen andern, was wir ihm hiermit verordnet haben, sacceaV 
reo - i - — ~- -— also ' dafi jederzeit der älteste .und" dessen Nachkommen den 
jungem vorgezogen* werde »)." • ■ '., 

. Der Kaiser bestätigte diese Verordnung 'den - 10. Juli' 1678. 
Die Söhne. Herzog Albrethl's V. erkannten die väterliche Ver- 

Ordnung durch, einen- Vertrag vom 23. Sept. 158& feierlichst an: 

* 

;1) Moser XII. S.429. 2) Moser a. a. O. S;430.' 

3) Moser a. a. O. 8. 431. 
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„Es soll wegen Regierung ron Land und Leuten bei weiland hochgedach- 
ten Herzog Albrechten , Ihrer fürstlichen Gnaden Testament oder letztem Will 
bestehen , dergestalt daJV. Herzog Wilhelm auch Sr. fürstl. Gnaden, ehliche 
Erben mannlichen Namens und Stammes, jederzeit der älteste, die ganze und 
völlige Regierung der Fürstenthümer Ober— und Niederbaiern sammt allen dar» 
zu gehörigen Graf- und Herrschaften, auch welche künftighin noch dazu kom- 
men mochten — allein haben sollen, 1 )." 

Dieser Vertrag wurde am 16. Februar 1589 vom Kaiser be- 
stätigt. 

Der bäuerische Mannsstamm erlosch im J. 1777 mit dem Chur- 
fursten Max Joseph, sein Nachfolger wurde Karl Theodor aas 
der sulzbach 'sehen Linie, Churfürst von der Pfalz. Mit Max Joseph 
kam die Linie von Zwei brücken auf den baierischen Thron. 
Unter dieser gegenwärtig" regierenden Linie erfolgte die neueste Be- 
stätigung des Rechts der Erstgeburt in der baierischen Verfassungs- 
urkunde vom 26. Mai 1818 Tit. II. §. 2: „Die Krone ist erblich in 
dem Mannsstamme des königlichen Hauses nach dem Rechte der 
Erstgeburt und der agnatisch linealischen Erbfolge." 



B. Pfälzische Linie. 

Was die pfälzische Linie des Hauses Witteisbach anlangt, so 
war für die eigentlichen Churlande schon durch die goldene 
Bulle Untbeilbarkeit und Erstgeburt festgesetzt. 

Angeblich soll Ruprecht der jüngere im J. 1395 eine alle 
Lande des pfälzischen Hauses umfassende Primogeniturordnung ge- 
geben haben®)." 

Aeufsere und innere Grunde sprechen jedoch entschieden dafür, 
dafs diese Constitution, -welche 1651 zum ersten Maje zum Vor* 
scheine kam, ein- unechtes, untergeschobenes Machwerk 
ist; «ine Ansicht, welche schon Schilter 9 ) auf das entschiedenste 
vertreten hat. Wenigstens hat diese angebliche Constitution durch- 



1) Siehe LüfHg Part. spec. cont. IL unter Pfalz, S. 150, woselbst sich auch 
die kaiserliehe Bestätigung findet. l * - 

2) Lünig,- das deutsch* Reichsarchiv, Pars spec. unter Pfalz 583 — 593. 
Moser XJII.. S. 4— 9. 

3) In. seiner Abhandlang de feadis juris f ran cid $. 17. 
Schulze Enrtgeb.Rt- 27 
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m 

am» keinen practiseken Erfeig gehabt, indem nur die Unikeilbarkeil 
der eigentlichen Ctmrlatfde gewahrt wurde, alle andern Lande aber 
ohne Bedenken getheilt zu werden pflegten. Die kaiserlichen Beslä- 
ligungsurkunden des Erstgeburlsrechts von 1414 und 1434 , welche 
dem Churfiirsten Ludwig III. ertheilt wurden 1 ), hatten ebenfalls 
nur die mit der Churwürde verbundenen Lande im Auge und sind 
water nichts als Ausführungen der schon in der goldenen Bulle ent- 
haltenen Bestimmungen. 

Die Ausdehnung der Primogenitur auf alte, der Ckurlinte ge- 
hörenden Lande erwirkte erst Karl Ludwig; der Sohn Friedriche V., 
in dem westphäliscben Frieden. Instr. pac. osuabr. art. 4. §. 12: 

„Praeterea ut dictus dominus Caritas Lndpvtcus aliqßRtenua liberetor oaere 
pröspiciendi fratribus de appenagio , caesarea majestas ordioabit , Dt dictis siai 
fratribus 400 imperalium thalerorum millia iotra quadriennium , ab initio aooi 
renturi 1649 munerandum expeodantur , singulisqoe aoais 100000 solrantar una 
com annuo censu, quinque de centum computatis. 4 ' 

Da die Brüder des Churfiirsten gegen Einführung der Primoge- 
nitur sich nicht erhoben, so mufs man dieselbe als stillschwei- 
gend in der Churlhiie eingeführt betrachten. 

V. Hanaoyer ond Braun schweig. 

In dem braunsehweigischen Hause wurden schon seit früher 
Zeit Versuche gemacht,, die Uuth eilbar keit des Herzogtums 
festzustellen ; aber die darauf abzielenden Verordnungen wurden von 
dem mächtigen Theihmgssyslcme mehrmals wieder über den Haufen 
geworfen. Hierher gehört das S. 332 schon erwähnte Testament 
des Herzogs Magnus I. von 1551*)* ferner, der Brüdervertrag von 
1374»), der Vertrag von 1415*). 

Im m i 1 1 1 e r e n braunsehweigischen Hause wurde die Einführung 
des Rechts der Erstgeburt bei der Vermählung Herzog Heinrich*« 
zuerst verabredet. Die Einführung selbst erfolgte durch einen feier- 
lichen Vertrag der herzoglichen Brüder im J. 1535 (pactum Henrico- 

1) Siehe Lünig Pars spec. unter Pfalz 602 und 610, 606. 

2) Lünig Part. spec. cout. unter Braausohweig in suppl. ultim. 1012. 
S) Lünig Part. spec. cont. II. unter Braunschweig S. 254. 

4) Moser XIII. S. 71. 
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Wilbeiminum) ; kraft dieses Vertrags sollte „Herzog Heinrich und 
Dach ihm sein Mitester Sohn und nach demselben abermals des Ver- 
storbenen ältester Sohn and also immer in absteigender Linie regie- 
render Herr sein/' . Die Nachgebornen sollten nur eine Abfindung 
in haarem Gelde erhalten. Dieser Vertrag wurde von dem Kaiser 
Karl V. und der Landschaft feierlichst' bestätigt 1 ). 

Heinrieh der jüngere wurde nur von Eineai Sohne , dem Her- 
zoge Julius, überlebt, welcher am 29. Juni 1582 das Recht der 
Erstgeburt von neuem bestätigte: 

„Es soll demnach unser ältester Sohn als iostitutus unus et indubitatus Bie- 
res nach uns von allgemeiner unserer Landschaft vor ihren einigen, rechten, 
wahren und väterlichen Erb- und Landesfürsten angenommen, geehrt und ge- 
halten werden unsere jüngere zu der Regierung nicht verordnete Söhne 

sollen sich allerdings ernenntes Regiments, Verwaltung und Administration unse- 
res Fürstenthums Land und Leute ganzlich enthalten." ' 

Die Untheilbarkeit und das Recht der Erslgeburt soll sich auch 
auf die etwa noch hinzukommenden Laude erstrecken ; ebenso sol- 
len auch alle Mobitien, Artillerie, Geschütz, Pulver, Munition, Cre- 
denz- und Silbergeschirr, Zierrath und Tapezereien, Hof- und 
flausgeräthe u. s. w. dem Erstgebornen gehören. Diese sehr aus- 
führliche Verordnung wurde vom Kaiser Rudolf am 13. Sept. 1582 
bestätigt*). 

Das mittlere braunschweigische Haus ging aber schon im J. 1634 
ohne Erben ab und die ausführliche Primogeniturordnung desselben 
verlor somit ihre practische Bedeutung. 

Das jetzige königlich hannoverische und herzoglich braun- 
schweigische Haus stammt vom Herzog Ernst von Zella ab. 

A. Königlich hannorer'sche Linie.- 

Der jüngere Sohn Herzog Ernst's, Wilhelm, wurde der Grün- 
der der neuen lüneburgischen oder, zella -hannoverischen Linie; 
Wilhelm selbst hatte sieben Söhne. 

Unter den sieben Söhnen Wilhelm's von Zella kam am 15. April 
161*1 ein Vertrag zu Stande, wodurch festgesetzt wurde: 

1) Lünig Part. spec. unter Braunsohweig S. 62. 

2) Lünig Part. spec. cont II. unter Braunschweig S. 286 — 306. 

27* 
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„Als wir bei ans wohlfrodächtig erwogen haben, daß nicht allein die Tren- 
nung, der Fürstenthurab, Mark- uad Grafschaften von weiland Kaiser Frideriko I. 
hochlobl. Gedächtnifs aus vielen vernünftigen Ursachen verboten, sondern auch 
unsere löbliche Vorfahren, die Herzöge zu Braunschweig und Lüneburg celli- 
scher Linie bis heut dato keine Theilung eingehen oder verstatten, sondern nur 
Eine Regierung haben wollen; dafs wir uns brüderlich verglichen haben, thao 
es auch hiemit und in Kraft dieses Briefes also und dergestalt, dafs* unser Für- 
sten thamb und angehörige Graf- und Herrschaften, wie die anjetzo sein, auch 
was an Land und Leuten klein oder grpfs , noch mehr dazu kommen wird und 
mag , nimmermehr getheilt werden, sondern stets und allezeit bei Einem re- 
gierenden Landesfürsten dem es Rechts und der Natur Wegen jeder Zeit 

gebühren will, allein allerdings ungetrennt und unabgetheilt verbleiben und die 
andern Brüder oder Vettern, nach Gelegenheit des Landes und dessen Zostan- 
des , ohn einige Abfindung oder Abtheilung an Land und Leuten , in andern 
Wegen ihren furstl. Unterhalt daraus haben sollen *)." 

Dieser Vergleich bereitete die Primogenitur nur vor, indem er 

• * 

UntheilbarKeit festsetzte, aber unentschieden liefs, .wer jedes- 
mal regierender Herr sein sollte., 

- Der einzige überlebende Prjnz , welcher successionsfähige De- 
scendenz halte, war der sechste Sohn Herzog Wilhelm's, Herzog 
Georg, welcher in seinem Testamente von 1641 festsetzte, dafs 
nach dem Anfalle von Zella zwei regierende Linien in seinem Hause 
bestehen sollten , nämlich zu Calenberg und zu Zella , dafs aber in 

«< 

diesen Linien nicht weiter geth feilt werden sollte*). Durch 
diese väterliche Verordnung entstandet zwei regierende Speciallinien 
in der zella -hannoverischen Hauptlinie, zu Hannover oder Calenberg 
und zu Zella. 

Ernst August zu Hannover führte 1680, mit Einwilligung sei- 
nes Vetters, Herzog Georg Wilhelm's zu Zella, das Erstgeburts- 
recht in der hannoverisch - calenbergischen Linie ein 3 ). In dem Chur- 
fürstendiplome für Ernst August von 1692 wurde das eingeführte 
Erstgeburtsrecht bestätigt; der Kaiser erklärte: 

„Dafs (nachdem des Herzogs Georg Wilhelm Liebden sich gegen uns er- 
kläret, es dero Bruder Ernst August zu überlassen) wir bewirken wollen, 



1) Moser XIII. S. 98. 

2) Lünig Part. spec. cont. II. unter Brannschweig S. 117 — 126. 

3) Moser XIII. 8. 108. 
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daf« jetzgedachten Herzogs Ernst Aagusts zu Braunsch^eig Liebden vQr sich und 
dexo Descendenten männlichen Geschlechts juxta ordinem primögenitu- 
rae die Chorwürde wirklich erlangen." 

Seil Erlangung der Churwürde fand natürlich die Bestimmung 
der goldnen Bulle auch auf Hannover Anwendung. 

Als zur Ghur gehörig wurden aber sämmtliehe Lande dieser 
Linie angesehen , denn es heifsl : 

* 

„Mit dieser neunten Chur sollen de» Hertzogthums Braunschweig-Liineburg 
Fürstentümer Zella, CalenbCrg und Grubenhagen, samt denen darzu gehörigen 
Grafschajften Hoya nnd Diepholtz, auch übrigen gedachter beyder Gebrüder 
Liebden Liebden zugehörige Lande , Aemter , Stucken und Pertinentien ewig 
und » unzertrennlich , so lange eine mannliche ehliche Descendenz von seiner 
Liebden Hertzogen Erneato Augusto vorhanden, gehören und unter deneu Lan- 
den dieser neunten Ghur samt und sonders begriffen seyn 1 ).". 

Im J. 1705 starb mit Georg Wilhelm die zellische Linie aus, 
seitdem gab es immer nur Einen regierenden Herrn in der churfürst- 
lichen, jetzt königlichen Linie zu Hannover. 

Die neueste Sanction des Rechts der Erstgeburt findet sich in 
dem Landesverfassungsgesetze vom 6. August 1840. Cap. I. §. 12 : 
„Die Ordnung der Thronfolge wird durch die reine Lineal- 
folge nach dem Rechte der Erstgeburt bestimmt/ 6 

B. Herzoglich braunschweigische Linie. 

Ueber die Einführung der Primogenitur im herzoglich braun- 
schweigischen Hause konnte man bis jetzt nichts genaueres angeben. 
Selbst Moser tbeilt uns hier nur Vermuthungen mit. Ich habe mich 
daher an einen geachteten' braunschweigischen Beamten , Herrn Fi- 
nanzrath Mengen y gewendet, welcher, so gütig war, mir die not- 
wendigen Notizen zu verschaffen. Ich werde die mir gewordenen 
zuverlässigen Angaben auszugsweise mittheilen. 

Heinrich , der Stammvater dieser- Linie , war der ältere Sohn 
Herzog Ernst's zu Zella; er stiftete die frühere dannenbergische, 
jetzt wolfenbüttel'sche Linie. Herzog August zu Wolfenbüttel führte 
1636 das Recht der Erstgeburt in seinem Hause ein, indem er 

den Ständen des Herzogtums unter dem 19. Januar 1656 einen 

■ > 

1) Moser XUL 8.109. 



492 - dritte Periode, 

Revers wegen Atffrechterhaltong der Bestimmung des Vertrags ?<m 
1555 (pactum Henrico-Wilhelminum) über Unteilbarkeit, Primo- 
genitor und Volljährigkeitsalter ausstellte. Diese Reversalen sind 
seitdem beibehalten worden. Das Formular dazu findet sich in Ba- 
low's Beiträgen zur Geschichte der braunschw. - lüneburg. Lande. 
S. 203. (Braunschweig 1829.) 

In den unter dem 9. April 1770 zusammengestellten und als Ge- 
setz püblicirten Gesauimtlandschaftsprivilegien und Befugnissen heifst 
es Art. 9. : ,,Der gnädigste Landesherr wollen von getreuen Ständeo 
die Erbhuldigung nicht eher verlangen, bis dieselben, wie aber. den 
punctum primogeniturae also ober das pactum Henrich Wiihelniinuai 
hinlänglich assekurirt sind 1 ).'* 

Das Verfassungsgeselz , die ,,neuc Landschaftsordnung für das 
Herzogthum Braunschweig vom 12. Oclober 1832", enthält folgende 
Bestimmung, §.14.: 

„D|e Regierang wird vererbt in dem fürstlichen Gesammthause * Braan- 
schweig- Lüneburg nach der Linealerbfolge and dem Rechte der Erst- 
geburt und zwar zunächst in' dem Mannsstamme ans rechtmäfsiger ebenbürti- 
ger und hausgesetzlicher Ehe. Erlischt der Manasstamm des fürstlichen Ge- 
sammtbanses , so geht die Regierang auf die weibliche Linie nach gleichen 
Grundsätzen über." 

VL W u -r t e m b e r g. 

In dem Herzogsbriefe für Würtemberg vom 21. Juli 1495 wurde 
die Unteilbarkeit aller würtembergischen Lande festgesetzt, „dafs 
auch solches Hertzogthuni nicht zertrennt noch zer- 
theilt werde, sondemi>ei einander bleib 2 )." 

Eine merkwürdige abweichende Bestimmung wird sodann zo 
Gunsten Eberhard's des jungem und dessen Descendenz getrof* 
fen. Nach Abgang derselben soll jedoch die regelmäßige Primo- 
geniturordnung eintreten (S. 287). „Also das die Erstgebornen 
und die Ihenen von Iren absteigenden Linien allezeit vor andern 

1) v. Liebhaber, heraogL bratmschw.-lüaeb. Landrecht. X. S. 418. . Barn* 
schweig 1791. 

2) Lünig, Reichsarchiv Part. spec. cont. II. unter Würtemberg S. 710. Siehe 
auch MoKl t würtemb. Staatsrecht I. 8. 171. 



§. 49« Die Primogenitur Ja den regierenden Fürstenhäusern. 423 

statt und Vorgang haben, so lange Herrn Ton Würtemberg sein 
werden. 44 

Durch deti brüderlichen Vertrag vom 28. Mai 1617 wurde die 
angeführte Disposition des Herzogsbriefs von neuem bestätigt l )t 

„Und entlieh ist m Kraft solcher angesogenen Vertrage und firection da- 
hin eiomüthiglich abgeredet , däfs Herzog Johann Friedrich als der erstgeborne 
upd altfste Herr Binder das Herzogthumb Würtemberg und Teck sammt allen 
Graf" and Herrschaften, an Land und Leuten, Regalien und Würden, in Geist- 
lichen and Weltlichen, wie solche dero geliebter Herr Vater und Voreltern, re- 
gierende Herzoge zu Würtemberg wirklich besessen, regieret, genossen und ge- 
brauchet, überall nichts ausgenommen, für sich und dero eheliche männliche 
Leibeserben und derselben Nachkommen in Kraft, Form und Mab, wie oben an- 
gezogene Verträge und darauf erfolgte Erection ausweisen 9 haben- und behal- 
ten soll." 

Nur Mömpelgard sollte von dieser Bestimmung ausgenommen 
sein und dem zweiten Bruder ab regierendem Herrn überlassen 
werden. 

Der dri tle Bruder erhielt einige Ortschaften „mit aller Zubehör 
an Land und Leuten, sammt hoher Oberkeit und allen Gerecht- 
samen", mit der Bemerkung: 

„Dieweil diese Eigenmachang der Voreltern Exempeln zuwider aus frei- 
willigem gutem Gemüth hergeflossen, so ist ausdrücklich hiermit verabschiedet, 
dafs es in dergleichen künftigen Fälleu zu keinem praejudicio gedeutet, viel 
weniger gleichfalls zu practiciren , von* jemand begehrt noch gestattet , sondern 
nur als ein Special fall gehalten werden soll," 

Die übrigen Brüder sollten nun Gelddeputate und Naturalien er- 
balten , an den Orten ihrer Residenz aber durchaus keine Hofeeits- 
rechte ausüben. 

Das Testament Herzog Eberhard's III. von 1664, durch «wei- 
ches alle Abfindungen in Land und Leuten abgeschafft und die Un- 
theilbarkeitsverordnung ausdrücklich auch auf alle künftig zu erwer- 
benden Land und Leute erstreckt wurde, hat bereits an anderer 
Stelle Erwähnung gefunden*). (S. 288.) Die kaiserliehe Bestäti- 
gungsurkunde erfolgte am 29. April 1664. Die Landschaft nahm 
diese Verordnung unter die Landesgrundgesetze auf. 

1) Lümg a. a. O. S. 745 — 754. 

2) Moser XIII. S. 245. 
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Das Testament Herzog Alexanders von 1737 enthält eine neue 
Bestätigung der Primogeniturordnung 1 ).* 

Die würtembergische Verfassungsurkunde von 1819 Cap. 2. §. 7. 
sagt! „Das Recht der Thronfolge gebührt dem Mannsstamme des 
königlichen Hauses; die Ordnung derselben wird durch die Lineal- 
erbfolge nach dem Erstgeburtsrechte bestimmt." 

VII. Baden*). 

Die gegenwärtig regierende Linie ist die baden- durlach'sche. 
Markgraf Georg Friedrich zu Baden -Durlach verordnete in seinem 
Testamente von 1615: ,,Dafs. allein -der Erstgeborne ihm 
in der Regierung folgen und die Linealsuccession statt- 
haben solle 8 ). 

Markgraf Friedrich V. setzte im J. 1649 in seinem Testamente 
seine drei Prinzen zu Erben ein; doch sollte der Erstgeborne allein 
regierender Herr sein, die Lande unzerlrennt bleiben und die Lineal- 
succession JPlatz greifen 4 ). Kaiser Ferdinand HL bestätigte dieses 
Testament am 25. April 1654. 

Markgraf Friedrich Magnus hat in seinem Testamente 1693 das 
Recht der Erstgeburt und der Linealsuccession in seinem Hause be- 
stätigt, und es auf den Fall erstreckt,, wenn aoch das. Baden-Ba- 
den' sehe anfallen sollte 6 ). 

Dieser Fall ist im J. 1771 eingetreten und es giebt seitdem nor 
eine regierende Linie iq Baden, welche zu den früher markgräf- 
lichen Erblanden zahlreiche Gebietsteile erworben hat. 

Für die Gesammtheit dieser Lande setzte die Verfassungsur- 
kunde vom 22. August 1818 §.3. fest: ,,Das Grofsherzogthom ist 
untheilbar und unveräusserlich in allen seinen Tbeilen/* 4 



1) Moter a. a. O. S. 247. 

2) Mehrere auf die Einführung der Primogenitur bezügliche badisefre Haus- 
gesetze sind nur im Auszuge gedruckt; leider sind die erbetenen Acteostucke 

« 

aus dem groTsherzoglichen Archive bis heute noch nicht eingetroffen. 

3) Michaelis, Geschichte der Chor- und fürstlichen Häuser B. III. S.21& 
. 4) Moser, Familienstaatsrecht Th. I. S. 141. 

5) Michaelis a. a. O. S. 234. Moser a. a. O. 8. H?, 
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Durch das badische .Hausgesetz vom 4. Ociober 4817, welches 
in der Verfassungsurkunde vom 22. August 1818 bestätigt wurde, 
ist die Primogenitur von neuem festgestellt. 

VIII. Hessen. 
A. Hessen - Kassel. 

Die Primogenitur. in der kassel'schen und darmstädtischen Linie 
beruht auf dem S. 292 bereits erwähnten Vertrage zwischen Land* 
graf Wilhelm zu Hessen -Rassel und Landgraf Georg zu Hessen - 
Darmstadt 1 ) vom 24. September 1627. 

Dieser Vertrag wurde vom Kaiser bestätigt. Am 8. Juni 1628 
wurde, vom Kaiser für Hessen -Kassel in Beziehung auf den erwähn- 
ten Vertrag ein besonderes Primogeniturdiploro ausgefertigt 2 ). In 
der Einleitung desselben heifst es: , ' 

„Demnach durch vielfaltige Zerreifsuog und Vertheilung der Fürstenthümer, 
Graf- und Herrschaften und durch Menge der regierenden Herrn, nicht allein 
vornehme alte Familien tlnd Geschlechter im heil, römischen Reiche an Reputa- 
tion und Vermögen merklich geschwächt und zurückgesetzt, sondern auch Land 
und Leute zu nnserm und des Reichs höchstem Schaden und Nachtheil ins aufserste 
Verderben gestürzt würden u. s. w." 

Es wird daher festgesetzt: 

„Dafs zu jederzeit nur ein einziger regierender Landesfürst und Herr aus 
des ältesten Geburtslinien posterirend in der fürstlich hessen - kassel'schen Linie 
sein nnd nach den Rechten der Erstgeburt admittirt werden solle." 

Dabei wird dem Erstgebornen die Pflicht auferlegt: 

„Dafs solcher, der Primogenitur fähige Fürst die andern Fürsten nach billi- 
gen Dingen nnd Ermessen des Erstgebornen, mit Zuziehung der Ritter- und 
Landschaft und wie es bei andern fürstlichen Häusern im, heil. Reich so das 
Recht der Erstgeburt haben, gebräuchlich ist, ablege und sich mit denselben ab- 
finde." 

Nach längern Verhandlungen 3 ) setzte Kassel durch, dafs die 
Primogeniturordnudg auch im westphälischen Friedensinstrument£ 
bestätigt wurde. Instr. pac. osnabr. art. 15. §. 15. : 



1) Lünig , Part. spec. cont. II. unter Hessen S. 827— * 838, woselbst sich 
auch die kaiserliche Ratification befindet. 

2) Lünig a. a, 0. S. 846. 

3) Maser XIII. 8. 147. 
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„Firmoia qaoqne maneat et invicJabiHter costodiatar jus primogeni- 
turae in qualibet domo Hassiae casaellana et daraastadina introdnotnm et a 
caesarea majestate. confirmatum." 

Das Hans- und Staatsgesetz vom 4. März 1817 setzte von neuem 
die Linealerbfolge und die Primogenitur fest. Die hessische Verfas- 
stuigsurkunde vom 5. Januar 1831 §."3 sagt: „Die Regierang des 
churhessischen Staates — ist erblich vermöge leiblicher Abstammung 
aus ebenbürtiger Ehe nach der Linealfofge und dem Rechte 
der Erstgeburt. " 

B. Hessen - Darmstadt. 

In Hessen -Darmstadt beruht die Primogenitur, aufser auf dem 
bereits erwähnten Vertrage mit Kassel von 1627, auf einer Erbeini- 
gung der Brüder Ludwig, Philipp und Friedrich, vom 13. August 
1606 *). 

. Die . beiden jungem Brüder resignirten zu Gunsten des Erstge- 
bornen und seiner Desoendenz auf die Succession in Land und Leute 
und liefsen sich dafür nur ein ansehnliches Deputat in baarem Gelde 
versprechen : 

„Demnach wir bei uns vernünftig ermessen, auch die tagliche Erfahrung 
bezeuget, dafs durch. Vertheilung und Zerreifsung der Fürsten thümer, Graf- 
und Herrschaften und die Menge der regierenden Herrn nicht allein Land und 
Leute in Abgang und Verderben kommen, sondern auch die Häuser und Ge- 
schlechter sowohl an ihrer Reputation , als auch am Vermögen sehr geschwächt 
werden und letstich gar m Boden gehen .... so ist bewilligt , dafs Land und 
Leute mit untersdiiedeolichen Regierungen nicht beschwert, auch nicht aerrissea 
werden dafs unter uns und unsern Nachkommen unserer lieben Für- 
sten au Hessen nit mehr als ein regierender Herr sei, die andern aber sich nach 
Gelegenheit der Land mit Geld oder in andern Wegen ablegen lassen sollen." 

Die kaiserliche Bestätigung erfolgte am 29. Mai 1608 und er- 
klärt«, ,,dafs niese Statuta hinftiro zu ewigen Zeiten tauglich, kräf- 
tig und beständig sein , die Kraft und Wirkung eines immerwähren- 
den ewigen Statut! oder pacti gentilitii und juris primogeniturae haben 
sollten. u 

Die hessen- darmstädtische Verfassungsurkunde von 1820 d.i. 

1) Lünig a. a. 0. S. 812. , woselbst sich aoch die kaiserliche Bestätigung 
findet. 
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Art. 5. erklärt: „fiie. Regierung ist wi dem grefcherzeglichen Hause 
erblich nach Erstgebart und Linealfolge. " 

C. Hessen - Homburg. . 

Heföen -Homburg ist, wie bereits S. 377 erwähnt, aus einem 
dessen -darmstädtischen Deputat ein selbstständiger Staat geworden. 

Die hessisch -hombargischen Hausgesetze waren bis jetzt der- 
mafsen unbekannt, dafs selbst B. W. Pfeiffer, dieser gründliche 
Kenner der hessischen Staatsgeschichte, von der Existenz einer eige- 
nen Primogeojturordnung in dieser Linie nichts erfahren hat. Er 
{riebt die höchst unbestimmte Miltheiluag: „In dem Hause Hessen- 
Homburg endlieh richtet man sich wohl nach dWh altern Rechte 
des Stammhauses, jetzigen Grofsher2ogthums Hessen 1 )/* 

Ich bin dagegen in Stand gesetzt , durch genaue archivarische 
Mittheilung diese Angabe dahin zu berichtigen, dafs Landgraf Fried- 
rieh Karl zu Hessen - Homburg am 9. October 1749 eine sehr aas- 
führliche Primogemturordming gegeben hat , welche bis jetzt unge- 
druckt i£t. Ihr Hauptpassus lautet: ' 

„Nachdem wir in reue Erwägung gezogen, wie nach vielfältig tranriger 
Erfahrung durch Gemeinschaften und Theilnngen oft die grö'fsten Hauser ihren 
alten Glanz verlieren und Heim und Unterthanen in ein unvermeidliches Ver- 
derben gestürzet werden , auch wir in unserm fürstlichen Hause selbst die un- 
leugbarsten Proben haben , was für betrübte Folgen die Gommunion nach sich 
gezogen — so haben wir in diesen ganz erheblichen, ja aufs erst wichtigen Be- 
trachtenden schon im vorigen Jahre bei uns den ernsten und unbeweglichen Ent- 
schlaft gefafst gehabt, das ftfecht der Erstgeburt in unserer fürstlichen Linie 
auf die rechtsgültigste Art einzuführen. Wir ordnen demnach, dafs nach un» 
serm tödtlichen Ableben unser erstgeborner Sohn, Prinz Friedrich Christian, und 
in desselben Ermangelung dessen erstgeborner Söhn oder falls er ohne mann-» 
liehe Leibeserben oder vor uns Todes verführe, der von nnsern übrigen Söh- 
nen, »o uns Gott mit solchen segnen sollte, unmittelbar nach ihm folgende 
and sofort jedesmal derjenige, so der Linie *»öh dör nächste, in untern sämmt- 
lichen Aemtern succedire *)." • 

Am 15. Juni 1771 wurde die Primogenitur vom Landgrafen 

1) Pfeiffer a. a. 0. 5. 124. 

2) Archivarische Mittheilung des Herrn Geheimenraths - Secretärs Wiesen- 
bach. 
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Friedrich Ludwig bestätigt; von neuem in dessen Hausgesetz vom 
10. Juni 1803 >). 

Nachdem Hesseu-Homburg souverän geworden war, wurde 
am 28-October 1816 ein umfassendes Hausgesetz gegeben, welches 
folgende hierher gehörende. Stelle enthält: 

„Wir finden für gut, gedachtes jus primogenitorae als souveränes 
Oberhaupt unsere fürstlichen Hauses abermals durch gegenwärtige Urkunde zu 
wiederholen und zu bekräftigen, wiederholen und bestätigen anch solches hier- 
mit auf das feierlichste und dergestalt, dafs dieses jus primogeniturae in nnserm 
fürstlichen Hause zu ewigen Zeiten als ein unveränderliches und keinem Wider- 
spruche unterworfenes Hausgesetz gelten und aufrecht erhalten werden soll, mit« 
hin kraft desselben unser erstgeborener Prinz nicht nur als Erbprinz unser alleini- 
ger Lehns- und Allodial - Erbe sein und bleiben, sondern demselben unser ge- 
sammter Nachlafs, nichts ausgenommen, wie es Namen haben mag, erblich zufal- 
len , die Jüngern oder nachgebornen Prinzen aber sich mit der weiter unten be- 
stimmt werdenden Apanage begnügen und unter keinerlei Vor wand weder am 
Lehen noch Allodium' Ansprüche zu machen berechtigt, sondern vielmehr durch 
die Zahlung der Apanage in Hinsicht unsere gesammten Nachlasses — — für 
sich und ihre Erben zu ewigen Zeiten abgefunden sein sollen 2 )." 

Dieses Hausgesetz wurde anerkannt von den Prinzen Friedrieb 
Joseph, Gustav und Ferdinand. Gleiche Anerkennung wurde er- 
theilt vom Prinzen Philipp, Wien den 27. Nov. 1816 und vont Prin- 
zen Ludwig Wilhelm, Neapel den 19. Febr, 1817.' 

VC. Meklenburg. 

Die erste Grundlage für die Einführung der Primogenitur legte das 
Testament Johann Albrecht'sl. vom 22. Od. 1575, kraft dessen 
Herzog Johann, als der älteste Sohn, regierender Landesfurst 
sein , alle Lande und Leute erhalten, aber auch alle Lasten auf sich 
nehmen und dem Jüngern Sohne nur einige Aemter und Comthureien, 
jedoch „ohne die landesfürstliche Hoheit, Obrigkeit 
und Herrschung 4 ' einräumen sollte 8 ). Sehr bezeichnend sind die 

1) Archivar. Mittheilung. 

2) Archivar. Mittheilung. , 

3) Ludolf a. a. O. Fasciculus IV. 88 — 111 und Lünig, Part, spec cont. IL 
502 — 518. 



§. 49. Die Primogenitur in den regierenden Fürstenhäusern. .429 

Worte dieses Testaments über die unausbleiblichen Nachtbeile ge- 
meinsamer Regierungen (S. 393). 

Kaiser Maximilian bestätigte dieses Testament am 12. Juni 
1574 1). 

Dennoch fand schon 161 1 eine Tbeilung unter den Enkeln des 
Testators statt«). 

Im J. 1654 machte Adolf Friedrich , der Stammvater des jetzi- 
gen grofsherzoglichen Gesammthauses , eine letztwillige Disposition, 
wodurch er die Primogenitur, jedoch mit einigen* Modifikationen, 
von neuem anordnete 8 ). 

Im J. 1695 ging die gustrow'sche Linie ab, und es-entstan- 
den grofse Streitigkeiten zwischen dem regierenden Herrn Friedrich 
Wilhelm, Adolf Friedrich^ Enkel, und dem jüngsten >Sohne d$s 
letztern, Adolf Friedrich iL, welcher unterdessen zu Strelitz 
eine eigene Linie angelegt hatte, über die gustrow'sche Verlassen- 
schaft 4 ). 

Dieselben wurden durch den s. g. hamburger Vergleich vom 
8. März 1701 beigelegt , vermöge dessen Adolf Friedrich II. auf 
Güstrow verzichtete und dafür Strelitz und Ratzeburg mit aller Lan- 
deshoheit, cum voto et sessione in comitiis zugelheilt erhielt 6 ). 

In diesem Vergleiche wurde die Primogenitur für beide Linien, 
die Schweriner und die strelitzer, festgesetzt: 

„Solcher Gestalt soll /las jus primogenhurae et linealis successio sowohl in 
der jetzigen von weiland Herrn Friedrich zu Meklenburg herstammenden Linie, 
als anch bei Herrn Adolph Friedrich Durchlaucht fürstlichen Descendenz zu 
ewigen Zeiten unverrückt observirt werden." 

Dieser Vertrag wurde vom Kaiser am 26. März 1701 bestätigt. 
Dadurch ist die Primogenitur in beiden gegenwärtig regierenden 
Linien des Hauses Meklenburg eingeführt. 

In der schweriu'schen Linie wurde dieselbe nochmals durch 



1) Lümg , Part. spec. cont. II. unter Meklenburg in supplem. ult. S. 1036. 

2) Lünig a. a. 0. in supplem. ult. S. 1038. 

3) Luddf a. a. O. S. 111 — 133. Im Auszöge bei Moser XIII. S. 190. 

4) Siehe die beiderseitigen fiechtsdeduetionen bei Moser XIII. S. 195-*- 202. 
ö) Ludolf a. a. Q. S. 133 — 140 and bei Lünig , Part. spec. cont. II. unter 

Meklenburg S. 595., im Ausauge bei Moser XIII. S. 203 — 208. 
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einen Vertrag des regierenden Herrn mit seinen beiden nacbgeboroei 
Brüdern am 31. Januar 1707 bestätigt >). (S. 348 und 595.) 

X. Holstein. 
&. Gottorfische Liaie. 

Sehr viel Interesse bieten die Kampfe zwischen den Landesher* 
jren und den Ständen über Wahlrecht und Erbrecht. _ Ich verweise 
hier auf den mehrfach erwähnten Aufsatz von Mickelsen, ober das 
Wahlrecht der Schleswig - holstein'schen Stände 2 ). 

Herzog Johann Adolf von Gottorf führte kraft testamentarischer 
Disposition vom 9. Jan. 1608 unter seinen. Nachkommen die Primo- 
genitur ein 8 )» 

„Wir tbun kund und bekennen, dafs wir unsere* «ad unserer lieben Poste- 
rität höchste Nothdurft zu sein erachtet , nach 'dem Exempel der uns am nech- 
sten benachbarten fürstlichen Häuser auf Mittel zn gedenken, wodurch hoch- 
schädliche und zu Zerrüttung tinsera Stammlehns gereichende Rechtfertigungen 
unter unsera Nachkommen gänzlich verhütet and unser jetzo einhabender An- 
theü cles Fürstenthums Holstein nebst den incorporirten Landen, und was deo- 
selbigen inskünftige ferner a,ccre«cireri könnte, ungetheilt beisammen gehsJteo 
werden möge. — — — 

„Hieram disponiren wir, dafs nä'mlgnb' tTnter unsern Erben und Lehnsfolgera 
bei der Succession unserer einhabender Fürstentümer und Lande, es sei Lehn 
oder Erbe, wie es Namen haben mag., und wo dieselbe belegen seyn, nichts 



überall ausbeschieden , das jus primogeniturae von Erben zu Erben statt haben 

soll , dergestalt und also , dafs nach unserm tödtlichen Abgang — unser 

jetzo einhabender Antheil an dem Fürstenthum Schleswig -Holstein samt den- 
selben incorporirten Landen und was denenselben bei unserer Lebzeit oder son- 
sten inskünftige, anter was Titul und Namen es geschehen mag, zuwachsen 
oder angeleibet werden könnte, ohne einige Theilung oder Zertrennnng folgen 
und gebühren solle, unserm erstgebohrnen Sohn, der eines Lehens fähig und 
4er Regierung Land nnd Leute vorseyn mag." 

Kaiser Rudolf H. bestätigte am 28. Febr. 1608 diese Verord- 
nung in Bezug auf Holstein als deutsches Reichslehn, König Chri- 
stian IV. von Dänemark in Bezug auf das HerZogthum Schleswig 

1) Uo»er xnr. s. 206-208. 

2) Zeitschrift für deutsches Recht III. 8. 84. 

3) Die Primogeniturordnimg findet sich bei Lünig, Part, spec com* H. npter 
Holstein S. 56. Moser'8 Familienstaatsrecht I. S. |56.> 
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als dänisches Kronlehn am 13. Juli 1609 uad abermals am 8&. März 
1630. 

Diese Primogeniturordnoog stand in Widerspruch mit dem alteu 
Wahlrechte der schleswig-holsteinischen Stände und es kam auf dem 
Landtage zu Schleswig 1616 zu heftigen Streitigkeiten, indem der 
älteste Sohn Jobann Adolfs kraft seines Primogeniturrechts ohne 
weiteres succediren , die Stände ihn dagegen kraft ihres Wahlrechts 
wählen wollten. 

„Endlich sahen sich die Stände genöthigt, eine solche Erklärung, 
zu geben, dafs die beiden Laudesherren sich zufrieden damit erklär- 
ten, und es blieb jetzt nur übrig, sich wegen des Formulars der lau* 
desherrlichen Privilegienbestätiguug zu vereinigen, worüber man 
sich zuletzt dahin verglich, dafs dasselbe lauten sollte : „ „jedoch den 
punctum electionis ad jus primogeniturae restringiret 1 )."" 

Zufolge des rotbschitder Friedens 1658 erlangte Herzog Fried-* 
rieh für seinen schleswig'schen LandestheU die volle. Souveräuetät ; 
derselbe erneuerte in seinem Testamente als souveräner Fürst die 
Primogeniturordnung mit den Worten; 

„Neckst disem ordnen, sezen und wollen wir, daß» unser vilgeliebter älte- 
ster Sohn Christian Albrecht Einhalt des in onsertn fürstlichen 

Hause eingeführten, auch nachgehend« von Kaysern zu Kayseru bestättigten, 
nunmehr auch von uns im Fiirsten^hum Schleswig aus unbeschränkter sou- 
veräner Macht bestärekten und erneuerten juris primogeniturae in denen 
von uns beherrschten Fürstenthümern, Landen, Statten und Leuten ohne einige 
Schmalerung uns succediren und erblich nachfolgen, soll *)." 

Die gollorßsche Primogeniturordnung wurde von den Kaisern 
Leopold und Joseph wiederholt bestätigt. Letzterer nahm sogar diese 
Bestätigung 4707 in das Instrument des" altranstädter Tractats auf 8 ). 

B. Aeltere königliche Linie. 

In der königlichen Linie gab Friedrich III. am 24. Juli 1650 
„ein Erbstatutum juris primogeniturae et majorennitatis," welches 

%) Michelsetty das Wahlrecht der Schleswig r holsteinischen Stände, in der 
Zeitschrift für deutsches Recht III. S. 101. 

2) Moser l. S. 157. , . 

3) Moser XIH. S. 177- 
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in Ansehung des Herzogtums Holstein von Kaiser Ferdinand III. den 
9. Dec. 1650 und abermals vom Kaiser Leopold den 6. Mai 1664 be- 
stätigt wurde; für das Herzogthum Schleswig ertheilte Friedrich IH. 
als Oberlehnsherr sich selbst die ConGrmation *). In dieser Primo- 
geniturordnung heifst es: 

„Es sollen danach die Herzogthümer Schleswig und Holstein mit deren in- 
corporirten Landen und allen, was denselben in Zukunft etwa accresciren möchte, 
für die königliche Linie stets untheilba'r sein, indem die Erfahrung sattsam ge- 
lehrt hat, dafs die Zerstückelang des Landes und Vervielfältigung der Landes- 
regierungen nicht minder der Fürstenfamilie als den Unterthanen zum Nachtheile 
gereicht. Es solle daher in Zukunft die Succession immer einem einzigen Lehns- 
herrn nach dem Rechte der Erstgeburt zufallen." 

G. Jüngere königliche Linie. 

Auch in der sonderburg'schen Linie des schleswig-holslein 'sehen 
Fürstenhauses wurde die Primogenitur- eingeführt durch das her- 
zogliche Erbstalut vom 17. Dec. 1655, welches am 12. Jan. 1654 
vom König Christian IV. als Lehnsherrn des sonderburg'schen Lan- 
des, sowie am 10. Oct. 1648 vom König Friedrich III. confirmirt 
worden ist 2 ). 

D. Holstein - Oldenburg , jetzt Oldenburg. 

König Christian V. erklärte im J. 1691, dafs die für seinen 
Anlheil au den Herzogthümern festgesetzte Primogeniturordnung auch 
auf die ihm anheimgefallenen Grafschaften Oldenburg nnd Delmen- 
horst angewendet werden sollte. Kaiser Leopold ertheilte am 6. Juni 
1691 die gesuchte Bestätigung zu dieser Extension ,,auf die Graf- 
schaften Oldenburg und Delmenhorst nicht anders als ob selbige in 
mehrermeldetem Statute deutlich genannt wären. " Demnach rich- 
tete sich die Succession in Oldenburg und Delmenhorst nach dersel- 

1) Kaiser Ferdinand's III. Bestätigung des vom König Friedrich III. wegen 
der Herzogthümer Schleswig und Holstein zu Kopenhagen den 24. Juli 1650 er- 
richteten Erbstatuti juris primogeniturae et majorennitatis, soweit dasselbe Hol- 
stein betrifft, d. d. Wien 9. Dec. 1650, abgedruckt in Egger*9 deutschem Ma- 
gazine vom J. 1794. S. 624—637. 

2) Dieses Hausgesetz ist theilweise abgedruckt in der 1837 zu Halle er- 
schienenen kleinen Schrift: „Die Erbfolge in Schleswig - Holstein' 1 S. 11. 12. 
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ben Norm, wonach der königliche Antheil von Schleswig -Holstein 
vererbt wurde 1 ). 

Im J. 1773 gelang der königlichen Linie die Erwerbung des 
gottorPschen Antheils durch Austausch der Grafschaften Oldenburg 
und Delmenhorst, welche an den gegenwärtig regierenden Zweig 
des gottorPschen Hauses übertragen wurden. 

„Ein specielles Hausgesetz für das grofsherzoglich oldenburg'sehe 
Haus existirt nicht, sondern soll vielmehr erst erlassen werden und 
nach Art. 24 des Staatsgrundgesetzes vom 48. Febr. 1849 dem Land- 
tage zur Kenntnifsnahme und soweit nöthig zur Zustimmung vorge- 
legt werden. 

„Die Primogenitur ist nach dem allgemeinen Hausgesetze der 
gottorPschen Linie, welches am 9. Jan. 1608 von Herzog Johann 
Adolf erlassen wurde und nach den Tractaten vom 11, April 1767 
und 21. Mai 1773 immer gleichmäfsig beobachtet worden 1 )." 

Das neue Staatsgrundgesetz vom 18. Febr. 1849 Art. 8. verord- 
net: ,,Die Landesregierung ist erblich im Mannsstamme des Herzogs 
Peter Friedrich Ludwig nach dem Rechte der Erstge- 
burt und der Linealfolge." 

XI. Anhalt. 
A. DcttttD. 

Fürst Leopold zu Dessau errichtete im J. 1727 eine Primogeni- 
turordnung, dieselbe aber wurde erst am 12. April 1729 vom Kai- 
ser bestätigt 8 ). . ' 

B. Bernburg. 

Im J. H667 reservirte sich Victor Antadeus in seinen Ehepacten, 
die Primogenitur in seinem Hause einführen zu können. Der nach- 
geborne Fürst Friedrich zu Harzgerode traf eine gleiche Bestimmung 
für seine Linie' und dessen einziger Prinz Wilhelm behielt sich 
ein gleiches bei seiner Vermählung 1671 in den Ehepacten vor., 

1) Michelsett a. a. O. 3.104. 

2) Mittheilunfc des Herrn. Cabinetsrath v. Grün in Oldenburg. 

3) Moser, FamUienstaaterecht I. S. 140* 

Sehnte Eratg eb.Rt 28 
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Im J. «7f fährten Bernburg und Harzgerode durch eines ge- 
meinsamen Vertrag die Primogenitur in ihren Landen wirklich ein '), 
Im J* 19?8 erneuerte Victor Amadeas zu Bernburg dos Priüoge- 
niturrecht in seinem Testamente, welches der Kaiser bestätigte. 
Aus bestimmten Gründen wurde dieses Testament von 1678 wieder 
aulgehoben und 1696 ein neues errichtet, welches die Primogenkir 
unter einigen MedHteutionen wieder verfugte» Im J. 1699 wurde 
zwischen Bemfawg und Harsgerode ein Vertrag errichtet, kraft 
dessen die Primogenitur in beiden fürstlichen Linien Von neuen 
v er a b r e d et ward. Auch dieses Testament wurde vom Kaiser es* 
Brmirl. 

Im J. 1701 schlössen Bernburg und Harzgerode eine neue Ueber- 
einkunft., in welcher stipulirt wurde , dafe für Jen Fall des Ansster- 
bens der harsgerodiachen Linie deren Lande dem naebgebernen Prii- 
zen Leberecht aecresciren sollten, auch settteu alle anders An* 
fältle in twei gMebe Italic gehen , jedoch das Brstgdnuisrechl in 
beiden Linien, so lange beide neben einander bestehen wurden, fort- 
gepflanzt werden 9 ). 

Diesen Vergleich focht der Erbprinz tou Bernburg an und be- 
schwerte sich über denselben bei dem Reichshofrathe. Es wurde 
dieser Streit den 13. Febr. 1799 dnreh einen Vergleich beendigt. 
Kraft dessen wurde die Primogenitur abermals confirmirt, „damit 
nicht nur das fürstliche Baus bei seinem Lfisam erhaben , sondern 
auch die Cetlegien mit tüchtigen und geschickten Personen versehet 
und mithin Land und Leute überall wohl regiert werden möchten." 
Aber nicht nur für den snbdivirten bernburgischen Antheü, sondern 
auch für den etwa sich ereignenden harzgerodischen Anfall wurde 
das Recht der Erstgeburt festgesetzt; doch sollte der jüngere 
Brader Leberecht aufser seiner Geldapanage das Ami Hoyra mit 
allen Rertineutien , Zubehören , obern und modern Gerichtsbarkeit, 
uut dem Pat r on aU rc ch tc , doch ohne Landeshoheit erhalten *). An 
19. April 1799 erfolgte die kaiserliche ttestiüguaa; dieses Vergleich. 

1) JT**r XIII. a. 110. FamUiaistaatsmht I. &• 137. 

2) Maiw XIH. ft. ItX 

3) Anhall Staater. 305—330. 
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C. Zerbst 

Forst Johann 2« Zerbst hatte schon in seinen Efeepacten 1640 
auf Anrathen seines Schwiegervaters, Herzogs Friedrich zu Holstein, 
den Entschlaf* ausgesprochen, die Primogenitur bei seiner künftige* 
Descendenz einzuführen. Aliein er starb 1667, ohne die Sache 
durch ein Testament in Richtigkeit gebracht zu haben , mit Hinter- 
lassung von vier unmündigen Prinzen. 

Am 9. April 1676 trafen dieselben einen. Vergleich, kraft dessen 
die drei jüngsten Brüder ihrem ältesten Bruder zwar das jus prinjo* 
genitnrae einräumten , aber dabei ausmachten , dafs alle Ausfertigun- 
gen in gemeinsamem Namen erlassen werden und dafs neue Anfälle 
nicht dem Erstgebornen allein zu Gute kommen, sondern gel heilt 
werden sollten. Die Abfindung der Nachgebonten sollte zunächst 
in baarem Gelde stattfinden, ihnen jedoch, im Falle ihrer Vermäh- 
lung ein Amt zur Residenz eingeräumt werden *)% 

Dieser Vertrag wurde zwar vom Kaiser confirmirt, aber nach- 
her vielfach angefochten und darüber gestritten , ob er nicht mehr 
eine Gemeinschaft als ein wirkliches Primogeniturrecht enthalte*). 
Im J. 1742 starb die Descendenz des Erstgebornen aus und es re- 
gierten nun beide von der jüngsten Linie noch übrigen vorhandenen 
Brüder, Johann Ludwig und Christian August, gemeinsam. Ein 
solches Abweichen von der Primogenitur erklärt flieh dadurch, dafc 
nach dem Vergleiche von 1676 zwar unter den Linien selbst das 
Primogeniturrecht eingeführt worden, hingegen nicht bestimmt war, 
dafs es auch innerhalb jeder Linie beobachtet werden sollte. Im 
J. 1793 starb die zerbstische Linie aus. 

D. Kö'then. 

In der kö'then'schen Linie führte der Fürst Emanuel Lebrecht 
in seinem Testamente vom 2. December 1702 die Primogenitur 

1) Mo$er, anhält. Staatsr. S. 74 — 81., auch bei Utoig, Coot.II. part »nee. 
unter Anhalt 260—268. 

2) Das Gutachten der Jnristenfaooltat m Jena über dieae Streitfrage theilt 
Moser* Staat«. XIIL A. 116—120, im Aussage mit. 

28* 
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ein f ), der älteste Prinz sollte „zu einem völligen Successor in Land 
und Leute eingesetzt sein , ^ der jüngere Prinz ein gewisses Amt 
erballen, sammt allen Zubehörungen und Rechten mit Ausnahme 
des jus appellalionum und legationum , welches dem Regierenden 
verbleiben müTsie. Bei künftigen Erbfällen sollte der jüngere alle- 
zeit den dritten Theil mit allen landesfürstlichen Herrlichkeiten nnd 
Regalien bekommen. Es sollte auch in wichtigen Sachen* der äl- 
tere Prinz mit dem Jüngern fleilsig communiciren und dessen Rath 
erfordern, auch keinen Rath annehinen, es wäre denn der jüngere 
damit zufrieden;" 

Trotz dieser aufserordentlichen Vergünstigung protestirtd der 
jüngere Prinz gegen die Einführung der Primogenitur, „da ohne 
seinen ausdrücklichen Consens das Recht der Erstgeburt nicht haue 
eingeführt werden können/ 4 

Durch einen Vergleich vom 25. August 1716 vereinigten sich 
endlich die Brüder dahin: 

„Dafs der Erstgeborne * kraft des eingeführten Primogenitnrrechts das ge- 
sammte Fürstenthum Köthen als regierender Fürst mit der Landessnperioritat, 
allen Oberherrlichkeiten, Rechten und Gerechtigkeiten behalten, aber unbescha- 
det der landesfürstlichen Hoheit dem zweitgebornen Bruder zur Apanage und 
Satisfaction die hohe Grafschaft Warmsdorf ohne alle Schulden cediren 
sollte. Dem nachgebornen sollten in seinem Antheile sehr bedeutende Hoheito- 
rechte eingeräumt werden, die Beamten in seiner alleinigen Pflicht stehen, die 
Appellation nach Köthen nur in bestimmten Fallen' vorkommen, die jora epiroo- 
palia zwar dem Erstgebornen verbleiben, das Patronatsrecht aber dem Zweitge- 
bornen zugestanden werden. Auch in , dem Apanagium Warmsdorf sollte .dk 
Primogenitur Platz greifen 2 )." 

Die kölhen'sche Linie ist mit Herzog Heinrich am 23. Nov. 1847 
erloschen. 

XII. ff a s s a .-u 8 ). 

Von den zahlreichen Aesten der beiden Hauptzweige dieses 



1) Lünig , Part, spec cont. II. unter Anhalt S. 209. (unvollständig). Moser, 
Staatsr. des fürstl. Hauses Anhalt. 

2) Moser, anhält. Staatsr. 

3) Die Hausgesetze dieser fürstlichen Familie sind so unvollständig abge- 
druckt, dafs ich bei dem Mangel an Material nicht wagen konnte, «oe <Se- 



§. 49. Die Primogenitur in des re g ie r enden Fflrstenbiusern. 437 

Hauses bestehen nur noch zwei: Nassau-Weilburg in waka- 
mischeu uod Nassau-Diez im ottonischen Stamme. 

Für die Linie Nassau- Weilburg, jetzt schlechtweg Nassau 
genannt , welche alle Lande der abgestorbenen Linien des walrami*» 
sehen Stammes vereinigt, bildet die am 10. Dec. 1761 vom Kaiser 
bestätigte Primogeniturordnung des Fürsten Karl zu Nassau- Weil« 
bürg die Grundlage der Erbfolgeordnung f ). Das Recht der Erstge- 
burt wurde von neuem in dem berühmten Erbvereine vom J. 1783 
(§. 24.) bestätigt. 

Die Erbfolge der nässau -diezischen Linie interessirt uns hier 
nur soweit, als sie deutsche Lande regiert. Das Grofsherzog- 
thum Luxemburg ist seit 1815 mit dem Königreiche der Nieder- 
lande vereinigt und demselben Erbgesetze unterworfen. Für das 
Königreich der Niederlande bestimmt die Constitution vom 24« August 
1815 Cap. 2. §. 14. : „Die Krone ist erblich nach dem Rechte 
der Erstgeburt, so dafs der erste Sohn des Königs oder sein 
Descendent männlichen Geschlechts durch Repräsentation succedirt." 

XIII. Lippe. 

Schon Graf Simon III. ordnete im J. 1368 die Un (heilbar- 
keit seiner Lande an; 

' „Dat unse vorschrevene Gemene Land and Herschop - thosamende unde 
ungedehlet , ewelicken tho blievende* und wesen schall , unde des so hebben wy 
ene Gnade gegeven all unsen Rittern, Knechten', Steder — ■ dat'se, wanner, wy 
nicht lenger ene sindt, nümmermehr nicht, dan in ene Hand hülden en dö'rven 
ande nicht dan enen Heren hebben, de der Herschop von der Lippe en Erbe 
•y»).« (S. 318.) 

Aber nur die Untheilbarkeil der Grafschaft und die Indivi- 



schichte der Einführung der Primogenitur in diesem Geschlechte zusammenzu- 
stellen. Ich habe mich daher an den Director des geheimen Archivs zu Idstein, 
Herrn Dr. Friedemann, gewendet und von ihm das Versprechen erhalten, dafs 
mir eine gründliche Untersuchung über die nassauische Primogeniturgeschichte 
mitgetheilt werden solle. Da diese Mittheilung aber noch nicht eingegangen 
ist, so sehe ich mich genö'thigt, sie in einen Nachtrag zu verweisen und' hier 
mich auf einige kurze Bemerkungen zu beschranken. 

1) Moser, Familienstaatsr. Th, I. S. 190. 

2) Lünig , Part* spec. cont. II. unter Grafen und Herren 8. 91. 
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doabucoession, Hiebt der Vorzog des Alters wurde durch dieses Pri- 
vilegium festgesetzt, vielmehr scheint es, als ob <Simon III. der 
Landschaft und besonders den Slädleu ein beschränktes Wahlrecht 
unter seinen Descendenten habe einräumen wollen. 

Am it. Febr. 1593 erlangte Simon VI. vom Kaiser Rudolf ein 
Primogenitardiplom , in welchem der Kaiser bezeugt 1 ): 

„Was masseo mit etlichen glaubwürdigen uhralten, vor zweihundert «ad 
mehr Jahren seinen Unterthanen zn Lande und Städten gegebenen Privilegio zi 
bescheinigen , auch sonsten des Orths männiglich bewqst und anverborgen seye, 
dafs bey den Graffen und Herren zur Lippe über unverdenck- 
licheJahre eine stete" Gewohnheit gewesen, auch no ch seye, and 
also forter bifs auff ihn Graff Simon continairt verblieben, dafs die gaotze Graff- 
sohafft Lippe 4ind was derselben zugehörig und den .Graffen nnd Herrn zurLipp 
an Lehen, Brbverandenmg, Eynignngen nnd ausgerichteten Verträgen, oder sonst 
an liegenden und unbeweglichen Güttern zustünde , jederzeit zu desto stattlicher 
Erhaltung nnd Fortpflantznng desselbigen gräßlichen Stammes und Nahmens, 
nnd umb gemeines Landes Besten willen nnzerstuckt und onzertheilt ,von den all- 
sten mannlichen Leibes - Lehens - Erben , nach der Prärogativ und Soccessioo 
der Primogenitur oder Erstgeburt alleinig regiert, innengehaBt und gebraucht, 
die Unterthanen auch allein einem Manns -Erben in eine Hand gehuldigt" 

Diesen alten Gebrauch des lippe'scben Hauses sanctionirt der 
Kaiser mit folgenden Worten: 

„Dals nach todtfichem -Abgang mehrgenanntes Graff Simons die gantze 
Graffschafft Lippe nnd was daran gehört, ohne einige Theylung und Zertrennoag 
voUentaumentlich folgen und gebühren solle dem erstgebohrnen Sohn, der 
eines Lohns fähig und der Regierung Land und Lenthe vorseyn mag, und nach Ab- 
leiben desselben abermals dem Erstgebohrnen, oder da sichs zutrüge, daß dieselbe 
erst» Linien ohne niannlichen Le hns eiben gantzlich verfiele, «1«!««- Graff Simons 
ander gebohrnem Sohn, ob der noch im Leben wäre, oder da er tödtlich abgan- 
gen , gleichergestalt seinem Erstgebohrnen , und da auch desselben absteigend« 
Linie anfimorete, solche Nachfolge also forlh auff den dritten,' viertten und 
Nachgebohrnen nnd derselben absteigende Linien mannlicher ehelicher Gebort 
immer nnd ewiglich dahin zn verstehen, dals zwischen bemelten Graffen zur 
Lippe nnd desselben Geschlecht männliches Stammes zu ewigen unaufhör- 
lichen Recht die Socceasion der Graffechafft Lippe sambt ihren Pertinendeo ood 
Zubehornngen nach Ordneng und Erbgangsrecht die Erstgerechtigkeit und Prhnc- 
genker vererbt, die Unterthanen an Land nnd Städten auch demselben Primoge- 
nito nnd erstgebohrnen Manuserben in eine Handt allein gehuldigt seyn sollen/ 1 

a. a. a 8,566w 
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Das rmfaUmiscbe Privilegium wurde den *. SepL 16M vom Kein 
ser Ferdinand IL aar« neue bestätigt*), 1665«) von Ferdinand III,, 
1673 von Leopold I. 8 ), 1706 von Joseph 4 ), J712 von Karl VI, 

Merkwürdiger Weise vernichtete aber Simon VI. selbst, der 
Gründer der erwähnten Primogeniturordnung, den Segen, welchen 
diese Institution hätte tragen können, durch sein Testament von 
1697, worin er sein kleines Land unter seine vier Söhne ver- 
teilte und nicht einmal klare Bestimmungen über das VerhUtnifs 
des Erstgebornen zu den Portionen der Nachgebornen traf 4 ). 

Der älteste Sohn wird zwar vorzugsweise in dem Testamente 
als der regierende Herr bezeichnet, die Nachgebornen erhallen 
aber in ihren Antheilen ausgedehnte Hobeitsreohte, 

Langwierige Streitigkeiten zwischen der Linie, des -regierenden 
Herrn zu Detmold und der Nebenlinie zu Bracke waren die Folge 
dieser traurigen Inconsequenz*). 

Der Erstgeborne, Bernhard, starb bald, so bekam Simon VII., 
als regierender Herr , Detmold ; ein nach dem Testamente geborner 
Sohn, Philipp, erhielt Bückeburg; die Linie Hermann'« zu. 
SchwAlenberg ging bald wieder ab und so gab es nur eine regie- 
rende Linie zu Detmold und zwei Nebenlinien zu Bracke und 
Bückeburg. 

A. Detmold. 

« 

Ich übergebe die langwierigen Streitigkeiten, welche in der 
detmoldischen Linie zwischen Hermann Adolf zu Detmold und Jobst 
Hermann zu Biesterfeld geführt wurden. 

In der detmoldischen Speciallinie errichtete am 7. April 1694 



1) Lümg a. * <X S. 95. 

2) Den. 8. 104. 

3) De». S. 106. 

4) Den. S. 56& 

5) Den. 3. 97. 

6) Diese Streitigkeiten theilt Hoter sehr ausführlich mit B. XIV. Ä, 371 — 298 
und S. 301 —339. Wie wahr sind seine Worte; „*o rtuniren die groben Fa- 
milien einander durch mntoelle Ungerechtigkeiten i" 
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Simon Heinrich ein Testament 1 ), worin er die strenge Primo- 
geniturfolge für seine Descendenz von neuem einschärfte und die 
Nachgebornen nur auf ein Deputat setzte. 

Am 18. Mai 1706 erlangte der älteste Sohn Simon Hemrich's 
die kaiserliche Bestätigung des väterlichen Testaments. 

Die Streitigkeiten, welche nach dem Aussterben von Lippe- 
Bracke im J. 1709 zwischen Detmold und Bückeburg über den 
brackischen Anfall stattfanden , können uns hier nicht weiter inier- 
essiren. 

B. Schaumburg - Lippe. 

N In dem Hause Lippe -Bäckeburg, gegenwärtig Scbaunvburg- 
Lippe, errichtete Graf Philipp am 5. Februar 1668 eine vollständige 
Primogeniturordnung s ) : 

„Wenn aber unsere Land and Leute nicht weit begriffen und wir selbsten 
erfahren die grofsea Kosten, welche bei der Regierung erfordert werden and 
also , wenn unsere Söhne das Unsrige gleich theilen , beide verderben würden 
und dahero nunmehr fast in alle Hauser Teutschlands die Primogenitur ein- 
geführt, verordnen wir auch, dafs sofch Erstgeburtsrecht bei unsern Nachkom- 
men künfRig soll gehalten werden." 

Trotz seiner klaren Einsicht in die Uebelslände einer getheilten 
Regierung konnte Graf Philipp es nicht über sich bringen, die Primo- 
genitur auch consequent durchzuführen ; er überwies nämlich dem 
zweiten Sohne ebenfalls einen Antheil an Land und Leuten , indem 
er ihm Haus und Amt Alverdissen mit denselben Rechten, wie 
er es selbst besessen, einräumte und somit wieder seine eigene Haupt- 
bestimmung durchlöcherte. Im J; 1671 erfolgte für diese Disposition 
der lehnsherrliche Consens von Seiten Hessen -Cässels. 

Am 19. Febr. 1672 machte Graf Philipp ein CodiciH, worin er 
die Hauptpunkte seines Testaments bestätigte und nur wegen der 
Versorgung des zweiten Sohnes einige abändernde Bestimmungen 
traf»). 

Im J. 1681 bestätigte er in einem andern Codicille das Recht der 

1) Moser XIII. 8.316. 

2) Lüniff, Part. spec. cont. II. unter Grafen und Herren 'S. 564. 

3) Lünig, Spie sec. I. Th. 485. 
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Erstgeburt nochmals 1 ). Schon Graf Philipp hatte die kaiserliche 
Bestätigung seiner Primogentturordnung gesucht; es war aber bei 
seinen Lebzeiten nicht zum Abschlufs des Geschäfts gekommen ; «ein 
erstgeborner Sohn, Friedrich Christian, erhielt endlich am 24. Dec. 
1687 ein kaiserliches Bestätigungsdiplom ausgestellt, dessen Haupt- 
stelle folgendermaßen lautet: 

^ „Hoben darum — — nicht allein obinsenrte Extractus tettämenti et 'codi- 
cülornm in allem ihrem Innhalt, Mein- und Begreiffangen confirmiret und be- 
stätiget, sondern auch knifft dises Brieffes gnadiglich bewilliget . and verord- 
net, data za jederzeit nur ein einziger regierender Landesherr, und 
Graf in der Grafschaft Schatnnbarg, lippischen Antbeils mit aller Hoheit, 
Nozongen und Zugehör seye- und nach dem Recht der Erstgeburt so derselben 
Regierung und der dabei' sonsten za vertreten habender Besochnng der Reichs- 
und Crays - Tagen, auch anderer davon dependirenden Recht and -Gerechtigkei- 
ten, admittiret und zugelassen werden, mithin diser gräfl. lippische Antheil der 
schaumburgischen Grafschaft nach obermeldter Disposition weyland Grafen Phi- 
lipps unzertrennet seyn und bleiben solle 9 )." 

XIV. Schwarzburg. ' 

In den beiden Linien des fürstlichen , früher gräflichen Hauses 
Schwarzbarg ist ebenfalls die Primogenitur ausdrücklich eingeführt 
und seitdem unverbrüchlich beobachtet worden. 

■ 

A. Scbwarzburg - Sondershausen. 

Im J. 1691 crtheilte Kaiser Leopold I. dem Grafen Christian 
Wilhelm die grofse Comitive 3 ), m dem darüber ertheiiten Diplome 
erklärte er, dafs er geneigt sei, 'eine etwa zu errichtende Primoge* 
niturordnung aus kaiserlicher Machtvollkommenheit , uach erfolgter 
caussae cognitto, zu bestätigen: 

„Damit das gräfliche Haus Schwarzburg zu stets währender Zeit bei be- 
standigen Wohlsein und Aufnehmen , auch steter Ruhe und Frieden samt denen 
dabei interessirten Landen und Unterthanen um so viel mehr erhalten bleiben, 
hingegen allem besorgenden Zwietracht , Verderben ' und Unheil , so beides 



1) Lünig ,, Spie, sec I. Th. 487. 

2) Lünig, Spie. sec. I.Th. 488. Moser, Familienstaatsr. 235. 

3) Lünig, Part. spec. cont. II. unter denen Grafen zu Schwarzburg in supplem. 
107 — 126. 
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Herrn und Unterthanen au* Spalt- und Theilungen der Graf- and Herrschaften 
za gewarten, — — vorgebauet werden möge," 

Durch einen Successioos vertrag, welcher am 7. Sept. 1713 
zwischen den beiden Brüdern Christian Wilhelm und Anton Günther 
zu Sondershausen einerseits und ihrem Vetter Ludwig Friedrich zu 
Rudolsladt andererseits abgeschlossen ward, wurde die Primogeni- 
tur in beiden regierenden Linien eingeführt 1 ). 

Da dieser Familienvertrag als sanclio pragmatiea des fürstlichen 
Gesammtbauses angesehen wird and in der Entwickelung der Motive 
sehr interessant ist, so möge die Hauptstelle desselben hier Platz 
finden : 

„Nachdem wir in reife Ueberlegtmg gezogen, dafs unsre gesanunte furstl. 
Lande dereinsten, wenn wir nach göttlichem Willen versterben sollten, derge- 
stalt nicht beschaffen und hinlänglich, dafs ein jedweder yom unsern Prinzen 
eine eigene Regierung oder auch nur einen furstl. Staat an Dienern, Beamten 
and andern Notwendigkeiten führen, weniger unsere fürstlichen Hauses Digni- 
tät, Respect, Hoheit und Splendeur, zumalen da hinkünftig, wie zn vermuthen, 
allerseits mehr furstl. Erben erzenget würden, in ihrer Integrität verbleiben 
oder es mit denenselben bei solcher vielfaltiger Zerreifs- und Zergliederung ume- 
-rer Lande nnd Vielheit derer in Land und Leathe succedirenden Herren, als 
wodurch nicht allein vornehme furstl. Häuser an ihren Kräften und Reputation 
augenscheinlich geschwächt nnd herunter kommen, sondern auch Land und 
Leuthe sowohl- zu solcher furstl,. Häuser selbst, als auch zu Kais. Maj. des 
Reichs und gemeinen Wesens- Nachtheil zerrüttet und zertrennt werden, in die 
Länge würde bestand haben können, anderer unzählbaren und vennefslichen 
Angelegenheiten, die solcher Zerspaltung eines Hauses gemeiniglich za folgen 
pflegen, za geschweigen , um welcher willen 'nicht allein heut zu Tage fest im 
ganzen röm. Reiche das Recht der Erstgeburt eingeführet, sondern auch selbi- 
ges in vorigen undenklichen Zeiten von den meisten Uhralten Teutschen eben- 
sowohl beobachtet und noch immer in auswärtigen christl. Königreichen und 
Landen im Brauch gehalten und vor eine dem natürlichen, auch göttlichen 
Rechte nicht zuwider laufende, sondern vielmehr den Beifall der vernünftigen 
Völcker, ja eine nunmehr durchgehende Regul der Observanz in den Fürsten- 
thümern vor sich habende ganz billige, rechtmäfsige und höchst nöthige Anstalt 
erkennet, und dabei dieses gar nicht angesehen, daßs bei derselben, gleichwie 
bei allen zeitlichen Dingen, bevorab denen Landesregierungen, sie seyeo be- 



ll Mt$er XUS. S. 343 — 349 ,- vollständig bei Junghans, Geschichte der 
schwarzburg. Regenten S. 225 — 245. 
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schaffen wie tie wollen, sidb hier imd darein und andere UnvoUkommenheit 
and Gebrechen je zoweflen finden lauen, denen jedoch so viel möglich vorge- 
bant oder dieselbe zum wenigsten gemindert werden können ; also sind ans soi- 
eben fördringenden tapfern Ursachen, welche von uns bis anhero lange und reiflich 
überleget, auch darüber nöthige, gewissenhafte informationes eingenonimen wor- 
den, wir Fürst Christian Wilhelm, zumahlen auch auf beschehene. nachdrück- 
liche Vorstellungen unsers Herrn Bruders, Fürst Anton Günthers Lbd. mit dero- 
selben Rath, Vorbewufst, Bewilligung und Vereinigung, wie auch wir, Fürst Lud- 
wig Friedrich in conformität und zur Folgeleistang unsers in Gott ruhenden 
Herrn Vaters Gnaden und Lbd. disfalls in unsrer rudolstädtischeu Linie allbe- 
reits gemachten Verordnung, unter allerhöchsten Kaiserl. Confirmation und Ge- 
nehmhaltung , deren wir in antecessnm in denen kaiserl.- allermildesten privile- 
giis und diplomatibus zwar schon versichert, bewogen worden, das respectiva 
in unserm Hause allbereits eingeführte und bestätigte Recht der Erstgebnhrt, 
krafft dieses solenen und unwiderruflichen Vergleichs dergestallt feste zu setzen, 
dafs hinfuhro, da ohnedem allen menschlichen Ansehen nach, nach unsers Fürst 
Anton Günthers in Gottes alleinigen heiligen Willen stehenden Absterben, die 
sondershausische Linie sich wieder consolidiren wird, zu ewigen Zeiten, ein 
jeder von unsern beiden Linien mehr nicht als ein regierender Herr und zwar 
allzeit der Erstgeborne derselben seyn , diesen auch von seinen Descendenten 
manniglichen Geschlechts , so lange deren übrig seyn werden , jedesmahl der 
Erstgeborne succediren ; und da des Erstgebornen Linie abgegangen, die 8ucces- 
sion mit eben dem Rechte und Ordnung • auf den Secundogeoitum und dessen 
männliche Descendenten jedesmahl c^en Erstgebohrnen, auch nach Abgang dessen 
Linie auf den Drittgebohrnen mit gleichem Rechte nnd Ordnung und sofort immer 
von einer Linie, wenn dieselbe nach göttlichen Verhangnifs mit allen ihren 
Descendenten gänzlich expiriret seyn würde , zur andern und in ordine genera- 
tionis nächstfolgender Linie verfallen und bleiben , auch der Primogenitns und 
regierende Herr von jeder Hauptlinie die Regierung ohne Zumuthung derer an- 
dern allein fuhren , alle Verordnungen , patenta , resolutiones , decreta und was 
nur immer der Regierung, der Jurisdiction, Regalien nnd hohen Gerechtsamen 
ober Land und Leuthe anhängig , in seinen Namen allein expediren nnd besor- 
gen, nnd.daferne unserm fürstlichen Hause etwas von Land und Leuthen oder 
deren Aequivalent zuwachsen würde, solches jedesmahl allein behalten und be- 
sitzen; jedoch aber nach dessen Proportion und Ertrag die Apanagia seiner 
Herrn Agnaten und zwar anfangs unter nnsern jetzo paciscirenden Fürsten im 
ersten Grad nachlassender Prinzen, da die Apanagia ohnedem etwas gering aus- 
fallen möchten , durch die Hälfte von dem feilenden Interesse, hernach aber in 
dergleichen Fällen durch den dritten Theil davon vermehren sollen. — — 
Gleichwie wir nun nicht zweifeln , dafs über dieser unsrer Verordnung und in 
unserm fnrstl. Hanse nonmehro krallt dieses aufser allen Zweifel gesetzten Recht 
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der Erstgebuhrt «ich unsre nachgeborne .Sohne um-eo viel weniger in beidagei 
Ursache haben, als sie einestheüs vernünftig erwogen ond begreiffen können, 
dafs bei unendlichen Theüangen zuletzt die portiones ja so klein ond wenig, 
als selbige dermalen Ihnen ausgesetzt werden mochten , fallen , zugleich aber 
die Hoheit und Lustre unser» ganzen förstl. Hauses zu Grunde gehen und Ihnen 
damit selbsten die sonsten zu ihrer consolation immerfort bleibende Hoffnung, 
dafs auf jeden dererselben nach Gottes heiligen Willen und Vorsehung die ge~ 
«j^pi^ri»» Lande mit dem Vorrechte der Erstgebohrt' kommen können , entgehen 
wurde 1 )." 

Die nachgebornen Herren sollen durchaus sich keine Hoheils- 
rechte anmafsen, sondern mit Apanagien in baarem Gelde und einer 
blofsen Wohnung zufrieden sein. Selbst auf den Fall, dafs eine 
der regierenden Linien aussterben sollte., wird festgesetzt, „dafs 
dann alle schwarzburgischen Lande unter einen regierenden Herrn 
cqaksciren und also forderst unzertrennet und ungetheilet 
ewig beisammen bleiben mögen." 

Christian Wilhelm errichtete am 24. Sept. 1716 ein Testament, 
worin er das Recht der Erstgeburt nochmals besonders in der schwarz- 
burg-sondershäusischen Linie feststellte a ) : - 

„So viel nun die Succession unserer Lande und Leuthe und die institotio- 
nem heredis betrifft, so haben wir von langen Jahren her sowohl bei uns selb- 
sten als mit unsere Herrn Bruders und Herrn Vetters Lbd. Lbd. von unserm 
gesammten fürstlichen Hause die Oonservation und von Gott erlaubten Bemü- 
hung vor dieses unsers Hauses Aufnehmen in reifliche Erwegung gezogen ond 
befunden,, dafs die Einführung des juris primogeniturae von Gott selbsten unter 
seinem Volke vor ein nutzbares Mittel erachtet, auch bis jetzo fast 
nach gemeinem Völkerrecht gebrauchet, besonders im heil. röm. Reiche 
fast kein färstl. Haufs mehr zu finden , darinnen ein solches nicht observiret 
ond von alten und neuen Zeiten hero nach und nach zu Verbesserung ihr* 

8taats einzuführen vor gut ermessen worden wir ferner wohl erwogen, 

dafs durch so viele Zertheilung und Zergliederung all Ansehen und Krajft des 
Hauses geschwächt, und da keiner also bei seiner portiuneula denen Staats- 
oneribus, oder sich sonsten gegen allerhand Zufalle zulänglich zu conservireo 
gewachsen seyn kann , folglich bei weitern Divisionen endlich vollends gar zer- 
nichtet, auch durch solcherlei öftere Abtheilungen (mehrer Ungemach zu ge- 
schweigen) die Archiva und Nachrichtungen des* Hauses , zum höchsten Schaden 



1) Joh. Chr. Aug. Junghans a, a. O. S. 229 ff. 

2) Vollständig abgedruckt bei Junghans a. a. O. $.247—262. 
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des public! distrahiret und zerrissen, ja dem Lande und Unterthanen nothwen- 
dig oozelige Unangelegenheiten und Yerwirrangen zugezogen werden müssen, 
dahingegen durch eine wohleingerichtete Regierung die fiirstl. Familie, auch 
Land und Leute in bessern und bestandigen Flor und Lustre, auch in ihrer 
Hoheit , guten Schutz , obhabenden Rechten und Gerechtigkeiten fuglicher ad- 
ministriret, mithin die Reichs-, Kreis.- und andere onera ordentlich und schleu- 
niger besorget werden , in Summa in - und aufserhalb unsere fiirstl. Posterität 
dem Püblico und Privato weit nutzbarer und unter guter Achtung und ftespect 
ruhiger leben und sich considerabler auffuhren können wird ; solchem nach haben 
wir mit Gott entschlossen-, ordnen und wollen auch hiermit, dafs nach uosernr 
iu Gottes Händen stehenden seeligen Ableben in dem völligen Fürstenthum und 
'Landen unserer jetzigen sondershausischen Portion, — - wie auch in aller unse- 
rer Verlassenschaft, aufser was wir hierinnen davon änderst disnoniret haben 
oder sonsten noch disponiren möchten, unser ältester Sohn, Herr Günther als 
Primogenitur , so lange Sr. Lb<J. am Leben und nach dessen Abgang dessen nach 
Gottes Schickung etwan hinterlassender ältester Sohn und nachgehends dessen 
Sohnes Sohn, so förder jederzeit dessen älteste eheliche männliche Leibes-Lehns- 
Erben in absteigender Linie —-dergestalt und also, dafs diese unsere Sacces- 
sionsordnung m unsern jetzigen und künftigen anfallenden Landen und Leuten 
mit aller Zubehör und im übrigen fernere Verhaltung durchgehend* nach Ord- 
nung des Rechts der Erstgeburt und wie solches in unserm fiirstl. schwarzbur- 
gischen Gesammthause vorhin schon unter den 7. Septembris des 1713. Jahres 
durch eine gewisse Abrede und Verfassung, so hiemit allerdings pro norma ge- 
setzet, verbleibet, specialiter und umständlich eingerichtet worden, veranstaltet, 
und vorführet, auch in welchen etwan sich ereignenden Punkten daselbst oder 
durch diese unser Specialdisposition nicht alles genugsam oder deutlich' versehen 
wäre , nach der diesfalls im heil. Reich üblicher Primogenitur-, Observanz , die 
Verfügung hergenommen werden solle 1 )." 

Der Testator suchte Sie kaiserliche Confirmation nach, welche 
am 17. August 1719 wirklich erfolgte. Die über die Erthejlung 
der Confirmation geführten Verhandlungen theilt Moser im Aus- 
züge mit*). 

Das Landesgrundgesetz vom 24. September 1841 §. 6. bestimmt: 
„Die Regierungsfolge ist erblich im Mannsstamme nach dem Aechte 
der Erstgehurt und nach Ordnung der Linien nach dem furstl. Haus- 
vertrage vom ?. Sept. 1713." 



1) Junghans a. a. 0. S. 349 f. 

2) B.XIir:351— 357. 
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B« Schwarzbarg - Rtidolstadt«. 

Schon am 1. Juli 1710 setzte der Graf Albert Anton von 
Schwarzburg - Rndolstadt fest : 

„Data der jedesmalige primogenitus und Erstgeborner der Rudolstädtischen 
Linie die Regierung und was dazu gehört, soferne and solange derselbe zu der 
evangelisch lutherischen Kirche und Religion sich aufrichtig bekennet« ohne 
einige Yertheilnog des Landes «ad nach dem Rechte einer eigentlichen Primo- 
genitur haben , fuhren und behalten solle l )." 

> Aa> 18. Sept. 1716 wurde die rudolslädler Primogenitur von 
Kaiser oonfirmirl. 

XV. Waldeck. 

lieber die frühere Successionsgeschichte des Hauses Waldeck 

« 

ist bereits einzelnes vorgekommen (S. 125 und 185); ich bemerke 
noch, rfafs die Grafen von Waldeck gemeiniglich dem Erstgebornen 
die Administration ihrer Lande zu übertragen und ihn ein praeci- 
puum an Land nnd Leuten einzuräumen pflegten« 

Die wirkliche Einführung der Primogenitur erfolgte dagegen erst 
am 6. Juni des J. 1685 durch die Verordnung des Grafen Christian 
Ludwig zu Waldeck. Die Gründe für Einführung der Primogenitur 
sind in dieser Disposition sehr, ausführlich entwickelt : 

* 

„Demnach wir bei uns reifilich erwogen und betrachtet, auch an unter- 
schiedenen bevorstehenden Exempeln wahrgenommen und ersehen haben, wel 
chergestalt der Ruin nnd Decadence einer Familie oder Hauses vom Stand und 
Condition fast ehender nicht befördert oder herbeigezogen werden können, alfs 
wenn durch allzuvile Vertheilung die Graf- und Herrschafften zerrissen and 
versplittert und folglich die zu Evitirung obigen Unheils ohnumgängüch erfor- 
derte Gonservationsmittel extenuiret nnd verschwächt werden« Da wir ans nun 
gegenwärtig von der Güte Gottes mit sieben lebendigen Söhnen ans zweye» 
Ehen gesegnet -befinden nnd ob deren nicht noch mehrere zu erwarten stehen 

möchten? der Göttlichen Fürsehung aoheim stellen müssen, so fahles 

wir uns gedrungen, dafs wir neben Verschaffung ihres gebührenden standesmä'fii» 
gen Unterhalts unser fürnehmstes Absehen dahin gerichtet sein lassen , wie nnd 
auf was für Weise eine sd zulängliche Anstalt zu verfügen, damit der von uroern 



1) Mittheilung des Herrn Hofrath und Geheimen Archivar Hesse in Hudol- 
Stadt. 
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in Gott ruhenden Vorfahren wohlerworbene Spjendor and Ansehen unseres Han- 
se« Waldeck erhalten und soviel möglich vergröbert, in keiner Wege aber unter- 
drückt und verdunkelt werde über das alles aus- göttlichem Wort 

und der heutigen Tages fast allenthalben im Reich angenommenen Gewohnheit 
bekannt, dafs das Recht der Erstgeburt zu jederzeit für das bequemste und 
sicherste Mittel geachtet worden, Königreiche, Fürstentümer, Graf- und Herr- 
schaften in Flor und Ansehen zu bringen und dabei zu conserviren — — setzen, 
ordnen und wollen demnach ernstlich, dafs kraft dieses unsere Erbstatnts unser 
diesmal altister Sohn Friedrich in nnserm .halben Antheile der Grafschaft Wal- 
deck, wie wir solches gegenwärtig besitzen und es vi saperioritatis einem Lan- 
desherr* zu ko m m en mag, ans suocediren and dasselbe sammt aller Zubehör, Ho- 
heit, Jaribus und Regalien, nichts überall davon* ausgeschlossen jnre nrimogeni- 
tarne vor sich and «eme descendirende Mannsteibslehnserben , sohmge deren je- 
mand im Leben sein wird, auf unsern Todesfall allein innehaben, besitzen, 
tmt&en und gebrauche« , 4*bei aber die Unterthanen christlich und wohl regio« 
ren solle." 

Die folgenden Sohne und deren Descendetrz werden der Reibe 
nach subsliluirt. Für den Fäll jedoch, dafs der andere Antheil der 
Grafschaft Waldeck accresciren würde, wird bestimmt, dafs dann 
der Nächstgeborne eintreten soll, so dafs immer zwei regierende Li- 
nien in der Grafschaft Waldeck bestehen und das jus primogeniturae 
gültig observiren sollen. Auf die Revenuen der Grafschaft. Pyrmont 
werden die Deputate der Nachgebornen assignirt. 

Der gegenseitige Erbverlrag zwischen dem Fürsten Georg Fried- 
rich und dem Grafen Christian Ludwig erfolgte am 12. Juni 1.685 *}. 
In demselben heifst es : 

„So haben wir kein Bedenken gefunden, uns dahin mit einander zu verein- 
baren und zu vergleichen, dafs von nun an und hinführe- alle Wege und. zu 
ewigen Tagen das jus primogeniturae^ wie solches seiner Natur und Eigenschaft 
nach am bündigsten und kräftigsten geschehen mag, in hiesiger {Grafschaft Wal- 
deck eingeführet , observiret und gültig gehalten werden solle.'*' 

Es soft immer nur zwei regierende Herren in den waldeck'- 
schen Landen geben. Würde der wildungische mit dem arolsischen 
Antheile oder umgekehrt consolidiren , so soll der Zweitgeborhe 
einen dieser beiden Antheile erhalten.. Die übrige« NachgebonteJi 
sollen mit einem Deputate abgefertigt werden und an der Landes- 
regierung keinen Antheil haben. 

1) Lünig, Spicil. sec. Theil I. p. 1893. 
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Die beiden jungen Grafen, Friedrich und Heinrich Wölrad, be- 
kräftigten dieses Hansgesetz durch ihren Eid und die Deputirten von 
Ritterschaft nnd Städten traten demselben bei. 

Am 5. Juli 1687 errichtete Graf Christian Ludwig eine neue 
letztwillige Disposition., kraft deren er einen anerkennenswertbeo 
Fortschritt zur Individualsuccession that: 

„Weil wir bei ans forderist betrachtet und erwogen haben , wasmafoen der 
bei ermeldeten pacto reciproco und darin corfirmirten Erbsfcatuto intendirte Zweck 
von Gonservation und Vermehrung des Lustre vom Hans fiiglicher möge erreicht 
nnd obtiniret werden , wann anstatt in demselben beschehener Verordnung auf 
zwei regierende Herrn oder Snccessoren in der Grafschaft Waldeck nur Einem 
und zwar dem ältesten nach Art der Primogenitur das Recht der Succession zu- 
gelegt würde, .zu geschweigen anter Disposition eines einigen Herrn and Regen- 
ten weit mehr Einigkeit and Beförderung der. -Geschäfte za hoffen sein werden: 
— — so deklariren nnd erklären wir uns vor un&re Person hiermit, dafs an- 
statt der zwei Successoren , so - vermöge obangeregten pacti reetproei in* der 
Grafschaft Waldeck verordnet gewesen, für das künftige nur Einer nach Art 
and Eigenschaft des Primogeniturrechts succediren und erben solle 1 )." 

Der Fürst von Waldeck ertheilte zu dieser Abänderung seine 
Genehmigung und es wurde das Erbstatut nun dem gemeinen Land- 
tage zu Corbach vorgelegt, welcher „die Wiedereinführung 
— . des ohnehin fast im ganzen römischen Reiche üblichen juris pri- 
mogeniturae u dankbar genehmigte und sich eidlich zu dessen fort- 
währender Aufrechterhaltung" verbindlich machte. 

Nachdem der Fürst >zu Waldeck ohne Söhne und die vier altera 
Söhne Christian Ludwig's verstorben waren , erfolgte endlich am 
22. August 1697 die kaiserliche Bestätigung: 

,)Daf8 nach Graf Christian Ludwig's zu Waldeck als nunmehro der consoli- 
dirten Grafschaften Waldeck und Pyrmont alleinigen regierenden Landesberrn 
nnd Grafen tö'dtlichen Abgang desselben jetziger primogenitus alleine succedi- 
ren und sothane Grafschaften, wie sie Ew. Graf Christian .Ludwig besitzet oad 
dieselben vi superioritatis einem Landesherrn zukommen sammt aller dasu gdw~ 
rigen Hoheit, Rechten und Regalien, jure primogeniturae in Besitz zu nehmeo, 
innehaben , dieselben administriren und in allen Sachen verwalten , nach dessen 
Absterben aber sein des primogeniti ältester Sohn und nach demselbigen selbigen 
primogeniti Sohns -Sohn oder wann von denenselben keine mannliche Leibes- 
erben vorhanden, alsdann des primogeniti zweiter Sohn nnd also fortan 



• » » 



1) Mo$er XIII. 4. 374. Lünig a. a. Ü. S. 1900. 
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«ad alsfefbrt jedemlt der iikeste md Erstgeborne dernacbsteto winrikhen Lm»e 
su etnzigtr AcWnifCmtijp» and un zerthe Ute* Landesregierung und Saoeesmk 
an beiden Grafschaften zugelassen werden soll." 

Die seueste Bestätigung des Reebts dier Erstgeburt enthält die 
waldeckiscbe Verfassung vom 23. Mai 1649 Titel V. §. 84 x . 

»Die Regierung ist erblich in dem Mannssftamme de« Waldeckischen Für- 
stenhauses nach dem Rechte der Erstgeburt und der agn^a tischen Li* 
nealerbfolge. Erlischt der Mannsstamm, so geht die RegierungsDachfoIge 

auf die weibliche Linie über . ."" Nach dem Uebergange gilt wieder der 

Vorzog des Mannsstammes in der Primogeniturordnung." 

XVI. D i e ' R e u f s e n. 

Die Grafen Reufs hatten das Theilungssystem mit der äufsersten 
Consequenz durchgeführt und es war soweit gekommen , dafs durch 
die „analyse des infiniment petita" der Staat einer gänzlichen Auf- 
lösung und Vernichtung entgegengefahrt wurde. 

Die Gefahren, welche das fortgesetzte Theilungssystem für die 
Stellung des Hauses und das Wohl der Unterthanen mit sich brachte, 
konnten ihnen länger nicht verborgen bleiben und auf einem Ge- 
sehlecbtstage im J. 1668 wurde zwischen den verschiedenen Special- 
linien verabredet : 

„Die Herrn Reufteu haben meistenteils zq besserer Erhaltung und Aufneh- 
mung dieses alten Stammes vor zuträglich und nützlich erachtet , dafs fernerhin 
die fünf Theile ihrer Herrschaften wie sie der Zeit sein — — weiter nicht ver- 
theilet oder in fernere Portionen zerschlagen , sondern jedesmal auf den ältesten 
derer jetzigen und künftigen Besitzer ein solcher fünfter Theü sammt der herr- 
lichen Regierung unvertheilt gebracht r denen andern Sahnen aber ein gewisses 
AnuMgium nach Billigkeit gemacht, dach ihnen dessen gewisse Einkünfte gecveV 
net werden möchten 1 )." 

Es entstanden üfeer die definitive Gültigkeit dieses Rezesses 
grofse Streitigkeiten, welche Moser im Aaszuge mittheilt 9 ). 

Im J. 1681 kam der gerauische Geschlechtsrecefs sämmtlicher 
, Herren zu Renfs zu Stande, welcher bestimmte: 

• * 7 

„Es soll hmfuro kerne weitere Separation weder der Herrschaften, an sidi 



1) Lünig, Rekzuarchrr , Spicüegium eecttl. Dh. L S. 909, im Auszüge bei 
Moser, FamiHemtaatsrecfet. I. S. 249 und Staatsrecht XIII. $*&&. 

2) Staatsrecht XIII. S. 333 und FamiHeAsta»tsrocht I. 8, 260. 
Scaulse Erstgeb.Rt. 28 
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selbst ^ noch derselben Intraden und Proventnum vorgenommen , sondern es bei 
den fünf Theflen , wie sie anjeso sind — — allerdings iinsergäntzet gelassen 
werden.** 

• Dabei sollte jedem Herrn und seinen Suocessoren, „unter seinen 
Söhnen auf das beste, als er es nach- dem Znstande seiner Herrschaft 
am vorträgliebsten erachtet , das jns primogenitorae einzuführen und 
kraft desselben dem ältesten Sohne die Herrschaft allein zu haben 
und zu administriren , hingegen den andern Brüdern einen standes- 
mäfsigen Unterhalt zu verschaffen unbenommen sein , sondern ihm 
ganz frei stehen. " 

Bei Lobenstein und Ebersdorf sollte die Primogenitur sich von 
dieser Zeit anheben und der älteste solcüe Herrschaft nnd deren Ad- 
ministration allein haben 1 ). 

Im J. 1690 wurde auf einem Geschlechtstage verabredet: 

„Dafs die fünf Haupttheile nebst der landesherrlichen Regierung und Exer- 
ctrang des juris territorialis und was dem anhängig zu allen und jeden Zeiten bei 
dem ältesten Sohne verbleiben, also dieses als ein pactum gentilitium perpetnom 
oder lex fundamentalis unter dem ganzen Geschlechte zu ewigen Zeiten gelten 
•olle •)." 

Die Verträge von 1668 und 1681 wurden in diesem pactum 
gentilitium aufs neue bestätigt. 

So wurde durch diese allgemeinen Hausverträge die Primogeni- 
tur in allen Speciallinien festgesetzt. 

Gegenwärtig besteht das reufsische Haus nur noch aus zwei re- 
gierenden Linien. 

In dem einzigen noch blühenden Zweige der altern Linie, in 
dem Hanse Reufs- Greiz, besteht eine eigene Primogeniturordnuog, 
welcbe vom Reichshofrathe bestätigt worden ist 8 ). 

In dem Hause Schleiz wurde im J. 1679 von Graf Heinrich I. 
eine Disposition gemacht, worin festgestellt wurde: 

„Dafs besagte Herrschaft auf seinen ältesten Sohn und dessen ältesten Solu 
auch Sohnes Sohn und soferner oder da dessen Linie ganz abgienge auf »ein« 
■achgebornen Sohn, dessen 8ohn und Sohns -Sohn und so weiter nebst derLaii- 



1) Lump, Spicfl. sec. I.Theil S.949. Moser, Familienstaatsrecht Th.1. S.251. 

2) Moser, Famüienstaatsrecht I. S.252. Staatsrecht XIII. S.341. 

3) Moeer, Famüienstaatsrecht I. S.256. 
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desregierang , jedoch nach den dabei detennmirten Absätien nnd Bedingungen 
unyertheilt allein kommen, dem jungem Herrn aber ein mehrere* nicht als was 
von ihm als Vater zn seinem Unterhalte assigniret and geordnet worden, zukom- 
men, noch er sich anzumafsen befugt sein und dieses also unveftriichlich obser- 
virt werden solle 1 )." 

Diese väterliche DispositioB legte Heinrich I. dem Geschlechts- 
tage von 1690 vor und die Agnaten ertheilten derselben ihre Zu- 
stimmung. 

Graf Heinrich XI. zu Schleiz machte 1726 ebenfalls eine Dispo- 
sition, vermöge deren der älteste zwar die Regierung immer allein 
haben , dem Nachgebornen aber ein Dritttheil der Tntraden abgeben 
sollte. 

Eine Nebenlinie von Schleiz ist im Besitze der Herrschaft 
Köstritz und führt deshalb den Namen Schleiz-Köstritz. Ob- 
gleich die Besitzungen dieser Linie nie mit voller Landeshoheit be- 
sessen wurden, so gilt doch auch für sie Untheilbarkeit und 
Primogenitur. 

Nach der gefälligen Mittheilung des Herrn Rath Alberti in 
Hohenleuben „gründet sich die Primogenitur in dem Paragio Köstritz 
auf den allgemeinen Geschlechlsrecefs vom J. 1668, ist aber in der 
Disposition des Stammvaters der köstritzer Nebenlinie, Heinrich's I. 
zn Schleiz, vom J. 1669 noch ausdrücklich festgesetzt*)." 

Das Staatsgrundgesetz für die Lande jüngerer Linie vom 30. No- 
vember 1849 bestimmt §. 62: „Das Recht auf die Regierung des 
Landes ist , den Hausgesetzen gemäfs , erblich im Mannsstamme des 
fürstlichen Hauses nach dem Rechte der Erstgeburt und der agnati- 
schen Linealfolge. " 

XVII. Lichtenstein. 

Auf meine Anfrage ist von der fürstlichen Hofkanzlei keine 
Antwort eingegangen ; ich kann daher über die Successionsordnung 
dieses fürstlichen Hauses weiter keine Nachricht geben, als was 
Moser darüber mittheilt: 

„Dafs in diesem forstlichen Hanse ein Majorat vorhanden sei, welches aber 

1) Mom, Familienstaatsrecht I. 8.250. 

2) Schriftliche Mittheilang. 

29* 
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■tobte anders wäre «1* gewisse nrit einem FldeicoomiH* belegte Guter, ia wd- 
dvn die Suocessioa nach Ordnung der Primogenitur statt int 1 ). t< 



§. 50. 

Die Primogenitnrordnungen in den ehemals reichsstündischen , gegen- 

wärtig standesherrlichen forstlichen und gräflichen Familien. 

Da ich „das Recht der Erstgeburt" in der vorliegenden Ab- 
handlung lediglich vom staatsrechtlichen Gesichtspunkte aus auf- 
fasse, so können die Primogenitarordnangen derjenigen Häuser, 
welche heutzutage keine wahre Staatsgewalt mehr, innehaben , nur 
ein untergeordnetes Interesse darbieten. Die s. g. standes- 
herrlichen tbeils fürstlichen , theils gräflichen Familien haben jedoch 
bis zum Anfange dieses Jahrhunderts die Landeshoheit besessen und 
ihre Territorien haben bis dabin dieselben Stadien der staatsrechtli- 
chen Entwicklung durchlaufen, wie die gegenwärtig noch bestehen- 
den Staaten Deutschlands. Ich halte es daher für angemessen» an- 
hangsweise wenigstens die Urkunden anzugeben ,. durch welche 
die Primogenitur in vielen dieser Häuser eingeführt worden ist. Bei 
der geringern politischen Bedeutung dieser Familien sind ihre Priuio- 
geniturordnungen in den grofsen staatsrechtlichen Sammelwerken viel 
unvollständiger enthalten , als die der grofsern Fürstenhäuser, Bei 
dem sporadischen Zustande des mir zu Gebote stehenden Quellenma- 
terials kann daher die nachfolgende Zusammenstellung auf Vollstän- 
digkeit keinen Anspruch machen. 

Aremberg. Ertheünng der Herzogswiirde durch Kaiser Ferdinand III. im 
J. 1644, wobei zugleich die Primogeniturordnung eingeführt wurde. Moser, Staats- 
recht XIII. S. 250. Familienstaatsrecht I. S. 183. Pfeffinger, Vitr. illustr. Th. II. 
S.543. 

Auersberg. Festsetzung der Primogenitur bei Einführung in das Für- 
stencolleginm im J. 1653. Pfeffinger, Vitr. illustr. Th. II. S. 539. 

Bentheim. Procefs über den Bestand des Primogenitorrechts im J. 1725. 
Mottr, Staatsrecht XIII. 8. 281. — Einführung der Primogenitur bei Bentheim- 
Bentheim im J. 1751, welche auch auf ein erstattetes Reichshofrathsgutachten 
den 21. Mai 1751 vom Kaiser bewilligt wurde. Moser, Familienstaatsrecht Th. I. 
S. 200. 



1) Moser, Staatsrecht XIII. 3.256. 
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C ol 1 o r 6 d o -> AI a n ni Feld. Erhebung in den Reichsfttrstenstand mit Ein- 
föhrung der Prfmogeaftiir Tom J. 1763.. Lundorp y Act* pubL Th. VII. S. 717. 
htihig , The«; ja*, com. S. 865» . 

Die* riehst ein. Bestätigung der Fürstenwürde and Einführung der Pri- 
mogenitur vom J. 1630. Xundorp T. VII. L.6. S. 53. 

Erbach. a) Erbach-Schö'nberg. Priraogenkurverordnung vom Jahre 
1751, kaiserliche Confinnatiori vom 8. Mai 1752. Reufs, Staatskanzlei 1785. 
Th. X. $.84. Moor, StaaUarchiv 1751. 9. Th. S.26 and 1752. 9. Th. S.405. 

b) Erbach-Fürstenau. Primogeoitarverordnung vom 17. Nov. 1768: 
Moser, Familienstäatsrecht I. S.205. Reuft a. a. O. S. 85. 

c) Erbach-Erbach. Primogeniturverordnung vom 25. Juni 1783. Reufs' 
a. a. O. S. 87. -Bestätigt am 28. Mai 1784. 

Furstenberg. Erhebung der heiügenbergischen Linie in den Fürsteostand 
durch kaiserliches Diplom vom J. 1664, wobei die Erstgeburtsfolge angeordnet 
wurde. (Moser meint, dats diese Verordnung mehr ein Seniorat involvire and 
zugleich dem Vater eine Art von Wahlrecht unter den 8öhnen gewähre*) Als 
1712 die reichafurstl. Wurde auf die möüskirchiache und stuhlingische Linie aus- 
gedehnt wurde, setzte Kaiser Karl VI. für dieselbe auch die Primogenitur fest. 
Lümg, Reichsarchiv spie. sec. Th. I. S. 184. Primogeniturverordnung vom 1. 1755. 
Pötter, über Mifcheirathen. S. 305. 

F u g g e r. Familienrecefs vom 1 . August 1807, wodurch das Recht der Erst- 
geburt m allen Linien dieses theils fürstlichen^ theils gräflichen Hauses befestigt 
wurde. Emminghaus, Corp. jur. germ. II. Theil S. 15. 

Giech. Primogeniturverordnang kaiserlich bestätigt am 23. Mai 1725. 
Meter , Staatsrecht XIII. S. 288. FamüienstaaUrecht Th. I. S. 206. 

Hohenlohe. a) Einführung der Primogenitur in der Linie H © h e n 1 o h e - 
Langenbarg am 3. Juli 1713. hudolf de introduet. primog. in append. VI. 
S. 21. Die kaiserliche Bestätigung erfolgte am 16. Juni 1717. Moser, Staatsrecht 
XIIL S. 291. Familienstaatsrecht I. S. 209. 

b) Errichtung der Primogenitur in der ausgestorbenen Linie Hohen lohe - 
Weickersheim im J. 1717. Die kaiserliche Bestätigung erfolgte am 27. Ja- 
nuar 1718, der bischöflich würzburgische lehnsherrliche Consens am 16. Juni 1721. 
Lünig, Reichsarchiv spie, sec Th. I. S. 323. Moser, Familienstäatsrecht I. S. 207. 

c) Bestätigung der Primogenitur in der Linie H o h e n 1 o h e- B ar t e n s t e i n 
am 13. Juli 1752. Moser, Familienstaatsrecht Th. I. S. 210. 

d) Errichtung der Primogenitur in der Linie Hohenlohe-Schillings- 
f ürst im J. 1746. Moeer, Familienstäatsrecht I. S. 210. 

e) Kaiserliche Bestätigung der Primogeniturordnung in der Linie Hohen- 
lohe-Oe bringen am 28. Juni 1754. Moser, Familienstaatsrecht I. S.207. 

f) Kaiserliche Bestätigung der Primogenitur in der Linie Hohenlohe««. 
Kirch berg am 18. Juni 1761. Moser, Familienstäatsrecht I. S. 209. 
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Isenburg. Primogenitnrverabredang bei den Linien Wachterebach, Meer- 
holz und Büdingen im J. 1687 und 1692, welche jedoch za keinem völligen Ab- 
schlüsse kam. Moser, Familienstaatsrecht Th. I. S. 286. Statutum primb- 
geniturae der gesammten Grafen von Isenbnrg am 25. Febr. 1712, kaiser- 
lich bestätigt am 4. Mai 1713. Lütüg, Spie. sec. Th. II. S. 1647. Moser, Fami- 
lienstaatsrecht Th. I. S. 286 ff. 

.Königsegge. In der rotenfelsischen Linie wurde» die Individualsncces- 
ston festgesetzt 1666, aber in der Form einer s. g. irregulären Primogeni- 
tur. Moser XIII. S. 296. Dasselbe verordnet das kaiserliche Diplom von 1675 
und der Vergleich vom 10. Dec. 1681. Moser XIII. 8. 297. Lünxg, Spie, sec 
I. 379. 

Leiningen. Primogeniturdisposition von Leiningen-Hartenburg 
vom J. 1728 und 1753 kaiserlich bestätigt. Moser, Familienstaatsrecht Th. I. 
S. 215. Staatsrecht XIII. S. 300. Primogenitnrverordnung der Grafen von L e i - 
ningen-Westerburg vom J. 1757. Moser, Familienstaatsrecht Th. I. S. 215. 
Ueber die Prhnogenittirangelegenheiten der aasgegangenen Linie Heydesheim und 
die darüber entstandenen Streitigkeiten mit Gnntersblnm siehe Moser XIII. 
8.305. 

. L e y e n. Primogeniturverordnung vom J. 1661 , neu errichtet und kaiser- 
lich bestätigt 1711. Cramer, wetzlarische Nebenstanden Th. 19. S. 150 — 175. 

- Lobkowitz. Aach in dieser Familie findet nach Moser'* Angabe, Fami- 
lienstaatsrecht I. S. 186«, die Primogenitur statt, aber über die Zeit der Ein- 
führung habe ich nirgends eine sichere Notiz gefanden. 

. L owenstein - Werth heim. Statut wider die Primogenitur vom 
J. 1597, kaiserlich bestätigt 1608. Lünig y Reichsarchiv, Spie, sec Th. 1. S. 501 
und 502. Moser, Familienstaatsrecht I. S. 237. Primogeniturverordnung in der 
fürstlichen Linie von 1672 (nach Moser's Annahme, Familienstaatsrecht I. S. 237«). 
Primogeniturverordnung in der gräflichen Linie vom J. 1770, in demselben Jahre 
vom Kaiser bestätigt. Familienstaatsrecht I. S. 239. Pütter, Mifsheirathen S. 307. 
Primogeniturverordnung vom 8. März 1781. Reufs, Staatskanzlei Th. II. S. 399. 
Oettingen. Primogeniturverordnung der Linie Oettingen - Spielberg vom 
J. 169&. Moser, Familienstaatsrecht Th. I. S. 243. Primogeniturverordnung der 
Urne Oettingen - Wallerstein vom J. 1765 , kaiserlich bestätigt am 18. Februar 
1766. Familienstaatsrecht Th. I. S. 245. 439., Th. II. S. 109. Pütter über Mifs- 
faeirathen 305. 

Salm. Primogeniturvertrag der Rheingrafen vom 5. October 1730, kaiser- 
lich bestätigt am 10. Febr. 1738. Moser, Familienstaatsrecht Th. I. S. 191 und 256. 
Der älteste der drei contrahirenden Brüder errichtete für seine Linie noch eine 
besondere Primogeniturdisposition, welche 1763 vom Kaiser bestätigt wurde. 
Moser, Staatsrecht XIII. S. 342. 

Schwarzenberg. Reiohsfürst nach dem Rechte der Erstgeburt am 
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14« Juli 1670. Dem fürstlichen Hause Schwarzenberg gab Kaiser Leopold im 
J. 1071 die Befagnifs, unter seinen Söhnen die Primogenitur einzuführen. Moser, 
Familienstaatsrecht I. S. 199. 

So Im 8. Die Grafen Johann Friedrich und Friedrich Ernst zu Solms- 
Laubach führten das Recht der Erstgeburt ein, welches am 11. April 1729 
vom Kaiser bestätigt wurde. Grofse Streitigkeiten in der .rödelheimischen Linie 
über das Recht der Erstgeburt. Moser, Familienstaatsrecht Th. I. S.257. 

Stollberg. ' Primogenituryerordnung der Linie Stolberg - Wernigeroda 
rom J. 1710. Moser, Familienstaatsrecht I. S.265. 

Waldbarg. Primogenit unrerordnung der Linie Waldburg - Friedberg und 
Trauchburg am 15. December 1724. Moser, Familienstaatsrecht Th. I. S. 249., 
Th. II. S. 1119. 

Wi e d. Erbstammsvereinigung und Einfuhrung der Primogenitur im J. 1613. 
Lümg , Reichsarchiv , Spie. sec. Tb* II. S. 1496. 



Berichtigung und Nachtrag. 



8. 302 ist bemerkt worden, dafs von den Linien des sonderburgischen Hau- 
ses, aufser der Linie Sonderbarg - Angustenburg, noch die Linie Glückeburg 
blähe. Diese Angabe ist aber insofern nicht richtig, als die ältere glücksbur- 
gische Linie bereits 1779 erloschen ist and die Linie, welche jetzt den Namen 
Glooksburg fahrt, die frühere beckische ist. Die Namensveränderung, welche 
in dieser Linie vor sich gegangen ist, konnte leicht zu dieser Verwechselung 
fahren. 

Nachträglich bemerke ich, dafs die von mir 8.432 erwähnte Primogenitar- 
ordnang des Herzogs Alexander* von Sonderbarg vom 17. December 1633 bei 
Sommer, „die Staatserbfolge der Herzogthämer Schleswig - Holstein" S. 278— 
286 abgedruckt ist. 

Auch in der erloschenen plönischen Linie wurde ein Primogenitfirstatnt 
richtet. 
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